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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Einen wunderschönen guten Morgen!

Ich darf die Sitzung des Gemeinderates für eröffnet erklären.

Entschuldigt sind Herr GR Römer und Frau GRin Dr Laschan, der ich an dieser Stelle in Ihrem Namen, der Tradition gemäß, zur Geburt ihres Sohnes Stefan recht herzlich gratulieren möchte. (Allgemeiner Beifall.) Wir werden ihr im Namen des Gemeinderates ein kleines Glückwunschtelegramm übermitteln.

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 03957-2004/0003 - KVP/GM) wurde von Frau GRin Korosec an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet: Wie ist die deutliche Reduzierung bei den nicht-medizinischen Kosten pro Belagstag in den Wiener Spitälern zwischen 2001 und 2002 erklärbar?
Ich ersuche bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Einen schönen guten Morgen! Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Sie fragen mich nach den nicht-medizinischen Kosten pro Belegstag und ich gehe davon aus, Sie beziehen sich auf die Ergebnisse der Krankenanstalten-Zahlen-Zusammenfassung, wo es diese Unterschiede zwischen dem Jahr 2001 und 2002 gibt. Die Erklärung ist eine sehr technische und bezieht sich darauf, dass diese Berechnungen in einer Phase der Unternehmenswerdung zu Grunde gelegt wurden und der KAV in dieser Phase der Unternehmenswerdung anders gerechnet hat, anders berechnet hat und seine Kostenstellen anders verbucht hat, als er dies vorher tat, weil auf eine innerbetriebliche Leistungsverrechnung umgestellt wurde. Dadurch haben sich diese unterschiedlichen Zahlen ergeben. 

Die Vorgangsweise war auch eine korrekte, weil sie entspricht der Kostenrechnungsverordnung für landesfonds-finanzierte Krankenanstalten des Bundesministeriums für Gesundheit und Frauen. Nichtsdestotrotz führte es dazu, dass die Zahlen nicht vergleichbar waren, wie Sie richtig feststellen, und von da her im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Gesundheit und Frauen auch festgelegt wurde, dass in Zukunft wieder die alte Berechnungsmethode verwendet wird.

Also, kurz zusammengefasst, diese unterschiedlichen Zahlen ergeben sich aus rein unterschiedlichen Verrechnungsmethoden, sind wenig aussagekräftig und werden deswegen in Zukunft, beziehungsweise in der zukünftigen Vergangenheit, weil wir reden ja dann bei der nächsten Herausgabe dieser Statistik vom Jahre 2003, wieder nach der alten Methode berechnet werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Dankeschön. Die 1.°Zusatzfrage, Frau GRin Korosec.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herzlichen Dank, Frau Stadträtin, für die Erläuterung.

Grundsätzlich ist aber zu sagen, dass die Gemeindespitäler Wiens sehr hohe nicht-medizinische Kosten 

haben, also 185°EUR auch jetzt nach Bereinigung, im Gegensatz zum Durchschnitt von Österreich mit 111,50°EUR pro Bett, das sind 66 Prozent mehr. Jetzt muss man natürlich den Großstadtcharakter und die Universität einkalkulieren, wenn man aber das alles mit einbezieht, sind es trotzdem sehr hohe Kosten. Und ich muss schon sagen, hier ist sicher ein Einsparungspotential vorhanden. Ich nehme an, das wissen auch Sie und daher meine Frage: Was haben Sie mittelfristig, also kurzfristig einmal, und auch mittelfristig, vor, um diese Kosten im nicht-medizinischen Bereich zu reduzieren? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sie haben selber richtig gesagt, es gibt natürlich Gründe dafür, dass diese Kosten höher sind als in anderen Bundesländern. Einige davon haben Sie genannt, es gibt aber natürlich noch sehr viel mehr Gründe dafür, wie zum Beispiel die Vorhalteleistungen, die gerade in großen Spitälern in Wien notwendig sind, weil wir eben nicht nur versuchen, die Wiener und Wienerinnen möglichst exzellent zu versorgen, sondern auch die Bewohner und Bewohnerinnen der Umlandgemeinden. 

Intensiveinheiten haben natürlich auch höhere Overheads als zum Beispiel ganz normale Einheiten, die wir in den Spitälern haben. Mehr Personal - und in manchen Bereichen haben wir mehr Personal, wir bekennen uns aber auch dazu aus Qualitätsgründen - bedeutet natürlich auch mehr Overheadsachen wie SozialarbeiterInnen, Betriebskindergärten und die dafür notwendigen Räumlichkeiten. Das kostet alles Geld und das ist mit ein Grund, warum die Kosten so hoch sind.

Ich bin aber Ihrer Ansicht und stehe nicht an, hier auch sehr deutlich zu sagen, dass wir in Zukunft sehr kritisch reflektieren müssen, welche dieser zusätzlichen Kosten wir wollen - denn Betriebskindergärten wollen wir gerade aus dem Blick Vereinbarung von Beruf und Familie – und welche Kosten aber in Zukunft einsparbar sind. Auch ich glaube, dass wir durch bessere Organisation, durch bessere Vernetzung, durch Nutzung von Synergien, durch das oft zitierte, aber wahrscheinlich noch ein bisschen mehr in die Praxis umzusetzende Schnittstellenmanagement, das wir ja auch innerhalb der Krankenhäuser haben, hier noch einiges an Einsparungspotential besitzen. Und die Aufgabe der Zukunft wird sein, eben hier sehr deutlich zu unterscheiden, was sind Kosten, die wir haben, zu denen wir uns bekennen, weil wir sie wollen für die Patienten und Patientinnen, weil wir sie wollen für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen – Stichwort Betriebskindergarten, und ich erwähne das Beispiel, weil es mir nach wie vor als Frauenpolitikerin, auch wenn ich es hier nicht mehr offiziell bin, aber es liegt mir nach wie vor am Herzen, besonders wichtig ist -, und welche Kosten es sind, die wir einsparen können.

Das wird die Aufgabe der Zukunft sein und das wird sicher eine meiner allerersten Aufträge auch an die neu zu bestellende Führung in der Generaldirektion des Krankenanstaltenverbundes sein. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 


Die 2.°Zusatzfrage, Frau GRin Mag Schmalenberg.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Die Umstellung auf eine innerbetriebliche Leistungsverrechnung ist uns jetzt seit sehr vielen Monaten eigentlich immer als Grund dafür genannt worden, warum die Zahlen oder die Kosten im Krankenanstaltenverbund sehr unübersichtlich und eigentlich intransparent und für uns teilweise nicht nachvollziehbar sind. Das bedaure ich und hoffe, dass sich das jetzt in Zukunft ändert, weil es ist ja schließlich jetzt vollzogen und wir hoffen, dass wir jetzt genauere und transparentere Informationen bekommen. 

Wenn wir heute über Einsparungen reden, dann denke ich mir, dass es Einsparungen gibt, die notwendig sind, die sinnvoll sind, dort, wo es um Verschwendung geht, dort, wo es um überproportionierte Ausgaben geht. Es gibt aber auch Einsparungen, die zu Lasten der Patienten gehen, wie etwa zum Beispiel - und ich habe Ihnen das schon einmal erzählt -, dass in manchen Krankenhäusern das Mineralwasser eingespart wird und nur mehr Leitungswasser ausgegeben wird, was innerhalb des Spitals zu Konflikten unter den Patienten führt, weil immer wieder auch Klassepatienten gemeinsam mit normalen Patienten in einem Raum liegen und die einen nicht verstehen, warum es die anderen kriegen und umgekehrt, und ich denke, dass diese ungleiche Behandlung nicht notwendig ist in einer Stadt wie Wien.

Und ich möchte Sie daher fragen, was Sie tun werden, um solche Einsparungen, die zu Lasten der Patienten gehen, von Seiten der Politik her hintanzuhalten. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich würde mir wünschen, Frau Gemeinderätin, dass wir ein wenig differenzierter und ein wenig präziser diskutieren würden. 

Sie haben das Mineralwasserbeispiel schon in der Ausschusssitzung gebracht und ich würde Sie bitten, wenn Ihnen da etwas Sorgen gemacht hat, dass Sie mir ganz konkret sagen, wann und wo jemandem Mineralwasser verweigert wurde. Ich bin gerne bereit - Sie werden verstehen, wenn ich es nicht persönlich mache - meine Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu bitten, sich auch darum zu kümmern. Aber grundsätzlich würde ich meinen, dass man mit den Begrifflichkeiten ein bisschen vorsichtiger umgehen sollte. Denn wenn Sie sagen, es gibt generell Einsparungen zu Lasten der Patienten und Patientinnen und das einzige Beispiel, das Sie nennen, ist dieses – ich will es nicht gering schätzen, aber das Mineralwasser ist doch nur ein kleines Beispiel -, dann würde ich meinen, dass der große Begriff "Einsparungen gehen zu Lasten der Patienten und Patientinnen" vielleicht doch etwas undifferenziert ist.

Gerade haben wir darüber diskutiert, dass uns eher vorgeworfen wird, dass wir zu viel Geld ausgeben. Also, das passt irgendwie nicht so ganz zusammen und ich glaube, die Lösung aus diesem Widerspruch ist die, dass wir eben sehr differenziert und uns sehr genau die Dinge anschauen. Und deswegen würde ich auch bitten, nicht den Begriff Verschwendung zu verwenden. Es geht um Menschen, es geht um Patienten. Es geht um Menschen, die krank sind und unsere Unterstützung brauchen, und ich möchte niemandem meiner Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, den vielen Tausenden in den Spitälern, vorwerfen, dass sie verschwenden, so nach dem Motto: „Schmeißen wir das Geld beim Fenster raus." und ich glaube, dass Sie das nicht so meinen.

Aber worum es geht, ist dass wir jetzt sehr genau differenzieren, so wie ich es vorhin an dem Kindergartenbeispiel getan habe, um auseinander zu halten, wo bekennen wir uns dazu und sagen, jawohl, das sind Kosten, jawohl, das ist teuerer, aber es ist im Interesse der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen oder Patienten und Patientinnen und wo können wir strukturell organisatorisch Maßnahmen setzen, um noch verstärkt einzusparen. Diese Diskussion würde zu führen sein. 

Dazu lade ich auch ein, dass wir die gemeinsam führen, weil es nicht leicht sein wird, hier die Grenze zu finden. Ich von meiner Seite bin jedenfalls wild entschlossen, es zu tun, weil ich glaube, dass es notwendig ist, dass wir auf der einen Seite effizienter arbeiten, aber dass es keinesfalls zu Lasten der Patienten und Patientinnen gehen soll. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die 3.°Zusatz-frage, Frau GRin Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin, ich bin Ihrer Meinung, wir reden heute nicht um Einsparungen, sondern um Verschwendung. Das war die Frage von Frau Kollegin Korosec. Sie kennen wie ich den jüngsten Rechnungshofbericht, der ja zu Beginn dieser Woche im Kurier zitiert worden ist, wo ein Sittenbild von struktureller und massiver Verschwendung im SMZ-Ost dargestellt wurde. Die Tatsache, dass 2002 Gehaltserhöhungen von 32 Prozent im Höchstfall genehmigt wurden, war damals junktimiert mit einer Flexibilisierung der Dienstzeit zugunsten der Spitäler, sodass man eine ausreichende und effiziente Auslastung der Häuser erreichen kann. Allein, diese Junktimierung 
ist nicht erfolgt. Im Gegenteil, es wurde festgestellt, 
dass, obwohl die Normalarbeitszeit nicht erfüllt war, 6 500 Arbeitsstunden als Mehrdienstleistungen abge-golten wurden. Ich halte das für ungeheuerlich, das ist eine Geldverschwendung der unglaublichen und massiven Weise, wissend das Faktum, dass gleichzeitig - und auch das kritisiert der Rechnungshof - Operationen verspätet beginnen, ein Rückstau auftritt, Wartelisten entstehen, weil die Chirurgen zu spät kommen. Frau Stadträtin, ich bin sicher, Sie sind wie ich der Meinung, das ist unduldbar. 

Gangbetten gibt es, weil Procuratio-Patienten nicht in Pflegeheimen untergebracht werden. Hin und hin, dieser Rechnungshofbericht ist ein Einblick in eine Verschwendung, die sich die Stadt nicht leisten kann. Und ich frage Sie daher, Frau Stadträtin, gibt es ähnliche strukturell bedingte Verschwendungen in den anderen KAV-Häusern und was gedenken Sie dagegen zu tun? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das muss ein Missverständnis gewesen sein, liebe Frau Dr Pilz. Ich hab mich dagegen verwehrt, den Begriff Verschwendungen zu verwenden, weil ich glaube, dass das eine undifferenzierte Diskussion ist und die möchte ich eigentlich nicht führen. Ich habe mich ehrlich gesagt sehr gefreut, dass in meiner ersten Gemeinderatsausschusssitzung wir, glaube ich, eine sehr sachliche Diskussion geführt haben und ich hoffe ehrlich gesagt, dass wir diese sachliche Diskussion auch dann, wenn die Fernsehkameras dabei sind, trotzdem so weiterführen können. Mein Anliegen wäre es jedenfalls und ich lade nicht nur dazu ein, sondern ich bitte sogar darum, weil es um die Interessen der Patienten und Patientinnen geht.

Und deswegen glaube ich nicht, dass man hier von Begrifflichkeiten wie Sittenbild, Verschwendungen und so weiter, reden sollte, sondern dass wir sehr sachlich die einzelnen Punkte diskutieren, und dazu bin ich selbstverständlich sehr gerne bereit.

Zur Frage der angesprochenen und vereinbarten Flexibilisierung der Dienstzeiten der Ärzte und Ärztinnen: Es ist nicht richtig, dass es hier zu gar keinen Maßnahmen gekommen ist, es hat sehr wohl Flexibilisierungsmaßnahmen und Veränderungsmaßnahmen gegeben in verschiedensten Spitälern, auch im SMZ-Ost, aber vor allem auch in anderen. Es ist aber genauso richtig, dass es noch nicht so weit ist, wie es vereinbart wurde und dass diese Vereinbarung auch sehr allgemein gehalten war. 

Dazu sind zwei Dinge zu sagen: Das eine ist, dass sich mittlerweile auch die Rahmenbedingungen ein wenig geändert haben. Zum Beispiel zwingt uns das neue Ärztegesetz, das die Ausbildung verstärkt vorsieht, sogar am Vormittag da zu sein wegen der auszubildenden Ärzte. Das soll aber kein Grund sein, ich wiederhole, kein Grund sein, dass wir nicht diese Flexibilisierungen und diese Verbesserungen weiterhin im Auge haben und ganz intensiv angehen und Sie können sicher sein, dass das eines meiner Hauptanliegen ist, dieses umzusetzen, aber mit derselben Vehemenz, mit der ich mich dazu bekenne, dass ich dieses Anliegen umsetzen möchte. Mit derselben Vehemenz bekenne ich mich auch dazu, dass ich es gemeinsam mit den Betroffenen machen möchte und dass ich glaube, es macht nur dann Sinn, wenn wir es gemeinsam auch mit der Gewerkschaft, den Personalvertretern und Personalvertreterinnen besprechen. 

Ich weiß schon, das macht die Sache manchmal mühseliger, aber das ist eine Grundentscheidung, welchen Weg man geht und ich habe mich in meinem alten Ressort für den Weg des Miteinanders und für den Versuch, gemeinsame Lösungen zu finden, entschieden und möchte das auch in diesem Ressort so beibehalten.

Zur grundsätzlichen Frage, die wir auch in anderem Zusammenhang schon öfter diskutiert haben: Was tun wir mit jenen Patienten und Patientinnen, die wir in den Akutbetten haben und die in Wirklichkeit in den Pflegebereich gehören würden und wo sie auch, neben dem, dass sie einfach menschlich nicht richtig versorgt sind, weil sie eben dort nicht hingehören, sondern wo anders, natürlich auch ein beträchtliches finanzielles Problem darstellen. Das denke ich, und das haben wir auch in anderem Zusammenhang schon diskutiert, ist eine ganz zentrale und prioritäre Aufgabe der Versorgung der alten Menschen in dieser Stadt. 

Mein Ziel ist, Sie wissen es, möglichst lange die Menschen zu Hause zu behalten, dann möglichst niederschwellige Angebote, ganz individuell abgestimmt auf die Bedürfnisse der Menschen. Und sozusagen das andere Ende der Gerade ist eben dann das qualitativ hochwertige, sehr intensiv versorgte Pflegeheim. Und wir sollten dafür sorgen, dass alle miteinander am richtigen Platz sind und dass es insgesamt genügend Plätze gibt. Ich stehe aber auch nicht an, in aller Offenheit zu sagen, dass das, was wir uns vorgenommen haben, einerseits große Einheiten zu verkleinern - Stichwort Geriatriezentrum am Wienerwald - eine Umorientierung noch verstärkt in Richtung Betreuung zu Hause und gleichzeitig mehr Plätze zu schaffen, eine Aufgabe ist, die nicht ganz leicht ist und dass ich sehr darum kämpfe und dass das absolut prioritär ist, aber dass wir das nicht von einem Tag auf den anderen schaffen werden. 

Das sage ich ganz offen, weil alles andere wäre Augenauswischerei und das ist nicht mein Stil. Wir werden das nicht von einem Tag auf den anderen schaffen, aber es ist absolut prioritäres Ziel aus vielen Gründen und einen Grund haben Sie genannt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Die 4.°und letzte Zusatzfrage, Frau GRin Korosec.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadtrat, wir sind uns einig, dass 185 EUR an nicht-medizinischen Kosten pro Belegsbett natürlich sehr hoch sind und dass hier Maßnahmen getroffen werden müssen. Ich bin froh, dass Sie das auch so sehen. Man muss es natürlich herunterberechnen auf die Spitäler und daher meine Frage: Wissen Sie, wie hoch die Kosten pro Belegsbett in den Wiener Gemeindespitälern sind, im Hanusch-Krankenhaus, im AKH und bei den Ordensspitälern, und welche Differenzierung es gibt? Wenn Sie das jetzt nicht bei der Hand haben, dann würde ich Sie bitten, dass Sie uns das schriftlich zukommen lassen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Wir haben schon im Ausschuss darüber diskutiert, was ist die Aufgabe der Politik, was ist die Aufgabe der Verwaltung und wo sind die Grenzen. Ich glaube, diese Diskussion werden wir in Zukunft noch weiter führen. Sie haben natürlich völlig Recht, ich habe diese Zahlen nicht parat, denn meine Hauptbeschäftigung ist nicht die der Buchhaltung und Kostenrechnung, abgesehen davon, dass es nicht meine Lieblingsfächer während des Studiums waren. 

Nichtsdestotrotz zeigt sich gerade jetzt wieder, wie wichtig sie sind und das bestreite ich in keiner Weise. Aber ich habe die Zahlen natürlich nicht im Kopf und ich sehe das auch als Aufgabe der einzelnen Planungsabteilungen, die wir haben, in Gesprächen und Verhandlungen mit den Einrichtungen, die dafür zuständig sind. 

Abgesehen davon, dass wir natürlich auch respektieren müssen, dass viele der von Ihnen genannten Spitäler ja gar nicht im direkten Einflussbereich der Stadt Wien stehen und wir hier, wenn wir gewisse Informationen wollen, das auf dem Gesprächs- und Verhandlungsweg machen müssen. Aber ich sehe schon, worauf Ihre Frage abzielt, nämlich, dass wir versuchen, hier zu möglichst einheitlichen Regelungen zu kommen, unter dieser Differenzierung die ich vorher genannt habe und zu der ich mich bekenne. 

Mehr Qualität heißt auch mehr Kosten und wenn man mehr Qualität will, müssen wir das akzeptieren, und ich will mehr Qualität. Aber grundsätzlich ist es sicher richtig, dass wir uns bemühen sollen, hier möglichst effizient zu arbeiten und das müsste im Endeffekt bedeuten, dass es keine allzu großen Unterschiede gibt, die nicht sachlich gerechtfertigt sind. Das wird die Aufgabe der nächsten Zeit sein und ich glaube, wir werden ziemlich viel Arbeit auch in dieses Ziel investieren müssen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Dankeschön. Somit ist die 1. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP - 03960-2004/0002 - KFP/GM). Sie ist von Herrn GR Kowarik ebenfalls an Frau StRin Mag Brauner gerichtet: Bürgermeister Dr Häupl hat nach den Vorfällen im Pflegeheim Lainz mehrfach der Öffentlichkeit die Bereitstellung einer "Pflegemilliarde" zur besseren Ausstattung der Wiener Pflegeheime versprochen. Bis heute ist diese Pflegemilliarde weder zur Verfügung gestellt worden noch scheint sie in irgendeiner Budgetierung auf. Frage: Ist Ihnen bekannt, wann diese Pflegemilliarde zur Verfügung gestellt wird?
Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Auch diese Frage bezieht sich auf eine Debatte, die ja in dieser Runde schon öfter diskutiert wurde, nämlich um die Frage der Investitionen im Geriatriebereich im Spitals- und Gesundheitswesen der Stadt. Ich darf noch einmal in Erinnerung rufen für diejenigen, die sich vielleicht nicht ununterbrochen mit diesen Fragen befassen wie wir das tun, weil es uns so am Herzen liegt und weil es uns so wichtig ist, um was es geht. 

Es geht darum, dass der Herr Bürgermeister gesagt hat - anlässlich eines Berichtes einer Klausur der Wiener Stadtregierung -, dass es in den nächsten Jahren bis 2010 eine Gesamtsumme von einer Milliarde Euro Investitionen im Gesundheitswesen, im Spitals- und Geriatriebereich geben wird. Das hat er ja in anderem Zusammenhang dann auch schon öfter wiederholt und diese Milliarde wird von Ihnen jetzt eingefordert. Ich denke, wenn wir uns die Budgetsituation anschauen und das, was im Bereich Spitalswesen, im besonderen Bereich der Geriatrie passiert, so müssen Sie sich nicht die geringsten Sorgen machen, dass es die Milliarde nicht geben wird. Wir haben bis 2010 ja noch ein bisschen Zeit und werden dann noch viel Geld in die Hand nehmen müssen, weil wir ja sehr ehrgeizige Pläne der Verbesserung haben. Ich will es jetzt nicht wiederholen, ich habe es im Zusammenhang mit der Frage von Frau Dr Pilz ja schon kurz angesagt, was die Ziele sind. 

Wir haben in den Investitionsbudgets allein des Krankenanstaltenverbundes jedes Jahr bisher - und wir wollen das auch in Zukunft so beibehalten - über 100 Millionen für Investitionen, weit über 100 Millionen für Investitionen vorgesehen. Wir haben - und auch das hatte ich schon angekündigt - eine Reihe privater Kooperationen schon im Laufen, aber in Zukunft auch noch verstärkt im Auge, weil ich glaube, und das hat, wenn ich mich recht erinnere, der Herr Bürgermeister im Zusammenhang mit dieser Pflegemilliarde auch schon gesagt, dass es natürlich unser Ziel auch ist, privates Kapital zu mobilisieren und zu aktivieren, und das geht natürlich unter anderem auch dadurch, dass wir hier unsere PPP-Modelle verstärken, die ja gerade mit den Häusern der Barmherzigkeit auch schon sehr erfolgreich begonnen haben und ich bekenne mich dazu, dass ich diesen Weg nicht nur weiter gehen, sondern sogar ausbauen möchte. 

Auch der Fonds Soziales Wien, der sich ja hier sehr um die Fragen der ambulanten Betreuung bemüht, hat beträchtliche Summen bekommen, die man, wenn man ehrlich ist, auch zu dieser Investitionsmilliarde dazurechnen muss. 

Und zum Schluss möchte ich nur noch darauf hinweisen, dass es ja nicht nur um bauliche Investitionen geht, sondern es geht ja gerade in diesem sensiblen Bereich vor allem auch um das Personal, für das seitens der Stadt Wien allein pro Jahr über 10 Millionen zusätzlich investiert werden, was wir schon getan haben mit der Geriatriezulage, mit der Ausbildungsoffensive für das Pflegepersonal und für die Aufnahmeoffensive, wir haben ja auch zusätzliches Personal, das konnten wir anhand des Halbjahresberichtes des KAV ebenfalls diskutieren. Allein diese Summe ist noch einmal zusätzlich pro Jahr über 10 Millionen EUR. 

Also, wenn ich das zusammenrechne, dann glaube ich, ist diese Pflegemilliarde und diese Spitalsmilliarde eine, die sich sehr eindeutig anhand der jetzt schon vorhandenen Zahlen zusammenzählen und berechnen lässt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke, Herr Mag Kowarik!

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich danke für die Beantwortung und darf dazu feststellen, dass es vielleicht missverständlich vom Herrn Bürgermeister auch festgestellt wurde, die Angelegenheit mit der Pflegemilliarde. Das ist so aufzufassen gewesen, meiner Ansicht nach, dass hier zusätzliche Mittel zur Verfügung gestellt werden und dass nicht aus dem normalen Betrieb hier die entsprechenden Angelegenheiten finanziert werden. 

Sie haben davon gesprochen, dass hier eine große Zahl von Investitionen getätigt wird und dass hier entsprechende Mittel - 100 Millionen haben Sie angeführt - zur Verfügung gestellt werden. Ich möchte darauf hinweisen, dass uns im Rahmen einer interfraktionellen Sitzung der Generaldirektor-Stellvertreter des KAV, Herr Dr Kaspar, mit besorgter Miene damals eine unbedingt notwendige Investitionsliste von Geräten vorgelegt hat, die in den einzelnen Spitälern unbedingt angeschafft werden müssen und die augenscheinlich aus dem normalen Budget nicht zu finanzieren sind. 

Ich frage Sie: Ist Ihnen diese Liste, diese Forderung nach diesen zusätzlichen Investitionen bekannt? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte!

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Gemeinderat!

Mein Stil ist, dass ich möglichst versuche, immer die Dinge, für die ich zuständig bin, auch sehr genau zu sehen, und mir auch einen persönlichen Eindruck zu machen. Das heißt, ich bin gerade dabei, alle Geriatriezentren, alle Spitäler, alle Pflegeheime zu besuchen, um mir dort persönlich ein Bild über die Situation zu machen. Und wenn Sie mir jetzt ein bisschen die saloppe Antwort erlauben, ich gehe aus jedem dieser Spitäler und jedem dieser Geriatriezentren mit einem Rücksäckchen zwischen 10 und 20 Millionen EUR an Wünschen - und das ist die Untergrenze - weg und ich sage Ihnen aus tiefster Überzeugung: Nichts davon ist eine Forderung, wo ich sage, wie kann man denn auf diese Idee kommen. Alles ist berechtigt, weil der medizinisch-technische Fortschritt ein so radikaler ist, dass in Wirklichkeit der Bedarf an Finanzmitteln ein extrem steigender ist. Sie werden sich daran erinnern, dass ich in unserer Diskussion im Ausschuss nur als kleines Beispiel die Stents genannt habe, die durch eine neue, modernere Möglichkeit, indem sie innen beschichtet sind, die Veränderung der Zellstruktur, wenn sie in ein Blutgefäß eingepflanzt werden, verhindern können, und dass sich allein durch diese neuen innenbeschichteten Stents die Kosten auf das Zweieinhalbfache erhöht haben. 

Was ich damit sagen will, ist dass natürlich der Investitionsbedarf sehr, sehr stark zunimmt. Und das bringt mich zu dem, was ich die ganze Zeit auch als politische Forderung immer und überall vertrete: Wenn wir die medizinische Spitzenleistung, die wir in Wien haben, erhalten und ausbauen wollen, wenn wir wollen, dass dieser medizinisch-technische Fortschritt weiterhin allen zur Verfügung steht - und ich bekenne mich dazu, denn ein gutes Gesundheitswesen ist nur dann gut, wenn es alle genießen können, unabhängig vom Einkommen, unabhängig von der Herkunft, unabhängig vom Geschlecht -, dann werden wir für diese Finanzierung auch mehr Geld brauchen. Genau das ist der Grund, warum wir im Moment gerade in den Finanzausgleichsverhandlungen so vehement drauf drängen, dass wir auch entsprechende finanzielle Mittel bekommen.

Genau das ist der Grund, warum ich es jetzt, ehrlich gesagt, für einen Skandal halte, dass der Herr Finanzminister in Verhandlungen geht und sagt, die Länder sollen doch 100 Millionen abliefern, wo wir doch diejenigen sind, die die wichtigsten Dinge für die Menschen zur Verfügung stellen, Spitäler, das ganze Gesundheitswesen, die Sozialeinrichtungen, und da sollen die Länder noch etwas abliefern! 

Das Gegenteil wird der Fall sein, und wenn es hier nicht zu einer Einigung kommt, ist das für das Land Wien auch absolut inakzeptabel. Ich sage auch hier ganz deutlich, es kann kein Ergebnis der Finanzausgleichsverhandlungen geben, ohne dass entsprechende Finanzierungsmöglichkeiten für das Gesundheitswesen gegeben sind, was ja nicht nur ein Anliegen des Landes Wien ist, sondern auch aller anderen Bundesländer. Das hat mit Parteipolitik gar nichts zu tun, sondern da geht es um die Interessen der Menschen.

Abschließend möchte ich auf Ihre Frage noch eine kleine Ergänzung anbringen. Ich glaube, dass dieser Reinvestitionsbedarf, den wir auch sehr stark haben, einer ist, den man sehr ernst nehmen muss und neben der grundsätzlichen Bemerkung, die ich vorher angebracht habe und zu der ich hundertprozentig stehe, glaube ich auch, dass wir uns neue Modelle der Finanzierung - Stichwort Bereitstellungsverträge - überlegen müssen. Ich glaube, dass das auch eine Möglichkeit ist, diesen immer steigenden Investitionsbedarf zu befriedigen und dass das aber nicht das Problem löst, dass wir wirklich mehr Geld für den Gesundheitsbereich brauchen, aber das hatte ich vorher schon ausführlich erläutert. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke, Frau Dr Pilz bitte!

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Wir haben ja miteinander jetzt eine sehr eindrucksvolle Reise hinter uns, wir haben uns verschiedene Institutionen angeschaut, auch in Stockholm, wie die geriatrische Versorgung auch anderswo organisiert wird. Ich bin sehr dafür, dass man viel Geld hier in die Hand nimmt, aber ich bin dafür, dass man es für sinnvolle zukunftsgerichtete Projekte investiert. Und eine Kritik, die man neben der schieren Größe am Geriatriezentrum Wienerwald und anderen Häusern ja anbringen kann, ist das Faktum, dass hier sehr auf medizinische Versorgung in der Pflege gesetzt wird, und wir haben in Stockholm gesehen, dass man das auch völlig anders organisieren kann, dass Ärzte Konsultationsaufgaben wahrnehmen, aber dass man Pflegeheime schlicht nicht wie Spitäler organisieren muss. Es hat auch unser eigenes Kontrollamt in nobler Zurückhaltung gemeint, dass hier zu viele Ärzte eingesetzt sind, insbesondere im Nachtdienst. 

Und ich frage Sie jetzt, Frau Stadträtin: Werden Sie die Pflegemilliarde und werden Sie den Transformationsprozess dazu nützen, hier auch eine inhaltliche Neuorientierung zu machen, um weg von der medikalisierten Versorgung zu einer menschlicheren Versorgung in der Pflege zu kommen? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte!

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Dazu zwei Antworten: Die erste Antwort bezieht sich auf Ihr konkretes Beispiel, was wir uns in Stockholm angeschaut haben. Das ist eine fachliche Diskussion, die wir in dieser Runde wohl in der notwendigen Breite nicht führen können. Nur hatte ich den Eindruck, dass das System dort so ist, dass generell in den Pflegeeinrichtungen - über deren Zugang man extra diskutieren müsste - der Zugang dort nicht so leicht ist, aber das ist wieder ein anderes Thema, und dass die Pflegeeinrichtungen relativ wenig medizinische Betreuung und nur relativ geringen medizinischen Standard hatten, und dass es dafür Spezialeinrichtungen gibt wie zum Beispiel dieses geriatrische Spital, das wir besucht haben. 

Und da wage ich schon, wenn auch weder Pflegeexpertin noch Medizinerin, die Frage zu stellen, ob das das ist, was wir wollen: Dass ein alter Mensch, den wir ja grundsätzlich eigentlich zu Hause halten wollen, und wenn das schon nicht geht, und er in einer Pflegeeinrichtung ist, dass dann jedes Mal, wenn eine, ich will gar nicht sagen, medizinische Notsituation, aber doch eine schwierige Situation auftritt, er dann noch einmal transferiert wird - ich darf in Erinnerung rufen, dass der ärztliche Leiter dieses geriatrischen Krankenhauses gesagt hat, nicht länger als drei Wochen dürfen die Herrschaften bleiben - und dass der Patient nach drei Wochen wieder zurückgebracht wird und dann vielleicht, wenn sich nach einer kurzen Zeit wieder eine Verschlechterung einstellt, er wieder dorthin muss. Ob das dasjenige ist, was wir wollen, wage ich zu bezweifeln. 

Das ist jetzt eine fachliche Diskussion, die den Rahmen sprengen würde. Aber wenn ich an persönliche Erfahrungen denke, was es für einen alten Menschen bedeutet, nur das Zimmer wechseln zu müssen, welche Belastung es ist, ein anderes Pflegepersonal zu bekommen, dann wage ich rein vom gesunden Menschenverstand in Frage zu stellen, ob es das ist, was wir wollen.

Womit Sie Recht haben, ist dass wir uns gut überlegen müssen, wie schaffen wir es, dass jeder Mensch genau das bekommt, was er oder sie braucht, wie schaffen wir es, dass jemand, der noch recht gut beisammen ist, nicht in einer Spitalsatmosphäre leben muss, obwohl er das eigentlich nicht braucht und diejenigen, die sie aber brauchen, sie bekommen und das möglichst - das ist meine persönliche Meinung -, ohne dass sie hin und her verschoben werden. 

Das heißt, was wir brauchen, ist das, was ich immer so als Pflegenetzwerk bezeichne: Eine sehr differenzierte, eine sehr genau festgelegte Abstufung, dass jeder und jede das bekommt, was er oder sie braucht. Ich glaube, da sind wir uns einig. 

Schwierig wird es werden, das in der Praxis umzusetzen, aber dazu bin ich da, um darum zu kämpfen und das werde ich tun. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Lakatha, bitte.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! 

Im Herbst hast du ein anderes Ressort gehabt, und ich gehe davon aus, dass du dich für die Pflegesache nicht so intensiv interessiert hast.

Es ist nämlich eigenartig, dass immer wieder Auffassungsunterschiede, was die Pflegemilliarde betrifft, entstehen. Es war - so wie ich mich erinnere und es sind sehr viele Andere auch noch - die Rede des Herrn Bürgermeisters von einer zusätzlichen Pflegemilliarde, wobei er damals noch gar nicht gesagt hat, es wird erst in acht Tranchen ausgezahlt, sondern es war Chefsache, eine Aussage zu treffen. Also, es waren alle ganz begeistert, von dem Geld hat aber noch niemand etwas gesehen oder gehört. Es war eigentlich eine Sympathiekundgebungsaktion für den Bürgermeister, weil eigentlich nichts Weiteres geschehen ist. 

Du hast jetzt dieses Ressort übernommen und es ist auch deine Aufgabe, möglichst viele finanzielle Mittel aufzutreiben, nicht nur über den Bund zu schimpfen, sondern auch hier im eigenen Bereich Geld flüssig zu machen, und wenn es jemandem gelingt, dann gelingt es dir.

Ich wollte dich jetzt fragen, ob du dich dafür einsetzt, dass von dieser Pflegemilliarde ein erheblicher Teil zusätzlich im Budget vor-veranschlagt wird. (Allgemeine Unruhe im Saal.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine Damen und Herren, bevor die Frau Stadträtin diese Zusatzfrage beantwortet, möchte ich sagen, dass wir hier bitte über unsere Zukunft sprechen. Ich darf Sie bitten, diesem Thema mehr Aufmerksamkeit zu widmen.

Ich bitte um Beantwortung. 

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich freue mich natürlich immer über Sympathiekundgebungen für unseren Bürgermeister. Ich darf nur, damit diese Diskussion über die Milliarde vielleicht einmal ein für allemal vom Tisch ist, aus der vom PID herausgegebenen und vom PID zitierten Presseerklärung vorlesen, in der ganz klar steht: 

„In den Jahren 2004, 2005 sind im Bereich des Wiener Krankenanstaltenverbundes Investitionen in der Höhe von durchschnittlich 140 Millionen EUR vorgesehen. Bei Beibehaltung dieser Investitionssumme ergibt sich bis zum Jahr 2010 eine Gesamtsumme von 1 Milliarde EUR, die in die Modernisierung der Pflegeheime und Spitäler der Stadt Wien investiert wird.“ Das Ganze unter Punkt 4, eine Milliarde Euro Investition.

Es ist sonst nicht meine Art, etwas vorzulesen, weil mir ohnedies nicht die Worte fehlen, aber ich wollte das nur einmal deutlich machen, dass wir das vielleicht ein für alle Mal vom Tisch haben.

Aber das ist ja eine virtuelle Diskussion. Worum es geht, ist dass wir genug Geld haben für all das, was wir brauchen und da sind wir uns ja, glaube ich, ziemlich einig, was alles notwendig ist. Ich glaube, da gibt es über Parteigrenzen hinweg viel Konsens, in der Umsetzung wird es dann wahrscheinlich viele Diskussionen geben, aber das ist auch klar so. Und da stehe ich hier dafür und bekenne mich auch dazu, dass ich in jede Richtung argumentieren und wenn es notwendig ist, auch kämpfen werde, und ich schimpfe nicht auf den Bund, sondern ich fordere das notwendige Geld. 

Aber selbstverständlich auch für uns intern, in der Stadt Wien, werde ich mich mit aller Kraft dafür einsetzen, dass diese Mittel vorhanden sind, weil – wie unser Herr Vorsitzender richtig gesagt hat – es um unsere Zukunft geht. Alle, so wie wir hier sitzen, werden wir unter anderem davon abhängig sein, dass diese Systeme so gut funktionieren wie wir es uns alle wünschen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. 

Wir kommen zur 4.°und letzten Zusatzfrage. Herr Mag Kowarik, bitte!

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! 

Sie haben gerade jetzt im Zusammenhang mit der Pflegemilliarde wieder dieses eine Rechenbeispiel aus dieser Presseerklärung gebracht, das für uns ganz unbefriedigend ist, denn diese Investitionen, die hier zusammengerechnet werden auf eine Milliarde, die hätten ohnehin getätigt werden müssen und man hat erwartet, dass das Geld zur Verfügung steht. Das, was wir uns vom Herrn Bürgermeister erwartet haben und was er auch so herübergebracht hat, war die Tatsache, dass er eine zusätzliche Milliarde zur Verfügung stellen wird.

Sie haben davon gesprochen, dass die Finanzierung soweit sichergestellt ist. Ich möchte darauf hinweisen, dass wir im letzten Gesundheitsausschuss feststellen mussten, dass im Halbjahresbericht des KAV festgehalten worden ist, dass eigentlich eine zukünftige Finanzierung nicht mehr gesichert ist. Das ist in feinen Worten im Bericht gesagt worden, es ist auch nicht neu und es ist auch im letzten Bericht von 2002 angeführt worden.

Ich möchte dazu jetzt Folgendes fragen: Sie haben davon gesprochen, dass im Zuge der Bundesfinanzausgleichsverhandlungen die Stadt Wien weniger Geld bekommen soll und dass hier der Herr Vizebürgermeister hart verhandelt, es ist aber auch so, dass Wien sehr viel Geld im Gesundheitssektor für Fremdpatienten ausgibt, und da fehlt es eigentlich an diversen Verhandlungen mit den umliegenden Bundesländern, speziell mit Niederösterreich. Wenn ich darauf zurückkommen darf, dass vor einem Jahr, glaube ich, die damals amtsführende Stadträtin, Dr Pittermann, feststellen musste, dass die Finanzierung keineswegs gesichert ist und dass sie hier nicht informiert wurde, wie die KAV-Finanzierung in Zukunft sein sollte, so frage ich Sie nunmehr: Haben Sie sich mit Herrn VBgm Finanzstadtrat Dr Rieder zusammengesetzt und mit ihm die Probleme der zukünftigen Finanzierung des KAV diskutiert beziehungsweise von ihm nachdrücklich verlangt, dass er Verhandlungen mit Niederösterreich führt, damit zusätzliche Finanzmittel für das Gesundheitssystem Wiens zur Verfügung gestellt werden? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Die Finanzierungsfrage ist natürlich eine ganz zentrale und selbstverständlich bin sowohl ich als auch der Herr Finanzstadtrat, der auch noch eine ganz besondere Affinität zu diesem Ressort hat, weil er es sehr gut kennt, sehr dahinter, dass wir die entsprechenden finanziellen Mittel bekommen. 

Das bezieht sich nicht nur – und da erspare ich mir jetzt zu wiederholen, was ich schon zweimal gesagt habe – auf die Frage des Finanzausgleichs, sondern bezieht sich zum Beispiel auch auf die Frage des klinischen Mehraufwandes im Zusammenhang mit dem AKH, wo wir, glaube ich, schon das Massivste eingesetzt haben, was es überhaupt einzusetzen gibt, nämlich die Drohung, dass wir auch zu einer Pfändung schreiten würden. Ich persönlich bedaure es unendlich, dass die politische Kultur in diesem Lande auf einer Ebene ist, dass es notwendig ist, solche Mittel einzusetzen, weil der Bund sich einfach nicht an Vereinbarungen hält. Was jeder Private von uns sich nie erlauben könnte, eine schon getroffene Vereinbarung einfach nicht zu bezahlen, macht der Bund, noch dazu, wo es im AKH um die Forschung, um den Spitzenstandort Medizin Stadt Wien geht, wo es um Patienten und Patientinnen geht. 

Also, ich glaube, dieses Beispiel beweist, dass wir wirklich mit großem Nachdruck dahinter sind, diese Finanzierung zu erreichen. Das gilt natürlich auch für die Frage der, wie man so schön sagt, Fremdpatienten und Fremdpatientinnen. Generell denke ich, muss jetzt einmal abgewartet werden, was bei diesen Finanzausgleichsverhandlungen herauskommt. Generell ist es natürlich eigentlich Aufgabe des Bundes, dafür zu sorgen, dass hier jedes der einzelnen Bundesländer seine Aufgabe übernimmt und dass auch die Bundesländer rund um Wien das tun. Im Moment gibt es leider keine Ansätze dafür, was der Bund tun sollte, weil die diskutierte Gesundheitsagentur ist auch in diesem Bereich überhaupt kein Lösungsansatz. Leider betrifft uns diese Frage überhaupt nicht und bringt uns überhaupt nicht weiter. Wenn es notwendig sein wird, wird es sicher auch hier zu bilateralen Gesprächen kommen müssen.

Und eine letzte Bemerkung, weil Sie gesagt haben, das ist ein Rechenbeispiel mit dieser Pflegemilliarde. Ich glaube, es geht nicht um Rechenbeispiele, es geht darum, dass wir gemeinsam sagen: Was brauchen wir und wie können wir es realistischerweise finanzieren. Das ist der Zugang, den ich habe und den ich gewählt habe und ich glaube, dass das der richtigere Weg ist und dass wir auf die Art und Weise eine gute Gesundheitsversorgung und eine gute Versorgung für die älteren Menschen in dieser Stadt sicherstellen können. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Wir kommen nun zur 3. Anfrage (FSP - 03961-2004/ 0002 - KSP/GM), die von Frau GRin Mag Straubinger an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet ist: Welche Gründe waren dafür ausschlaggebend, dass der europaweite "autofreie Tag" nunmehr im Rahmen einer "European Mobility Week" abgehalten wurde?
Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Herr Vorsitzender!

Wir haben vor 5 Jahren im Rahmen des Städtenetzwerkes Access genauso wie viele andere Städte in Europa und gemeinsam mit der EU-Kommissarin Wall-ström, die für Umweltfragen zuständig ist, die Idee des autofreien Tages europaweit an einem bestimmten Tag zu feiern, mitgetragen und wir haben in den vergangenen drei Jahren diesen autofreien Tag auch in Wien groß mitgefeiert. Ich erinnere nur daran, dass wir im vergangenen Jahr auch die Feierlichkeiten zu “100 Jahre WIENER LINIEN als kommunales Unternehmen“ an diesem Tag abgehalten haben und damit auch zeigen konnten, dass der öffentliche Verkehr in Wien eine hervorragende, eine herausragende Rolle spielt. 

Und Sie können heute ja auch in der Presse lesen, dass die Zahlen, die wir anlässlich der Erstellung des Masterplan Verkehr generiert haben auch die sind, die offensichtlich richtig sind, dass nämlich in Wien zwei Drittel des Verkehrs mit den Umweltverbundverkehren bewältigt werden, nämlich zu Fuß gehen, Rad fahren und mit den öffentlichen Verkehrsmitteln fahren. Wien ist hier gemeinsam mit Zürich an der Spitze der Hauptstädte, der großen Städte in Europa. Und genau dieser Punkt ist nicht zu verteidigen, sondern auszubauen. Und wir wollen - das haben wir im vergangenen Jahr in diesem Haus ja beschlossen - den Anteil der Umweltverbundverkehre bis zum Jahr 2020 auf drei Viertel aller Verkehrsbewegungen in Wien anheben. 

Das ist eine große Herausforderung und wir haben im vergangenen Jahr nach der Abhaltung des autofreien Tages eine Evaluierung durchgeführt, wo wir alle Beteiligten eingeladen haben, in einem Brainstorming einmal zu sagen, was sie sich vorstellen könnten. Und das Ergebnis war damals, dass es besser ist, dass wir Positivwerbung betreiben für die Umweltverbundverkehre, dass wir versuchen, in einer längeren Periode in dieser Mobility-Week, die ebenfalls international stattfindet, in dieser Mobility-Week das klarzustellen, was Sache ist, nämlich dass Radfahren, zu Fuß Gehen und die Benutzung hervorragender öffentlicher Verkehrsmittel besser ist, und dass man das Auto in der Stadt nicht wirklich zur Fortbewegung benötigt. 

Da dieser autofreie Tag in die Mitte der Woche gefallen ist, haben wir auch keine publikumswirksamen Aktionen im Straßenraum geplant, sondern haben uns darauf beschränkt, in Printmedien, im Fernsehen, bei den Radiostationen, besonders auf Aktivitäten hinzuweisen, die wir durchführen, um die Verkehrssicherheit zu heben und die Umweltverbundverkehre zu stärken.

Ich habe das als besseren Weg gehalten als der Umweltminister, der offensichtlich, wenn ich den Zeitungen glauben darf, eine ÖVP-Veranstaltung auf der Ringstraße hat stattfinden lassen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Wir kommen nun zur 1.°Zusatzfrage. Herr GR Mag Chorherr, bitte!

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! 

Nachdem Sie nicht zu Unrecht sagen, dass Vielen der autofreie Tag nicht im ausreichenden Ausmaß bekannt war, würde mich durchaus interessieren, wie viel allein von SP-Gemeinderätinnen und Gemeinderäten auf Knopfdruck aufsagen könnten, was in der Mobility-Week alles passiert ist. 

Meine Frage geht aufs nächste Jahr. Nicht zuletzt aufgrund der Tatsache von gestern - ich habe mir die Verkehrszahlen angeschaut - wo ja die einzige Kommunikation im Vorfeld Vieler war, autofreier Tag, Achtung, es ist mit Staus zu rechnen, hat dies nachweislich dazu geführt, dass das Autoverkehrsaufkommen gestern deutlich geringer als unter einem normalen Tag war, sodass man eigentlich argumentieren müsste, wenn es öfter autofreie Tag gäbe, käme man mit dem Auto schneller voran als sonst, einfach weil zum Beispiel auf der Tangente und anderen Verkehrsflächen ein geringerer Verkehr war. 

Angesichts dieses Hintergrundes, der mich hier an den angesagten Kollaps beim berühmten Streik vor schon einiger Zeit erinnert, wo dann plötzlich auch deutlich weniger Verkehr war, oder bei Schnee, wo keine Parkplätze zu finden sind, angesichts dieser Erfahrung von gestern, hielten Sie es nicht für sinnvoll, durchaus im nächsten Jahr als Stadt Wien mit einer Reihe von Veranstaltungen einen autofreien Tag zu organisieren, das im Vorfeld laut bekannt zu machen und dafür zu sorgen, dass es deutlich weniger Staus, deutlich weniger Verkehr gibt und auch, um zu zeigen, dass der Autoverkehr in Wien reduzierbar ist? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Ich teile Ihre Ansicht, dass man autofreie Tage gut vorbereiten muss. Und wir haben ja gestern offensichtlich etwas erlebt, das nicht gut vorbereitet war, wir haben uns auch zurückgehalten als Stadt Wien. Ich stehe nicht an zu sagen, dass wir im nächsten Jahr, wo der autofreie Tag wieder mitten in der Woche ist, uns sehr ernsthaft überlegen werden, was zu tun ist und wie wir eine stärkere Bewerbung und Positivwerbung für die Benutzung der Umweltverkehre durchführen können. Wir werden mit Sicherheit den Weg, der im Masterplan Verkehr drinnen steht, auch weiter beschreiten. Ich teile nur die Kritik der Umweltorganisationen voll, dass ein autofreier Tag überhaupt keine nachhaltige Verbesserung erbringt, sondern dass man in der Verkehrspolitik grundsätzlich die Schritte setzen muss, die zu einer Verbesserung des Modal split, zu einer Verlagerung hin zu den Umweltverbundverkehren, beitragen. 

Und da gibt es eine Menge von Hausaufgaben, die die Bundesregierung in Brüssel und auch zu Hause zu tun hätte. Wenn ich nur an diese elende, quälende Diskussion denke, dass man denn doch alles privatisieren soll, und den öffentlichen Verkehr der Privatwirtschaft opfern soll. Wenn ich mir das ansehe, was rund um Wien passiert, dann kann ich mir schon vorstellen, was dann in Wien passieren würde, nämlich nur mehr zwei Drittel würden dann mit dem Individualverkehr kommen und nur mehr ein Drittel mit dem öffentlichen Verkehr, sowie das bei den Pendlern ist, und ich muss dazu sagen, leider so sein muss, in vielen Bereichen, weil die Pendler nach der Arbeit nicht mehr nach Hause kämen, weil sie keinen öffentlichen Verkehr mehr in Wiener Umland dann zur Verfügung haben. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Herr GR Mag Gerstl, bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Herr Stadtrat! 

Sie haben sich in den vergangenen Jahren, wie sie ausgeführt haben, mehr oder weniger umfassend für den autofreien Tag eingesetzt und auch Aktionen dazu geplant. Umso mehr bedauere ich es, dass Sie sich heuer, ich weiß nicht, ob Sie persönlich, aber doch die Stadt Wien, sich aus diesen Aktionen zurückgezogen hat und 


insbesondere, weil Sie angeführt haben, dass es für die Förderung des öffentlichen Nahverkehrs notwendig ist, auch attraktive Angebote zu geben, aber solche diesmal nicht gemacht haben, gerade unter dem Hinweis, dass ja eine Mobilitätswoche - Mobility-Week, wie Sie es nennen -, ja auch den Anlass geben könnte, an anderen Tagen als an dem konkreten autofreien Tag innerhalb dieser Woche, auch Angebote zu machen, Attraktivitätssteigerungen für den öffentlichen Verkehr und dabei auch Alternativen für den Individualverkehr zu schaffen, was wir, glaube ich, alle in Wien sehr dringend notwendig haben. Ich möchte aber nun meine Frage dahingehend auch stellen - denn es geht auch um die Kombination von Bund und Land und darüber hinaus auch zu Europa -, dass es wichtig ist, den Verkehr insgesamt als etwas Globales zu sehen. 

Und da gibt es eine weitere Diskussion, zu der Sie sich nun auch geäußert haben im Vorfeld zur Mobility-Week, nämlich die Vereinheitlichung von Verkehrsstrafen. Und da sind Sie durch Ihren Sprecher heute in den Medien zitiert, dass Sie durchaus dafür sind, dass weiterhin Unterschiede in den Verkehrsstrafen gegeben sein sollen. 

Können Sie uns hier die Strafbarkeitsdelikte aufzählen, nach denen Sie Unterschiede machen wollen oder in deren Bereichen Sie gerne eine geeignete Handlung haben wollen? 

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Es hat relativ wenig zu tun mit der Mobility-Week oder mit der Mobilitätswoche oder dem autofreien Tag. Ich werde heute um 10 Uhr - das ist der Termin beim Verkehrsminister - dann hören, wie der Vorschlag konkret aussieht. Was wir bisher gehört haben, muss ich sagen, ist nicht viele Gipfeltreffen wert, denn es ist eine Vereinheitlichung der Strafkataloge bei ein paar Delikten, die wirklich gravierend sind und wo wir die meisten Toten und Verletzten daraus haben. Das ist wohl selbstverständlich - und so ist das auch in den Zeitungen wiedergebeben - wie meine Haltung dazu ist. Nur gibt es Delikte, die gerade in der Innenstadt oder gerade in einer Stadt besonders gravierend sind und besonders viel Einfluss auf den Verkehrsfluss, auf die Verkehrssicherheit haben. Ich denke nur an das Parken in zweiter Spur, an das Verparken der Kreuzungsbereiche. 

Das sind Dinge, die in einer kleinen Gemeinde in Niederösterreich wahrscheinlich überhaupt kein Problem verursachen, ich denke aber daran, dass das zu schnelle Fahren, insbesondere in Städten, besonders gefährlich ist und das Überschreiten der Geschwindigkeitsbeschränkungen gerade in Städten zu großen Nachteilen und großen Schäden führen kann. Nur daran möchte ich aufzeigen, dass ich es für sinnvoller halte, nicht nach Bundesländern zu differenzieren, sondern sozusagen nach Ballungsraum und flachem Land. 

Da sehe ich mehr Sinn drinnen und ich werde mich heute nicht dagegen versperren, wenn es zur Vereinheitlichung der Strafkataloge für Telefonieren mit Handy beim Autofahren, für alkoholisiertes Autofahren, für Überfahren von Zebrastreifen, wo gerade wer drüber geht, kommt. Das ist immer und überall gefährlich und soll auch gleich bestraft werden. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke, die nächste Zusatzfrage, Herr GR Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Lieber Herr Stadtrat! 

Ich glaube, in Wirklichkeit war die SPÖ, die Stadtregierung, oder wer auch immer, ein bisschen beleidigt - so habe ich den Eindruck gehabt - dass halt hier ein Minister eine Aktion gestartet hat, von der ich persönlich in Wirklichkeit auch nichts gehalten habe. Aber an sich haben Sie die Chance der Stadt Wien wirklich nicht ergriffen, zumindest von sich aus aus diesem so genannten autofreien Tag etwas zu machen. Das ist der Vorwurf, den man also wirklich an Sie richten muss. Sie haben weder eine verstärkte U-Bahn-Linie gerade auf der U4, weil ja da dort Herr Kollege Chorherr - ich habe gestern schon mit ihm diskutiert - auch mit dem Fahrrad gefahren ist mit vielen seiner Kollegen, Sie haben dort keinen verstärkten Einsatz der U-Bahn-Garnituren gemacht oder sonstige Angebote. 

In Wirklichkeit war das ja eine Aktion eines ÖVP-Ministers gemeinsam mit den Grünen, es war also ein kleiner Probelauf im wahrsten Sinne des Wortes, der voll in die Hosen gegangen ist, denn es sind ja auch nicht mehr Radlfahrer oder Inlineskater gefahren, die haben sich ja auch mehr erhofft wie ich weiß, es war ja nicht überragend, bloß ein paar Fiaker sind noch dazugekommen. Also, in Wirklichkeit war es blamabel und ich halte von solchen autofreien Tagen prinzipiell gar nichts. 

Meine Frage ist - und das wissen Sie genau - Sie haben im Strategieplan Wien die intelligente Mobilität auf einer ganzen Seite beschrieben und dort steht drinnen, man kann langfristig das gesamte Modal split nur dann ändern, wenn man die Leute langfristig berät, wenn man ihnen Alternativen anbietet und wenn man hier langsam und vorsichtig vorgeht und nicht mit dem Holzhammer. Wir wissen, dass das Verkehrsaufkommen sehr stark auch von Pendlern, von Wienern, die den Zweitwohnsitz im Umland haben, herrührt und daher ist meine Frage: Wie lange lässt sich Wien noch gefallen, die Infrastruktur auf Bundes- und Landeskosten, die ist ja sehr stark geteilt, zur Verfügung zu stellen, Arbeitsplätze und Wohnraum zu schaffen, komplett alles, und die Umlandgemeinden außer Acht zu lassen? Werden Sie sich dafür einsetzen, dass in Zukunft im Rahmen des Finanzausgleiches auch ein aufgabenorientierter Finanzausgleich und nicht nur der Bevölkerungsschlüssel herangezogen wird, denn es kann nicht sein, dass die Umlandgemeinden und das Land nichts dazuzahlen, wir den Verkehr haben und uns dann noch mit blöden autofreien Tagen herumraufen müssen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl°Ing Rudolf Schicker: Das Thema autofreier Tag ist offensichtlich in der Lage, auch die gesamte Regierungspolitik hereinzubringen, nicht nur die des Verkehrsministers. Wir erleben ja, dass der Finanzminister seine Milliarden nicht mehr findet, das ist etwas merkwürdig. Ich denke oder ich hoffe, dass er daran denkt, einmal wirklich Wirtschaftspolitik zu studieren um darauf zu kommen, dass man natürlich, wenn man nichts mehr investiert, dass man natürlich, wenn man das Nulldefizit verherrlicht, im Endeffekt dann dasteht und höhere Arbeitslosenraten hat, für die man wieder bezahlen muss, höhere Sozialleistungen benötigt, und und und. 

Und schlicht und ergreifend ... (GR Gerhard Pfeiffer: Aber was ist denn das!). Ich bin gefragt worden zum Finanzausgleich, nicht zu dem Thema, das eigentlich die Frage war, Herr Pfeiffer. Sie können sich gerne aufregen jetzt, aber ich bin gewohnt, dass ich Fragen, die mir gestellt werden, beantworte (GR Gerhard Pfeiffer: Dann bitte beantworten!) und diese hat sehr viel damit zu tun, dass der Herr Finanzminister offensichtlich nicht bereit ist, auch im öffentlichen Verkehr die entsprechende Unterstützung zuzulassen. (GR Dr Herbert Madejski: Auch der Finanzminister!) Wenn man sich anschaut, was das Verkehrsministerium tun muss, nämlich gerade in den Umlandgemeinden tun müsste, und dann bekommen wir den Brief vom Verkehrsministerium, wo drinnen steht, tut uns Leid, wir haben nicht mehr das Geld dafür, dass wir beim Verkehrsverbund die Durchtarifierungsverluste in gewohnter Weise mittragen, das ist die Verkehrspolitik à la Finanzminister Grasser, das ist die Verkehrspolitik, die dazu führt, dass wir nicht bei zwei Drittel Individualverkehr bei den Pendlern halt machen werden, sondern wahrscheinlich noch zusätzlichen Individualverkehr hereinbekommen. Und das ist eine der großen Problemlagen. Wir müssen beim Verkehrsverbund in eine Situation kommen, dass der Komfort, den wir mit den WIENER LINIEN in der Stadt bieten, ebenso in den Umlandgemeinden in der Region möglich ist. 

Was jetzt den bedarfsorientierten Finanzausgleich betrifft, so kann ich Ihre Wortmeldung nur voll unterstützen. Genau darauf kommt es an, sowohl bei der Finanzierung der Spitäler als auch bei der Finanzierung des Nahverkehrs als auch aller anderen Infrastrukturleistungen und Qualitäten, die eine Zentralstätte wie Wien eine ist, ihrem Umland bieten muss. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Wir haben eine 4.°Zusatzfrage. Frau GRin Mag Straubinger. 

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Welche Auswirkungen erwarten Sie sich durch eine Forcierung der Umweltverbundverkehre? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl°Ing Rudolf Schicker: Nun, ich erwarte mir aus einem Bündel von Maßnahmen eine deutliche Verbesserung der Umweltsituation in dieser Stadt. Ich möchte allem voran mich auch dazu bekennen, dass alle Initiativen, die dazu führen, dass Dieselfilteranlagen bei den PKWs und LKWs, aber auch bei den Baugeräten vorgeschrieben und hier keine langen Übergangsfristen geschaffen werden, ergriffen werden sollen, denn hier können wir für die Umwelt enorm viel gewinnen. Das ist der eine Schritt. 

Der zweite Schritt ist, dass wir wissen, wenn Tage wie der 1. Mai zum Beispiel, wo die Ringstraße und viele andere Straßen auch, durch die Demonstrationen gesperrt sind, eine deutliche Verbesserung der Umweltqualität eintritt. Also, wir wissen, dass sich Reduzierung des Individualverkehrs, des motorisierten Individualverkehrs, sehr rasch und sehr wirksam auf die Umweltqualität auswirkt. Nicht auf alle Werte, aber auf sehr viele Werte. Und deswegen haben wir ja das Langfristprogramm des Bekanntmachens, der Werbung, der Motivierung der Menschen, dass sie eher mit dem öffentlichen Verkehrsmittel oder mit dem Rad oder zu Fuß unterwegs sind. Und wir versuchen auch, in der technischen Ausstattung des Straßenraumes, des öffentlichen Raumes, mehr Platz für die Fußgänger, mehr Qualitäten für die Fußgänger und auch mit dem Ausbauprogramm für die Hauptradwege, das uns im nächsten Jahr die 1000 Kilometer Radanlagen in Wien bringen wird, voranzugehen, sodass wir echte Motivation und Qualität bieten können. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Somit ist die 3. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen nun zur 4. Anfrage (FSP - 03956-2004/ 0002 - KGR/GM), die von Frau GRin Jerusalem an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet ist: Seit April werden über Wien neue Flugrouten geflogen. Zu den Fluglärmbetroffenen zählen dadurch neuerdings auch Teile des 23. und des 13. Be-zirks. Das bisherige Ergebnis des Mediationsverfahrens zum Flughafen Schwechat lautet daher "noch mehr Fluglärm". Was haben Sie oder was werden Sie gegen die Lärm- und Umweltbelastung durch den wachsenden Flugverkehr unternehmen?
Ich bitte um Beantwortung. 

Amtsf StR Mag Ulli Sima: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Vorweg kann ich Ihnen einmal versichern, dass ich als Umweltstadträtin gemeinsam mit meiner Umweltabteilung, der MA 22, wirklich alles unternehme, um die Lärmbelästigung in Wien so gering wie möglich zu halten. Die konkreten Aufgaben und Zuständigkeiten der MA 22 hinsichtlich Lärms sind folgende, aber die sind Ihnen sicher bekannt: Mitwirkung als Sachverständige in Verfahren, gutachtliche Lärmmessungen, Beurteilungen von Lärmbelastungen, aber auch Beratungen bei kleineren Problemen mit dem Gastgewerbe oder ähnlichen Dingen. 

Was jetzt die von Ihnen angesprochenen Flugrouten betrifft: Es ist Ihnen sicherlich bekannt, dass die Kompetenz zur Änderung von Flugrouten ganz allein im Bundesministerium für Verkehr, also bei Herrn Vizekanzler Gorbach liegt. Ihm untersteht ja die oberste Zivilluftfahrtbehörde und nur diese kann unter Einhaltung von internationalen Verpflichtungen Flugrouten ändern, auflassen oder andere Änderungen durchführen. 

Das ist also so ein ähnliches Recht wie beim Eisenbahnrecht, es gibt eine ganz klare rechtliche Kompetenz des Bundes, das möchte ich hier wirklich noch einmal 


betonen, weil es da oft zu Missverständnissen kommt. Ich habe es deswegen auch etwas seltsam gefunden, dass gestern die FPÖ die Unterschrift zum Teilvertrag hier offiziell zurückgezogen hat. Erstens, weil ich mir wirklich gewünscht hätte, dass wir in dieser Sache, die, glaube ich, für Wien sehr wichtig ist, an einem Strang ziehen und gemeinsam versuchen sollen, für die Wienerinnen und Wiener hier wirklich das Beste zu erreichen und zweitens, weil ja der Minister Gorbach, glaube ich, ein Parteikollege des Herrn Strache ist und es vielleicht einfacher gewesen wäre, er wäre in dieser Sache gleich zu Gorbach gegangen, aber gut. 

Wir waren als Gemeinde sofort bereit, uns wirklich auch aktiv in das Mediationsverfahren einzubringen, da wir eben, wie gesagt, in dieser Frage rechtlich wenig Möglichkeiten haben. Mit der Mediation - und das ist der Punkt, der mir wichtig ist und auf den wir auch stolz sind - ist es erstmals möglich, dass wir gemeinsam mit vielen Partnerinnen und Partnern Vorschläge machen und dass es ein gemeinsames Meinungsbild gibt, das man präsentiert. Die oberste Luftfahrtbehörde ist dann die Behörde, die die letzte Entscheidung trifft, aber es war bisher eigentlich immer so, dass die Vorschläge aus der Mediation aufgegriffen und auch umgesetzt worden sind. Deswegen sehen wir das eigentlich als wichtiges neues Instrument. 

Wir arbeiten seit dem Jahr 2001 im Mediationsverfahren mit und versuchen dort wirklich sehr intensiv, die Situation für die Wienerinnen und Wiener zu verbessern. Ich möchte hier auch allen Verhandlerinnen und Verhandlern danken, die in diesem Prozess mitwirken, weil es, glaube ich, keine einfache Aufgabe ist und weil es eine sehr zeitintensive Aufgabe ist. Aber es ist meiner Ansicht nach wichtig, dass wir hier als Gemeinde Wien in einem demokratischen Verfahren mitwirken mit über 50 anderen Parteien, darunter zahllosen Bürgerinitiativen, Gemeinden, Siedlervereinen, Kammern. 

Wie Sie wissen, hat Wien dort genau eine Stimme. Wir sind also in diesem Verfahren genauso gewichtet wie alle anderen Parteien, und wir haben auch gleich viel Gewicht wie die anderen Parteien. Ich glaube, das zu beachten ist wichtig, um auch die Demokratie dieses Prozesses zu verstehen. Wir sehen die Mediation als große Chance, dass es erstmals einen Interessensausgleich zwischen sehr vielen Betroffenen gibt, um in dieser Sache einen Interessensausgleich zwischen Bürgerinitiativen und Gemeinden zu schaffen. 

Es ist uns im Mediationsverfahren Gott sei Dank auch gelungen, wie ich meine, Verbesserungen zu erreichen. Ich nenne zunächst einmal die beiden ersten wichtigen Punkte. Das eine ist das Nachtflugverbot über Wien von 21 bis 7 Uhr bei Piste 11; das betrifft also hauptsächlich den Westen Wiens. Und bei Piste 16 - das sind die Randbereiche des 22. Bezirkes - gibt es eine weitreichende Nachtflugregelung, die wir im Mediationsverfahren noch ausbauen wollen. Ich glaube, das ist etwas, was für eine Großstadt schon einzigartig ist. Wir konnten auch die Anzahl der Landungen auf Piste 11 auf 11,5 Prozent reduzieren. Das heißt, rund 90 Prozent der Landungen werden nicht über die westlichen und südlichen Bezirke Wiens geflogen. Ich glaube, auch das ist ein gutes Ergebnis.

Ein Punkt, der mir ebenfalls wichtig ist: Wir haben in den Mediationsverhandlungen wirklich immer ganz besonders betont, dass es zu keiner Fluglärmverschlechterung, im speziellen Fall für Liesing, kommen darf. Das war und ist auch im Mediationsvertrag so vorgesehen. Dieser Punkt wurde nicht eingehalten, das möchte ich hier ganz klar auf den Tisch legen. Wir haben das auch erkannt und haben sofort - und ich betone hier wirklich: sofort! - Druck gemacht und die Einhaltung dieses Punktes urgiert, weil das natürlich für die betroffenen Bürgerinnen und Bürger sehr wichtig ist.

Ich muss sagen, dank der Mediation und dem ersten Teilvertrag, der von 94 Prozent der Teilnehmer und Teilnehmerinnen unterschrieben worden ist, haben wir jetzt auch einen Hebel, mit dem wir in dieser Frage ansetzen können. Es gibt rasche Sofortmaßnahmen, weil ich glaube, dass das für die Bürgerinnen und Bürger dort wichtig ist. Die großen, vierstrahligen Flieger sollen ab Ende Oktober nicht mehr über Liesing fliegen, und es soll eine Optimierung des Startvorgangs geben, um möglichst schnell eine maximale Flughöhe zu erreichen; das bringt ein Plus von 200 Metern.

Abgesehen von diesen Sofortmaßnahmen haben wir uns außerdem dafür eingesetzt - und das wird auch so sein -, dass im Rahmen der Evaluierung, die ja in diesem Prozess als Korrektiv vorgesehen ist und die jetzt im Herbst und im Winter stattfinden wird, auch noch mittelfristig korrigierend eingegriffen wird, weil wir eben gesehen haben, dass dieser Punkt im Vertrag nicht so umgesetzt wird, wie es vorgesehen war. Das ist für uns natürlich auch nicht zufriedenstellend.

Man muss da aber einschränkend noch bemerken, dass wir mit dem Mediationsverfahren wirklich neue Wege beschreiten. Das ist eine neue Geschichte, wir sind damit europaweit im größten Mediationsverfahren, und da kann es hin und wieder dazu kommen, dass es nicht eins zu eins so umgesetzt wird, wie wir es uns vorgestellt haben.

Abschließend möchte ich in Erinnerung rufen, dass es im gesamten Verkehrsbereich massive Zuwächse gegeben hat, und so auch im Flugverkehrsbereich. Das hängt mit den Veränderungen im Wirtschaftsleben zusammen, es hängt aber andererseits natürlich auch mit einem völlig veränderten Freizeit- und Urlaubsverhalten eines Großteils der Bevölkerung zusammen. Das kommt als zusätzliche Verschärfung in diesem Bereich noch hinzu.

Ich möchte abschließend noch einmal betonen, dass ich mich immer für eine lärmgeplagte Bevölkerung in Wien einsetzen werde.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die 1.°Zusatzfrage: Frau GRin Jerusalem.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Papier ist natürlich geduldig. Die Wirklichkeit der Menschen, die jetzt im 23. Bezirk neu von der Sache betroffen sind - und einige auch im 13. Bezirk -, schaut ja gänzlich anders aus und ist ganz anders charakterisiert. Sie können sich nach dieser Fragestunde sicherlich gleich mit den Herrschaften zusammensetzen, vielleicht im Buffet, das wäre ein guter Anlass, in Direktkontakt zu treten. 

Die Wirklichkeit schaut ganz, ganz anders aus! Es gibt nämlich eine massive Lärmbelästigung, die es dort früher nicht gab. Die Menschen sind gestört, können die Fenster nicht mehr öffnen, können ihre Gärten nicht mehr benutzen und auf ihren Balkonen nicht mehr sitzen, die Lebensqualität ist massiv beeinträchtigt, bis hin zu einem hohen Gesundheitsrisiko. Mir schreiben viele Menschen, sie können nicht mehr in ausreichendem Ausmaß schlafen. Es besteht bereits ein Risiko für die Arbeit, die sie machen, weil sie nicht mehr so gut wie vorher arbeiten. Vor allem Ärzte haben mir das geschrieben. Das heißt, ich sehe dringenden Handlungsbedarf.

Es ist natürlich so, dass gerade das Mediationsverfahren diese Flugrouten verlegt hat und die Verschlechterung herbeigeführt hat. Das Ministerium hat das dann bestätigt, aber auf Vorschlag des Mediationsverfahrens, auf Vorschlag Ihrer Vertreterin, Ihres Vertreters dort (GR Christian Oxonitsch: Wäre schön gewesen, wenn Sie dabei gewesen wären!), auf Vorschlag der SPÖ, auf Vorschlag der ÖVP - und fast alle, die dort sitzen, mit Ausnahme von Siedlervereinen und mit Ausnahme von Bürgerinitiativen, gehören entweder der roten oder der schwarzen Fraktion an, in irgendeiner Form (GR Christian Oxonitsch: Gibt es eine Frage auch?), alle, die dort sitzen; und die machen alle dasselbe, nämlich das, was die beiden Landeshauptleute Häupl und Pröll mit auf den Weg geben. Deswegen wird auf Teufel komm raus ausgebaut. 

Aber das geht so nicht. Ich möchte daher die Sache noch einmal auf den Punkt bringen und Ihnen, weil ja die Damen und Herren jetzt auch genau deswegen gekommen sind, die Frage stellen: Werden Sie und die Sozialdemokratische Partei sich mit Ihrer Vertretung dort darum kümmern, dass diese Flugroute wieder wegkommt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ich möchte jetzt wirklich nur noch einmal betonen, dass der Mediationsteilvertrag von 94 Prozent der Teilnehmerinnen und Teilnehmer unterschrieben worden ist, unter anderem auch von Ihren Kollegen, den GRÜNEN aus Niederösterreich. (GR Heinz-Christian Strache: Nur ist nichts passiert!) Die Wiener GRÜNEN haben leider nicht unterschrieben, und ich würde mir wirklich wünschen, dass wir in dieser Sache alle an einem Strang ziehen, weil es nicht einfach ist, in dieser Frage einen Interessensausgleich zwischen den vielen Betroffenen zu finden.

Was jetzt die Bürgerinnen und Bürger im 23. Bezirk und in Teilen von Hietzing betrifft, so habe ich das vorhin schon explizit angesprochen. Wir nehmen dieses Problem sehr ernst. Uns ist bewusst, dass die Umsetzung des Teilvertrages hier nicht geklappt hat und dass es für diese Bürger derzeit eine zusätzliche Belastung gibt. Das wollten wir nie, das war nie so vorgesehen! Wir arbeiten in der Mediation massiv daran, dass das in Zukunft nicht mehr passiert. Ich habe zwei rasche Lösungen vorhin schon präsentiert. Eine wird sein, dass ab Ende Oktober - wenn die Piste, die jetzt nicht benutzt werden kann, wieder fertig gestellt wird - diese vierstrahligen Jets nicht mehr über Liesing fliegen werden. Die zweite ist eine größere Starthöhe von plus 200 Metern. Wir sind also an diesem Problem dran, wir bemühen uns und sind uns dieses Problems auch bewusst. 

Aber eines muss ich schon sagen: Die GRÜNEN machen es sich da ein bisschen leicht. Ihr verhandelt zwar in der Mediation mit, steht dann aber nicht zum Teilvertrag, weil es natürlich viel leichter ist, von außen zu kritisieren als von innen gemeinsam ein Ergebnis zu erreichen, das wir für die Wienerinnen und Wiener erkämpft haben, wobei wir wirklich versucht haben, das Beste herauszuholen. 

Es war dies auch erstmals eine Möglichkeit und ein Instrument, als Stadt Wien beim Fluglärm überhaupt mitzusprechen. Darüber muss man sich klar sein, bisher gab es diese Möglichkeit ja überhaupt nicht. Wir haben das wirklich massiv genutzt, und da hätten wir uns gewünscht, dass auch die Oppositionsparteien - bei allem Verständnis für einen Vorwahlkampf - sich aktiv daran beteiligen und mittun. Ich glaube, es ist für die Wienerinnen und Wiener am besten, wenn alle gemeinsam an einem Strang ziehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Pfeiffer, Sie haben die 2.°Zusatzfrage. - Bitte.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

All die Dinge, die uns die Austro Control erzählt hat - und Sie haben es hier auch bestätigt -, sind nicht eingetreten: Weder die Flugzeuge mit den geeigneten Steigungsgradienten wurden dort in dem neu betroffenen Gebiet des 23. und 13. Bezirks eingesetzt, die Landungen wurden nicht eingehalten, es wurden auch die Flugrouten nicht eingehalten. Alles das, was uns die Austro Control erzählt hat, hat also offensichtlich nicht gestimmt. Sie hat auch nicht darüber informiert - unter anderem, in dem Fall muss man aber dem Flughafen den Vorwurf machen -, dass die Piste 11/34 im verkürzten Verfahren zurzeit noch die anderen Starts notwendig macht, und zwar über die Piste 29. 

Jetzt frage ich Sie, Frau Stadträtin: Alles das wissen wir schon seit längerer Zeit. Warum wurden die Bürger in dem Zusammenhang nicht einmal informiert? Konkret lautet meine Frage insbesondere: Gibt es oder gab es für den Vertreter der Stadt Wien einen politischen Auftrag, in diesem Zusammenhang etwas für die Bürger dieser Stadt zu unternehmen? Und gibt es jetzt von Ihnen für den Vertreter der Stadt Wien einen politischen Auftrag, damit die Folgen, die aus dem bisherigen Geschehen entstanden sind, für die betroffenen Bürger nicht in diesem Ausmaß zum Tragen kommen?

Denn eines muss ich sagen: Nachdem sich die GRÜNEN, die das ja gar nicht unterschrieben haben, und die Freiheitlichen jetzt aus dem Rennen genommen haben, bleiben wir, die Volkspartei, als einzige Oppositionspartei in diesem Verfahren übrig. Wir werden die Kontrolle wahrnehmen, und darum frage ich Sie: Haben Sie Aufträge erteilt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ich glaube, ehrlich gesagt, dass ich Ihre Frage eigentlich schon zweimal beantwortet habe, einmal in meinem Ursprungs-Statement und jetzt noch auf die Frage der GRin Jerusalem. 

Uns ist bewusst, dass der Mediationsvertrag in diesem Punkt nicht so umgesetzt wurde, wie wir das geplant hatten. Deswegen gibt es auch den klaren Auftrag: Das wollen wir so nicht, sondern wir wollen, dass es keine zusätzliche Lärmbelastung für die Bürgerinnen und Bürger in Liesing und Hietzing gibt. Das ist auch so im Vertrag gestanden, der einfach nicht so umgesetzt wurde. Deswegen ist völlig klar, dass wir daran arbeiten, das wieder zu ändern. Ich glaube, dem gibt es nichts hinzuzufügen. (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist ein Wunsch! Aber einen Auftrag? Haben Sie einen Auftrag gegeben?)
Das ist kein Wunsch, das passiert schon! Ich habe Ihnen ja auch zwei Sofortmaßnahmen präsentiert, die wir schon erreicht haben. Des Weiteren gibt es die Evaluierung im Mediationsprozess, die genau für solche Fälle geschaffen wurde, wenn etwas nicht ganz so funktioniert, wie man sich das vielleicht vorgestellt hat. In diesem Rahmen werden jetzt im Herbst noch mittelfristige Maßnahmen erarbeitet. Aber wir haben gesagt, wir wollen nicht über den Winter warten, weil das für die Menschen vor Ort nicht zumutbar ist. Deswegen gibt es zwei konkrete Sofortmaßnahmen, die ich vorhin schon erwähnt habe.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: 3.°Zusatz-frage: Frau GRin Reinberger. - Bitte.

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Der heurige Sommer war, wie gesagt, durch zahlreiche Beschwerden der Bevölkerung geprägt, und zwar Lärmbeschwerden über den Fluglärm von Bezirken, die bisher nicht betroffen waren, aber auch von Bezirken, denen man versprochen hat, dass es besser wird. Es ist zu keiner Ent-, sondern nur zu einer zusätzlichen Belastung gekommen, insbesondere in Hietzing und in Liesing. Dazu gab es auch die Beschwerden in den Bezirken Wieden, Margareten, Mariahilf, Favoriten, Simmering, Penzing, Ottakring und so weiter. 

Die SPÖ hat bisher die Interessen der Wienerinnen und Wiener nur sehr halbherzig vertreten. (GR Christian Oxonitsch: 94 Prozent haben unterschrieben!) Sie sagen jetzt, wir sollen uns an den Vizekanzler wenden. Sie können sicher sein, dass die Wiener Freiheitlichen die Interessen der Wiener Bevölkerung beim Vizekanzler vehement vertreten werden. Aber bisher war es so, dass der Herr Bürgermeister am Mediationsverfahren gar nicht teilgenommen hat, und der letzte Umweltstadtrat, der sich dort eingebracht hat, war StR Svihalek. Viele Bezirksvorsteher haben überhaupt auf Parteienstellung verzichtet, wie beispielsweise der Bezirksvorsteher des 23. Das heißt natürlich, wenn wichtige Exponenten der SPÖ am Mediationsverfahren nur sehr halbherzig teilnehmen, dann darf man sich auch nicht wundern, wenn die Ergebnisse zum Teil zur Farce geraten. 

Genau das war eben der Grund für die Freiheitlichen: Unser Vertreter im Mediationsverfahren hat, weil er befürchtet hat, dass viele von den Versprechungen nicht eingehalten werden, seinerzeit schon seine Zustimmung nur unter Vorbehalt gegeben und hat jetzt versucht, als eine Möglichkeit, seinen Protest kundzutun, die Unterschrift zurückzuziehen, weil eben Versprechen nicht gehalten worden sind. Es ist in keinem Bereich zu einer Entlastung, sondern nur zu einer zusätzlichen Belastung gekommen.

Wenn Sie jetzt sagen, ein stärkerer Steigflug soll stattfinden, dass die Flugzeuge höher hinauf gelangen, dann kann ich Ihnen sagen, als Nicht-Technikerin und als Nicht-Fachfrau gehe ich einmal davon aus, dass es so wie bei allen Verkehrsmitteln ist: Wenn ich einen stärkeren Steigflug mache, brauche ich einen stärken Schub, und ein stärkerer Schub führt zu mehr Lärm und auch zu mehr Schmutzausstoß. Das heißt, es ist ja nicht nur Lärm, der da auf uns nieder rieselt (GR Christian Oxonitsch: Frage!), sondern natürlich auch jede Menge Schmutz, der auf die Wienerinnen und Wiener herunterfällt, solange Flugzeuge über das Stadtgebiet fliegen. (GR Christian Oxonitsch: Wo ist die Frage?)
Frau Stadträtin! Ich frage Sie daher: Was werden Sie unternehmen, die Interessen der Wienerinnen und Wiener stärker als bisher zu vertreten? Und welche konkreten Konsequenzen werden Sie ziehen, dass Wien nicht mehr belastet wird durch Fluglärm, wie zum Beispiel Nachtflugverbot oder auch neue und wirkungsvollere Anflugsrouten, die diese Bezirke deutlich entlasten? Werden Sie das, und mit welchem Nachhalt und mit welcher Deutlichkeit, im Mediationsverfahren vorbringen? (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frage schon drei Mal gestellt!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ehrlich gesagt, kann ich Ihre Logik nicht ganz nachvollziehen. Die FPÖ hat sich gestern aus dem Mediationsverfahren zurückgezogen, aber von uns, der SPÖ, verlangen Sie, dass wir mit noch viel mehr höherrangigen Persönlichkeiten hineingehen. (GR Heinz-Christian Strache: Weil Sie bis jetzt nichts gemacht haben!) Ich denke, das ist eine entweder-oder-Frage; ihr müsst euch schon entscheiden: Was wollen wir? (GR Heinz-Christian Strache: Sie haben sogar Bürgerinitiativen ausgeschlossen!) Herr Kollege Strache, vielleicht beruhigen Sie sich wieder ein bisschen. (GR Heinz-Christian Strache: Es ist ein wirklicher Hohn! Sie schließen Bürgerinitiativen aus!)
Wir haben noch überhaupt niemanden ausgeschlossen, das ist ein völlig lächerlicher Vorwurf! Es nehmen 50 Teilnehmerinnen und Teilnehmer an diesem Verfahren teil, und die Einzige, die sich freiwillig ausschließt, ist die FPÖ. Das möchte ich jetzt wirklich dazusagen. (Zwischenrufe bei SPÖ und FPÖ.)
Herr Kollege Strache, ich hatte ja im Nationalrat Gott sei Dank das Vergnügen, den Kollegen Westenthaler 5°Jahre in der ersten Reihe zu haben. Deswegen bin ich solche Dinge gewöhnt. Sie geraten in dieser Hinsicht sehr nach ihm, wie ich hier feststellen kann. (Beifall bei der SPÖ. - Bgm Dr Michael Häupl: Zu viel der Ehre!)
Zurück zum Mediationsverfahren und zur Sache: Ich möchte noch einmal betonen, dass wir uns in den letzten Jahren wirklich massiv in diesem Verfahren eingesetzt haben. Etwas möchte ich den Oppositionsparteien schon mit auf den Weg geben: Eine bessere Möglichkeit, hier für die Wienerinnen und Wiener etwas zu erreichen in Sachen Fluglärm, hat uns noch keiner von Ihnen vorgeschlagen. Sie tun sich wirklich ein bisschen leicht damit, sich aus dem Verfahren zurückzuziehen und mit dem Finger auf uns zu zeigen, um zu sagen, na, ihr bringt aber nichts zusammen!, aber sich selbst sozusagen nicht aktiv einzubringen. Ich bedauere das sehr (GR Gerhard Pfeiffer: Wir haben uns aktiv eingebracht!) - mit Ausnahme der ÖVP, muss ich jetzt sagen -, und ich hätte mir gewünscht, dass wir in dieser für die Wienerinnen und Wiener wirklich essenziellen Frage alle an einem Strang ziehen. 

Das soll nicht so sein; ich nehme es zur Kenntnis. Wir werden uns weiter massiv dafür einsetzen! Ich glaube, wir konnten schon einiges erreichen. Denn ein Nachtflugverbot über Wien, oder dass bei der Piste 11  90 Prozent aller Überflüge nicht über Wien stattfinden, das ist, glaube ich, für eine Großstadt nicht selbstverständlich. 

Mir ist die Situation in Liesing durchaus bewusst, auch unseren Verhandlerinnen und Verhandlern. Das ist nicht optimal gelaufen, weil der Vertrag nicht so umgesetzt wurde, wie das festgeschrieben ist. Wir arbeiten daran, und die beiden Dinge, die ich vorhin erwähnt habe, sind nicht etwas, was wir uns wünschen, sondern das ist etwas, was wir in Verhandlungen bereits erreichen konnten. Sie werden es ab Ende Oktober selbst feststellen. Wir werden in der Evaluierung noch weitere Dinge für die Liesingerinnen und Liesinger erreichen, weil es uns natürlich auch wichtig ist, dass es zu keiner Verschlechterung in diesem Gebiet kommt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur 4.°Zusatzfrage: Frau GRin Jerusalem. - Bitte.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Ich stelle fest, dass Sie von dem Idealismus, den Sie einmal bei Global 2000 gezeigt haben, schon anständig weit entfernt sind. Bis jetzt muss man registrieren, dass sowohl der Vertreter der Stadt Wien als auch die SPÖ diese Verhandlungen anständig vergeigt haben, und sonst gar nichts! Es sind nur Verschlechterungen für die Wiener Bevölkerung herausgekommen. (Bgm Dr Michael Häupl: Das ist unglaublich! - GR Franz Ekkamp: Das ist aber Ihre subjektive Wahrnehmung!)
Sie erwähnen mit Stolz diese Reduktion auf 11,5 Prozent, worüber ich mich im 14. Bezirk ja freuen 

müsste. 11,5 Prozent von wie viel? Um das geht es doch eigentlich! Bei einem ständigen Ausbau und immer mehr Flügen sind 11,5 Prozent ein Patzen Verschlechterung, Frau Stadträtin, und nicht anderes! Darüber gibt es nichts zu jubeln. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frage?) 

Das heißt, es geht gar nicht nur um den 23.; es geht um den 14., um den 15., um den 10., um den 11. Es würde mich interessieren: Was haben Sie bis jetzt für uns getan? (GR Erich VALENTIN: Nachtflugverbot!) Was geschieht dort überhaupt? Nämlich nichts. (GR Erich VALENTIN: Nachtflugverbot!) Es ist eine einzige, leibhaftige Katastrophe!

Deswegen frage ich Sie jetzt: Werden Sie in Anbetracht dessen, dass der Flughafen in den nächsten Jahren die Flüge verdoppeln will und das nur mit einer dritten Piste möglich sein wird, in diesem Verfahren nunmehr auch für die dritte Piste stimmen?
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Gott sei Dank brauche ich nicht Sie, um hier meinen Idealismus zu beurteilen, der mir nämlich sehr wohl noch in sehr intensiver Form erhalten geblieben ist. Deswegen stehe ich auch hier, weil es mir wichtig ist, für die Umwelt und die Bevölkerung in Wien wirklich das Beste zu erreichen. 

Zum Thema Fluglärm, das habe ich jetzt schon mehrfach betont: Meiner Ansicht nach ist es uns gelungen, im Mediationsverfahren einige Dinge zu erreichen, auf die wir, glaube ich, auch stolz sein können, weil es vorher, wie gesagt, sehr wenig Möglichkeiten gegeben hat, in diesem Bereich wirklich etwas weiterzubringen. Dem habe ich eigentlich nichts mehr hinzuzufügen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Somit ist die 4. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP - 03957 - 2004/ 0002 - KVP/GM). Sie wurde von Herrn GR Parzer gestellt und ist an den Bürgermeister gerichtet: Welche konkrete Lösung werden Sie der Donaustädter Bevölkerung in der Causa Badeteich Süßenbrunn dahingehend anbieten, dass der Badeteich auch nach Kündigung des Pachtvertrags durch die Stadt Wien den Bürgerinnen und Bürgern zugänglich bleibt?
Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich glaube, wir brauchen uns nicht wechselseitig die Rahmenbedingungen, die dort gegeben sind, zu erzählen. Du weißt so gut wie ich, dass es sich um ein privates Grundstück handelt, das seit geraumer Zeit in diesem Privatbesitz ist, und dass es dort nunmehr Verwertungsinteressen gibt. 

Wo hat sich die Stadt Wien hier einzumischen? Die Stadt Wien wird sich in zweifacher Hinsicht einmischen, zum einen mit einem entsprechenden Flächenwidmungs- und Bebauungsplan, in dem auch künftige Nutzungen 


festgelegt sind, und zum Zweiten damit, dass natürlich auch die Zugänglichkeit zu erhalten ist. Das ist das Thema, zu dem die Verhandlungen stattfinden. 

Die grundsätzliche Zielsetzung dabei ist, dass die öffentliche Zugänglichkeit für die Bevölkerung - unabhängig davon, ob sie in einem anrainenden Bau wohnt oder nicht - erhalten bleibt. Dass dabei aus meiner Sicht natürlich auch ökologischen Aspekten Rechnung zu tragen ist, das ist für jemanden, der vor geraumer Zeit einmal Biotop-Kartierungen in Wien durchgeführt hat - auch wenn das mehr als 20 Jahre her ist -, eine Sache, die man jedenfalls nicht vergessen sollte. 

Das ist dabei die Zielsetzung, beides ist im Gespräch, beides ist in Verhandlung, und ich würde mir wünschen, dass es dort zu einem Abschluss kommt. Ich weiß, dass der Herr Bezirksvorsteher des 22. Bezirks sich auch in diese Richtung hin bemüht, dass die öffentliche Zugänglichkeit zu beiden, zum großen und zum kleinen Süßenbrunner Badeteich, entsprechend erhalten bleibt. Natürlich haben wir dabei auch Alternativen anzubieten, und das versuchen wir. 

Ich denke daher, das Ganze befindet sich auf einem Weg, über den ich von der Verhandlungssicht her sage: das ist eigentlich ziemlich üblich; auch wenn manches davon öffentlich ausgetragen wird, was ich auch verstehe, weil anrainende Bürger bei dem, was erzählt wurde, ein hohes Niveau an Besorgnis haben. Das verstehe ich auch.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die 1.°Zusatzfrage, bitte.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Lieber Herr Bürgermeister!

Nur eine Frage an dich in Bezug auf die Gesamtheit dieses neuen Areals, das dort zum Teil verbaut werden soll: Wir alle wissen, dass der Pachtvertrag noch bis Ende des Jahres läuft und dann aufgelassen wird, eben im Zuge der neuen Konstruktion oder neuen Bauordnung, die dort künftig bestehen soll. Meine Frage zielt jetzt darauf hin, dass du gerade gesagt hast, es wird der öffentliche Zugang für den kleinen und auch für den großen Badeteich gesichert sein. Wie wird es aber dann - das soll jetzt in einer Frage umfasst sein - mit den Parkplätzen und auch mit der Reinigung sein?

Das geht ja nicht ohne weiteres, dass wir dort, wenn sehr viele Leute hinkommen, für Parkplätze sorgen müssen. Wir kennen das vom Gänsehäufel her, dort wollen die Leute auch baden gehen, und wenn sie mit vielen Sachen kommen, wollen sie mit dem Auto zumindest in die Nähe eines Badeteichs kommen, weil eben die Verkehrsmittel dort noch nicht so ausgebaut sind. Und das Zweite, was in dieser einen Frage verpackt ist: Wie schaut es dort mit der Reinigung nach einem größeren Sonntagsbetrieb aus?
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Das ist ein Punkt, der mir nicht sehr gut gefällt; das möchte ich auch klar sagen. Es ist seinerzeit durch die MA 42 - seinerzeit heißt 1975 - dieser Pachtvertrag abgeschlossen worden, dieser läuft Ende 2004 aus. Er wurde nicht von der Stadt Wien gekündigt, sondern seitens der Theresianischen Akademie nicht mehr verlängert. 

Ich würde mir daher wünschen, dass wir zumindest auch zu einer Art prekaristischen Lösung kommen. Sonst wird das, so fürchte ich sehr, ein Wildbadeplatz, der ungeordnet verkommt. Denn selbstverständlich wird die Bevölkerung dieses Angebot, das ihr ja über Jahrzehnte zur Verfügung gestanden ist, auch weiterhin annehmen. Das ist völlig klar und ist so auch in Ordnung, aber die ordnende Hand der MA 42 würde dann wegfallen, und das würde zweifelsohne zu Zuständen führen, die wir alle miteinander nicht wünschen. 

Ich denke daher, dass es hier ganz vernünftig wäre, zu einem Prekarium zu kommen, und zwar solange, bis man dort die Neuordnung entsprechend festgelegt hat und auch Verantwortlichkeiten festgelegt hat, die die Reinigung betreffen, aber auch andere Ordnungsmaßnahmen, die bei einem solchen Badeplatz naturgemäß zu greifen haben.

Aus meiner Sicht heraus gesehen, ist das meine Vorstellung einer perspektivischen Lösung. Ich kann heute auch nicht sagen, wie die Bebauung aussehen wird, es gibt auch da noch mehrere Vorstellungen und Möglichkeiten. Sie wird mit Sicherheit nicht die Uferzonen berühren, diese werden freigehalten werden, aber wie weit dann die Bebauung überhaupt zur Straße zu rücken ist - die Wagramer Straße meine ich im gegenständlichen Fall - beziehungsweise ob dort rundherum zu bauen ist, das wird man alles noch sehen. 

Ich verstehe das Verwertungsinteresse der Theresianischen Akademie, aber die Theresianische Akademie muss auch das öffentliche Interesse an diesen beiden Badeteichen verstehen. Wenn wir das machen, dann werden wir auch zu einem vernünftigen Kompromiss kommen. Bis dahin brauchen wir Übergangsregelungen, und um die bemüht sich die Stadt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: 2.°Zusatzfrage: Herr GR Ing WOLFRAM.

GR Ing Gunther WOLFRAM (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Sie haben uns jetzt einigen Wind aus den Segeln genommen. Wir haben dort am Stadtrand von Wien und am Beginn des Marchfeldes zwei sehr schöne Badeteiche, ich weiß nur nicht, ob Sie sie schon gesehen haben und ob Sie schon daran vorbeigefahren sind. Das ist wirklich toll, vor allem sind auch die Parkplätze ausreichend.

Was hingegen jetzt schon zu kritisieren ist: Die Anbindung des öffentlichen Verkehrs mit dem Bus ist äußerst prekär. Sie ist so dürftig, dass es nach 22 Uhr überhaupt keine Busverbindung mehr gibt. Werden Sie sich dafür einsetzen - so meine Frage, Herr Bürgermeister -, dass dort, wenn noch zusätzlich zirka 200 Wohn-einheiten hingebaut werden, auch der öffentliche Verkehr besser ausgebaut wird?
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Da kann ich doch nur sagen: Natürlich! Der öffentliche Verkehr ist zurzeit so ausgebaut, wie er ausgebaut ist, weil man davon ausgeht, dass man keine hochrangigen Verkehrsmittel - eine Straßenbahn oder Ähnliches - zu einem Badeteich braucht. Das liegt ja auf der Hand. Selbstverständlich zwingt aber der entsprechende Wohnungsneubau - seien es Reihenhäuser, seien es aber auch Mietwohnungen - zu einer Änderung sowohl der Verkehrsinfrastruktur als auch anderer Infrastruktureinrichtungen. 

Daher sage ich hier nicht nur: Ja, selbstverständlich setze ich mich dafür ein, wenn es dort zu zusätzlichen Wohnbebauungen kommt, dass die Verkehrsinfrastruktur entsprechend ausgebaut wird!, sondern ich werde mich darüber hinaus dafür einsetzen, dass die Infrastruktur zum Beispiel im Hinblick auf Kinderbetreuungseinrichtungen, allfällige Schulen und Ähnliches geregelt wird, weil ich absolut dafür eintrete, dass Wohnen mehr ist als die vier Wände rundherum. 

Wenn man eine überlegenswerte Wohnbebauung in diesem Bereich hat, dann muss man dort einfach auch zusätzliche Infrastruktur hinbringen und die entsprechende Verkehrsanbindung gewährleisten. Das ist ja zweifelsohne das viel mehr diskutierte Problem als die Badeteiche. Es lassen sich nur eben manche Sachen medial besser verkaufen als Straße und Schule.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die nächste Zusatzfrage: Herr Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Da ich das Areal ganz gut kenne, weil ich früher den kleinen Badeteich im Sommer öfter besucht habe, weiß ich auch, dass es dort ein großes Bürgerbeteiligungsverfahren um die Bettelheimstraße gegeben hat. Diese wurde zwar jetzt nicht verbaut, aber die Erfahrung der Süßenbrunner und Süßenbrunnerinnen geht schon dahin, dass die Stadt BürgerInnenbeteiligung zulässt.

Deswegen jetzt meine Frage: In welcher Form können Sie sich vorstellen, dass die BürgerInnen von Süßenbrunn dort in die Entscheidungsfindung eingebunden werden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Gerade bei diesem Projekt habe ich den Eindruck, dass dort dieses Bürgerbeteiligungsverfahren ja schon läuft. Ich möchte dabei einmal völlig davon absehen, dass der Bezirksvorsteher des 22. Bezirks praktisch die Inkarnation des Bürgerbeteiligungsverfahrens ist, weil er sich mit Sicherheit dort nicht nur gelegentlich eines schönen Sommertages zum Baden befindet, sondern sehr häufig auch dort ist und mit den Menschen diskutiert. Abgesehen davon ist Öffentlichkeit ja allemal stets die beste Methodik, diese Dinge zu diskutieren. Ob es nun ein formal abgewickeltes Bürgerbeteiligungsverfahren ist oder nicht, ist eine zweite Frage. Dieses Projekt wird mit Sicherheit öffentlich diskutiert, und das ist gut so. 

Ich kenne das Areal auch ganz gut; ich war zwar nicht zum Baden dort, sondern habe mich seinerzeit bei der Biotop-Kartierung entsprechend bemüht. Daher habe ich das damals mit etwas anderen Augen gesehen, wiewohl ich Wildbadeplätze wahrscheinlich genauso gern habe wie du. 

Daher ist auch das Bemühen der Stadt darauf ausgerichtet, dieses, ich sage jetzt einmal, menschlich genutzte Biotop entsprechend zu erhalten, wobei ich überhaupt nicht einsehe, warum solche Biotope, auch wenn sie künstlich geschaffen sind - es ist in Wirklichkeit ein Biotop aus zweiter Hand -, nur für eine bestimmte Gruppe, und zwar eigentumsdeterminiert, einen Zugang haben. Das sehe ich nicht ein, und daher wird es dort eine Lösung mit der Bevölkerung geben, welche die freie Zugänglichkeit dieses Bereichs gewährleistet.

Ich verweise noch einmal auf das, was ich vorhin gesagt habe und was mir ebenso wichtig ist: Die Frage der Schaffung der entsprechenden Infrastruktur. Denn, noch einmal, Wohnen ist mehr als vier Wände rundherum. Wenn das gewährleistet ist, dann wird man zu einer Lösung kommen. Wenn das nicht gewährleistet ist, dann wird man eben noch einmal 27 Jahre darauf warten.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Die 4.°Zu-satzfrage: Herr GR Parzer. - Bitte.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herzlichen Dank für die Ausführungen und für die Beantwortung der Fragen, auch jener des Kollegen Maresch!

Ich ziele auch darauf hin: Ich weiß, dass dort eine sehr rege Bürgervertretung im Gang ist, die sich sehr gegen eine Verbauung dieses Grundstücks wehrt. Das sehe ich wieder so, dass ich sage, der Theresianischen Akademie kann ich nicht vorwerfen, dass sie auf ihrem eigenen Grund etwas machen will und bauen will. 

Aber ich ziele noch weiter darauf hin, dass ich sage: Der große Badeteich ist fast unbenutzt. Wenn wirklich der Wille der Stadt Wien vorhanden ist, der Bevölkerung mehr Zugang zu den Badeteichen zu geben, dann würde ich um zwei Sachen bitten: Dies wirklich auch im Bezirksvorsteher-Haus so zu sagen, weil es Differenzen zwischen der Bezirksvorstehung und der Bürgerinitiative gibt; und dass wir hier auch eine gute Lösung für die Wasserqualität treffen, insofern als wir sagen, es sollte ein Durchstich zwischen den beiden Badeteichen erfolgen, damit dort eine ausreichend gute Wasserqualität vorhanden ist. Das ist meine Frage, ob das dann im Sinne der Verbauung auch geschehen wird.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Das ist eine Detailfrage, die ich so nicht beantworten kann und, ehrlich gesagt, auch nicht beantworten will, weil das Maßnahmen sind, die man sich, wenn man sie künstlich so setzt - wir kennen das auch aus anderen Bereichen des 22. Bezirks -, sehr genau anschauen und sehr gut überlegen muss. 

Ich sage noch einmal, für mich hat das einen Doppelcharakter: Den Charakter eines Biotops und den Charakter eines Badeteichs zur Nutzung durch die Bevölkerung. Was dem einen dient, muss dort nicht immer auch zugunsten der anderen Zielsetzung sein. Das muss man sich zweifelsohne sehr genau anschauen.

Dass es da natürlich zu Diskussionen, auch kontroversen Diskussionen zwischen der Bezirksvorstehung und der Bürgerinitiative kommt, liegt auf der Hand. Die Bürgerinitiative vertritt dabei ausschließlich ihre Interessen - dies ist ihr gutes Recht, das ist überhaupt keine Frage -, diese Interessen müssen aber nicht immer hundertprozentig kompatibel mit öffentlichen Interessen sein, und ebenso nicht die Interessen der Theresianischen Akademie, der man nun wirklich nicht unterstellen kann, dass dort die ausbeuterische Perspektive des bösen privaten Kapitalismus im Vordergrund steht; das ist ja alles absurd. Auch da gibt es ein nachvollziehbares und sinnhaftes Interesse der Verwertung und der Nutzung.

Unser Interesse ist es - und dieses ist identisch mit dem des Vorstehers -, zu einer vernünftigen Lösung zu kommen, die heißt: Jawohl, auch der Theresianischen Akademie soll die Möglichkeit einer Bebauung gegeben werden, aber - ich füge hinzu: Unter freiem Zugang zu den beiden Badeteichen, unter Schutz der ökologischen Funktion dieser beiden Badeteiche und natürlich unter Einpassung in die Gegebenheiten, die dort vorhanden sind und die du ja noch viel besser als ich kennst. Das heißt, ich wünsche dort keine Hochhäuser, um das relativ einfach zu sagen; aber ich glaube, auch da sind wir auf einer Linie. 

Daher glaube ich, dass man zu einem vernünftigen Kompromiss kommen kann. Die Bürgerinitiative wird in diese Diskussionen eingebunden werden. Aber wenn die Haltung der Bürgerinitiative ausschließlich darauf ausgerichtet ist, dass dort nichts gebaut werden darf, dann wird ein Kompromiss, dann wird ein gemeinsames Handeln etwas schwierig werden. Wir arbeiten auf den Kompromiss hin.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Danke schön. - Damit ist die Fragestunde beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Der Klub der Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Die SPÖ-Belastungspolitik am Beispiel der Strom- und Gaspreiserhöhungen" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Strache, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Dr Michael Häupl hat ja seine Politik in Wien mit der Wiener Stadtregierung immer wieder gepriesen, dass das auch das Gegenmodell zur schwarz-blauen Bundesregierung sei und dass man hier in Wien zeigen wird, wie man es anders macht. Dem kann ich schon Recht geben: Man zeigt in Wien, wie man es anders macht, und das sieht man auch an der Erhöhung der Gas- und Strompreise, die in Wien vonstatten geht. Das erlebt man unter anderem konkret an diesem Beispiel, obwohl wir auch erleben, dass seit sechs Jahren eine Liberalisierung des europäischen Strommarktes stattfindet. 

Jetzt kann man schon sagen: Eine der wenigen Segnungen dieser Europäischen Union ist zumindest die Liberalisierung in diesem Bereich. Zumindest kann man hier festhalten - sollte man meinen -, wenn man heute in Österreich und in Wien daraus einen Nutzen schlagen würde, in der Früh den Strom aufdreht und die Kaffeemaschine betätigt, könnte europäischer Strom durchfließen, und der könnte wesentlich günstiger sein, als das bei uns der Fall ist, bei uns auf der Insel der Seligen in Wien, wo wir leider Gottes erleben müssen, dass die Uhr anders läuft und dass hier die Stromkartelle letztlich diejenigen sind, die sagen: Keine Verbesserung für den Kunden weitergeben, keine Vergünstigung für die Wienerinnen und Wiener weitergeben! Das ist gerade beim öffentlichen Versorger, beim Wiener Stromkartell, besonders eklatant, weil dieses auch die Führung im österreichweiten Stromkartell hat, worin der Herr Landeshauptmann der Eigentümervertreter ist, auch die Stromfestung verteidigt und leider Gottes nicht dazu beiträgt, dass es zu einer Vergünstigung kommen wird.

Jetzt gehen wir einmal davon aus: Wie setzen sich eigentlich die Strompreise zusammen? Da gibt es den Preis für die Kilowattstunde, da gibt es das Entgelt für den Transport der Kilowattstunde, und es gibt vor allen Dingen die Steuern. Wenn man es gemeinsam durchgeht, ist es natürlich so, dass bei der Erhöhung, die jetzt vonstatten geht, der Anbieter und die Stadt die Profiteure sind! Das sind die Profiteure dieser Erhöhung, die letztlich die Wirtschaft in Wien belasten wird, die aber auch die Menschen dieser Stadt belasten wird. 

Die Menschen müssen dann bei den Betriebskosten erleben, dass es massive Verteuerungen gibt: Gaspreis, Strompreis, Kanalgebühren, Müllgebühren, das erlebt man dann alles bei der Verteuerung, auch wenn man am Monatsende die Miete mit den Betriebskosten auf den Tisch gelegt bekommt, ins Postkastl bekommt. Dann weiß der Wiener: Danke an die absolute Stadtregierung, dass ihr das verteuert habt und uns belastet habt! - Da muss man natürlich festhalten, wer der Verantwortliche ist.

Selbstverständlich ist der Strompreis auch gestiegen, weil es nicht mehr so wie in der Vergangenheit ist, dass der Strom letztlich nur für die Glühbirne notwendig ist, sondern auch in anderen Bereichen - wie Computer, Telekommunikation et cetera - ist der Stromverbrauch massiv angestiegen. Daher ist durch diese Preiserhöhung auch ein massiver Anstieg in anderen Bereichen und eine entsprechende Verteuerung der Fall. Das muss man einfach sehen, und das ist eine Belastung für die Wirtschaft und für die Menschen dieser Stadt!

Deshalb sage ich: Herr Landeshauptmann! Ich frage mich manchmal wirklich, wie Sie sich in der Öffentlichkeit hinstellen und es wagen können, der Bundesregierung vorzuwerfen, dass diese Bundesregierung Belastungspolitik betreibt. In Ihrem eigenen Bereich sind Sie derjenige, der tatsächlich belastet und der immer so tut, als könnte er nichts dafür, als hätte er keine Verantwortung für Wien. Aber Sie haben diese Verantwortung für Wien! Sie belasten die Menschen in dieser Stadt, Sie machen im kommunalen Steuerbereich alles teurer. Das ist in 
den letzten 10°Jahren ein laufender Trend gewesen. 10°Jahre sind Sie im Amt, und ich muss wirklich fragen: Gibt es einen Grund zum Feiern für die Wienerinnen und Wiener? Ich sehe diesen Grund nicht, außer dass alles teurer geworden ist. - Ich komme dann noch zu den vielschichtigen Belastungen, die die Wienerinnen und Wiener der absoluten SPÖ-Stadtregierung zu verdanken haben. 

Natürlich muss man auch daran erinnern, dass diese Bundesregierung im Jahr 2000 angetreten ist, um - verzeihen Sie mir diesen deftigen Ausdruck - den Mist wegzuräumen, der hinterlassen worden ist. Das ist eine Verschuldung gewesen, die über die SPÖ-Finanzmi-nister zustande gekommen ist. Das einzige, was Wien daraus macht, ist Obstruktion und Defätismus dem entgegenzustellen und nicht einmal herzugehen und zu sagen: Wir sehen ein, dass wir schuld daran sind, dass wir uns heute in dieser misslichen Lage befinden, weil wir eben einer verfehlten marxistischen Wirtschaftspolitik nachgegangen sind. (GR Johann Driemer: Lesen Sie nach ...!) Da sollte man wirklich einmal zugeben, dass man die Schuld und die Fehler bei sich zu suchen hat, und nicht permanent mit Halb- und Unwahrheiten reagieren, wie das der Fall ist. 

Die Bundesregierung beschließt die größte Steuerreform, die es in der Zweiten Republik jemals gegeben hat: 3,5 Milliarden EUR an Entlastung für die Menschen! Aber Sie gehen her und sagen: Na klass, da können wir in Wien wieder neue Steuern einführen! Was die Bundesregierung den Wienerinnen und Wienern gibt, nehmen wir ihnen auf der anderen Seite wieder weg!

Das ist Ihr Modell, und das hat man jetzt auch bei Ihrem Wirtschaftsprogramm, das Sie vorgestellt haben, erleben können, für das Sie, vor allen Dingen der Herr Matznetter und auch andere, in der Öffentlichkeit, milde gesagt, durch den Kakao gezogen worden sind. (GR Johann Driemer: Wie die Pensionsharmonisierung!) Auch die Fachwelt, auch die Medienlandschaft hat es durchaus als misslungen erkannt, was Sie da präsentiert haben, worin unter anderem über viele, viele neue Belastungen nachgedacht wird. 

Und der Landeshauptmann als Städtebundpräsident philosophiert über eine Erhöhung der Mineralölsteuer für Wien, um dann diese Erhöhung zweckgebunden für Wien zu verwenden, wieder die WienerInnen zu belasten. Da wird philosophiert über eine Steuer auf Handymasten in der Höhe von 390 Millionen EUR, eine neue, gemeindeeigene Tourismussteuer und neue Abgaben in der Parkraumbewirtschaftung, obwohl man die Autofahrer in der Stadt ohnehin schon schröpft, wo es geht, mit einem Parkpickerl, für das man nicht nur eine Bearbeitungsgebühr verlangt, sondern alle zwei Jahre eine Zusatzsteuer, und in Wirklichkeit bekommt man dafür keinen Parkplatz. Das ist Ihre Antwort: Die Bundesregierung entlastet - Sie belasten! 

Das sollte man schon einmal genau unter die Lupe nehmen. Matznetter hat gesagt, er stellt sich vor, die Sparbuchsteuer um 50 Prozent zu erhöhen - na, da kommt einiges auf die Menschen zu! -, die Vermö-genssteuer wiedereinzuführen, Schenkungssteuer, Erbschaftssteuer und Grundsteuer zu erhöhen. Das sind lustige Dinge - Sie denken eigentlich nur über Belastungen nach. Machen Sie einmal Entlastungen dort, wo Sie Verantwortung haben: In dieser Stadt! Nehmt den Gegentrend, das wäre ein Weg für Wien! (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber die Demut in unverschämter Art und Weise! Wiener Belastungen haben Methode, man greift den Wienerinnen und Wienern, wo es geht, in die Tasche, mit allen möglichen Grausamkeiten und Grauslichkeiten: Die Erhöhung der Müllgebühren habe ich schon genannt, die Tarife bei den öffentlichen Linien, das Aushungern der Wiener Spitäler durch die reale Kürzung des Budgetzuschusses an den Krankenanstaltenverbund - das wissen Sie ganz genau.

Es liegt auch in der Kompetenz des Landes Wien (GR Christian Oxonitsch: Schon gar nicht ...!), endlich herzugehen und zu sagen: Wir haben 95 000 Arbeitslose in dieser Stadt, machen wir endlich etwas, dass wir Arbeit schaffen! Gehen wir im Pflegebereich her - wir bräuchten drei- bis fünftausend Menschen im Pflegebereich in dieser Stadt -, gehen wir her, statt dass wir die Menschen in dieser Stadt in unnötige EDV-Kurse stecken, bilden wir sie aus und gewinnen wir sie für Pflegeberufe! Das wäre endlich einmal eine konkrete Hilfe gegen die Arbeitslosigkeit in dieser Stadt. (Beifall bei der FPÖ.) Das wäre eine Hilfe, um genügend Betreuung in diesen Bereichen, nämlich in den Pflegeanstalten, möglich zu machen.

Aber nichts dergleichen! Sie gehen her und kürzen die kommunalen Investitionen, Sie halbieren die Wirtschaftsförderung. Sie lassen die Kindergartenpreise im öffentlichen Bereich nach oben schnalzen und belasten die Familien in dieser Stadt. (GR Christian Oxonitsch: Wer hat denn die Kindergartenmilliarde abgeschafft?) Der Bund entlastet mit dem Kinderbetreuungsgeld, und Sie gehen her und nehmen es den Familien und den Kindern wieder weg! Das ist schäbig - ich sage das so. 

200 EUR pro Monat - 200 EUR pro Monat! - den Familien in dieser Stadt abzuknöpfen für den öffentlichen Kindergarten plus 50 EUR Essensgeld: Sie treiben die Menschen in dieser Stadt in eine Armutsfalle, und das ist Ihre Verantwortung! (GR Christian Oxonitsch: ... uninformiert!) Sie lassen die Frauen als Handelsangestellte in dieser Stadt im Stich, indem Sie die Ladenöffnungszeiten eingeführt haben, aber nicht darauf schauen, dass es flexible Kindergartenzeiten in der Stadt gibt. (GR Christian Oxonitsch: ... nichts eingefallen!) Und die allein erziehenden Mütter - 60 000 Alleinerzieher gibt es, bitte, in dieser Stadt - lassen Sie im Stich, indem Sie keine flexiblen Kindergartenzeiten möglich machen (GR Christian Oxonitsch: Und ihr habt die Kindergartenmilliarde gestrichen!) und die Frauen letztlich unter Druck stehen, sich zwischen Beruf oder Kind zu entscheiden. (GR Christian Oxonitsch: Wer hat die Kindergartenmilliarde gestrichen?) Das sind Sie, das ist Ihre Politik, die Sie in der Stadt zu verantworten haben! 

Ich sage: Wenn es notwendig ist - und ich komme zum Schluss -, dann werden wir in dieser Stadt von Wohnungstür zu Wohnungstür gehen und das enttarnen, was Sie gelebt haben (GR Heinz Hufnagl: Dafür haben Sie keine Leute mehr, für Wohnungstüren!): Diese Täuschungspolitik, die diese absolute Allmacht dieser Stadt, die rote Allmacht den Wienern vorgaukelt, erst zu enttarnen, die Täuschung zu beenden, festzumachen, wer die Verantwortung für diese Belastungen trägt, Ehrlichkeit den Menschen in dieser Stadt entgegenzubringen und klarzumachen, dass die Missstände und Belastungen einen Namen haben: SPÖ Wien und Lhptm Häupl! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Für weitere Redebeiträge bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren des Gemeinderates nur ein Mal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit 5 Minuten begrenzt ist. 

Als nächster Redner hat sich Herr GR Mag Chorherr gemeldet.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Ich war ja recht gespannt, etwas zum Thema Strom- und Gaspreiserhöhungen zu hören. Offensichtlich ist dieser sehr bemühte Versuch zum Thema Populismus eine Spur misslungen: Er redete ja selbst nicht über die Energiepolitik, er ist dann vom Kindergarten bis zum Parkpickerl überall gelandet. (GR Mag Hilmar Kabas: Ja, das sind die Belastungen!) 

Ich möchte mich auf das konzentrieren, was eigentlich das Thema ist, und zwar in aller Ruhe. Denn offensichtlich hat Ihnen da jemand eine Rede geschrieben, bei der Sie sich entweder nicht auskennen, oder Sie haben die Rede schlecht verlesen. Die war ja ... (GR Mag Hilmar Kabas: Geh, jessas! - GR Heinz-Christian Strache: Das grüne Haserl: „Bitte dürfen wir mitregieren!" Das grüne Haserl tut sich schon wieder anbiedern!) Na ja - erstens einmal, zumindest bei den Fakten, Herr Kollege Strache: Ich weiß, dass Sie sich ein bisschen bemühen müssen. Wenn man auf Ihrem Umfrage-Hoch dahinschwebt, wo man schon ein Loch suchen muss, dann muss man sich fest aufplustern. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Aber dann üben Sie ein bisschen! Es gibt einige Bezirkslokale der FPÖ, wo man üben kann.

Ich möchte ganz nüchtern zum Thema Gas- und Strompreiserhöhung reden. Es gibt so etwas wie Gründe für Strompreiserhöhungen, der Strom kommt nämlich von irgendwo her. (GR Heinz-Christian Strache: Deshalb wird er überall billiger!) Der Strom kommt aus einigen Kraftwerken. Wissen Sie, woraus der hergestellt wird? - Zum Beispiel aus Öl und Gas. Selbst zu einem "ruachelnden" FPÖ-Obmann müsste sich herumgesprochen haben, dass sich in den letzten zwölf Monaten der Ölpreis erhöht hat und deswegen auch der Gaspreis erhöht hat. (StR Johann Herzog: Ist das auch schon eine Vorleistung?) Die Regeln werden zumindest von 99 Prozent der Menschen verstanden, wie das ist, wenn man ein Kraftwerk hat, bei dem vorne Öl oder Gas hineinkommt. 

Und der Preis ist nicht gerade einer, den der Landeshauptmann bestimmen kann. (GR Heinz-Christian Strache: Als Eigentümervertreter kann er natürlich die Erhöhung beeinflussen!) 

Vielleicht nützen Sie einmal Ihre Kontakte und fliegen dort hin, wo Sie öfters hinfliegen, vielleicht heißt es dann: Strache im Nahen Osten; Strache versucht, Ölpreis zu senken! Das wäre einmal ein Versuch, vielleicht nützt das! (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN. - Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Das ist der Grund, warum in einigen Ländern wie Deutschland, Amerika, Frankreich, Italien, Kärnten oder Oberösterreich die Energiepreise steigen, ob uns das passt oder nicht. Ich gebe zu, mich stört es nicht rasend, dass sie steigen, weil sie Anreize sind. 

Wer hat noch die Energiepreise erhöht? (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Im Übrigen kennen Sie den Unterschied zwischen Kosten und Steuern; nämlich aus Kostengründen wurde das erhöht. Zum Beispiel die EVN hat erhöht, die BEWAG hat erhöht, die Energie Graz hat erhöht, die Energie Oberösterreich, die TIWAG - alle erhöhen, weil vor fünf Jahren der Preis für ein Barrel unter 10 Dollar lag, und jetzt liegt er bei 40. Heute ist im "Standard" auf der Wirtschaftsseite nachzulesen - dort gibt es solche Charts, die sicherlich jemand bei Ihnen im Klub lesen kann -, dass der Preis bei 46 Dollar liegt; das ist also fast eine Vervierfachung der Ölpreise. Das ist der Grund.

Zweitens: Ja, es gibt Steuern, es wurden in den letzten Jahren Steuererhöhungen auf Energie vorgenommen. Wir haben die nicht abgelehnt: Eine Energieabgabe auf Strom, eine Gassteuer. Das ist aber eine Bundesabgabe, Herr Kollege Strache! (GR Franz Ekkamp: Das weiß er nicht!) Wer in der Bundesregierung sitzt, wissen Sie. Ich habe das nie kritisiert, ich finde das vernünftig. (GR Heinz-Christian Strache: Die Strompreiserhöhung ist doch keine Bundesabgabe!)
Bitte, was war der Zwischenruf? (GR Heinz-Christian Strache: Die 8-prozentige Erhöhung der Preise ist doch nicht vom Bund ...!) Nein, nein: Die Energiesteuer, die auf Strom liegt, ist eine Bundessteuer! Das ist ein Faktum. (GR Heinz-Christian Strache: Hören Sie auf, Pflichtverteidiger zu sein!) Ich komme Ihnen sogar entgegen: Ich finde das richtig. Ich habe das nie kritisiert, ich finde das richtig. (GR Heinz-Christian Strache: Sie unterstützen die Erhöhung!) Ja, ich finde eine Entscheidung der Bundesregierung - auch wenn sie schwarz-blau ist -, Energiepreise moderat und schrittweise zu erhöhen, richtig. Wir haben das nie kritisiert, das muss ich zur Sozialdemokratie sagen.

Die Wahrheit dahinter ist - und damit sollten wir uns beschäftigen -, dass die Energiepreise weiter dramatisch steigen werden. Das Hauptproblem auch Wiens in der Energiepolitik ist, dass der Stromverbrauch derart stark wächst und hier viel zu wenig getan wird. Die Importabhängigkeit steigt, die Stromimporte in Österreich wachsen jedes Jahr um 10 Prozent. Kraftwerke wie das Kraftwerk Dürnrohr, das als Kraftwerk für den Winterbetrieb gedacht war, werden bereits im Sommer durchge-


fahren.

Hier müssen wir ansetzen. Denn die Wahrscheinlichkeit ist sehr hoch, dass es in den nächsten Jahren zu einer ganz, ganz deutlichen Verteuerung von Öl und damit auch von Gas kommen wird. Darauf ist Wien wie die gesamte Europäische Union nicht ausreichend vorbereitet. Hier sollten wir ansetzen. Die jährlichen Zuwachsraten beim Stromverbrauch von 2,5 oder 3,5 Prozent sind bedrohlich. Da können wir etwas tun, da sollen wir etwas tun, aber nicht mit derart hanebüchenen Reden, wie Sie sie hier versucht haben. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dkfm Dr Aichinger.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Kollege Chorherr hat es schon ausgeführt: Der Kollege Strache hat über alles gesprochen. Kollege Chorherr verteidigt Strompreiserhöhungen. Ich hoffe, dass ich ein paar sachliche Argumente für die derzeitige Situation in die Diskussion bringen kann. 

Meine Damen und Herren! Eines steht fest: Es sind in den letzten Jahren einige Male auf die Wienerinnen und Wiener beziehungsweise natürlich auch - was mir in meinem Fall sehr wichtig erscheint - auf die Wiener Wirtschaft Energiepreisbelastungen zugekommen, die teilweise auch hausgemacht sind. Der erste Anschlag, wenn ich so sagen darf, war eben eine Stromsteuer - Herr Kollege Chorherr, da haben Sie völlig Recht -, der so genannte KWK-Zuschlag. (GR Franz Ekkamp: Bundessteuer! - GR Godwin Schuster: Von wem kam der?) 

Wir haben aber jahrelang gesagt, Herr Kollege, dass er zu hoch war. Erst als es eine bundeseinheitliche Regelung gegeben hat, wurde der KWK-Zuschlag, wurde diese Stromsteuer für die Wienerinnen und Wiener und für die Wiener Wirtschaft wieder dort angesetzt, wo es realistisch war. Was die WIEN ENERGIE vorher sozusagen kassiert hat, hat sie sich als Körberlgeld behalten, sie hat hier im Zeitraum von fast einem Jahr mehr verlangt. 

Meine Damen und Herren! Wir hatten im Frühjahr 2003 eine Gaspreiserhöhung. Wir wissen auch, dass sich die Energiepreise derzeit aus mehreren Komponenten zusammensetzen: Grundpreis, Leitungskosten, Energieabgaben und Ähnliches. Der Grundpreis beim Gas wurde im Mai 2003 um 95 Prozent erhöht, was sich mit einer ungefähr 10-prozentigen Erhöhung aller Kosten durchgeschlagen hat. 

Es hat einen massiven Druck gegeben, meine Damen und Herren, einen massiven Druck der Opposition, der Kunden, aber auch der Medien, dass die WIEN ENERGIE reagiert hat und tatsächlich versprochen hat: Die Tarife beim Gas werden so bald wie möglich gesenkt werden. Die Konsumenten, die Gaskunden warten bis heute auf diese Senkung, meine Damen und Herren, aber es ist ganz einfach nichts passiert! (Beifall bei der ÖVP.) 

Im Februar 2004 hat die E-Control und der Vorsitzende, Dipl Ing Boltz, gemeint, es wäre Zeit, dass diese Senkung endlich stattfindet, die die E-Werke, die Wiener Stadtwerke selbst versprochen haben, um den Konsumenten die Senkung weiterzugeben. Es ist nicht dazu gekommen, und jetzt, meine Damen und Herren, kommt eben der nächste Schub.

Es stimmt nicht, dass es nur die erhöhten Großhandelspreise sind, dass es die geringen Kapazitäten sind, dass es der höhere Stromverbrauch ist. Wir sollten auch darüber nachdenken, ob alle Rationalisierungsmaßnahmen und alle Kostenersparnisse in den Wiener Stadtwerken ausgenützt sind und ob wirklich eine so hohe Belastung für die Wienerinnen und Wiener sowie für die Wiener Wirtschaft bevorstehen muss. 

Wir haben eine österreichische Stromlösung; ich glaube, zu der kann man auch stehen. Aber wir sind über den Stromregulator und über die Kartellbehörde hinaus auch in der Politik gefordert. Die Politik kann sich davon nicht verabschieden, vor allem nicht die Wiener Stadtregierung, die Eigentümervertreter ist, und die ihr Licht nicht unter den Scheffel stellen soll, indem sie sagt, dass sie kein Wort mitzureden hat, wenn sie in den Aufsichtsräten der Wiener Stadtwerke, der WIEN ENERGIE sitzt. Dort kann etwas unternommen werden, und sie hat dort auch ein Machtwort zu sprechen, um für die Wienerinnen und Wiener attraktive und wettbewerbsfähige Energiepreise zu schaffen, damit der Wirtschaftsstandort Wien erhalten bleibt. (GR Kurt Wagner: Lesen Sie keine Zeitung, wo drinsteht ...?) Herr Kollege Wagner, damit er erhalten bleibt, weil es auch um die Arbeitsplätze geht! Denn wenn energieintensive Betriebe manchmal bis zu 30 Prozent an Energiepreiserhöhung hinzunehmen haben, wird es die Frage sein, ob sie noch hier bleiben. 

Im Sinne eines attraktiven Wirtschaftsstandortes Wien fordere ich Sie daher auf, meine Damen und Herren von der SPÖ, auch hier ein Machtwort zu sprechen, Ihren Einfluss geltend zu machen und wirklich nachzudenken, ob die volle Erhöhung notwendig ist. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Redner ist Herr GR Juznic gemeldet.

GR Peter Juznic (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ganz kurz einige Worte zu meinen Vorrednern. 

Kollege Aichinger! Ich muss Ihnen hier sagen, dass von Seiten von WIEN ENERGIE alle Rationalisierungsmaßnahmen schon im Vorfeld der Liberalisierung des Energiemarktes durchgeführt wurden. Hier wurde alles ausgeschöpft, um die Konkurrenzfähigkeit zu erhalten, die Arbeitsplätze zu sichern und weiterbestehen zu können. 

Aber eines wundert mich, und das müssen Sie ja am besten wissen. Sie haben hier angeführt, dass das Gewerbe und die Industrie ohne Vorteile aus dieser Liberalisierung herausgegangen sind. Das ist grundsätzlich falsch! Sie waren eigentlich die großen Profiteure, die 


Industrie, die Großkunden und auch das Gewerbe, weil dort die Tarife bis zu einem Drittel gesenkt wurden, und bei den Großabnehmern in einer noch höheren Größenordnung. 

Nun möchte ich zu Herrn GR Strache kommen. Herr GR Strache, wenn Sie exakt recherchiert hätten, wären Sie draufgekommen, dass Ihre hier dargestellten Behauptungen ins Leere gehen. Zu den Preisanpassungen Strom/Gas: Diese Preisanpassungen dienen nicht der Gewinnmaximierung, sondern sind notwendig, um die Unternehmen wirtschaftlich nicht in Schwierigkeiten zu bringen, die Konkurrenzfähigkeit zu erhalten und damit auch - was ganz wichtig ist - die Versorgungssicherheit zu bewahren. Viele negative Beispiele haben wir ja in den letzten zwei Jahren hier in Europa und auch in Amerika erlebt. 

Die Strompreisanpassung findet ihre Ursache in den explodierenden Einkaufspreisen an der Strombörse. Von 2001 bis 2004 hat sich der Preis um rund 77 Prozent erhöht. Für Wien ist der durchschnittliche Preis der Energiebeschaffung in den letzten drei Jahren um 63 Prozent gestiegen - das ist eine beträchtliche Prozentzahl -, von 23 EUR pro Megawattstunde auf 37,4 EUR pro Megawattstunde. Der Trend für 2005 und 2006 ist weiterhin steigend. Die Entwicklung ist durch Kostensenkungsmaßnahmen allein nicht zu bewältigen. In Salzburg und der Steiermark haben bereits Strom- und Gaspreiserhöhungen stattgefunden, mit 1.10. erhöhen auch die EVN, die EAG und die BEWAG. Auch die deutschen Versorgungsriesen Eon und RWE haben eine Erhöhung von 9 Prozent angekündigt. 

WIEN ENERGIE hat nach der Strompreisanpassung von 7,8 Prozent - das sind ungefähr 0,9 Cent pro Kilowattstunde - noch immer einen der niedrigsten Strompreise von Österreich und von Europa. Das kann ich Ihnen anhand von Tabellen beweisen. (Der Redner hält ein Blatt mit einer Graphik in die Höhe.) Das ist nicht eine von WIEN ENERGIE dargestellte Tabelle, sondern sie stammt von der E-Control. Hier befindet sich an vorletzter Stelle auch WIEN ENERGIE. (GR Gerhard Pfeiffer: Aber die hohen Netzkosten sind es!) Sie befindet sich auch im guten unteren Feld von Europa. Herr Kollege Pfeiffer, hier ist WIEN ENERGIE, und einige Großstädte wie Hamburg, Düsseldorf, Berlin und München liegen da mit weit höheren Preisen im Rennen.

Aber ich muss noch Folgendes sagen: Die Konsumenten könnten noch einen niedrigeren Energiepreis haben, hätte die Bundesregierung nicht im Jahre 2000 die Energieabgabe verdoppelt. Diese ist ein Durchlaufposten, davon haben die Energieversorger nichts, sondern das ist ein reines Körberlgeld für den Finanzminister!

Ich darf Ihnen in diesem Zusammenhang vielleicht etwas von der gestern in der Arbeiterkammer stattgefundenen Pressekonferenz vorlesen. In den Papierunterlagen für die Presse steht Folgendes:

„In Österreich hat zwar die Regierung den VerbraucherInnen versprochen, dass sie durch die Marktöffnung 73 EUR beim Strom sparen. Vom Versprechen ist jedoch nach drei Jahren Liberalisierung nichts zu merken. Ganz im Gegenteil: Die minimalen Preissenkungen hat die Regierung mit der Erhöhung der Energieabgaben mehr als verhindert. 

Die verdoppelte Stromsteuer belastet die Haushalte mit 116 Millionen EUR im Jahr und die höhere Gassteuer mit 48 Millionen EUR im Jahr. Dem Finanzminister bescheren die Haushalte und die Industrie insgesamt ein Einkommen von 790 Millionen EUR."

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme damit auch schon zum Schluss: Die Preisanpassungen beim Erdgas sind durch die steigenden Rohölpreise bedingt, das wurde schon vom Kollegen Chorherr hier erwähnt. Kostete im Juli 2003 ein Barrel 28 Dollar, ist jetzt im folgenden Geschäftsjahr mit 40 Dollar pro Barrel zu rechnen. Ohne diese Preisanpassung von 0,06 Cent pro Kilowatt bis 0,09 Cent pro Kilowatt - das ist eine Erhöhung von ungefähr 1,5 Prozent - wäre ein negatives Ergebnis von WIENGAS zu erwarten. Sollten die Gas-Einstandspreise sinken, wird WIEN ENERGIE eine Preissenkung durchführen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir Sozialdemokraten stehen für Versorgungssicherheit und auch für leistbare Tarife, und wir werden auch in Zukunft die soziale Komponente nicht aufgeben. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Redner ist Herr GR Dipl Ing Margulies zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Nach der peinlichen Rede von Herrn Strache wundert es mich ja nicht, dass er der eigenen Aktuellen Stunde überhaupt nicht mehr folgt, sondern sich ins letzte Eck des Sitzungssaals verzogen hat, damit man ihn am besten überhaupt nicht mehr sieht. (GR Heinz-Christian Strache – sich aus dem hinteren Bereich des Sitzungssaals wieder in eine der vorderen Bankreihen begebend -: Aber das liegt an ...!) 

Es war ja zum Teil wirklich sehr peinlich, insbesondere auch (GR Mag Hilmar Kabas, auf den Redner weisend: Ein Verteidiger der Preiserhöhung!) bei dem Punkt, wo Sie wieder einmal völlig falsch gesagt haben, die GRÜNEN würden sich einer Koalition anbiedern. (GR Heinz-Christian Strache: Bitte, bitte, bitte, lasst uns ...!) Wer ist denn trotz massivster Verluste nach wie vor in einer Koalition mit dieser bürgerlichen ÖVP (StR Johann Herzog: Und wer will hinein?), die eine Erhöhung nach der anderen unter der Ägide Ihres ehemaligen Parteimitglieds und jetzigen Finanzministers Grasser durchführt? Sie können verlieren, soviel Sie wollen, aber Sie sagen nicht zur ÖVP: Es reicht, wir machen diesen Erhöhungskurs nicht mehr mit, es reicht, wir machen den bundespolitischen Belastungskurs nicht mehr mit! (GR Heinz-Christian Strache: Wie schaut es mit dem Thema der Belastung in der Wiener SPÖ aus? Das ist für Sie kein Thema, oder?), sondern Sie machen überall mit. (GR Heinz-Christian Strache: Die unterstützen Sie, die Belastungen in der SPÖ Wien?) 

Ich hatte mir ursprünglich erwartet, dass Sie tatsächlich auf die Belastungen der SPÖ Wien zu reden kommen, nur: Das haben Sie ja nicht gemacht! Sie haben in einer, insbesondere, glaube ich, auch was den Strommarkt betrifft, vor Unkenntnis strotzenden Art und Weise Platituden über Erhöhungen von sich gegeben und haben plötzlich gesagt, die Stadt Wien muss eingreifen et cetera. (GR Heinz-Christian Strache: ... hätte die 8 Pro-zent Erhöhung nicht machen müssen! Die hätte er nicht machen müssen!) Das ist Ihr üblicher Zickzackkurs! 

Wir GRÜNEN sind immer schon weiteren Liberalisierungsbestrebungen im Bereich der Daseinsvorsorge skeptisch gegenübergestanden. Wir haben davor gewarnt und haben gesagt, dass die Liberalisierung im Strommarkt nicht das Allheilmittel sein wird (StR Johann Herzog: ... Platituden!), aber wir sind wenigstens konsistent in unserer Haltung. Sie machen das, was Ihnen im Augenblick jeweils gerade am besten passt (GR Heinz-Christian Strache, auf die GRÜNEN weisend: 3,50 EUR pro Liter Benzin, das wissen wir!), das, wovon Sie glauben, dass Sie damit vielleicht Leute abholen könnten, nur: In Wirklichkeit – und das ist das Erfreuliche, das ist die wirklich erfreuliche Veränderung in den letzten 10°Jahren; das sage ich noch, und dann lasse ich die FPÖ weg – spielt die FPÖ in der Politik eigentlich keine Rolle mehr. Darüber können wir uns freuen, und das werden die nächsten Gemeinderatswahlen bestätigen, und das werden auch die nächsten Nationalratswahlen bestätigen! (Beifall bei den GRÜNEN und bei GemeinderätInnen der SPÖ.)
Jetzt kommen wir kurz zur Sozialdemokratie (GR Heinz-Christian Strache: Aber ganz kurz!), denn es ist natürlich so ... (GR Heinz-Christian Strache: Nicht zu sehr wehtun, denn sonst kann man nicht mitspielen!) – Gut, Herr Kollege Strache, dann rede ich weiter mit Ihnen! (GR Heinz-Christian Strache: Sparen Sie sich die SPÖ ...) Wer hat in Wien aufgezeigt ... (GR Heinz-Christian Strache: ... denn Sie brauchen die Subventionen für Ihre Vereine, für Ihre Vorfeldorganisationen!) – Also, soweit ich mich erinnern kann, bekommen zwar die freiheitlichen Senioren Geld von der Stadt Wien, die grünen Senioren aber nicht! (GR Heinz-Christian Strache: Ja, ja, ja! – Heiterkeit des GR Heinz-Christian Strache.) – Nur um das hier einmal klipp und klar zu sagen.

Aber wer macht denn in Wien Opposition? Wer deckt die Geschichten rund um Lainz auf? Wer deckt die Geschichten um den Fonds Soziales Wien auf? Wer schaut sich die Budgetabrechnungen der Stadt Wien an? (GR Heinz-Christian Strache: Wer verschleiert die Belastungspolitik der SPÖ Wien? – Das sind die GRÜNEN!) Wer schaut sich an, wie das Geld bei den Volksgaragen verschleudert wird? Wer macht denn das? Sie als unfähige Oppositionspartei oder die GRÜNEN als die einzig wirkliche Oppositionspartei in Wien? (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Heinz-Christian Strache: Sie schützen die Stadtregierung!) 

Herr Strache, Sie haben schon längst mit Ihren Freiheitlichen abgedankt! Und genau deshalb - ich sage es Ihnen ganz ehrlich - erspare ich mir jetzt die Kritik an der SPÖ; sie wird in der heutigen Sitzung noch mehrmals kommen. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Fuchs. Ich erteile es ihm.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine Damen und Herren!

Es geht ja nicht nur um die eine Erhöhung, die jetzt kommt, jene bei Gas und Strom, sondern es geht um die gesamte Fülle von Erhöhungen, die sich in den letzten Jahren abgezeichnet hat. Wenn man sich das etwas näher anschaut, dann kommt man schon zu der Erkenntnis, dass das nicht notwendig wäre, wenn zum Beispiel die WIEN ENERGIE die Strukturen etwas mehr straffen würde und die Effizienz steigern würde, bevor sie diese Preiserhöhungen durchführt. Ich meine einfach, dass die Wirtschaftlichkeit verbessert werden soll. Aber solche Erhöhungen sind nicht dazu geeignet, ein Wohnen in unserer Stadt wirklich kostengünstig zu machen.

Ich verweise in diesem Zusammenhang schon auch auf den Mieter, weil es ja von Seiten der Mietervereinigung immer heißt, dass die Betriebskosten überprüft werden müssen, denn in diesen Betriebskosten sind eben diese Dinge verborgen, die sich Jahr für Jahr aufstauen!

Wenn ich sage, man muss das gesamte Wohnen sehen, dann muss man sich das von der Warte einer Familie aus anschauen: Es wurden die Ganztags-Kinder-etreuung von 183 auf 196 EUR erhöht, die Müllgebühren für einen 120°Liter-Container von 250 auf 316 EUR, die Fahrscheine, die Monatskarte, die Jahreskarte, der Bädertarif und und und.

Sehen Sie, meine Damen und Herren: Das ist Wohnen in unserer Stadt - und dieses Wohnen ist eben teuer, zu teuer! All das treibt diese Kosten hinauf. Die E-Control hat heuer im Februar gesagt, weil die Importeinkäufe beim Gas billiger sind, sollte man bei uns den Gaspreis senken. - Bitte, ich habe nichts gehört in unserer Stadt! Der Gaspreis ist nicht gesenkt worden, obwohl Sie es bereits im Jahre 2003, als Sie 700 000 Gaskunden eine entsprechende Erhöhung zukommen haben lassen, die um 10 Prozent betragen hat, versprochen haben. Das heißt also, es gab keine Senkung. Und jetzt, 2004, hat man gesagt, Wien hat keinen Spielraum für eine Senkung, und redet sich auf CO2 aus. Keine Frage, CO2 kann man in unserer Stadt auch mit Alternativenergie senken, aber das wird zu wenig gemacht! Biomasse, Photovoltaik – ich erwähne hier nur die 2 000 Dächer: Wo sind diese? Wo ist diese Aktion, die Sie abgeblasen haben? Wo ist die Aktion mit der Erdwärme?

Und jetzt diese Strompreiserhöhung am 1. November 2004: 7,99 Prozent - das sind 3,4 EUR pro Monat für jeden Durchschnittshaushalt, plus eben die Gaspreiserhöhung. Statt für die Wienerinnen und Wiener die Rahmenbedingungen, die sie brauchen, und ein leistbares Wohnen zu sichern, um mehr allgemeinen Wohlstand zu haben, legen Sie noch ein Schäuferl dazu, sodass das Ganze problematisch wird. Und das führt für viele - für die Familien mit vielen Kindern, für die Alleinerzieher, für die Mindestrentner und so weiter - an die Armutsgrenze. Sie legen ein Schäuferl dazu, und die Betriebskosten sind eben nicht mehr leistbar, wie ich Ihnen bereits gesagt habe. 

Meine Damen und Herren! Sie setzen eine Kostenspirale in Gang, die zu negativen Auswirkungen führen muss. Durch Ihre Strom- und Gaspreiserhöhung steigern Sie ja nicht nur die Betriebskosten, sondern generell den Verbraucherpreisindex und damit in weiterer Folge auch wieder die Mieten. Und dadurch sind Sie schuld, weil in unserer Stadt alles so teuer ist und das Wohnen zu teuer ist! (Beifall bei der ÖVP.)
Sie sind verantwortlich dafür, meine Damen und Herren, dass die Schere der Wohnkosten im Verhältnis zu den Einkommen total auseinandergeht, und Sie haben nichts dagegen unternommen. Aber in Ihren Broschüren schreiben Sie wieder: Die Wohnkosten müssen überprüft werden! Die Regierung ist schuld! Die schwarz-blaue Regierung hat Eingriffe in die Kosten nicht getätigt!

Meine Damen und Herren, das ist nicht in Ordnung! Gas und Strom werden gebraucht - ich sage Ihnen das auch -, das ist überhaupt keine Frage, und es muss auch in gewisser Hinsicht kostendeckend sein. Aber ich habe schon gesagt: Man kann auch Einsparungen im Management, in der Vorgangsweise und so weiter vornehmen. Und ich sage auch eines: Würden die Gemeindemieter alle in einem Wohnbau wohnen, der wunderbar isoliert wäre, der nicht in den sechziger oder siebziger Jahren gebaut worden ist, wo diese Betonklötze alles durchlassen, würden sie nicht in Bauten wohnen, wo man immens viel Wärme braucht, die eigentlich ein Energiefresser sind – wäre das nicht der Fall, dann würde das Wohnen in Wien für 220 000 Haushalte wesentlich billiger sein. Das wäre auch ein Beitrag!

Sehen Sie, und das geht immer weiter, so wie ich Ihnen die Preisspirale, die Sie in Gang setzen, beschrieben habe. Und da muss ich sagen: So eine Art von Politik muss man total ablehnen! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR DDr Schock. Ich erteile es ihm.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Wir feiern zurzeit ja gerade das zehnjährige Jubiläum von Bgm Häupl, und ich möchte an dieser Stelle nicht in den allgemeinen Jubelgesang einstimmen - den vor allem Ex-Klubobmann Chorherr hier angestimmt hat, der ja fast schon zum Pflichtverteidiger der SPÖ geworden ist, und auch Kollege Margulies, dem es nicht zu peinlich war, die Preiserhöhungen in Wien heute hier noch stärker zu verteidigen, als selbst die SPÖ das tut (GR Dipl Ing Martin Margulies: Sie haben nicht zugehört, aber macht nichts!) -, denn durch diese 10°Jahre zieht sich ja ein roter Faden, und dieser rote Faden heißt: Steuererhöhungen, Gebührenerhöhungen. Wir wollen diese Aktuelle Stunde auch ein bisschen dazu benützen, diese 10°Jahre Häupl zu beleuchten. 

Häupls erste Maßnahme als Umweltstadtrat war es - und das sollen wir nicht vergessen -, die Wassergebühren um 24 Prozent anzuheben. Das war die Geburtsstunde der Wassersteuer! Meine Damen und Herren, 
es ist in diesem Haus einmal behauptet worden, StR Schock sei der Erfinder der Wassersteuer. - Das wäre zu viel der Ehre für mich! Es war tatsächlich Michael Häupl als Umweltstadtrat, der 1993 diese Wassersteuer erfunden hat. Es folgten dann 1995 die Abwassergebühren - plus 38 Prozent -, die Kanalsteuer, und seit 2002 gibt es auch eine Müllsteuer durch die Erhöhung um 26 Prozent, die erfolgte. Ich frage mich: Ist das wirklich ein Grund zum Feiern, wenn wir seit Häupl eine Wassersteuer, eine Kanalsteuer und eine Müllsteuer in Wien haben? Ist es für uns in Wien ein Grund zum Feiern, wenn wir seit Häupl die höchsten Kindergartengebühren in ganz Österreich haben, wenn wir seit Bgm Häupl insgesamt die höchste Belastungsquote erreicht haben? 

Die Gaspreiserhöhungen verteuern die Heizkosten um 12 Prozent, die Strompreiserhöhung trifft ebenfalls die sozial Schwachen. Wenn man als Beispiel einen durchschnittlichen Haushalt nimmt, der mit Gas heizen muss - und das sind ja in Wien sehr viele -, dann macht diese Mehrbelastung pro Jahr 200 EUR aus - 200 EUR allein durch Strom- und Gaspreiserhöhung!

Meine Damen und Herren von der Mehrheitsfraktion! Der Wirtschaftsminister hat ja deswegen bereits die Kartellbehörde eingeschaltet, und die Wiener Freiheitlichen haben dazu den Stromregulator angerufen. Und der Stromregulator hat ja jetzt in Aussicht gestellt, für das nächste Jahr die Netztarife zu senken. Nächstes Jahr sollen also die Netztarife gesenkt werden, und wir dürfen nicht zulassen, dass die Senkung der Netztarife so wie in der Vergangenheit wieder durch Preiserhöhungen kompensiert wird. Ich fordere Sie daher jetzt schon auf: Geben Sie im nächsten Jahr diese Netztarifsenkung auch an die Konsumenten weiter! Aus den Worten von Herrn Juznic war ja schon ein bisschen das Gegenteil zu hören, dass nämlich möglicherweise diese Senkung wieder durch eine Erhöhung kompensiert wird. Lassen wir das nicht zu! - Das wird dann tatsächlich ein Grund zum Feiern, wenn erstmals die Opposition in Wien eine Strompreissenkung durchsetzt! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Die Diskussion, die sich über das Steuererhöhungsprogramm der SPÖ auf Bundesebene abspielt, ist daher aus meiner Sicht ganz sicher kein Zufall. Es ist kein Zufall, dass sich die Rezepte der SPÖ eben nur in Steuererhöhungen erschöpfen, denn hier in Wien, wo Sie ja noch die absolute Mehrheit haben, ist die Politik, die Wirtschaftspolitik ja der lebende Beweis dafür: Der Bürgermeister hat im Finanzausgleich eine neue Steuer auf Handymasten gefordert. Er will als Städtebund-Präsident eine Tourismussteuer, eine neue Gemeindesteuer auf Wetteinsätze. Er will die Werbeabgabe im Finanzausgleich erhöhen. Er will die Einheitswerte erhöhen - und wir wissen alle, was das bedeutet: Grundsteuer, Erbschaftssteuer und Schenkungssteuer würden ansteigen. Und Häupl will vor allem durch einen Gemeindezuschlag zur Mineralölsteuer den Benzinpreis erhöhen.

Meine Damen und Herren! Wir stehen ja mitten in einer ganz harten Standortkonkurrenz, etwa mit unseren Nachbarn, mit dem Raum Pressburg, und überall um uns herum werden die Steuern gesenkt. Die Steuersenkung der Bundesregierung, die am 1. Jänner in Kraft tritt, wird daher auch diesen unseren Wirtschaftsstandort wieder konkurrenzfähig machen. Wir können uns in Wahrheit Steuererhöhungen gar nicht mehr leisten! Die Politik und die uralten Steuererhöhungsideen von Michael Häupl schaden deshalb auch unserem Wirtschaftsstandort. 

Ich bin daher fest davon überzeugt, dass 10°Jahre Häupl im Rückblick heute kein Grund zum Feiern in dieser Stadt sind! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als letzter Redner ist Herr GR Ekkamp zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Geschätzte Damen und Herren! 

Ich denke, es ist ein Faktum, dass Preisanpassungen oder -anhebungen (GR Mag Hilmar Kabas: Anpassungen! – ironische Heiterkeit des GR Mag Hilmar Kabas), wenn solche stattfinden, wenig oder kaum Beifall finden werden. Ich gehe auch davon aus, dass es das Recht der Opposition ist zu kritisieren - das ist legitim, das ist so in einer Demokratie -, aber wenn man kritisiert, dann sollte man seine Kritik wenigstens ein bisschen sachlich begründen, denn sonst wird nämlich der Populismus oder die Doppelmoral leicht sichtbar. 

Ich habe bei den Reden gerade der FPÖ bemerkt: Wenn man sonst keine Ideen hat, dann geht man diesen Weg, dass man eben kritisiert. Aber keine Angst: Das ist der Rest der Opposition. Ich habe immer das Sprichwort verwendet: Wer im Glashaus sitzt, der sollte nicht mit Steinen werfen. Und gerade nach den vielen Wahlen, die in Österreich in den Ländern stattgefunden haben, wird das FPÖ-Glashaus sehr dünn. Es sind nämlich kaum noch Fenster vorhanden.

Ich möchte aber doch einige Feststellungen der freiheitlichen Redner aufs Schärfste zurückweisen. Ich sage von hier aus: Die FPÖ soll nicht bewusst Unwahrheiten verbreiten. Unwahrheiten insofern, dass sie unserem Bürgermeister Dr Michael Häupl unterstellt, er setze sich für Steuererhöhungen ein. (GR Heinz-Christian Strache: Städtebund!)
Jetzt sage ich Ihnen die Wahrheit. (GR Heinz-Christian Strache: Protokolle!) Lassen Sie mich reden! (GR Heinz-Christian Strache: Ich zeige Ihnen die Protokolle!)
Die Wahrheit ist: Bei den Handymasten gab es einen Beschluss, dass eine Steuer eingeführt wird. Aber bitte sagen Sie auch dazu, dass dieser Beschluss bei dieser Tagung, bei dieser Sitzung einstimmig erfolgte – und ich gehe davon aus, dass die freiheitlichen Mandatare dort auch anwesend waren, also müssen sie auch mitgestimmt haben! (GR Johann Hatzl: Sie waren auch dabei!) Sie waren auch dabei. Also nicht hier irgendwem etwas vorwerfen, sondern: Wenn man im Glashaus sitzt, vorsichtig sein, wenn man mit Steinen wirft! (GR Heinz-Christian Strache: Das waren die Bürgermeister! Das waren die Bürgermeister der Gemeinden, nicht die Mandatare!)

Zweiter Punkt: Sie haben die Unwahrheit gesagt, als Sie behauptet haben, unser Bürgermeister trete dafür ein, dass eine Benzinsteuer (StR Johann Herzog: Ein Zuschlag zur Mineralölsteuer!), Mineralölsteuer eingeführt wird. Wahr ist vielmehr, dass er nicht dafür eintritt, sondern für eine gerechte Aufteilung auf die Länder! Es kann ja nicht so sein, dass der Finanzminister (Weiterer Zwischenruf des StR Johann Herzog.) - na eben, das ist ja das Problem! (StR Johann Herzog: Das eine hat mit dem anderen nichts zu tun!) - das zwei Mal erhöht hat, jetzt wieder erhöht hat, dass er auch Kohle und Gas erhöht hat - und die Länder bekommen nichts! Das ist nämlich die Wahrheit, meine sehr verehrten Damen und Herren.

Wenn man schon von Steuern spricht, wäre es eine interessante Diskussion, auch über Schuldenabbau und so weiter zu reden. Aber dann sollte man sich schon dessen bewusst sein, wer für die größte Steuerbelastung in der Zweiten Republik verantwortlich ist. Ich hätte hier eine lange Liste von 31 Gemeinheiten an den Menschen in diesem Land Österreich – ich erspare es Ihnen, dass ich sie vorlese. Darin sind die wahren Steuererhöhungen enthalten, die es seit 2000 gegeben hat. Da können Sie nichts wegdiskutieren, meine Damen und Herren! (StR Johann Herzog: Sie aber auch nicht ...!) 

Ich habe schon gesagt: Wenn man über etwas diskutiert, dann ist es auch wichtig, Fakten zu vergleichen. Ich darf hier etwas herzeigen (Der Redner zeigt ein Diagramm.), es ist aus dem "Kurier", einer seriösen Tageszeitung, Quelle ist die E-Control: Wien – das ist, das gebe ich zu, vor der Preisanpassung -, günstigster Tarif! Schauen Sie sich Kärnten an: Es liegt weit darüber! Schauen Sie sich das ÖVP-Land Steiermark an: 30 Pro-zent teurer als Wien, bitte, in den Gesamtkosten! Wir reden jetzt über das, was der Strom kostet, was das Netz kostet, also über die Gesamtkosten - das ist die Belastung für die Haushalte. Tun wir doch nicht so, als ob in Wien alles so teuer wäre! Wien ist in diesem Bereich wesentlich billiger. 

Aber wenn man schon die Strom- und Gaspreisanpassung anprangert, dann sollte man auch vor der eigenen Tür kehren. Was ist mit Herrn Minister Haupt, mit dem Konsumentenschutzminister Haupt: Wie oft hat er einen Benzinpreisgipfel angekündigt? Im April 2004 - ich kann mich erinnern, das dürfte wahrscheinlich ein Scherz gewesen sein - hat er gedroht mit: Preissenkungen, sonst gibt es Konsequenzen! - Die einzige Konsequenz, meine Damen und Herren, ist, dass die Spritpreise immer wieder nach oben gehen: Ein Schritt zurück, drei Schritte nach vor und nach oben! In Wahrheit haben wir die höchsten Spritpreise seit längster Zeit. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Meines Erachtens ist alles nur Ankündigung und Schall und Rauch. Für uns als Sozialdemokraten ist wichtig, dass die Qualität und die Sicherheit der Energieversorgung in Wien auf hohem Niveau, auf hohem Standard aufrechterhalten 


werden und dass eben Wien nach der Preisanpassung noch immer, wie Kollege Juznic gesagt hat, zu den billigsten Energieanbietern in Österreich zählt. Auch die Wirtschaft wird dadurch nicht gefährdet. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn man diese Fakten vergleicht - und der Vergleich macht eben sicher -, dann geht dieser Vergleich eindeutig für das Land Wien aus. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern 5 des Grünen Klubs im Rathaus, 13 des ÖVP-Klubs, 24 des Klubs der Wiener Freiheitlichen und null des Klubs der sozialdemokratischen Fraktion eingelangt sind. 

Von den Gemeinderäten Günter Kenesei, Waltraud Cécile Cordon, Freundinnen und Freunden wurde eine Anfrage an den Herrn Bürgermeister betreffend die Entwicklung des Wiener Praters gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten unterzeichnet. Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung der Dringlichen Anfrage unterbrochen. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern an Anträgen eingelangt: Null des Grünen Klubs, drei des ÖVP-Klubs, vier des Klubs der Wiener Freiheitlichen, null des Klubs der sozialdemokratischen Fraktion und ein Antrag von ÖVP und FPÖ. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben; die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Von der Tagesordnung werden die Postnummern 62, 63, 73 und 74 abgesetzt.

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 1 bis 3, 6 bis 9, 12, 14, 16, 20 bis 24, 26, 29 bis 35, 39 und 40, 43, 46 bis 52, 54 bis 58, 65, 70, 75 und 77 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zum Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 79 zum Schwerpunkt-Ver-handlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 25, 27, 28, 53, 4, 5, 10, 59, 60, 61, 64, 66, 67, 37, 38, 41, 42, 44, 45, 80, 36, 11, 13, 15, 17, 18, 19, 68, 69, 71, 72, 78 und 76. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 79 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Finanzierung des Umbaus des Ronacher. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Dr Vitouch, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich eröffne die Debatte. 

Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Ringler.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Diese Debatte führen wir in diesem Haus ja nicht zum ersten Mal, und doch nimmt sie heute gar gewaltige Ausmaße - im wahrsten Sinne des Wortes - an, denn heute liegt vor uns jener Akt, bei dem es um die konkreten Zahlen für den geplanten Umbau des Ronacher geht. 

Wie Sie wissen, stehen wir der gesamten Umstrukturierung der Vereinigten Bühnen, so wie sie in den letzten Monaten diskutiert wurde, ablehnend gegenüber. Weder sind wir der Meinung, dass Wien ein viertes Opernhaus braucht, noch sind wir der Meinung, dass das Ronacher und das Raimund Theater und damit der Musicalbereich um eine zweite Spielstätte erweitert und aufgewertet werden müssen. 

Lassen Sie mich kurz unsere Argumente Revue passieren: Die Stadt Wien preist sich, im Kulturbereich ein Gegenmodell zur Politik des Bundes zu sein. Aber wenn wir genauer schauen, wenn wir uns die Budgetzahlen ansehen, wenn wir uns die großen, wichtigen Entscheidungen ansehen, dann müssen wir feststellen, dass der Herr Stadtrat eben genau jene bürgerlich-konservative, rückwärts gewandte Politik macht, die wir auch auf Seiten der Bundesregierung in den letzten Jahren beobachten mussten. Denn es wird niemand behaupten wollen, dass es sich bei der Entscheidung für ein viertes Opernhaus - auch in der derzeitigen inhaltlichen Ausrichtung, die ja mehr als vage ist - um eine fortschrittsgewandte, zukunftsorientierte Neuentscheidung für die Stadt Wien handelt.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir haben nichts, aber auch gar nichts gegen Opern. Wir glauben, dass diese einen wichtigen und relevanten Bestandteil des Kulturlebens in unserer Stadt darstellen, das ist überhaupt keine Frage. Aber wir als Kulturpolitiker haben die Aufgabe, Schwerpunkte zu setzen, Prioritäten zu setzen und uns sehr wohl die schwierige Frage vor Augen zu halten, in welche Richtung wir glauben, das Kulturleben in dieser Stadt steuern zu wollen. In welche Richtung soll die Stadt gehen? 

Wir von den GRÜNEN glauben, dass diese Entscheidung für das Opernhaus und für die Aufwertung des Musicals eine falsche, eine grundfalsche ist. Sie wissen alle, dass Wien gut von seinem Image der Stadt der Kultur lebt. Das ist auch in Ordnung so. Aber gleichzeitig dürfen wir eines nicht vergessen, nämlich dass das, was 


heutzutage in der zeitgenössischen Kunst, in der Gegenwartskunst produziert und hergestellt wird, genau diese Zukunft darstellt, die in 100, 200 und 300 Jahren den Ruf und den Ruhm der Stadt ausmachen wird. Und wenn wir jetzt nicht in die Gegenwart investieren, dann werden wir in 200, 300 Jahren nichts mehr haben, worauf wir dann stolz sein können.

Mit diesen Entscheidungen gehen wir genau in die falsche Richtung: Wir fördern nicht das, was gegenwärtig, spannend, interessant ist, wir fördern nicht jene, die jetzt am Leben sind und jetzt produzieren, sondern wir fördern das, was vergangen ist. Wir musealisieren uns selbst. 

Wir von den GRÜNEN glauben nicht, dass das die Kulturpolitik ist, die Wien braucht und die einer Sozialdemokratie würdig ist. 

Die Entscheidungen für die Oper im Theater an der Wien und die Aufwertung des Musicals sind keine Zukunftsentscheidungen, sind rückwärts gewandt. Sie blicken in eine Vergangenheit und nicht in die Zukunft.

Im Musicalbereich haben wir in den letzten Jahren eher mit Besorgnis wahrnehmen müssen, dass sich das Genre immer mehr selbst überlebt. Das hat auch Gründe: Es gibt Konkurrenz. Wenn ich mich wirklich gut unterhalten will, dann ist unter Umständen ein Hollywood-Blockbuster wirklich unterhaltsamer als das Falco-Musical. Ich glaube, ich hoffe, ich vermute, dass es möglich ist, Musical-Produktionen auch so zu produzieren, dass sie vielleicht diese Strömungen, diese Entwicklungen besser aufgreifen als bisher. Ich hoffe, dass Frau Zechner da etwas anzubieten hat, aber ich weiß es nicht. Ich muss ehrlich sagen, wenn ich mir die internationale Entwicklung anschaue, dann bezweifle ich, dass der Weg des Musicals der richtige ist. 

Das Wort, das mir zu diesem Ronacher-Umbau einfällt, ist eigentlich nur jenes, dass es hier zynisch zugeht: Das ist eine zynische Entscheidung! Lassen Sie mich ausführen, wieso: 

Die Summen, um die es sich hier handelt - immerhin 46,8 Millionen EUR für den Umbau -, sind disproportional mehr als das, was wir in alle anderen Kulturbereiche in den letzten Jahren investiert haben. Es ist eine gewaltige Schwerpunktsetzung - eine gewaltige Schwerpunktsetzung auf tönernen kulturpolitischen Füßen, wie ich schon ausgeführt habe. Um Ihnen die Proportionen darzustellen: Nur die Zinsen, nur die Kosten des Kredits, der heute beschlossen werden soll, sind so viel Geld, wie wir jährlich für die freien Theater in dieser Stadt ausgeben. Da muss es all jenen Initiativen, all jenen Organisationen, all jenen Vereinen, die in dieser Stadt wichtige zeitgenössische, spannende Arbeit machen, als zynisch erscheinen, wenn immerhin 12 Millionen EUR nur in Kreditkosten fließen. Und das ist nicht wegzuleugnen! 

Es ist ebenso zynisch, dass der Herr Stadtrat in der Öffentlichkeit ganz offensichtlich nichts dabei findet, diese in die Irre zu führen, denn er spricht von 34 Millio-nen EUR und unterschlägt damit 12 Millionen EUR Kreditzinsen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Das ist sicherlich nicht die Informationspolitik, die sich die Menschen in dieser Stadt verdient haben. Es ist eine zynische Herangehensweise, so nach dem Motto: Machen Sie sich keine Sorgen, es sind ja eh nur 34 Millionen EUR! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Es sind 46,8 Millio-nen EUR - das wissen Sie alle, Sie haben den Akt vor sich liegen, Sie haben ihn gelesen. Jede andere Zahl ist ein Verschwindeln von 12 Millionen EUR - und das kommt irgendwie nicht so gut.

Mindestens so zynisch an dem vorliegenden Antrag auf Umbaukosten ist, dass er im Verhältnis zu dem, was andere Menschen abliefern müssen, wenn sie nur 5 000 EUR von dieser Stadt wollen, wirklich und wahrhaftig ein Witz ist! Sehr geehrte Damen und Herren, der Akt für 48 Millionen EUR hat 8 Seiten! Er hat 8 Seiten, und die ersten 4 Seiten sind die Geschichte des Ronacher, nacherzählt - was ja an sich ganz interessant ist, denn ich gebe zu, dass ich nicht wusste, dass Herr Helmer 1886 die ursprüngliche Fassade umbauen hat lassen, aber es sagt nichts darüber aus, was in diesem Haus in Zukunft passieren soll. Es wird in diesem Akt Bezug genommen auf allgemeine Zahlen, die um immerhin 300 000 Personen schwanken. Hier steht nämlich: „Durch die großen Erfolge des Musicals und die vorhandene Nachfrage - so besuchen zwischen 500 000 und 800 000" - das ist immerhin ein Unterschied von 300 000! – „Menschen pro Jahr die Musicalhäuser der Stadt ..." - Hier wird also eine Faktenlage konstruiert, die es in dieser Form nicht gibt. 

Hier wird auch angesprochen, dass es Studien über die Neustrukturierung der Häuser gäbe. - Sehr geehrte Damen und Herren! Auf den 8 Seiten finden sich diese Studien nicht, und sie sind allen Beteiligten bis dato nicht vorgelegt worden.

Mindestens so empörend ist, dass diesem Akt auch keine Kalkulation beigelegt ist. Es steht auch nicht dabei, wofür man das Geld ausgibt oder warum man das Geld ausgibt. Auf Nachfragen haben wir die durchaus inter-essante Studie des Herrn Koßdorff erhalten, der vorrechnet, warum man verschiedenste Dinge angeblich braucht. Aber diese Studie unterscheidet sich um gewaltige 12 Millionen EUR von dem, was wir heute an Kosten beschließen. Das heißt, es ist weiterhin völlig unklar, was mit diesem Geld passieren soll. Um es deutlich zu machen: In der Studie von Herrn Koßdorff wird von einem Finanzbedarf von 48 Millionen EUR für einen Umbau in zwei Phasen ausgegangen. Wenn Sie sich recht erinnern, beschließen wir heute aber 34 Millionen EUR - plus jene 12 Millionen EUR für die Kreditkosten. Das heißt, es klafft hier eine riesengroße Spanne, die nicht erklärt ist. Wir wissen nicht, was anderes passiert, wenn man nur 34 Millionen EUR hat. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Niemals - niemals! - würde man in einem anderen Bereich dieser Stadt so mir nichts, dir nichts derartig viel Geld beschließen, ohne zu wissen, was man damit tut. Das glaube ich einfach nicht! Ich halte das auch für eine zynische Vorgangswei-


se gegenüber all jenen Kulturschaffenden, die für 5 000, 10 000, 15 000 EUR ganze Bücher an Anträgen bringen, in denen viel Liebe und Herzblut steckt, wo ausführlich erklärt wird, warum man etwas macht, warum man jemanden einlädt, auf welche theoretischen Grundlagen man sich bezieht und Ähnliches mehr.

Die Vereinigten Bühnen Wien liefern 8 Seiten ab. Und nicht nur das: Es gibt im Bereich der Vereinigten Bühnen null Transparenz! Wir wissen nicht, wer derzeit Intendantenverträge hat und wofür. Nach meiner letzten Zählung waren es 8°Personen, aber es könnten auch 9°Personen sein oder vielleicht nur 7. Wir wissen es nicht und haben auch im Ausschuss keine Auskunft darüber bekommen. Wir kennen auch keine Bilanzen. Wir wissen überhaupt nicht, was der finanzielle Status der Vereinigten Bühnen Wien ist. Wir wissen es nicht!

Sehr geehrte Damen und Herren! Einem Unternehmen, den Vereinigten Bühnen Wien, die uns keine Bilanzen vorlegen, die ganz offensichtlich kein Interesse daran haben, der Opposition Rede und Antwort zu stehen, 48 Millionen EUR zu beschließen, einfach so, mir nichts, dir nichts - dafür sind wir sicher nicht zu haben!

Es ist zynisch, 48 Millionen EUR zu beschließen, ohne der Öffentlichkeit mitzuteilen, wofür.

Frau Intendantin Zechner hat zwar durchaus nachvollziehbar erklärt, dass sie ungern wieder irgendetwas erzählen möchte, wofür sie dann in der Presse geprügelt wird, wie es ihr schon passiert ist. Aber, sehr geehrte Damen und Herren, das ist das Schicksal des Intendantentums, dass man seine Inhalte öffentlich vertreten muss und dass man sich mit der Öffentlichkeit darüber streiten muss, ob man Recht hat oder nicht, und andere vielleicht anderer Meinung sein könnten. Das ist Streitkultur, das ist die Auseinandersetzung, die den Kulturbereich lebendig macht. Und diese Auseinandersetzung offensiv nicht zu führen, weil man angeblich dafür dann in den Medien Schläge bekommen könnte, sehr geehrte Damen und Herren, das ist bei 48 Millionen EUR auch zynisch! 

Wir werden jedenfalls diesem Akt ganz sicher nicht zustimmen. Wir halten die Grundsatzentscheidung für falsch, und daher können wir natürlich auch dem Umbau nicht zustimmen. 

Aber wir sind sehr wohl der Meinung, dass es grundlegende Informationen gibt, die unbedingt notwendig sind - auch für die Öffentlichkeit -, um diesen Umbau bewerten zu können, die nicht vorliegen, die weder den Mitgliedern des Kulturausschusses noch jenen des Finanzausschusses noch den Interessierten und der Öffentlichkeit vorliegen. Daher stellen wir heute drei Anträge, die ein bisschen Licht ins Dunkel bringen sollen, und ich hoffe sehr, dass die SPÖ diesen Anträgen zustimmen wird, denn Sie würden damit zeigen, meine Damen und Herren von der SPÖ, dass Sie doch daran interessiert sind, darüber zu reden, was in dieser Stadt mit viel Geld passieren soll. 

Ich stelle daher folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag:

„Der zuständige Stadtrat für Kultur und Wissenschaft, Andreas Mailath-Pokorny, möge den Mitgliedern des Gemeinderatsausschusses für Kultur und Wissenschaft bis 31. Oktober jene Unterlagen in schriftlicher Ausführung zukommen lassen, die die von ihm wiederholt vorgebrachte Argumentation der Notwendigkeit eines Ronacher-Umbaus, sowie der Wirtschaftlichkeit desselben, insbesondere für den Bau von zwei Probebühnen nachvollziehbar machen.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags."

Der zweite Antrag möchte Licht ins Dunkel der Bilanzen der Vereinigten Bühnen Wien bringen:

„Die zuständigen Stadträte für Kultur und Wissenschaft, Andreas Mailath-Pokorny, und für Finanzen, Sepp Rieder, mögen den Mitgliedern des Gemeinderatsausschusses für Kultur und Wissenschaft und dem Gemeinderatsausschuss für Finanzen bis 31. Oktober die Bilanzen 2003 der Vereinigten Bühnen Wien und ihrer Tochtergesellschaften in schriftlicher Ausführung zukommen lassen.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags."

Und der dritte Antrag:

„Der zuständige Stadtrat für Kultur und Wissenschaft, Andreas Mailath-Pokorny, möge den Mitgliedern des Gemeinderatsausschusses für Kultur und Wissenschaft bis 31. Oktober die von Intendantin Kathrin Zechner und Intendant Ing Roland Geyer laut Akt AZ-2004/0001-GKU; MA 07 – 3910/04 vorgelegten inhaltlichen Konzepte für ihre Arbeit im Rahmen der Vereinigten Bühnen Wien und ihrer Tochtergesellschaften in schriftlicher Ausführung zukommen lassen.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags."

Sehr geehrte Damen und Herren! Es entspricht der politischen Kultur und einem Mindestmaß an Höflichkeit, diese Anträge positiv abzustimmen und endlich Licht ins Dunkel zu bringen. Ich gebe zu: Ich wage es zu bezweifeln, dass die SPÖ sich dazu durchringen wird, aber ich wünsche es mir sehr. Und ich hoffe auch, dass jene Anträge der FPÖ, die einen sofortigen Stopp dieses Unterfangens beantragen, ebenfalls eine Mehrheit erhalten. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Nächster Redner ist Herr GR Dr Salcher.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wie gesagt, das Ronacher ist ja nur ein Symbol für die Vereinigten Bühnen, und ich möchte hier einmal die Frage ansprechen: Was sind die Vereinigten Bühnen eigentlich wirklich? Sind sie ein Privatunternehmen, oder sind sie ein öffentlicher Betrieb? Das ist so ein bisschen wie Dr Jekyll und Mr Hyde, denn wenn es um Investitionen und um Verlustabdeckung geht, dann sind sie ein öffentliches Unternehmen, ein Kulturversorgungsunternehmen, und wenn es um Transparenz und Kontrolle 


geht, dann sind sie auf einmal ein Privatbetrieb. Frau Kollegin Ringler hat es ja schon angesprochen: Die Bilanzen der Vereinigten Bühnen, so wurde uns im Ausschuss gesagt, können wir uns beim Handelsgericht holen! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Jede kleine Kulturinitiative in dieser Stadt macht sich die Mühe, uns ausführlichste Rechenschaftsberichte zu liefern, gute Bilanzen zu liefern, wo übrigens auch die Geschäftsführer-Bezüge angegeben sind und alles im Detail drinnen steht - und die Vereinigten Bühnen sagen uns: Holt euch das vom Handelsgericht! - Das ist wirklich jahrzehntelange Arroganz und sozialistischer Machtmissbrauch! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich glaube, für eine moderne Gesellschaft sind private Unternehmen etwas sehr Wichtiges, aber zweifellos auch eine funktionierende öffentliche Verwaltung. Nur: Die Mischform aus diesen beiden Elementen in Form der Wiener Großkolchose, dieses Betriebes, das ist natürlich das Schlimmste, was es gibt, und das lehnen wir auch zutiefst ab! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich werde Ihnen jetzt einmal sagen, wie dieses Kolchosenprinzip funktioniert. Stellen Sie sich fiktiv einen Privatbetrieb vor, wo der Vorstandsvorsitzende sagt: Wir haben 700 Millionen EUR Jahresumsatz!, und am nächsten Tag sagt der Aufsichtsratsvorsitzende: Wir haben 500 Millionen EUR Jahresumsatz! - Und dann wollen sie noch eine Investitionsentscheidung des Eigentümers für 47 Millionen EUR haben. Nun, was mit diesem Unternehmen und vor allem mit den beiden Vorständen passiert, das kann sich jeder ausmalen.

Genau so geht es bei den Vereinigten Bühnen zu, und das ist auch die herrschende Unternehmenskultur. Ich zeige es Ihnen jetzt anhand eines konkreten Beispiels, ich habe mir das genau angesehen:

In einer OTS des sozialistischen Rathausklubs sagt der Vorsitzende des Kulturausschusses am Montag, 20. September: 

„Das Ronacher ist ein weiteres großes Vorhaben, um den jährlich 500 000 bis 600 000 Musicalbesuchern eine interessante Spielstätte zu bieten."

Am Tag danach, am 21. September, sagt der Kulturstadtrat Andreas Mailath-Pokorny im "Kurier": 

„Für die bis zu 700 000 Musical-Besucher in Wien brauchen wir zumindest zwei Bühnen."

Sehr geehrte Damen und Herren! Solange sich nicht einmal der Vorsitzende des Kulturausschusses der Stadt Wien und der Herr Stadtrat innerhalb einer Nacht darüber einig sind, welche Besucherzahlen es dort tatsächlich gibt (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Es liegt im Wesen des ..., dass es schwankt!), können Sie doch nicht im Ernst von uns verlangen, dass wir Ihnen hier eine Milliardeninvestition von 650 Millionen ATS – 47 Mil-lionen EUR - zugestehen. Das können Sie doch nicht 
im Ernst machen! (Beifall bei der ÖVP. – Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Aber auch Sie werden verstehen, dass Zuschauerzahlen schwanken!)
Die Zuschauerzahlen schwanken - die schwanken 

nämlich bei Ihnen von einem Tag auf den nächsten, das ist das Problem! Und Sie investieren in diesen Bereich hinein, wo Sie sich in einer Nacht einen Zuschauer-zuwachs von 200 000 Zuschauern irgendwie erträumen oder was, und auf Grund dieser konkreten Entscheidungsfindung treffen Sie eine derartige Investitionsentscheidung für die Zukunft! Das ist wirklich tiefste Kolchosenpolitik - und wir wissen ja, wie das dann ausgegangen ist. Das Problem ist nur hier, dass es der Wiener Steuerzahler zahlt. (Beifall bei der ÖVP.)
Und was kann der dafür, dass Sie sich für 47 Millio-nen da irgendwie ein Denkmal setzen wollen?

Übrigens: PR-mäßig ist das ja auch keine besondere Aktion, muss man dazusagen, denn wenn ich schon 47 Millionen EUR verbetoniere, dann würde ich mir zumindest erwarten, dass dann alle sagen: Na super! Toll! Großartig! Dann würde ich mir zumindest erwarten, dass ich von außen irgendetwas eröffnen kann. - Das Problem ist: Es wird jetzt zwei Jahre zu sein, weil es umgebaut wird - was das für das Haus bedeutet, ist Ihnen auch klar -, und nachher wird es von außen völlig gleich ausschauen. Das ist wirklich eine Public-Relations-Aktion à la Andreas Mailath-Pokorny, aber ich wünsche Ihnen viel Glück dazu. Das Problem ist nur leider: Wir zahlen es nicht aus Ihrem persönlichen PR-Budget, sondern aus dem PR-Budget der Stadt Wien und vor allem der Steuerzahler dieser Stadt. 

Wer bisher geglaubt hat, dass die Zahlen der Stadt Wien nur ein Geheimnis sind, das die SPÖ kennt, der irrte: Diese differierenden Aussagen über Besucherzahlen zeigen, dass das offensichtlich ein Staatsgeheimnis ist. Das wissen Sie selber nicht! Sie wissen es genauso wenig wie die versprochenen Studien, Marktanalysen und so weiter - das hat Frau Ringler ohnehin alles eingefordert. 

Und wer trägt dafür die Verantwortung? - Ich gebe im Folgenden drei Originalzitate wieder. 

StR Mailath-Pokorny: „Ich zahle es nicht, ich beauftrage es nicht, ich nehme es aber dankend zur Kenntnis." – Übersetzt heißt das: Mein Name ist Hase, ich weiß von nichts, aber ich bin dankbar dafür. 

Die zuständige Geschäftsführerin sagt: „Was und ob und wie es umgebaut wird, ist eine politische Entscheidung" - geht mich leider nichts an.

Und der Finanzstadtrat? - Der sagt gar nichts, denn der hat ja nur einmal etwas gesagt, nämlich dass er das eigentlich auch nicht für eine sehr intelligente Lösung hält. 

Das heißt, die undankbare Aufgabe, das alles auch noch öffentlich zu verteidigen, bleibt unserem lieben Kollegen Ernst Woller. (GR Ernst Woller: Der das bravourös lösen wird!) „Der das bravourös lösen wird"! - Nun, was soll der schon sagen in dieser Situation? - Als alter Vorwärtsspieler orientiert er sich natürlich quasi an dem Motto: Wenn mir das Wasser bis da oben hin steht, dann sage ich einmal: Das ist natürlich typisch "die kulturfeindliche Argumentation der ÖVP"! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Da hat er wieder einmal 


Recht!)

Das Pech, Herr Stadtrat, ist nur leider, dass man sich von den GRÜNEN über die Freiheitlichen und die ÖVP bis hin zu allen namhaften Künstlern dieses Landes Ihrem "genialen Geniestreich" des Umbaus widersetzt! Das heißt, es ist in diesem Lande eine "wilde Verschwörung" gegen Ihre "geniale Kulturpolitik" ausgebrochen. 

Aber ich warte ja schon darauf, dass Ernst Woller jetzt herauskommt und die Namen derjenigen vorliest, die sagen: Jawohl, Mailath-Pokorny, weiter so! Noch mehr Geld ins Musical! Bauen wir noch ein drittes Haus hin - wir wissen zwar nicht, ob wir 500 000, 600 000 oder noch mehr Besucher haben! - Ich warte auf die großen Namen, die da kommen werden, die Sie unterstützen - und dann wird diese "Verschwörung der ÖVP" natürlich in sich zusammenbrechen. (GR Ernst Woller: Exakt! – Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sie haben prophetische Gaben!) Auf das freue ich mich schon. Ich bin schon gespannt auf die großen Namen, die da kommen werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Der 47 Millionen teure Umbau des Ronacher ist eine politische Entscheidung - das ist richtig -, und er ist eine kultur- und finanzpolitisch völlig falsche Entscheidung. 

Und jetzt sage ich Ihnen zum Abschuss noch eines, denn wir haben das ohnehin schon alles in aller Ausführlichkeit diskutiert. Ich werde einmal darüber reden, was man in dieser Stadt wirklich tun könnte: 

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, die jetzt nicht da ist! Solange es noch Kinder in dieser Stadt gibt, die, obwohl sie die notwendigen Voraussetzungen haben, nicht eine Musikschule der Stadt Wien besuchen können, so lange brauchen wir nicht darüber zu diskutieren, dass wir das Musicalhaus Ronacher brauchen, um die Zukunft von Wien als Musikstandort zu sichern. Da wäre genug zu tun, wo Sie mit einem Bruchteil dieses Investments dafür sorgen könnten, dass die Zukunft der Musikstadt Wien wirklich gefördert wird. Tun Sie etwas für die Musikschulen der Stadt Wien, und sagen Sie nicht wieder: Ich bin nicht dafür zuständig! - Alle Oppositionsparteien haben sogar Anträge eingebracht, in denen wir Sie aufgefordert haben, diese Verantwortung zu übernehmen. Aber Sie sagen: Nein, nein, das ist eh alles in besten Händen, darum muss ich mich nicht kümmern.

Ich glaube, das ist eine völlig falsche politische Entscheidung, und ich halte es daher für gescheit - es sind ja heute schon einige Anträge von den anderen Oppositionsparteien eingebracht worden -, dass wir hiezu auch einen gemeinsamen Antrag hier einbringen - was ja nicht oft der Fall ist -, um damit klar und deutlich zum Ausdruck zu bringen, dass alle Oppositionsparteien dieses Hauses diese Entscheidung aus kultur- und finanzpolitischen Gründen zutiefst ablehnen.

Ich bringe daher mit meinen Kolleginnen Mag Heide-marie Unterreiner und Mag Marie Ringler folgenden Be-schluss- und Resolutionsantrag ein:

„Der amtsführende Stadtrat wird aufgefordert, den geplanten Umbau des Ronacher zu einer zweiten großen Musicalbühne fallen zu lassen. 

Weiters hat der Kulturstadtrat dafür zu sorgen, dass allen Parteien folgende Unterlagen zur Verfügung gestellt werden: Bilanzen der Vereinigten Bühnen Wien und ihrer Tochtergesellschaften, Unterlagen über die Notwendigkeit, die den Umbau rechtfertigen, einen detaillierten Finanzierungsplan sowie inhaltliche Konzepte für die Bespielung der Vereinigten Bühnen Wien.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung."

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir haben alles in unserer Macht Stehende getan, um hier eine finanz- und kulturpolitisch falsche Entscheidung zu verhindern. Wir werden damit nicht aufhören. Wir werden gemeinsam versuchen, nicht nur das Kontrollamt - das sich ja übrigens auch schon ausführlich damit auseinander gesetzt hat, nämlich mit sehr kritischen Stellungnahmen aus der Vergangenheit - damit zu befassen, sondern wir werden uns auch darum bemühen, dass sich der Rechnungshof mit diesen Vorgängen auseinander setzt. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Mag Unterreiner zum Wort gemeldet. 

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Kulturstadtrat!

Ein Umbau im großen Stil soll heute beschlossen werden. Doch es ist kein Geld dafür da. Weder aus dem Budget der Vereinigten Bühnen noch aus dem der Stadt kann dieses Vorhaben umgesetzt werden. Man muss Schulden machen. Man muss einen Kredit aufnehmen, und zwar einen Kredit, der das Kulturbudget auf 15 Jahre hinaus belasten wird: 46,8 Millionen EUR, also fast eine Dreiviertelmilliarde Schilling. 

Was ist geschehen, das ein solches Unterfangen unbedingt notwendig macht? Sind die Musicalbühnen abgebrannt? War ein Erdbeben? Was ist los? – Das müssen sich all diejenigen fragen, die vielleicht nicht so bewandert sind wie die Kulturpolitiker. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wie Sie alle wissen: Das ist nicht der Fall. Eine der Musicalbühnen - das Theater an der Wien - wird in Zukunft als klassisches Musiktheater genutzt werden. Übrigens möchte ich hier gleich sagen: Das heißt nicht, dass dort in Zukunft nicht auch klassische Musicals gespielt werden könnten - es heißt "klassisches Musiktheater". Und das zweite große Musicaltheater steht da: Bestens ausgerüstet und ausgestattet, funktionierend - wartend! Das Musicalhaus, das ich meine, das Raimund Theater, hat nämlich bis auf zwei große Musicals, "Elisabeth" und "Mozart", fast alle großen Musicals in den letzten Jahren gespielt: "Phantom der Oper", "Tanz der Vampire", "Beauty and the Beast" - alles wurde dort aufgeführt und wurde dort produziert. 

Doch die großen Erfolge, die großen Produktionen, die Melodien sind verklungen. Die letzte Produktion, "Barbarella", ist wegen Erfolglosigkeit im Frühsommer etwas sanft entschlafen. Sie wird jetzt wieder auf den Spielplan gesetzt, wird sozusagen wieder aus dem Koma herausgeholt, wird an den Dauersubventionstropf gehängt, und man hofft, dass sich dann etwas tut. Aber warum soll das jetzt plötzlich ein großer Erfolg sein, nachdem sich vorher niemand für diese Produktion interessiert hat? 

Das heißt, die Musicalszene ist zurzeit trist und erfolglos - der jüngste Kontrollamtsbericht zeigt das ja auch sehr drastisch auf. Und just zu diesem Zeitpunkt, wo überhaupt nichts darauf hinweist, dass diese Branche eine ganz wichtige Kultursache oder ein wichtiger Wirtschaftsfaktor für Wien wäre, genau zu diesem Zeitpunkt, wo nicht einmal ein Musicalhaus mit Erfolg bespielt wird, muss unbedingt auf Biegen und Brechen ein zweites her! - Wenn das Raimund Theater wenigstens aus allen Nähten platzen würde, wenn die Leute sich anstellen würden, wenn man keine Karten bekommen würde, wenn jeder Abend ausverkauft wäre, dann könnte man eventuell Überlegungen anstellen, ob man ein zweites Musicalhaus braucht. 

Dazu kommt jetzt noch eine zweite Ungewissheit, denn auf die wiederholten Fragen, welche großen Projekte zurzeit in Planung stünden, um einem zukünftigen Ansturm gerecht werden zu können, gibt es keine Antwort. Das haben auch meine Vorredner schon gesagt. Das Musicalkonzept der Intendantin Kathrin Zechner wurde bisher der Öffentlichkeit vorenthalten. Warum, wissen wir nicht, denn eigentlich wäre es jetzt an der Zeit, dass sie damit stolz an die Öffentlichkeit geht. Denn falls es in der Zukunft große Eigenproduktionen geben sollte, so wie das ja unter Klausnitzer der Fall war, wie zum Beispiel Wiener Themen wie "Elisabeth" oder wie eben "Mozart", dann müssten diese Produktionen schon längst feststehen, sie müssten schon geplant sein, sie müssten schon längst im Gange sein. Es müsste das Buch fertig sein, es müssten die Komponisten schon ihre Verträge haben, es müsste alles schon auf Schiene gesetzt sein.

Aber weit und breit ist nichts zu hören, nichts zu sehen, nichts zu spüren. Also wozu ein zweites großes Musicalhaus? Was hat Sie, Herr StR Mailath-Pokorny, zu der Ansicht bewogen, dass die Stadt Wien sich derartig in Schulden stürzen soll? Welche Bedarfserhebungen erfordern ein zweites Musicalhaus? Welche großen Vorhaben Kathrin Zechners machen das zweite Musicalhaus unbedingt notwendig?

Weil diese grundsätzlichen Fragen bisher nicht beantwortet wurden, haben wir Freiheitlichen zwei Anträge gestellt. Es ist übrigens interessant: Inhaltlich decken sie sich völlig mit den Anträgen der GRÜNEN, obwohl wir nie miteinander darüber gesprochen haben. Ich würde meinen, schon das alleine sollte die Sozialdemokraten zum Nachdenken anregen. Auch mein Kollege Salcher hat ja bereits gesagt, dass sich in dieser Frage alle drei Oppositionsparteien völlig einig sind, obwohl sie miteinander nicht Kontakt hatten und jede Fraktion für sich allein hier Lösungen gesucht hat. 

Der eine Antrag beinhaltet, dass der amtsführende Stadtrat aufgefordert wird, vor der Entscheidung eines derartig umfangreichen Umbauvorhabens des Ronacher eine Bedarfsstudie vorzustellen, die eindeutig beweist, dass die Stadt Wien ein zweites großes Musicaltheater braucht, um dem Bedarf an großen Musicalproduktionen gerecht werden zu können. (Beifall bei der FPÖ.) 

Der zweite Antrag – ich möchte jetzt auf die Begründung, die ich schon vorher erläutert habe, eingehen – hat den Inhalt, dass der Herr StR Mailath-Pokorny aufgefordert wird, bevor die Entscheidungen über den Umbau des Ronacher gefällt werden, der Öffentlichkeit das von Intendantin Kathrin Zechner ausgearbeitete Musicalkonzept für Wien vorzustellen, aus dem eindeutig ersichtlich ist, warum der Umbau des Hauses notwendig ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Herr StR Mailath-Pokorny! In manchen Dingen ist es nicht passend, wenn man versucht, eine Problematik auch in eine private Situation hineinzuziehen, aber in dem Fall passt das schon. Stellen Sie sich vor, Ihnen gehörte das Etablissement Ronacher und Sie stünden jetzt vor der Entscheidung, was Sie dort in Zukunft machen wollen. Würden Sie in dem Fall auf alle Fälle, sozusagen auf Teufel komm raus, investieren, würden Sie einen so großen Kredit aufnehmen, ohne zu wissen, welche Risken Sie damit eingehen, ohne zu wissen, was Sie dort überhaupt vorhaben, ohne ein detailliertes Konzept für die Nutzung zu haben? Und ich wiederhole: Dieses Konzept gibt es nicht. Vielleicht würde Ihnen dann auffallen, dass Sie kein Konzept haben. Man muss Ihnen hier wirklich den Vorwurf der Konzeptlosigkeit machen.

Hier besteht nämlich ein großer Unterschied, ob eben das Ronacher in Zukunft als großes Musiktheater bespielt werden soll oder ob es vielleicht eine andere Funktion erhalten soll, ob es vielleicht, wie StR Rieder das manchmal genannt hat, ein urbanes Unterhaltungstheater werden soll, denn dann würden die Umbauarbeiten ja ganz anders sein, es wäre eine Adaptierung notwendig, aber nicht so ein großer Umbau. Da würde dann natürlich die geplante große Probebühne beim Ronacher, die genauso groß wie die Bühne sein soll, wegfallen. Auch die Größe des Orchestergrabens müsste neu überlegt werden, die Dekorationseinrichtung und viele Dinge, die enorme Kosten verursachen, müssten dann neu überlegt werden. 

Ich habe hier ganz bewusst diesen Vergleich zu einem privaten Unternehmer gewählt. Ein solcher Vergleich ist in der Musicalbranche durchaus gerechtfertigt, weil ja das Musical in anderen Ländern ein reiner Wirtschaftszweig ist. Bei uns ist es Kultur und Wirtschaftszweig zugleich, wozu wir auch stehen, aber in anderen Ländern, in anderen Städten ist das eine rein wirtschaftliche Sache.

Wir Freiheitlichen haben diesen Blickwinkel immer wieder in die Diskussion eingebracht, aber alle unsere Vorschläge wurden immer abgeschmettert. Wir haben öfter Vorschläge eingebracht, dass man wenigstens private Partner hereinholen solle. Wir finden, da liegt auch das allergrößte Problem, das auch meine Vorredner schon aufgezeigt haben, und zwar das Problem der völligen Undurchsichtigkeit der Vereinigten Bühnen Wien, die völlige Undurchsichtigkeit der Finanzgebarung. Das ist nämlich wirklich der ganz große Vorwurf an die Sozialdemokraten in Wien: Diese politische Arroganz, dass die klassischen Aufgaben der Opposition – und das ist nun mal auch die Kontrolle – nicht zugelassen werden. Das muss angeprangert werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Vereinigten Bühnen Wien liegen da, dicht abgeschottet wie ein großer schwerer Tanker im sicheren Hafen der großen Subventionsempfänger im Kulturbereich und verschlingen Jahr für Jahr Unmengen von Steuergeldern, ohne dass man den Abgeordneten gegenüber, die hier im Gemeinderat sitzen, eine Rechenschaft ablegen muss. Jede Art von Kontrolle ist unmöglich gemacht, und schon deswegen ist es für eine Oppositionspartei vollkommen unmöglich, einem derartigen Unterfangen zuzustimmen. Der jüngste Bericht des Kontrollamtes beweist es wieder einmal, wie richtig eigentlich unsere Vorsicht, unser Misstrauen und auch unsere Kritik waren. Aus diesem Grund haben wir ja auch seit Jahren die Subventionen an die Vereinigten Bühnen abgelehnt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist einfach unakzeptabel, dass hier in einem so großen Feld die Kontrolle nicht zugelassen wird, und ich möchte, auch wenn dieser Antrag schon zweimal abgelehnt wurde, noch einmal in Erinnerung rufen, dass wir Anträge nach vierteljährlichen Berichten eingebracht haben, also dass StR Rieder als Eigentümervertreter der Vereinigten Bühnen in vierteljährlichen Berichten dem Kulturausschuss ganz genau darlegt, wie die Finanzgebarung ist. Es ist eine ganz normale Art der begleitenden Kontrolle, die in diesem Bereich unbedingt notwendig ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich komme noch einmal auf die Situation zurück, dass die zukünftige Musiklandschaft in Wien eine völlig neue Nutzung der Häuser haben wird. Wir stehen dazu, dass das Theater an der Wien als klassisches Musiktheater in Zukunft genützt werden soll. Wir sind der Meinung – im Gegensatz zu den GRÜNEN –, dass dieses Theater zu schade ist, um ausschließlich Musicals zu spielen, weil gerade dort – und das sagen alle großen Künstler von weit und breit, die schon einmal in Wien gesungen, dirigiert oder gespielt haben – die Akustik ganz besonders gut ist und besonders gut geeignet ist, Oper zu spielen. 

Wir stehen dazu, aber wir haben jetzt zwei große Opernhäuser, die Staatsoper und die Volksoper, dann haben wir noch die Kammeroper mit ihrem spezielleren Angebot und das Theater an der Wien nun auch als klassisches Musiktheater.

Jetzt möchte ich gerne eine Überlegung einbringen, die hier auch bitte noch nicht gemacht wurde – ich habe es am Anfang ganz kurz angeschnitten –: Es gibt selbstverständlich im Musicalrepertoire auch Musicals, die eine klassische Form haben. Es gibt sogar Experten, die sagen zum Beispiel, dass das Musical "Porgy and Bess" 

eine Oper sei oder als Oper zu werten sei. Es gibt viele andere Musicals wie die "West Side Story" oder "My Fair Lady" und so weiter, die klassische Musicals sind, die immer wieder weltweit mit großem Erfolg aufgeführt werden und die durchaus auch in das Konzept der Vereinigten Bühnen hineinpassen würden; aus Gründen der Akustik, aus Gründen der ganz speziellen Atmosphäre des Theaters an der Wien.

Ich sage das deswegen, weil nach dem Mozartjahr der Intendant Geyer jetzt neben den großen Opernhäusern auch das Theater an der Wien mit Erfolg bespielen muss. Ich finde es durchaus in Ordnung, wenn man auch darüber nachdenkt, dass man dort klassische Musicals spielt. Ich bringe diesen Blickwinkel, diese Überlegung jetzt deswegen ein, weil ja dadurch der Umbau des Ronacher noch viel unnotwendiger wird, als er das ohnehin ist. Also auch hier wurde eben nicht in Ruhe darüber diskutiert, wie eigentlich die Häuser in Zukunft genützt werden sollen.

Deswegen haben wir auch dazu einen Antrag ausgearbeitet, in dem StR Mailath-Pokorny aufgefordert wird, das Vorhaben, das Ronacher zu einer zweiten großen Musicalbühne umzubauen, fallen zu lassen und ein Konzept zu erstellen, welche Adaptierungen unbedingt notwendig sind, um das Ronacher als erfolgreiches städtisches Unterhaltungstheater führen zu können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ähnlich wie die ÖVP sind auch wir der Meinung, dass es weitaus größere Prioritäten im Wiener Kulturbereich gibt, und wie die ÖVP – und die GRÜNEN haben das im letzten Jahr auch immer wieder gesagt – sehen wir auch die ganz, ganz, ganz großen Missstände im Bereich der musikalischen Erziehung, also was die Musikschulen angeht. Wir haben hier ein Manko, das weitaus dramatischer ist als das Problem, ob man das Ronacher in ein zweites großes Musicalhaus umbauen soll. Und hier, Herr StR Mailath-Pokorny, aber auch Frau VBgmin Laska, Herr StR Rieder und auch Herr Bürgermeister, hier gilt es ganz einfach, Prioritäten zu setzen. Es geht einfach nicht an, auf der einen Seite großartig Gelder – die man noch dazu nicht hat, wo man noch dazu einen Kredit aufnehmen muss – herzugeben für eine Sache, die unserer Meinung nach gar nicht notwendig ist, und auf der anderen Seite mit Budgetknappheit zu argumentieren.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir alle wissen, schon wieder sind ungefähr 700 Kinder in Wien nicht aufgenommen worden, weil es keine Plätze gibt in den Musikschulen. Wir sind das Schlusslicht im Vergleich zu allen anderen Bundesländern. Wir haben nur 17 Musikschulen mit 28 Standorten, 300 Lehrern und 5 700 Kindern. Ein Vergleich mit Vorarlberg, Niederösterreich und Oberösterreich: Die haben im Vergleich zu uns das 7- bis 8-fache in der Hinsicht zu bieten, auch was das Budget angeht. Wir können 4,3 Millionen EUR in diese Branche geben, und andere Länder, zum Beispiel Oberösterreich, haben hiefür 50 Millionen EUR jährlich zur Verfügung. 

Da wäre das Geld gut investiert, das wäre die Zu-


kunft, denn die Kinder sind unsere Zukunft. Das ist ein ganz, ganz großer Fehler, ein ganz großes Versäumnis in die Zukunft hinein, nicht hier das Geld zu investieren. 

Ich komme zum Schluss: Weder ein Musicalkonzept noch eine Bedarfserhebung zeigen auf, dass ein Umbau des Ronacher in eine zweite Musicalbühne notwendig ist. Ganz im Gegenteil! Die jetzige Entwicklung weist darauf hin, dass die öffentlichen Gelder anderwärtig weitaus besser investiert wären. Eine Verschuldung auf Jahre hinaus und damit eine massive Belastung des Kulturbudgets ist aus der jetzigen Sicht völlig verantwortungslos und daher eine politische Fehlentscheidung. Wir lehnen diesen Akt ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn sich eine Stadtregierung entschließt, bei einem hohen Kulturbudget zusätzliche namhafte Beträge in die Kultur zu investieren und zusätzliche Gelder zur Verfügung zu stellen, dann sollte man eigentlich meinen, dass das die ungeteilte Zustimmung zumindest der Kulturpolitiker einer Stadt finden sollte. Es ist nämlich tatsächlich einzigartig, es ist dies einzigartig in Europa. Da kennen wir nur Städte und auch Staaten, die bei Budgetproblemen im Kulturbereich kürzen. Also wir kennen nur Städte, die Opernhäuser zusperren, zusammenlegen, das Kulturbudget reduzieren und damit genau den gegenteiligen Weg gehen. Mehr in die Kultur zu investieren, ist auch einzigartig in Österreich, weil Wien hier wirklich ein Gegenmodell für die Bundesregierung ist. Diese Bundesregierung hat in den letzten vier Jahren in Wien 20 bis 25 Prozent der Kulturmittel gekürzt, sie hat auch mehr als 10 Prozent – ich glaube, 13 Prozent – der Bundeskulturmittel gekürzt, sie setzt politisch Diagonalen und Austrokoffer in den Sand und geht genau den gegenteiligen Weg. 

Man kann nur verwundert sein über die Kulturpolitiker der Opposition in diesem Haus, hier dagegen zu sein, und diese Verwunderung war auch ganz die Verwunderung des Herrn Finanzdirektors der Stadt Wien, des Herrn Neidinger, der bei der letzten Sitzung des Kulturausschusses anwesend war und gesagt hat: Ich werde oft in Gemeinderatsausschüsse eingeladen und ich höre immer dasselbe: Wieso erhalte ich nicht mehr Geld für Projekte? Aber dass er in einen Kulturausschuss geladen wird und ihm dort zumindest drei Oppositionsparteien sagen, wir wollen das Geld nicht, das ist Direktor Neidinger noch nicht untergekommen. Und diese Verwunderung können wir tatsächlich auch teilen.

Die ÖVP hat das in den letzten Tagen sehr klar ausgesprochen und hat gesagt: Wir haben die Lösung. Es soll alles so bleiben, wie es ist. Nun, das nenne ich wirklich konservativ. Da muss ich wirklich sagen: Alle Achtung vor dieser ÖVP! Die stellt sich jetzt hin und sagt: So konservativ wollen wir sein. Es soll immer alles so bleiben, wie es ist. 

Ich bin auch ganz sicher, dass dieser Salcher'sche Konservativismus und die ganze ÖVP-Politik der nächsten Jahre dazu beitragen werden, dass die grandiosen politischen Erfolge der ÖVP in den letzten 15 Jahren in diesem Haus fortgesetzt werden. Also ich kann mich noch erinnern, wie hier in diesem Haus drei Sektoren ÖVP-Gemeinderäte gesessen sind, 37 Abgeordnete, derzeit sind wir bei 16. Ich kann es garantieren, mit dieser wunderbaren konservativen Politik, alles so zu lassen, wie es ist, wird es in Zukunft nach den nächsten Wahlen nur mehr diesen kleinen Sektor brauchen und vielleicht sind nicht einmal alle Plätze besetzt. 

Also ich gratuliere euch zu diesem Weg. Bitte so weitermachen! Wir sind wirklich begeistert davon, wir finden das wirklich genial. (Beifall)
Es hätte wahrscheinlich nichts anderes es deutlicher zeigen können, als das Bild, das ich letztens gesehen habe. Alfred Finz spielt Luftklarinette. Das ist natürlich genau das, was die ÖVP produziert: Heiße Luft. Wir spielen nicht Luftklarinette, sondern wir investieren in die Kultur Wiens, damit die Künstlerinnen und Künstler in dieser Stadt tatsächlich ihre Leistungen zeigen können. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Stadt Wien investiert in Kultur. Das haben wir in der Vergangenheit gemacht, das machen wir derzeit, das wird auch in der Zukunft so sein. Wir haben investiert in die großen Institutionen Museumsquartier, Albertina, Musikverein, Künstlerhaus, Arnold Schönberg Center. Wir haben zusätzlich zum hohen Kulturbudget in das kulturelle Erbe investiert, in den Archivbau, in die Bibliothek, in den Strauss-Nachlass. Wir investieren außerhalb des Kulturbudgets in den Kulturstandort Wien, wir investieren in den Umbau der Urania, in die Hauptbücherei. Wir investieren auch in die kleinen Institutionen. Wir haben ins Kosmos investiert, ins Kindermuseum. Nächste Woche eröffnen wir das Kindertheaterhaus. Wir haben ins Tanzquartier investiert. Jetzt investieren wir in die Neustrukturierung der Musiktheaterlandschaft in Wien, und wir investieren in ein ganz neues, technisch völlig neu ausgestattetes Musiktheater in dieser Stadt. Wir investieren in das Mozartjahr. Die Erfolge der letzen Jahre geben uns Recht, und wir werden uns von diesem Weg, in die Kultur zu investieren, auch in der Zukunft von der Opposition nicht abbringen lassen. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Stadt Wien investiert damit in ihre Stärke. Wir investieren in die Weltmarke Musikstadt Wien, wir verstärken damit diese Weltmarke Musikstadt Wien, und wir verstärken damit unsere Spitzenkompetenz, die wir als Stadt Wien haben. 

Dieser Ronacher-Umbau ist nur ein Teil der großen Theaterreform, die Andreas Mailath-Pokorny begonnen hat und die er in den nächsten Jahren sicher erfolgreich abschließen wird. Diese Theaterreform besteht aus der Reform der mittleren, der kleinen Theater und auch der freien Szene, einer Theaterreform, die gerade im Laufen ist. Er investiert in und reformiert die große Musiktheaterszene mit der Reform der Vereinigten Bühnen Wien, mit der Schaffung einer neuen Oper im Theater an der Wien und mit der Beibehaltung und Weiterentwicklung des Musicalstandortes Wien.

Das neue Opernhaus im Theater an der Wien, das es ab 2007 in dieser Stadt geben wird, ist der große Wurf dieser Stadtregierung, das ist der große Wurf des Kulturstadtrates Mailath-Pokorny, und das ist eine historische Entscheidung. Jahrzehntelang wurde von Kulturpolitikern dieses Hauses, von Kulturjournalisten, von Künstlern und Kulturschaffenden gefordert, dass im Theater an der Wien das gespielt wird, was dort am Besten gezeigt werden kann, nämlich nicht elektronisch verstärktes Musiktheater, sondern Oper. Und das wird jetzt geschehen. Wir setzen damit eine neue Attraktion ins Kulturleben der Stadt Wien, ein zusätzliches Opernhaus, und schließen damit eine wichtige Lücke, die es, bei aller Kompetenz der Musikstadt Wien, bei uns gibt. Wir schließen nämlich die Lücke, dass immer nur ein ganz kleiner Teil der Opernliteratur in dieser Stadt gezeigt wurde und auch gezeigt wird. Die Opernliteratur besteht aus zirka 5 000 Werken. In den Opernhäusern dieser Stadt und auch international werden immer nur 100 bis 150 Werke dieser 5 000 Opern gezeigt. Die anderen werden nie gezeigt, aber nicht, weil sie schlecht sind, sondern weil sie einfach heute nicht im Repertoire sind.

Genauso gut kann man es von der Operngeschichte her sehen. Die Operngeschichte ist jetzt knapp 400 Jahre alt. Von diesen 400 Jahren Operngeschichte werden in den gängigen Häusern dieser Stadt gerade 100 bis 130 Jahre Opernliteratur gezeigt. Die andere Zeit kommt nicht vor in dieser Stadt. Begonnen mit 1607, Monteverdi, bis zu Mozart. Die gesamte Barockoper wird nicht gezeigt in dieser Stadt. Anders übrigens als in Amsterdam, in Berlin, in München, in Paris und in London. (GRin Mag Marie Ringler: Man kann sie woanders zeigen!) Man kann sie nicht woanders zeigen. (GRin Mag Marie Ringler: In der Kammeroper!) In der Kammeroper? Das ist natürlich arrogant, dass du sagst, okay, die Barockoper kommt in ein Haus mit 100 Plätzen, das vielleicht 700 000 EUR Subvention hat. (GRin Mag Marie Ringler: Die Kammeroper hat viel mehr Plätze!) 

Die Barockoper ist genau so viel wert wie die klassische Oper, und sie braucht genau den Raum, wofür Sie eben geschrieben wurde. Und dafür ist das Theater an der Wien der ideale Ort. Wir werden in dem neuen Opernhaus im Theater an der Wien aber nicht nur die 200 Jahre Barockoperngeschichte zeigen, sondern wir werden auch jene 50 bis 70 Jahre Operngeschichte der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts zeigen, die auch nicht in der Staatsoper und in der Volksoper gezeigt wird, nämlich die zeitgenössische Oper. 

Diese Kombination aus Barockoper, Mozartoper und zeitgenössischer Oper wird an einer sehr spannenden neuen Opernspielstätte in dieser Stadt gezeigt werden und eine neue Attraktion darstellen. Und wie erfolgreich das Konzept ist, hat Intendant Geyer mit dem KlangBogen in den letzten Jahren schon gezeigt, wo er 15 derartige Raritäten aufgeführt hat, und zwar mit überaus großem künstlerischen Erfolg und auch großem Erfolg beim Publikum. 

Es geht hier nicht darum, wie Marie Ringler gesagt hat, ein viertes Opernhaus zu schaffen. Wir wollen ein neues Opernhaus schaffen, das zumindest ex aequo mit der Staatsoper an erster Stelle ist. Natürlich haben wir als Ziel, dass wir die Ersten und die Besten sind. (GRin Mag Marie Ringler: Aber nicht um dieses Geld! Wie soll das gehen?) Wir machen das spannendere Opernhaus, denn im Theater an der Wien wird es jährlich 10°Pre-mieren geben, 10°Uraufführungen geben in dieser Stadt (GRin Mag Marie Ringler: Wie soll das gehen? Das ist doch absurd!), während in der Oper oft über 40 Jahre dieselben Aufführungen gezeigt werden. (GRin Mag Marie Ringler: Der Herr Geyer ist auch kein Zauberer!) 
Das ist Innovation für die Musikstadt Wien, das ist eine Weiterentwicklung, das ist eine neue Attraktion, und daher werden wir dieses Opernhaus im Theater an der Wien schaffen. Dieses neue Opernhaus ist ein Teil dieser Opernreform. Wir wollen aber gleichzeitig nicht den Musicalstandort schwächen. Es hat bisher zwei Häuser für Musical gegeben, und wir wollen auch diesen Musicalstandort Wien genauso wichtig nehmen wie die Oper. Und das soll auch so sein. Es gibt gleich viele Menschen in dieser Stadt, die Opern sehen wollen, wie solche, die Musical sehen wollen. Uns sind die Opernbesucher und die Musicalbesucher in dieser Stadt politisch gleich viel wert. Da gibt es keine Arroganz, sozusagen hier das hehre Opernprogramm und das hehre Opernpublikum und dort das minderwertige Musicalpublikum. 

Wir wollen auch nicht ein beliebiges Musical in dieser Stadt zeigen, sozusagen einen Gastspiel-Tingel-Betrieb, bei dem alles, was in Deutschland oder am Broadway abgespielt wurde, auch in Wien noch ein bisschen ausgepresst wird, sondern wir wollen den Weg gehen, den wir in den letzten Jahren gegangen sind. Wir wollen eigenständige, hochqualitative Musicals schaffen, die nicht so gezeigt werden, wie es beispielsweise in London oder in Deutschland der Fall ist, wo die Musik vom Band kommt, wo die Sänger oft letztklassig sind, wo die Häuser auch nicht so ausschauen wie in Wien. Wir haben großartige Häuser, in die man gerne hingeht. In Deutschland wird oft in Hallen neben Autobahnraststationen gespielt. Das ist ein Musicaltheater, wie wir es in dieser Stadt nicht haben wollen, und daher investieren wir auch in den Musicalstandort Wien. Wir haben das in der Vergangenheit gemacht, und wir werden das auch in der Zukunft machen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Nun zur Erklärung der Zahlen für den Andi. Es tut mir Leid, dass wir das in der Presseaussendung nicht erklärt haben für dich, aber ich werde es hier nachholen.

Wir spielen derzeit Musical in dieser Stadt, und zwar 12°Monate im Raimund Theater und 8°Monate im Theater an der Wien, macht 20 Monate Musicalbetrieb. Das bedeutet zirka, je nach Erfolg der Produktionen, zwischen 500 000 und 600 000 Musicalbesucher jedes Jahr. In Zukunft, ab 2007, werden wir im Raimund Theater 12°Monate spielen und im Ronacher 12°Monate spielen. Das macht, Andi Salcher, 24 Monate! Wenn zwei Häuser ein ganzes Jahr lang spielen – die spielen dann wirklich 350 Tage im Jahr –, dann kann man auf 700 000 Besucher im Musical kommen. Also das ist eine einfache Rechnung. Es tut mir Leid, dass wir das nicht so genau erklärt haben in der Öffentlichkeit, aber wir haben es jetzt nachgeholt. 

Wir investieren auch inhaltlich in das Musical, weil wir eigenständige Wiener Produktionen zeigen wollen, die deutschsprachig sind, die neue Stoffe sind, die Stoffe sind, die auch mit Wien etwas zu tun haben, die mit Orchester gespielt werden und die sich durch die künstlerische Gestaltung einfach wohltuend unterscheiden von dem, was sonst in der Welt am Musicalsektor gezeigt wird. Wie erfolgreich das ist, kann man ja sehen. "Elisabeth" ist über Monate und Jahre ausverkauft in dieser Stadt und geht in viele Länder dieser Welt als wichtiger Kulturbotschafter der Stadt Wien.

Wenn wir Musiktheater im Ronacher zeigen wollen, dann müssen wir das Ronacher auch entsprechend technisch ausstatten. Die Kultursprecher dieses Hauses waren ja eingeladen und wir haben uns gemeinsam das Ronacher angeschaut. Auch für mich war es das erste Mal, dass ich hinter die Bühne gekommen bin, und ich war auch sehr verwundert über den Zustand dieses Hauses, weil ich mir eigentlich vorher als reiner Besucher des Ronacher nicht vorstellen konnte, dass die Zulieferung für die Bühne über ein zirka drei mal drei Meter großes Loch, das mit einer Neigung von 45 Grad erreichbar ist, erfolgt. Man kann natürlich mit so einer Bühnensituation keine qualitativ hochstehenden Produktionen zeigen, und daher konnte auch vieles im Ronacher bisher nicht gezeigt werden, was in Zukunft gezeigt wird. Also wir müssen das Ronacher innen technisch so ausstatten, dass es auch zeitgemäßes Musiktheater zeigen kann. 

Ein Experte auf diesem Gebiet, der Herr Direktor Jörg Koßdorff von der Grazer Oper, hat das so ausgedrückt: „Der Zustand dieses Hauses ist eine Schande. So kann man ein Juwel in dieser Stadt nicht verrotten lassen“. (GR Dr Andreas Salcher: Wer hat vorher das Ronacher umgebaut?) Das hat der Koßdorff gesagt, nicht wir. 

Also es ist unbestritten: Jeder, der dieses Haus gesehen hat, weiß, dass investiert werden muss in die Bühne, in die Bühnentechnik, in den Orchestergraben, weil wir eben die Musik vom Orchester und nicht vom Band bekommen. Wir investieren in den Zuschauerraum, in das ganze Innenhaus vom Keller bis zum Dach und in einen Probenraum. Und das alles um 34 Millionen EUR, die von der Finanz anders finanziert werden. Aber das ist ja nicht die Entscheidung von Kulturpolitikern, da werden sicher die Finanzexperten dieser Stadt genau überlegt haben, dass dieser Weg der Kreditfinanzierung der günstigere ist. Wir wissen ja, wie sehr Finanzstadtrat Rieder immer auf die Mittel der Stadt und der Steuerzahler schaut, und er wird das auch in diesem Fall getan haben.

Der Vergleich macht uns sicher. Vor 10°Jahren wurde das Festspielhaus in Bregenz umgebaut. Heuer wurde bekannt, dass das Festspielhaus in den nächsten Jahren nochmals umgebaut wird. Jeder, der in den letz-ten Jahren dort war – ich war immer wieder dort –, konnte sich das nicht ganz vorstellen, aber es ist offensichtlich notwendig, in das Festspielhaus von Bregenz zu investieren. Nun, dieser zweite Umbau innerhalb von 10°Jahren kostet 40 Millionen EUR. Es hat im Gemeinderat in Bregenz und im Landtag in Vorarlberg keine Diskussion gegeben und auch keine Kritik der Oppositionspolitiker, dass man dort in ein Haus investiert (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Aber da gibt es nur ein Haus!), noch dazu wenn man weiß, dass dieses Haus nur in der Festspielzeit im Sommer wirklich ausschließlich für Kultur genutzt wird und das restliche Jahr für alles mögliche, also auch für ÖVP-Parteitage beispielsweise oder für Städtetage, wie wir auch erleben konnten. Das ist auch gut so, dass wir einen Städtetag im Festspielhaus machen. Nur, man muss feststellen: Wir investieren 34 Millionen EUR in das Ronacher, wo 12°Monate lang durchgängig Musical geboten wird, Bregenz investiert 40 Millionen – unter uns gesagt, auch 16 Millionen des Bundes – in den Umbau des Festspielhauses. Das nur zu den Relationen. Das Festspielhaus Bregenz ist nicht größer, technisch nicht aufwendiger als das Ronacher, es ist teurer, und der Umbau war genauso vor 10°Jahren, wie es beispielsweise in Wien der Fall war. Also wir investieren mit zusätzlichem Geld in ein zusätzliches Opernhaus in dieser Stadt und in ein zusätzliches technisch hochwertig ausgestattetes Musiktheater in dieser Stadt. 

Nun zur Kritik, die Vereinigung Bühnen Wien würden nicht geprüft. Das ist natürlich Propaganda. Der Rechnungshof hat das Ronacher und die Vereinigten Bühnen geprüft. Zuletzt im Jahr 2001. 7°Beamte des Rechnungshofes waren 7°Monate bei den Vereinigten Bühnen Wien und haben dort alle Rechnungen, alle Belege umgedreht, und sie haben gesagt, dass alles in Ordnung ist. Das Kontrollamt prüft die Vereinigten Bühnen Wien jährlich, und der letzte Bericht des Kontrollamtes der Stadt Wien muss direkt als Aufforderung, als Auftrag verstanden werden, in das Ronacher auch technisch zu investieren. Jedes Jahr wird natürlich der Rechnungsabschluss der Vereinigten Bühnen Wien vom Eigentümer geprüft – das ist eine begleitende Kontrolle von der Wiener Holding – und auch vom Aufsichtsrat, 

Und weil hier immer gesagt wird, das gehört alles der Partei: Das ist so was von lächerlich! Das gehört natürlich nicht einer Partei, also natürlich auch nicht der SPÖ. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates der Vereinigten Bühnen Wien, der Herr Gerhard Weis, würde sich sehr darüber wundern, wenn die ÖVP sagt, er gehört der SPÖ an. Also das heißt, es ist hier wirklich Propaganda der ÖVP. Die Bilanzen und die Budgets der Vereinigten Bühnen Wien werden vielfach geprüft und sind in Ordnung befunden worden, und die Bilanzen liegen natürlich nicht nur am Handelsgericht, sondern sie liegen natürlich auch in der MA 7. Die sind natürlich bekannt, nur werden sie nicht den Akten beigelegt, weil wir das unter anderem beim Volkstheater, bei der Josefstadt und bei allen anderen Bühnen in dieser Stadt auch nicht machen, dass die Bilanzen einem Akt beigelegt werden.

Diese Reform des Musiktheaters und auch der Umbau des Ronacher kommen vor allem den Künstlerinnen und Künstlern dieser Stadt zugute, es kommt den Wiener Symphonikern zugute, es kommt dem Radiosymphonieorchester zugute, es kommt dem Klangforum zugute, es kommt dem aus 80 Personen bestehenden Orchester der Vereinigten Bühnen in Wien zugute. Hier werden vielfältig Musikerinnen und Musiker in Toporchestern gefördert, die es in dieser Stadt als Musiker nicht geben würde, wenn wir nicht Voraussetzungen schaffen würden, dass diese Orchester, die Musiker in diesen Orchestern das ganze Jahr über entsprechende Auftrittsmöglichkeiten hätten. Viele dieser Musiker der Vereinigten Bühnen Wien beispielsweise spielen ja nicht nur im Orchester der Vereinigten Bühnen Wien, sondern auch in vielen anderen Ensembles, beispielsweise im Vienna Art Orchester. 

Wir investieren daher zusätzlich in das Kulturbudget und können als Kulturpolitiker und als Kulturausschuss sehr dankbar dafür sein, dass insbesondere der Bürgermeister und auch der Finanzstadtrat diese zusätzlichen Gelder zur Verfügung stellen. Wir werden daher diesem Antrag zustimmen. Die Anträge der Opposition haben nur ein Ziel: Diese Weiterentwicklung zu verhindern. Daher werden wir sie ablehnen. Damit es eben nicht so bleibt, wie es ist, werden wir dem heutigen Antrag hier die Zustimmung geben. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Mag STEFAN. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! 

Nach diesem Rundumschlag darf ich wieder zurückkommen auf das eigentliche Thema. Wir haben gehört, dass es ganz wichtig ist, dass die Musicalstadt Wien gefördert wird und dass das offenbar ein ganz wesentliches Thema ist. Es ist Ihnen ein jeder Besucher gleich viel wert. Das höre ich gerne. Wir haben das oft eingefordert, dass der Besucher und dass die Interessierten an der Kultur auch berücksichtigt werden und dass jene, die die Subventionen vergeben, das nicht nur nach irgendwelchen anderen Kriterien machen. Das ist ja ganz interessant.

Vielleicht rührt Ihr Erstaunen darüber, dass die Opposition hier so geschlossen dagegen ist, auch daher, dass die Opposition in diesem Fall verantwortungsvoller agiert als die Rathausmehrheit. Wenn Sie sich hier herstellen und sagen, wir haben investiert, wir, wir, wir, und dann damit herausrücken, dass mit "wir" auch die SPÖ gemeint ist, dann irritiert mich das schon sehr. (GR Ernst Woller: Die Stadt Wien!) Nein, Sie haben das sehr wohl auch wieder ganz klar gemacht: Wir werden daher diesem Antrag zustimmen. Ihr "wir" ist sehr verdächtig, und für mich war das eindeutig, dass Sie, wenn Sie sagen, wir haben hier investiert, damit sagen wollen: Wir, die SPÖ. Und das mit den Steuergeldern aller Wiener! So soll es nicht sein. (Beifall bei der FPÖ. – GRin Marianne Klicka: Sie kennen aber schon die Mehrheitsverhältnisse!)
Ja, die Mehrheiten schaffen an, das ist schon richtig, das habe ich verstanden, so weit habe ich Demokratie gelernt. Aber wenn es unverantwortlich ist und wenn es sachlich nicht gerechtfertigt ist, muss man sich dagegen auflehnen. 

Es ist auch so, dass das Kontrollamt das Ronacher jetzt gerade ganz aktuell geprüft hat und dabei schon einige Feststellungen gemacht hat. Klarerweise geht das immer in die Vergangenheit, wie halt Prüfungen so sind. Nur ein paar Hinweise, denn es ist eigentlich von den Zahlen her im Ronacher alles negativ gelaufen. 

Wien-Ticket hat von 0,14 Millionen EUR Verlust im Jahr 2000 auf 0,51 Millionen EUR aufgestockt - als Minus, obwohl die Kartenprovisionen gestiegen sind und obwohl der Marktanteil gestiegen ist.

Es gibt auch einen erheblichen verlorenen Aufwand dadurch, dass das Ronacher gerade erst umge-
baut wurde. Ich meine damit nicht nur den Umbau vor 10°Jahren, sondern gerade in letzter Zeit haben noch 
einige Umbauarbeiten stattgefunden. So wurden etwa 150 000 EUR für eine Klimaanlage, die erst letztes Jahr fertig geworden ist, aufgewendet und Ähnliches. Das sind schon auch massive Kosten, die hier noch zusätzlich dazukommen und die auch von einer nicht besonders glücklichen Planung sprechen.

Oder: Es war immer klar, dass das Ronacher und die Betreibergesellschaft des Ronacher nur Mietverträge abschließen dürfen, die nicht länger als ein Jahr dauern, damit sie nicht unters Mietrechtsgesetz fallen. Stattdessen wurden regelmäßig unbefristete Mietverträge oder länger befristete Mietverträge abgeschlossen. Das hätte jetzt für den Umbau massive Probleme geben können. Durch Glück ist es nicht dazu gekommen, weil diese Mietverträge gekündigt werden konnten. Aber es war wirklich reines Glück. Jeder, der sich halbwegs damit auskennt, weiß, dass man normalerweise so einen Mieter nicht herausbekommt. – Gut. Soweit dazu.

Aber jetzt zum Kern, und das ist ja das Wesentliche: Die Musicalstadt Wien und die Eigenproduktionen. Welche Eigenproduktion hat es im Ronacher gegeben? "Falco", das Musical von Paulus Manker. Ein vollkommener Flop. Eine Auslastung von 67 Prozent. Wenn man dann noch den Kartenverkauf hernimmt, eine Auslastung von 46 Prozent und ein Minus von 1,7 Millionen EUR innerhalb eines Jahres. Und das ist es, was uns vorschwebt, wenn wir hier hören, dass wir jetzt einen unglaublich riesigen Umbau machen müssen. Es spricht ja niemand darüber, dass man das Ronacher nicht auch adaptieren soll, aber es geht um einen Umbau, der darauf abzielt und der seine Hauptargumente auch daraus bezieht, dass man hier Eigenproduktionen machen kann, dass hier mit großem Aufwand geprobt werden kann und so weiter. Wenn man das im Lichte dessen sieht, was im Ronacher bis jetzt unter diesem Thema gelaufen ist, dann muss man da schon sehr skeptisch werden. 

Also es ist festzuhalten, dass diese Investition jetzt nicht so gesehen werden kann, wie das so gerne immer gesagt wird: Man muss glücklich sein, wenn in Kultur investiert wird. Ja, schön und gut. Wenn in Kultur investiert wird und es sinnvoll ist, sind wir glücklich, wenn hier aber Geld verschwendet wird – da ist es letztlich egal, wofür, ob das jetzt im Gesundheitsbereich ist oder sonst wo –, dann sind wir auch in der Kultur dagegen, dass Geld beim Fenster hinausgeschmissen wird. Da ist sich die Opposition einig. Sie sollten sich das, wie schon gesagt wurde, genau merken, und Sie sollten vielleicht auch einmal darüber nachdenken, ob nicht auch in den anderen Parteien verantwortungsvolle Politiker sitzen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist amtsf StR Dr Mailath-Pokorny. Ich erteile es ihm.

Amts StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Meine Damen und Herren! 

Wien ist offensichtlich tatsächlich anders. Wien ist die einzige Stadt, die ich kenne, in die laufend viel in Kultur investiert wird – und die Opposition ist dagegen. Vielleicht ist das mit ein Grund, warum es der Opposition insgesamt schlecht geht, denn offensichtlich werden da zwar richtige Themen falsch besetzt und auch falsch argumentiert, nämlich auch mit einem hohen Ausmaß an Unverständnis und auch an Kleinmut. 

Wir haben uns – ich möchte jetzt nicht auf Detailfragen und Planungen und so weiter eingehen – von Haus aus darauf verstanden, dass eine unserer Stärken für Wien auch als Standort, in der Standortkonkurrenz gedacht, die Kultur und da insbesondere auch die Musik ist. Das macht Sinn, neben vielem anderen. Es ist nicht nur so, Frau Kollegin Ringler, dass in Wien vermeintlich nur in die Hochkultur investiert wird, sondern es werden sehr viele Beträge natürlich auch in alle anderen Bereiche investiert, aber auch – das gehört zur Vielfalt der Kultur – natürlich in die Bereiche, die auch von vielen Menschen nachgefragt werden. 

Wir haben uns daher entschlossen, in diese Stärken zu investieren, und wir haben auch die entsprechenden Häuser, im Unterschied zu einigen anderen Städten, nicht nur in Österreich, sondern in ganz Europa. Wir haben Häuser, für die wir letztendlich auch verantwortlich sind und die wir auch so pflegen wollen und müssen, dass wir sie entsprechend verwenden können. Also soll in diese Stärke, auch der Musik, investiert werden, und das geschieht auch. 

Seit Jahrzehnten zum ersten Mal geschieht etwas, worüber lange, lange gesprochen wurde und wird, worüber Studien angelegt wurden, verworfen wurden, noch einmal nachgedacht wurde, heftig Forderungen aufgestellt werden. Und zum ersten Mal überlegen wir uns tatsächlich: Wie sollen wir denn diese Häuser der Stadt Wien positionieren? Da geht es nicht um Geschmacksfragen oder darum, dass man sagt, das ist schlecht, dass man da jetzt in Hochkultur investiert oder in sonst etwas, sondern die Häuser haben wir. Ich stehe auch dazu, dass man in diese Art von Kultur selbstverständlich investiert, und zwar sowohl strukturell, programmmäßig als auch in die Investitionen. Wir wollen damit auch etwas machen.

Das Theater an der Wien ist einer der Kernpunkte dieser Reform. Das ist nicht einfach, wie so leicht dahingesagt wird, ein zusätzliches viertes Wiener Opernhaus, das wir nicht brauchen, weil es Sie persönlich nicht interessiert, Frau Kollegin Ringler, sondern das Theater an der Wien wird ein Opernhaus, in dem neue Produktionsformen gemacht werden, in dem zum ersten Mal auch das ausprobiert wird, was in den erfolgreichen klassischen Häusern dieser Welt praktiziert wird, nämlich ein Stagione-Betrieb, in dem eine jüngere Generation von lebenden Künstlern, von zeitgenössischen Künstlern gespielt wird und in dem wir auch erstmals dem eigenen Hausorchester, nämlich den Wiener Symphonikern, eine Auftrittsmöglichkeit geben. All das sind Ideen und Forderungen, die es seit Jahrzehnten gibt, die aber nie jemand angegriffen hat. 

Aber nicht nur die Symphoniker, sonder auch das RSO und der KlangBogen sollen Auftrittsmöglichkeiten erhalten. Dieses Haus wird mit Sicherheit sehr Interessantes bieten, und ich freue mich, wenn Sie dann in der ersten Reihe unten sitzen bei der Eröffnung – genauso wie im Ronacher. Ich gebe heute hier das Versprechen ab, das Sie sich dann alle um die Tickets raufen werden und dass bei mir im Büro Anrufe hereinkommen werden, dass Sie selbstverständlich dort sein werden. Und ich verspreche Ihnen heute: Ich werde das ermöglichen, dass Sie dann dort auch dabei sind, und ich freue mich auch schon sehr darauf; sowohl im Theater an der Wien als auch im Ronacher und im Raimund Theater. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Dieses Haus wird auch mit neuen Künstlern bespielt werden und wird insoweit nicht eine Ergänzung in der Wiener Theaterlandschaft, sondern etwas ganz Neues werden, etwas werden, was sozusagen in Europa und auch weit über Europa hinaus Beachtung finden wird. 

Wenn wir das wollen, dann brauchen wir auch zwei Bühnen, in denen modernes Musikunterhaltungstheater geboten wird, und deshalb bietet sich selbstverständlich das Ronacher an als ein Haus, in dem das ja teilweise stattgefunden hat, aber in dem einfach die notwendige technische Ausstattung fehlt. Das ist im Übrigen auch der einzige Kritikpunkt dieses jetzt in den letzten Tagen zitierten Kontrollamtsberichtes. Da geht es nicht um irgendein Minus oder dass da drinnen steht, das Musical ist schlecht, sondern dieses eine Musical "Falco" hat offensichtlich nicht die Produktionsrahmenbedingungen vorfinden können, die wir ihm jetzt schaffen wollen. Und das war genau der Kritikpunkt. Die haben dort so nicht spielen können, weil sie einfach die technischen Voraussetzungen nicht hatten, weil auch der Publikumsraum nicht vorhanden war, weil die Bühne nicht vorhanden war. Deshalb ist es notwendig – das nehme ich geradezu als Auftrag dieses Kontrollamtsberichtes mit –, das zu verändern.

Das Ronacher ist ein denkmalgeschütztes Haus. Ich erinnere die Kolleginnen und Kollegen, insbesondere den Kollegen Tschirf, daran, dass er immer lautstark fordert, man möge doch die Sophiensäle wiedererrichten. (GR Dr Matthias Tschirf: Ja!) Wunderbare Idee! Nur, offen gestanden, mir ist wichtiger, dass wir die denkmalgeschützten Häuser, über die wir verfügen, die noch nicht ausreichend adaptiert worden sind, jetzt, wo wir sie haben, wo im Zentrum der Stadt so ein Haus vorhanden ist, entsprechend adaptieren und auch sinnvoll nützen. (GR Dr Matthias Tschirf: Also Sie wollen, dass die Sophiensäle nicht mehr aufgebaut werden!), und nicht dann nachher, wenn etwas kaputtgegangen ist, jammern: Jessasmaria, bauen wir es wieder auf!. (GR Dr Matthias Tschirf: Gefällt Ihnen das, wie die Sophiensäle ausschauen, Herr Stadtrat? Gefällt Ihnen das?) Machen wir mit den Häusern im Zentrum der Stadt etwas Vernünftiges. Und das wird geschehen. 

Die ÖVP sagt in einer Aussendung des Herrn Kollegen Salcher: Lasst doch das Ronacher so wie es ist! (GR Dr Matthias Tschirf: Gefallen Ihnen die Sophiensäle?) Gut, das heißt, lassen wir schlechte Sichtverhältnisse, verursachen wir weiter hohe Kosten dadurch, dass wir sozusagen laufend etwas auf die Bühne transportieren und wieder ausbauen müssen. 

Ronacher so lassen, wie es ist! – Das heißt ein viel zu kleiner Orchestergraben für momentan maximal 14 Musiker. 

Ronacher so lassen, wie es ist!, sagt Salcher. – Das heißt schlechte bis gar keine Belüftung. 

Ronacher so lassen, wie es ist! – Das heißt zu wenig WC-Anlagen und im Erdgeschoß gar keine. 

Ronacher so lassen, wie es ist, Kollege Salcher, heißt, keine behindertengerechten Anlagen dort drinnen zu haben.

Ronacher so lassen, wie es ist! – Das heißt, keine Unterbühne, keine Seitenbühne, keinen ausreichenden Schnürlboden zu haben. 

Ronacher so lassen, wie es ist, Kollege Salcher, das heißt – Sie haben das selbst gesehen, und ich glaube, Sie wollten gar nicht hingehen, denn ich weiß, das Schlimmste ist, wenn man sich in seinen Vorurteilen korrigieren lassen müsste; jetzt fahren Sie einmal diese Linie, und dabei soll es auch bleiben –, den Zugang, der 2,4 mal 3 Meter misst und eine 40‑prozentige Steigung hat, als einzigen Zugang für Schauspieler, für Bühnendekoration, für alles, was man im Ronacher machen will, so zu belassen. 

Ronacher so lassen, wie es ist! – Das heißt im Grunde, es als eine Leihbühne zu belassen, das heißt, ein Theater im Zentrum der Stadt, im Herzen der Stadt, um das uns andere beneiden – im Übrigen wurde in Budapest ein ähnliches Haus um einen vielfachen Betrag saniert –, ungenützt zu lassen. 

Der Kollege Woller hat vorher richtigerweise darauf hingewiesen, dass in anderen Landeshauptstädten in den letzten Monaten und Jahren viel Geld auch in Kulturbauten investiert wurde. Klagenfurt hat vor wenigen Jahren sein Landestheater um 20 Millionen EUR ausgebaut. Mir ist nicht bekannt, dass es dort irgendeine andere Stimme gegeben hätte, außer dass die gesagt haben: Ja, toll, dass eine so kleine Stadt wie Klagenfurt sein Landestheater ausbaut. 

Salzburg baut um 30 Millionen EUR sein Festspielhaus um (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das ist ein Theater!), denn die wollen nämlich gerne ein Mozarthaus haben, etwas, was wir schon längst haben. Salzburg baut um 30 Millionen EUR um, und da ist nie eine Stimme laut geworden über die Höhe des Betrages, die haben über die Ausschreibung gestritten, ob das ein Holzbauer machen soll oder sonst jemand, aber es ist weder über die Frage der Finanzierung noch über die Frage des Ausbaues irgendwie debattiert worden. 

Bregenz – Ernst Woller hat richtigerweise darauf hingewiesen – baut jetzt in einer zweiten Etappe um 40 Millionen EUR um. Der Bund investiert dort selbstverständlich 16 Millionen EUR hinein. Mir ist nicht bekannt, Kollege Salcher, dass Sie Ihren Parteifreund, den Herrn Morak oder den Herrn Schüssel oder sonst jemanden, dafür kritisiert hätten oder hinterfragt hätten, ob es denn dafür ein Konzept gäbe, oder hinterfragt hätten, ob das, was da jetzt vorgelegt wird, auch nur irgendwie einen Sinn macht, oder hinterfragt hätten, ob es dafür Bespielungspläne gibt. 16 Millionen EUR Steuergeld von Seiten des Bundes! Wunderbar! Ich bin sehr dafür, dass das in Bregenz ausgebaut wird. Es macht Sinn. Sie haben die einzig vernünftige Reaktion, dass Sie sagen, das ist ein Investment in die Zukunft, das ist ein Investment für die Stadt, das ist eine Investition für die gesamte Gesellschaft dort. Es wird investiert.

Linz baut um 75 Millionen EUR um. Ich habe nicht gehört, dass diskutiert wird über die Höhe der Summe. Es wird über den Standort diskutiert, aber selbstverständlich investieren die Gelder in die Kultur.

Und ich meine, dass es auch Wien gut ansteht, wenn wir das tun, und es macht natürlich auch Sinn. 

Wien hat im Übrigen auch schon bisher investiert, und es ist mir nicht bekannt, dass man da sehr heftig die Spielpläne und die Zukunft für den Musikverein hinterfragt hätte, wo die Stadt immerhin 75 Millionen ATS investiert hat. Mir ist nicht bekannt, dass Sie hinterfragt hätten, ob es denn Sinn macht, dass man das Konzerthaus wieder herrichtet, wo die Stadt 190 Millionen ATS investiert hat. Mir ist auch nicht bekannt, dass Sie – zu Recht, denn es macht ja Sinn, das liegt ja auf der Hand – die Urania, die Stadtbücherei, die Bibliothek, das Archiv hinterfragt hätten. Das macht ja alles Sinn, und jeder bewundert uns dafür, aber auf einmal, weil offensichtlich das Musical nicht ganz in die Geschmacksrichtung der Damen und Herren passt, wird das heftig hinterfragt. 

Meine Damen und Herren! Die Umbauten betreffen übrigens Standards, weil da immer so gesagt wird, es wird luxuriös umgebaut. Die Umbauten betreffen Standards, was den Theaterbetrieb anbelangt, und selbstverständlich wird da nichts für Luxuriöses oder Unnötiges ausgegeben, sondern es geht einfach um Notwendiges. Stellen Sie sich das so vor wie einen Vergleich zwischen einem Caterer und einem Restaurant. Selbstverständlich kann ein Caterer an einem bestimmten Ort für einmal, zweimal oder auch fünfmal ein hervorragendes Dinner, ein Event organisieren. Sie werden dann sagen: Wunderbar, der macht das in dem Saal eh ausgezeichnet. Es wird nur nie jemand Vernünftiger auf die Idee kommen zu sagen, lassen wir den Betrieb so, machen wir das in den nächsten Jahren einfach mit einem Cateringbetrieb. Denn irgendwann einmal, und zwar nach dem fünften Mal, wird der Cateringbetrieb zu teuer, zu kostspielig und ist in der Form auch nicht mehr durchführbar. Aus diesem Grund ist es auch sinnvoll, das Ronacher umzubauen. Natürlich kann man einmal oder zweimal im Ronacher weiter so spielen, wie man bisher gespielt hat, wir können das auch längere Zeit tun, nur es ist als Haus dann schlecht genützt, und es ist, wenn die Nachfrage da ist – und sie ist da –, eine vergebene Chance. 

Wien investiert in seine Bühnen, Wien hat ein neues, großes, umfassendes Konzept, das wir selbstverständlich auch in weiterer Folge, was die Inhalte anbelangt, vorstellen werden. Ich habe mich nur auch in diesem Fall daran gehalten – was, ehrlich gesagt, die einzig vernünftige Vorgangsweise ist –, grundsätzlich einmal darüber zu befinden, dass man sagt, jawohl, es macht grundsätzlich Sinn, diese Aufteilung der Wiener Bühnen zu treffen und danach zu schauen, dass man die Finanzierung für ein solches Konzept, und zwar eine Rahmenfinanzierung, sicherstellt. Denn es ist ja nicht gesagt, dass diese 46,8 Millionen EUR dann tatsächlich inklusive der Finanzierung herauskommen, sondern wir beschließen heute einen Rahmenbetrag. Also es macht Sinn, als zweiten Schritt nach der grundsätzlichen Entscheidung die Finanzierung sicherzustellen und dann auch das Programm in all seinen Einzelheiten nach und nach vorzustellen. Das wird auch geschehen, und Sie werden sehen, es wird, sowohl im Theater an der Wien als auch im Ronacher, ein ganz tolles Programm werden. 

Meine Damen und Herren! Abschließend nur ein Satz, und zwar eine grundsätzliche kulturpolitische Überlegung und Bemerkung, denn über die Details haben wir ja schon ausführlich diskutiert.

Gestern hat im Kunsthistorischen Museum der Republik Österreich eine Veranstaltung stattgefunden. Sie wissen, das Kunsthistorische Museum ist jenes Haus, das vor dem letzten bundesweiten Wahlkampf ein Gerüst mit einem riesengroßen Plakat des Herrn Bundeskanzlers aufgestellt hat. Übrigens ist dann unter dem Konterfei dieses Herrn Bundeskanzlers derjenige, der die Saliera gefladert hat, hineingeklettert. Also in jenem Haus gab es gestern eine Veranstaltung, die zu Ehren und aus Anlass der Seligsprechung des letzten österreichischen Kaisers stattgefunden hat. Und in jenem Haus hat gestern der Generaldirektor, der immerhin von der Republik ernannt wurde und auch von der Republik bezahlt wird, den dort anwesenden Otto Habsburg begrüßt und hat gesagt, er freut sich, dass in dem kaiserlichen Schatzhaus seine kaiserliche Majestät zu Gast ist, und er hat ihn auch extra so begrüßt. 

Meine Damen und Herren! Das ist jetzt vielleicht eine kleine miesliche Anekdote, es zeigt aber schon ein bisschen das Kulturverständnis, von dem hier ausgegangen wird. Und ich sage Ihnen eines: In Zeiten, in denen in einem Haus der Republik Österreich jemand mit "Eure kaiserliche Majestät" herzlich willkommen geheißen wird (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist ja unglaublich!) von jemandem, der sich im Übrigen nie davon distanziert hat, dass er für die ÖVP Wahlwerbung gemacht hat, in Zeiten, in denen – bei allem Respekt vor dem medialen Brimborium, das damit einhergeht – der ÖVP-Kultur-

stadtsprecher in Wien ein Seminar veranstaltet, wo über den Sinn des Lebens nachgedacht wird und sozusagen als Essentiales jetzt der Jakobsweg neu entdeckt wird (StR Johann Herzog: Das ist ein Jammer, dass Sie das nicht verstehen!), sage ich, ich bin froh und ich stehe dazu, in ein Haus zu investieren, das ein republikanisches Haus ist, das ein säkulares Haus ist, das einer weltlichen Unterhaltung dient und mit dem wir Menschen ein zusätzliches Angebot in dieser Stadt geben, wo es nicht um kaiserliche Hoheiten, wo es nicht um den Sinn des Lebens, sondern um ganz einfache Bedürfnisse der Leute geht. – Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Stadtrat.

Dr Salcher hat sich ein zweites Mal zu Wort gemeldet. Er hätte noch 30 Minuten. (GR Harry Kopietz: Wie viel? 30 Sekunden?)

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich kann es ein bisschen kürzer machen. 

Also erstens, Herr Stadtrat: Ich bin noch nie in der ersten Reihe im Ronacher gesessen. Ich gebe aber zu, ich habe zu jenen gehört, die bei "Barbarella" ziemlich weit oben am Juche ausgehalten haben, was nicht alle getan haben. 

Zu der Sache mit dem Ronacher: Da gebe ich Ihnen völlig Recht, das Ronacher ist total verbaut, und Sie haben das in allen Details geschildert mit dem drei mal drei Meter großen Loch und so weiter. Nur eine einzige Frage haben Sie nicht beantwortet. Wer ist denn verantwortlich dafür, dass das Ronacher damals nur von außen eine schöne Behübschung gekriegt hat, gegen den Rat aller Experten, und nicht das innovative Zukunftsmodell von Coop Himmelb(l)au genommen wurde, sondern eine Hülle, von der alle gesagt haben, das ist vollkommen unbrauchbar für einen Theaterbetrieb? Wer war denn das? Einmal dürfen Sie raten. Das war der Helmut Zilk. Und daher haben wir jetzt, viele Jahre danach, genau die Situation, dass Sie mit sozialdemokratischer Mehrheit gegen den Rat aller Experten eine Fehlentscheidung getroffen haben und jetzt pudeln Sie sich da draußen ungemein auf und schimpfen über das Ronacher, warum das nicht brauchbar ist. Das ist die Fehlentscheidung von Ihnen gewesen und von sonst gar niemanden! (Beifall bei der ÖVP.) 

Das Zweite: Dem Ernst Woller kann ich eigentlich zu seinem Erfolgsbericht, den er hier gemacht hat, was die Stadt Wien alles Tolles im Kulturbereich gemacht hat, zu 100 Prozent zustimmen, er hat allerdings auch eine kleine Auslassung gemacht. 90 Prozent dessen, was du hier gesagt hast, ist in der Ära Peter Marboe passiert. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) Und da kann ich nur sagen, der Vergleich macht sicher. Ära Zilk: Eine völlige Fehlentscheidung, über die ihr euch heute selber aufregt. Ära Peter Marboe: Der Kultursprecher der Sozialistischen Partei geht heraus und suhlt sich hier in den Erfolgen des Peter Marboe. (Widerspruch bei der SPÖ.) 


Recht herzliche Gratulation! (Beifall bei der ÖVP.) 

Was wird von StR Dr Mailath-Pokorny übrigbleiben? Sie sind bisher zweimal öffentlich ein bisschen aufgefallen. Das erste Mal war mit dem Rabenhof, wo Sie oder Ernst Woller uns gesagt haben, das sei das Paradebeispiel sozialdemokratische Kulturpolitik. Und wie es ausgegangen ist, das wissen wir. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr gut!) 
Das zweite Paradebeispiel – das Problem ist nur, das ist ein bisschen größer, ein bisschen höher und das wird ein bisschen teurer werden, das wissen wir alle miteinander – ist das Ronacher. Das wird halt ihr Denkmal werden, an dem wird man Sie messen. Viel Spaß dabei! (Heiterkeit bei der SPÖ.)

Weil Sie es hier für notwendig gefunden haben, meine Aktivitäten, die ich als Privatperson und auf privates Risiko im Stift Melk gemacht habe, anzusprechen, seien mir zwei Sätze gestattet.

Es haben mich einige, nachdem sie ja wissen, dass ich eine politische Funktion habe, gefragt, warum ich das eigentlich nicht in meiner Funktion als Politiker mache. Da habe ich darauf gesagt, das Problem ist, dass politische Parteien – und damit meine ich durchaus alle und die Politik insgesamt – von meiner Einschätzung her leider Gottes die Letzten in der Gesellschaft sein werden, die sich diesem Thema stellen. Das werden erst die Unternehmen tun, das werden Privatpersonen tun. Ich gebe zu, das ist ein Tabuthema, ein Tabuthema, bei dem viele Menschen ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das glauben Sie!) Ja, ich glaube, dass es ein Tabuthema ist, dass viele Menschen heute in einer Orientierungslosigkeit sind, wo es etwa Studenten gibt, die mehrere Studien abschließen, ohne zu wissen, was sie nachher machen werden, wo Sekretärinnen beginnen, Propädeutikumsausbildungen zu machen, Zusatzausbildungen zu machen, weil sie mehr aus ihrem Leben machen wollen. 

Ich halte es daher für legitim, dass man einige gescheite Leute zusammenbringt, die selber über ihren Weg, über ihre Zweifel und über ihre Unsicherheiten reden. Ich traue mich das hier auch zu tun. Ich glaube, dass wir auch zugeben sollten, dass es in der Politik nicht immer nur die einzig richtige Antwort gibt. Sie lernen das auf Ihren Seminaren, wir lernen das auf unseren Seminaren, und ich habe sogar selber manchmal erzählt: In der Politik brauchst du eine klare Botschaft, die muss kommuniziert werden, und das müssen alle weitertragen. 

Wir gehen leider auf eine Welt zu, wo diese einfachen Antworten nicht immer passen, wenn wir ganz ehrlich sind, weil die Welt ein bisschen komplexer geworden ist. Das gibt es in allen Parteien. Also ich meine, ein Bundeskanzler, der am Schluss auf jede Frage drei Worte gesagt hat, Jobs, Jobs, Jobs, hat auch ein entsprechendes Ergebnis erzielt, und das gibt mir auch ein bisschen Hoffnung. (Amtsf StR Dr Mailath-Pokorny: Wenigstens hat er sich darum bemüht! – GR Heinz Hufnagl: Während Sie die Dinge nur treiben lassen!) 
Der Herr Stadtrat hat gesagt, so Dinge wie über den Sinn des Lebens zu reden, das ist ja vollkommen sinnlos und hat in der Politik nichts verloren. Ich möchte Ihnen an einem Beispiel, das uns, glaube ich, alle betrifft, sagen, dass das vielleicht doch ein anderer interessanter Ansatz sein könnte. Ich glaube, alle in diesem Haus waren entsetzt über die geringe Wahlbeteiligung bei der Europawahl, und das, was medial und in der Öffentlichkeit hängen geblieben ist, war Folgendes: Es ist darüber diskutiert worden, wie Spesenregelungen gehandhabt werden, es ist über die Knopflochkamera diskutiert worden und darüber, wer wie abrechnet. Das ist die Diskussion, die zumindest in unserem Land über die Europawahl gelaufen ist. 

Ein sehr gescheiter Mann, der Hugo Portisch, hat gesagt, was bei dieser Wahl schief gelaufen ist. Es ist nicht klar geworden oder klar gemacht worden, was eigentlich der Sinn des Projekts Europa ist. Es hat innerhalb von 50 Jahren drei Kriege zwischen Deutschland und Frankreich mit Millionen toter Menschen gegeben, und die Grundidee des Projekts Europa war, das zu verhindern. Aus meiner Sicht und nach meiner Interpretation ist das eine Sinnfrage von Politik. Genauso hat es einen blutigen Bürgerkrieg in Bosnien und im ehemaligen Jugoslawien gegeben. Und das ist nicht nur eine rein politische Frage, sondern wenn man den Menschen klarmachen kann, dass in einem geeinten Europa so etwas nicht möglich sein kann, dann hängt das für mich mit der grundsätzlichen Sinnfrage des Menschen zusammen. 

Und ein Letztes sei mir gestattet: Wir reden hier über viele Dinge – etwa über das Ronacher, wozu man unterschiedlicher Meinung sein kann –, aber ich glaube zum Beispiel auch und ich zerbreche mir da schon manchmal den Kopf darüber, dass alle Experten, die sich mit dem Thema Afrika ein bisschen auskennen – ich gehöre nicht dazu, das sage ich gleich –, sagen, in Afrika stirbt jetzt ein Kontinent. Der stirbt einfach, und wir wissen das auch alle. Und das hat nichts mit einer Entwicklungshilfediskussion zu tun, ein bisschen mehr oder ein bisschen weniger, die Frage, die ich mir stelle, ist: Ist es eigentlich von der geistigen Entwicklung der Menschheit her akzeptabel, dass wir das letztlich alle so hinnehmen? 

Das sind so Fragestellungen, die wir dort in Melk diskutiert haben. Das halte ich für legitim. Wir haben dort mehr Fragen aufgestellt als Antworten gefunden. Dazu bekenne ich mich. Ich habe das in einem Bundesland getan, wo man diese Idee – und zwar mir als Privatperson gegenüber – sehr positiv aufgenommen hat. 

Und wenn wir den Jakobsweg ansprechen: 90 Pro-ent derer, die den Jakobsweg in der letzten Form zwi-chen León und Santiago de Compostela gehen, tun das nicht aus einer religiösen Motivation heraus, sondern sie tun das teilweise laufend, sie tun das mit dem Fahrrad. Das tun viele Menschen, um sich ein bisschen Zeit zu nehmen in dieser hektischen Welt und ein bisschen über ihr Leben nachzudenken.

Deswegen haben wir uns auch den Paulo Coelho als Aushängeschild genommen, weil es wenige auf der ganzen Welt gibt, die dieser Sehnsucht von Menschen, mehr aus ihrem eigenen Leben zu machen, nachkommen. 

Ich halte es für legitim, dass sich Politiker auf dieser Ebene einmal auseinander setzen, zweitens der Gemeinderat hier normalerweise nicht das Forum ist. Aber nachdem es der Herr StR Mailath-Pokorny von sich aus angesprochen hat, wollte ich das sagen. Ich halte das für wichtig, und ich würde mich freuen, wenn wir einmal über dieses Thema vielleicht sogar einen eigenen Gemeinderat ansetzen können, weil wenn heute in Österreich darüber diskutiert wird, ob es nicht genug Abgeordnete gibt im Parlament zum Beispiel, so wird auch einmal darüber diskutiert werden, ob es in diesem Haus nicht genug Abgeordnete gibt. Ich glaube, wir sind uns alle einig, dass wir alle sehr, sehr viel zu tun haben und dass jeder von uns versucht, sein Bestes zu geben. Aber wenn der Sinn dieses Hauses in Frage gestellt wird, weil wir allesamt nichts mehr verkörpern können, dann haben wir alle miteinander ein Problem. Ich halte es für legitim, dass wir uns einmal Zeit dafür nehmen, ein bisschen darüber nachzudenken. (Beifall bei der ÖVP und der GRin Mag Heidemarie Unterreiner.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Die zweite Wortmeldung von Herrn GR Woller. 20 Minuten.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Nur einige Sätze, weil das halt einfach nicht stimmt, was der Andi Salcher sagt. Er würde es gerne so darstellen, dass das alles in der Ära Marboe passiert ist. Nun, im Rahmen einer kontinuierlichen Kulturentwicklung dieser Stadt hat sich nicht verhindern lassen, dass ein paar Projekte, die Jahre vorher finanziert, gebaut, entschieden worden sind, dann in der Ära Marboe eröffnet wurden, wie zum Beispiel das Arnold-Schönberg-Center oder auch der Konzerthausumbau. Aber die wesentlichen Entscheidungen waren alle vorher, und die Ära, die du angesprochen hast, hat sich primär dadurch ausgezeichnet, dass er gekonnt moderiert hat, aber keine Entscheidungen zu Ende gebracht hat. Und es waren dann tatsächlich eine ganze Reihe von Projekten, über die der StR Marboe schön gesprochen hat, aber für die keine Finanzierung vorgelegen ist. Ich nenne nur das Kindertheater-Haus, das wir nächsten Freitag eröffnen. Darüber hat er immer in wunderschönen Worten gesprochen, aber es war, wie Andreas Mailath-Pokorny Stadtrat geworden ist, kein einziger Cent und kein einziger Euro dafür vorgesehen. All das haben wir aus dem Kulturbudget gezahlt, genauso wie wir die Finanzierung des Kindermuseums oder des Klangforums jetzt gezahlt haben. Also es stimmt einfach nicht. Marboe hatte das Glück, dass ein paar Projekte gerade fertig geworden sind, wie er Stadtrat geworden ist. Das zu dieser Aussage.

Und das Zweite noch, weil du heute den Rabenhof angesprochen hast. Es sind nicht alle in der ÖVP deiner Meinung. Also der Seniorenbund der ÖVP, der weiß das sehr zu schätzen. Der hat jetzt auf der Homepage alle Angebote vom Rabenhof drinnen, und weil es ihnen so gefällt, geben sie ihnen einen Zuschuss von 46 Prozent. Also Gott sei Dank gibt es auch in der ÖVP welche, die das noch sehr wertschätzen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. Wir kommen somit zur Abstimmung.

Es gibt keinen Abänderungsantrag.

Ich bitte somit jene Damen und Herren, die für die Postnummer 79 sind, um ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Antrag ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten angenommen.

Wir kommen jetzt, meine Damen und Herren, zu einer Reihe von Beschluss- und Resolutionsanträgen, und da bei einigen nur "Umbau des Ronacher" steht, gestatte ich mir, ein, zwei Zeilen aus dem Beschlussantrag vorzulesen, damit man weiß, um welchen Antrag es geht.

1. Antrag der GRÜNEN betreffend Umbau des Ronacher. Hier wird der Stadtrat aufgefordert, die Mitglieder des Gemeinderatsausschusses sollen bis 31. Oktober jede Unterlage in schriftlicher Ausführung bekommen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit, er wurde mit den Stimmen der Sozialdemokraten abgelehnt.

Ich will noch dazusagen, dass bis auf den Antrag Nr 7 alle zur sofortigen Abstimmung beantragt sind.

Der 2. Antrag der GRÜNEN betreffend Umstrukturierung der Vereinigten Bühnen Wien. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Der Antrag ist ebenfalls abgelehnt mit den Stimmen der Sozialdemokraten.

Der 3. Antrag betreffend inhaltliche Pläne für das Theater an der Wien, Ronacher und Raimund Theater. Ich bitte um ein Zeichen mit der Hand, wenn Sie zustimmen. – Gleiches Abstimmungsverhalten.

Der 4. Antrag ist von den Freiheitlichen, der ÖVP und den GRÜNEN und betrifft ebenfalls den Umbau des Ronacher. In diesem Beschlussantrag geht es im Speziellen darum, dass der amtsführende Stadtrat die zweite große Musicalbühne fallen lassen soll. Ich bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Gleiches Abstimmungsverhalten.

Der 5. Antrag ist von den Freiheitlichen und betrifft ebenfalls den Umbau des Ronacher. In diesem Beschlussantrag geht es darum, dass eine Bedarfsstudie vorgestellt werden soll. Ich bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Der Antrag ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten abgelehnt.

Der 6. Antrag ist von den Freiheitlichen und betrifft ebenfalls den Umbau des Ronacher. In diesem Beschlussantrag geht es im Wesentlichen darum, dass ein Musicalkonzept für Wien vorzustellen ist. Ich bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Gleiches Abstimmungsverhalten. Mit den Stimmen der Sozialdemokraten abgelehnt.

Wir kommen jetzt zum 7. Antrag. Er ist von den Freiheitlichen und betrifft die Vorlage von Quartalsberichten. Hier wird die Zuweisung an die amtsführenden Stadträte für Kultur sowie Finanzen und Wirtschaftspolitik beantragt. Ich bitte um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zum letzten Beschlussantrag, der ebenfalls von den Freiheitlichen eingebracht wurde. Hier soll ein Konzept erstellt werden zur Adaptierung. Ich bitte um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN abgelehnt.

Wir kommen zu den nächsten Tagesordnungspunkten. Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 25, 27 und 28 der Tagesordnung – sie betreffen eine Subvention an den Verein "Depot – Verein zur Förderung der Diskurskultur in der Gegenwartskunst", die Umwidmung eines Betrages aus den Betriebs- und Wartungskosten für das Museumsquartier sowie eine Subvention an die Charim Galerie – zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen.

Es ist hier keine Wortmeldung vorgesehen, und wir kommen somit gleich zur Abstimmung, wenn die Damen und Herren keinen Einwand gegen die Vorgangsweise haben. – Den sehe ich nicht. Also können wir so verfahren. 

Wer für die Postnummer 25 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Mehrheitlich angenommen gegen die Stimmen der Freiheitlichen.

Wer für die Postnummer 27 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Gleiches Abstimmungsverhalten.

Wer für die Postnummer 28 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Detto.

Es gelangt nun die Postnummer 53 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Übernahme von baulichen Anlagen vom Bio-Gärtnerhof Polzer.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Hufnagl, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Heinz Hufnagl: Hoher Gemeinderat!

Ich bitte um Zustimmung zu dem bereits vom Herrn Vorsitzenden benannten Akt Nr 53.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist der Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Gerne möchte ich vorausschicken: Wir werden dem Akt zustimmen, aber es ist ein nicht ganz unproblematischer Akt, weil es geht darum, dass in die – wie es 
hier steht – Bio-Gärtnerhof-Polzer-Geschichte insge-samt 210 000 EUR sozusagen hineingesteckt werden, das sind ungefähr 3 Millionen ATS, und es geht da-
rum, dass mit diesen 3 Millionen ATS beziehungsweise 210 000 EUR Ablöse bezahlt werden soll, wie es normalerweise im Sprachgebrauch heißt, für die sich dort befindenden Gebäude und Glashäuser.

Ein bisschen irritiert uns an der Geschichte schon, dass da dabeisteht: Die Glashäuser haben eine maximale Lebensdauer von 20 bis 30 Jahren, und dann sind sie eigentlich praktisch nichts mehr wert, deswegen gibt es einen Liebhaberpreis von 30 EUR pro Quadratmeter, und dann kommt man schon auf diese 210 000 EUR. Das ist einmal der erste Punkt, der uns ein bisschen sauer aufstößt.

Der zweite Punkt, der uns ein bisschen sauer aufstößt, ist die Bezeichnung Bio-Gärtnerhof Polzer. Der Bio-Gärtnerhof Polzer ist kein Bio-Gärtnerhof Polzer, sondern bestenfalls ein Gärtnerhof Polzer, und da müsste man eher sagen, ein versuchter Reitstall Polzer. So schaut nämlich die Realität aus. 

Der Herr Polzer hat zweifelsohne große Verdienste als Pionier im Biolandbau, wie es hier auch im Text heißt. Ob er als Vermittler von ökologischen Kreisläufen biologischer Wirtschaftsweise sehr bekannt ist, wage ich zu bezweifeln. Da halte ich mich eher an die MA 49. Die kennt sich da wahrscheinlich besser aus als der Herr Polzer. 

Geht man ins Geschäft des Herrn Polzer, weil es ist im Grunde genommen ja kein Bio-Gärtnerhof mehr, nicht einmal mehr ein Bioladen, sondern ein Laden, wo man Waren kaufen kann, unter anderem auch Plastikflaschen, in denen Wasser aus den Wildalpen verkauft wird, was mit einem Bio-Gärtnerhof wenig zu tun hat, sag ich ganz ehrlich. Da steht drauf "Wildalp" und wird vom selben Quell wie die zweite Wiener Hochquellenleitung abgefüllt. Das ist schon ein Biowasser, wenn man es so nimmt. Aber dass man ihn deswegen als Bio-Gärtnerhof bezeichnen kann, das wage ich zu bezweifeln. Das ist einmal der erste Punkt.

Der zweite Punkt ist: So wie der Laden aussieht – also ich war sehr oft schon dort, und es war immer so, dass manchmal Mauserln herumgelaufen sind, und so kleine Käfer habe ich auch gesehen, die heißen anderswo Kakerlaken, bei uns nennt man sie Schaben –, gehört er im Grunde genommen eins zu eins nach Niedersulz in die Ausstellung gestellt. 

Es war einer der ersten Bioläden Österreichs. Dort hat man Äpfel bekommen mit Wurmgarantie, 100-pro-zentig. 

Also als solcher, denke ich mir, hat er schon seinen Liebhaberwert, ist aber keine 3 Millionen ATS wert. Aber egal.

Das Grundstück gehört der MA 49, und dann gehören dazu auch die Liebhabergebäude der MA 49. Im Normalfall würde ich sagen: Endlich ist eine gute Lösung in Sicht und wir können sozusagen das Licht am Ende des Tunnels sehen. 

Aber, aber, aber es gibt drei Optionen für diese Sache. Bei zwei Optionen würde ich sagen wunderbar, und ich bewege mich auch zu einer Zustimmung zu dem Akt. Die eine Option ist: Schleifen wir alles. Es ist ein Sww-Gebiet und machen wir einen schönen grünen Fleck daraus. Das könnte ich mich vorstellen. 

Die bessere Option wäre: Nehmen wir einen wirklichen Biobauer oder eine wirkliche Biobäuerin und lassen wir sie dort mit Hilfe der MA 49 so eine Art Schaubiobauernhof oder überhaupt einen Biobauernhof führen. Und weg mit allem Zeug, das dort herumkugelt. Sprich: Der Schwiegersohn will dort einen Reitstall machen. Das geht nicht.

Die dritte Option, die schreckt mich ein bisschen, und zwar weiterwursteln mit Herrn Polzer. Der Herr Polzer ist kein Biobauer mehr. Er ist vielleicht ein pensionierter Biobauer, wie auch immer. Aber Faktum ist: Wir würden das überhaupt nicht gut finden, wenn der Herr Polzer dort weiter arbeiten könnte, weil wir glauben, dass er mittlerweile von einem Biobauern zu einem Fakebiobauern geworden ist, wenn man ein englischen Wort dazunimmt. Und dieses Fake heißt auf deutsch frei übersetzt Scharlatan, wenn man so will. Es ist ein bisschen schlecht, aber im Grunde genommen hat er dort nichts mehr verloren. Er war ganz, ganz wichtig und gehört eigentlich ins Biobauernmuseum. 

Und drum würde ich mir wünschen, dass sich die Stadt Wien auf die ersten zwei Dinge konzentriert, dort entweder einen wirklichen Biobauernhof zu führen oder Sww durchzuführen. Noch besser wäre es vielleicht, die Bevölkerung rundum einzubeziehen. Agenda 21 und dergleichen Dinge gibt es ja im 22. Bezirk. Aber den Herrn Polzer bitte weg von dort. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist der Herr GR Parzer. Ich erteile es ihm.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! 

Kollege Maresch hat schon begonnen, über diesen Biobauernhof etwas zu erzählen. Ich möchte aber von der Voraussetzung ausgehen, dass die biologische Landwirtschaft der ÖVP ein großes Anliegen ist. Der Beweis dafür ist das vom Landwirtschaftsminister verwaltete und auch an die Wiener Bauern ausbezahlte Geld aus dem ÖPUL-Fonds, das dazu verwendet wird, auch den Wiener Bauern das Geld für eine ökologisch orientierte Landwirtschaft bereitzustellen. Im vergangenen Jahr wurden so für die Wiener Bauern Mittel von rund 330 000 EUR, also ungefähr 4,6 Millionen ATS, zur Verfügung gestellt. 

Meine Damen und Herren! Egal, wie viele Bauern Wien zählt, aber in einem werden Sie mir hoffentlich zustimmen: Sie sind die Grundlage für eine gesunde Ernährung in dieser Stadt. Und die Bürger wissen das. Aus Umfragen und aus persönlichem politischen Betrachten heraus wissen sie, dass die gesunde Ernährung zu den wichtigsten Umweltanliegen zählt. (Beifall bei der ÖVP.)
Eine Landwirtschaft, die möglichst ohne chemische Schädlingsbekämpfung und ohne Gentechnik auskommt, ist hierfür natürlich die Grundvoraussetzung. Deshalb messen wir auch den Fragen rund um den Biobauernhof Polzer einen sehr hohen Stellenwert bei. Deswegen haben wir ja heute eine klare Linie und haben diese im Umweltausschuss auch dargelegt. Wir hätten dem Akt zugestimmt, wenn die neue Stadträtin hier auch eine klare Linie gezeigt hätte. Sie hat es aber nicht getan, und es konnte uns nicht schlüssig erklärt werden, wie es mit den Biobauernhof in Zukunft wirklich weitergehen soll.

Eines möchte ich schon sagen, um Missverständnissen vorzubeugen: Auch in unseren Augen kann man Herrn Polzer als Pionier des Biolandbaus in Wien bezeichnen. Es sei ihm auch an dieser Stelle gedankt. Aber, meine Damen und Herren, der Biolandbau und damit die gesunde Ernährung ist für uns ein wichtiges Thema und auch in Wien auf entsprechend hohes Niveau zu stellen. Und das, meine Damen und Herren, ist durch die derzeitige Betriebssituation des Biobauernhofs Polzer auf keinen Fall gegeben.

Wir wissen nicht, warum Sie, Frau Stadträtin, in dieser Frage lavieren. Es ist doch klar, dass es längst schon an der Zeit wäre, den Biobauernhof, der derzeit von Herrn Polzer betrieben wird, auf wirtschaftlich gesündere Beine zu stellen. Aber ihn einfach zu entschulden und dann die Sache weiterlaufen zu lassen, hilft der Idee des biobäuerlichen Landbaus nicht. Es gibt sicherlich genügend – auch Maresch hat sie erwähnt – geeignete Pächter, die diesen Bauernhof entsprechend bewirtschaften könnten. Es gab auch eine Zeit die Idee, ihn als Kinderbauernhof oder als Kinderstreichelzoo umzufunktionieren. Das ist wirklich eine gute Idee, die man unbedingt weiter verfolgen sollte, denn es gibt nur einen solchen Bauernhof wie derzeit am Cobenzl in Wien, und der ist sicher zu wenig. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Aber es gibt ihn!) Der ist noch zu wenig. Aber einfach Geld auszugeben und keine Entscheidungen zu treffen, ist nicht professionell. Eine solche Politik sollte man auch in Wien der Vergangenheit angehören lassen. 

Was nun bei aller Wertschätzung der früheren Leistungen von Herrn Biobauern Polzer betrifft, so muss ich schon auf den eher devastierten Zustand seines Anwesens hinweisen. Auch hier hat Kollege Maresch schon einige Worte darüber verloren. Doch das allein ist es nicht. Es ist uns nicht klar, warum die Frau Stadträtin noch bei einer Neuverpachtung zögert, wenn die hausinternen dafür zuständigen Abteilungen schon 1999 und 2001 dem Biobauernhof Polzer die Aberkennung des Biobauernbetriebs ausgesprochen haben. Da hätten ja schon die Alarmglocken ertönen sollen. Ein Biobauer, der drei Jahre nicht Biobauernnormen entspricht, meine Damen und Herren, aber naturgemäß weiter als Biobauer fungiert, ist ja schon eine Irreführung, muss ich sagen, der Konsumenten. 

Es gibt aber noch weitere Gründe, warum wir diesem Akt nicht zustimmen. Es ist zunächst die Ablösesumme für die schon über 30 Jahre bestehenden Glashäuser. Hier hat die MA 69 einen wirklich betriebswirtschaftlichen Berechnungsschlüssel festgesetzt, der keinesfalls einer sehr guten Optik entspricht. Wenn man weiß, und ich habe jetzt mit sehr vielen Gärtnern gesprochen, dass ein Glashaus nach 20 Jahren abzuschreiben ist oder in spätestens 25 Jahren abgeschrieben wird, ist diese Summe der MA 69 nur sehr schwer nachvollziehbar. Das entspricht unserer Meinung nach nicht den üblichen Usancen, noch dazu wenn man hört, dass ein neues Glashaus mit 75 EUR pro Quadratmeter auch schon mit einigen guten technischen Details ausgestattet ist. Ich hoffe, Sie werden das wissen.

Meine Damen und Herren, das ist nichts anderes als eine Entschuldung für einen Betrieb, der vor allem deswegen keine Berechtigung hat, weil eine Pachtverlängerung im Raum steht. Das bedeutet, dass wir in 5°Jahren wieder umschulden oder dann, wenn dem Betrieb wieder einmal nicht die Anerkennung als Biobauernbetrieb erteilt wird. Ich hoffe nicht.

Aber noch einmal: Man kann sich zu einer Lösung mit einer Ablöse bekennen oder man bekennt sich 
nicht dazu. Doch eine so hohe Ausgabe von rund 210 000 EUR, also nicht ganz 3 Millionen ATS, zu tätigen und keine politische Weichenstellung vorzunehmen, ist nicht die Politik, die wir uns für das Umweltressort vorstellen. Wir glauben, dass wir so eine Maßnahme nicht befürworten können und wirklich einen herzeigbaren Biolandbetrieb auch im privaten Bereich brauchen würden. Darum erhält dieses Geschäftsstück nicht unsere Zustimmung. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau Mag Ramskogler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Herren der Opposition, sehr geehrte Damen der Opposition!

Ich möchte einmal Folgendes sagen: Der Sinn – und wir haben heute schon sehr viel von Sinn gesprochen –, der Sinn dieses Projektes, der Sinn dieses Aktes ist jener, dass die MA 49 durch die Ablöse des Gebäudebestandes des Bio-Gärtnerhofes Polzer im 22. Bezirk, unmittelbar in der Nähe des Schillerwassers, eine mögliche Entwicklung nachhaltig positiv beeinflussen und kontrollieren möchte. Das ist einmal der Sinn und Zweck dieses Aktes. 

Hier ist auch schon erwähnt worden von dieser Stelle aus, dass die GRÜNEN, aber auch die FPÖ im Ausschuss durchaus ebenfalls dafür waren, dass die nachhaltige Sicherstellung dieser Gebäudeanlagen auf dem Grund, der ja schon der Stadt Wien gehört, auch in die Hände der Stadt Wien kommen soll und in diesem Fall in die Hände der MA 49, die ja dementsprechend gut ausgestattet ist, fachlich, wissenschaftlich ausgestattet ist, dort auch einen Biolandbau mit jetzigem Stand wieder einzusetzen und für die Stadt Wien die Sicherstellung des biologischen Anbaus zu gewährleisten. Das ist der Sinn. Dazu braucht man nicht nur die Flächen, dazu kann man auch die zahlreichen Gebäude brauchen, die eben dort vorhanden sind. Es soll hier ein Gesamtkonzept entstehen, ein Gesamtkonzept, welches eben die Flächen beinhaltet, aber auch die Gebäude beinhaltet, und bei diesem Gesamtkonzept gibt es mehrere Möglichkeiten, diese zu verwenden. Das haben wir schon einmal gesagt. Das ist die Möglichkeit, dort jemanden hineinzuholen, der eben weiß, wie es funktioniert, dort jemanden hineinzuholen, den zum Beispiel als Vorbild die Stadt Wien, die MA 49, ja schon hat am Cobenzl. Beim Kinderbauernhof am Cobenzl handelt es sich um ein Projekt der MA 49 mit einem Betreiber, der von seinem Geschäft durchaus was versteht. Und da besteht jetzt die Möglichkeit, in der Lobau draußen dementsprechend mit den Gebäuden, die vom Polzer stammen, ein neues Projekt aufzuziehen. Also auch das ist ja durchaus möglich. 

Ihre Bedenken, Herr Kollege Parzer, werden nicht geteilt, weil es darum geht, dass man in Zukunft dort etwas Besseres machen kann. Daher wäre es auch notwendig, dass die ÖVP dementsprechend diesem Akt zustimmt, weil Sie ja auch hier gesagt haben, Sie sind für eine gesunde Ernährung, für eine Umweltpolitik im Rahmen der Möglichkeiten, und ich denke mir, dass auch Ihre Zustimmung durchaus eine notwendige wäre für diesen Akt. 

Ich möchte hier abschließend auch noch sagen, dass es einen wichtigen Schutz darstellt, dass die MA 49 dementsprechend die Kontrolle über diese zukünftigen Gebäude hat und nicht nur über das Land, weil es auch in der Nähe des Naturschutzgebietes ist, in der Nähe des Nationalparks. Und daher ist es ja eine gute Verbindung, wenn die MA 49 dort dementsprechend die Hand drüber hat. 

Abschließend möchte ich noch sagen, und Sie haben es auch hier gesagt, Herr Kollege Parzer, dass die MA 69 ein Schätzgutachten, ein objektives Schätzgutachten auf den Tisch gelegt hat im Auftrag der MA 49. Die MA 69 hat dieses Schätzgutachten auf den Tisch gelegt. Die Frau Stadträtin und die MA 49 haben es behandelt, und auch im Ausschuss haben wir uns damit beschäftigt. Dieses Gutachten liegt auf dem Tisch, und wir werden uns dem anschließen.

Ich kann nur abschließend sagen: Stimmen Sie dem zu, in Bezug auf die ÖVP gesagt, weil ja die FPÖ durchaus dem zustimmt, aber auch die GRÜNEN. Ich denke mir, dass hier ein weiterer positiver Schritt getan wird in eine richtige Richtung, umweltpolitisch, gesundheitspolitisch in Wien etwas voranzutreiben. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir können somit gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer von den Damen und Herren für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Volkspartei und der GRÜNEN. (StR David Ellensohn: Auch wir stimmen zu!) Gut, ist in Ordnung. 

Meine Damen und Herren! Zur Postnummer 4 der Tagesordnung wird kein Bericht von der Frau Berichterstatterin verlangt. Wir können somit auch hier gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 4 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. (In Richtung der GRÜNEN.) So ist es gut. – Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Freiheitlichen angenommen. – Danke für das klare Abstimmungsverhalten jetzt.

Es kommt nun die Postnummer 5 zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein White Ribbon Österreich. 

Die Frau Berichterstatterin ist schon hier, die Frau GRin Kato, und sie wird einleiten. 

Berichterstatterin GRin Sonja Kato: Jawohl. Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet, und die Frau GRin Dr Vana hat das Wort.

GRin Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wir haben, wie jedes Jahr, die White Ribbon-Kampa-gne auf der Tagesordnung. Die White Ribbon-Kampagne ist eine Kampagne gegen Männergewalt und zur Bewusstseinsbildung gegen Männergewalt. 

Die Wiener GRÜNEN unterstützen diese Kampagne selbstverständlich. Der Kampf gegen Gewalt ist dringlich. Jeder dritte bis sechste Einsatz der Polizei in Wien erfolgt bereits wegen Gewalt von Männern an Frauen oder Kindern. Die Wiener Polizei schätzt die Dunkelziffer der Gewaltfälle gegen Frauen und Kinder viel höher ein, mindestens auf das Doppelte. Das heißt also, die Kampagne ist sehr dringlich.

Aber wie jedes Jahr wollen wir unserem Unverständnis darüber Ausdruck verleihen, dass diese Kampagne von Männern für Männer – auch nach dem Selbstverständnis des Vereines, das ist eine Männerkampagne – aus den knappen Mitteln der MA 57 finanziert wird, die auch von ihren Förderkriterien her Vereine und Frauenprojekte subventionieren soll, die eben ausschließlich Frauenförderung zum Ziel haben. 

Wir finden es wirklich schade, dass auch heuer wieder das MA 57-Budget herhalten muss für eine Kampagne, die eigentlich kein spezifisches Frauenanliegen ist, sondern wirklich ein gesamtgesellschaftliches Anliegen. Es wurde uns auch in den letzten Jahren und sogar schon meiner Vorgängerin versprochen, dass man doch in Hinkunft darauf schauen wird, auch von Seiten der zuständigen Stadträtin, diese Kampagne aus einem anderen Budgettopf zu finanzieren. Das ist ja nicht das erste Jahr, dass wir diesen Antrag stellen, ich glaube, es ist das dritte oder vierte Jahr schon, dass wir diesen Antrag stellen.

Auch du, sehr geehrte Frau StRin Sonja Wehsely, hast – ich habe mir die Redeprotokolle angeschaut – vor zwei Jahren an dieser Stelle gesprochen, dass du dich sehr dafür einsetzen wirst, dass ab nächstem Jahr, das wäre schon 2003 gewesen, die White Ribbon-Kampagne nicht mehr aus dem Frauenbudget finanziert wird. Also das finde ich halt schade, dass es heuer leider wieder nicht gelungen ist, und wir stellen abermals, wie jedes Jahr, den Ihnen allen schon bekannten Antrag.

Abänderungsantrag zum vorliegenden Antrag: Die Subvention für das Jahr 2004 an den Verein White Ribbon Österreich in der Höhe von 22 500 EUR wird genehmigt. Die Bedeckung soll im Voranschlag 2004 auf Haushaltsstelle 1/0610/757, Sonstige Subventionen, erfolgen.

Darf ich den Antrag überreichen? (Die Berichterstatterin StRin Mag Sonja Wehsely übernimmt ihn.) Danke.

Ein zweites Thema, über das wir heute diskutieren – und ich freue mich sehr, dass wir diskutieren, und ich möchte großen Dank sagen für die Initiative der Frau Stadträtin und auch meiner Kollegin Martina LUDWIG – ist die Vierparteienresolution zum Anti-Stalking, für wirksame Maßnahmen gegen Stalking auf Bundesebene. Das ist ein dringliches Thema. Auch das ist natürlich nicht nur ein Frauenthema. Aber doch sind es typischerweise wieder einmal die Frauensprecherinnen, die sich dieses Themas annehmen, denn es ist ein Thema mit einer geschlechtsspezifischen Dimension. Natürlich. 80 Prozent der Stalkingopfer sind Frauen, 90 Prozent der Stalker, also der Täter, sind Männer. Maßnahmen gegen Stalking sind dringend notwendig; Österreich, also die bundesgesetzliche Lage, hinkt hier hinterher. Bereits 1990 wurde in Kalifornien ein Anti-Stalking-Gesetz geschaffen, auch viele andere europäische Länder wie Großbritannien, die Niederlande, Schweden, Belgien kennen eine Anti-Stalking-Gesetzgebung, auch Deutschland, dort allerdings unzureichend.

Ich werde jetzt gar nicht sehr viel darüber sagen, weil, Martina LUDWIG, du hast die Resolution hauptsächlich gestaltet. Wir hatten einen sehr spannenden Arbeitskreis, wo wir noch Anregungen der verschiedenen Parteien in den Resolutionstext mit aufgenommen haben. 

Ich möchte nur kurz betonen, was den GRÜNEN besonders wichtig ist in dieser Resolution. Besonders wichtig ist uns, dass ein Straftatbestand geschaffen wird. Nicht nur, wie zum Beispiel in Deutschland, eine zivilrechtliche Ebene, die viel zu wenig Handhabe gegen Stalking gibt, gegen diese Form des Psychoterrors, muss man sagen, gegen diesen nachhaltigen Psychoterror, gegen den es bisher keine Handhabe gibt. Diese strafrechtliche Reaktion ist uns ganz wichtig. Und auch, dass im Bereich der Sicherheitsexekutive, aber auch im Bereich der Gerichte und der Staatsanwaltschaften entsprechende organisatorische Maßnahmen getroffen werden, Schulungen gemacht werden, Stalking-Berater, -Beraterinnen eingesetzt werden.

Lassen Sie mich zum Schluss an dieser Stelle noch einen Appell an die Antragstellerinnen dieser Resolution von FPÖ und ÖVP richten. Ich freue mich natürlich, dass hier eine Vierparteienresolution gegen Gewalt – denn Stalking ist eine Form der Gewalt – zustande gekommen ist. Ich würde mir aber diesen Einsatz gegen Gewalt von Seiten FPÖ und ÖVP auch auf der Bundesebene wünschen. Denn ich finde es sehr empörend, dass gerade erst im Juni das Budget der Interventionsstellen gegen Gewalt österreichweit um 5 Prozent gekürzt wurde, besonders auch der Wiener Interventionsstelle gegen Gewalt, wo 95 Prozent der Opfer, die von der Polizei dorthin verwiesen werden, Frauen sind, dass eben gerade Wien besonders betroffen ist von diesen Kürzungen und die Interventionsstelle ihre Arbeit für die Betroffenen, für die Opfer, wesentlich einschränken muss in 7°Wiener Gemeindebezirken. Es gibt auf Bundesebene eine gemeinsame Aktion von SPÖ und ÖVP, ah SPÖ und GRÜNEN – das war jetzt ein Freud’scher Versprecher –, um diese Budgetkürzungen zurückzunehmen. Wir unterstützen auch das Ansuchen der Interventionsstelle gegen Gewalt, zumindest für nächstes Jahr wieder die entsprechenden Mittel zu erhöhen. Ich würde dringend meine Kolleginnen Schöfnagel, Landauer und Feldmann von FPÖ und ÖVP bitten, sich auch diesbezüglich bei ihren Kolleginnen in der Bundesregierung einzusetzen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau Mag Feldmann. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

White Ribbon ist weltweit die größte Initiative von Männern gegen Männergewalt an Frauen. Sie ist ursprünglich 1991 in Kanada gestartet worden, und im November 2000 ist die Initiative in Österreich begonnen worden.

Es ist eine Männerinitiative, die sich auf persönlicher, institutioneller und gesellschaftlicher Ebene gegen Gewalt an Frauen einsetzt. Das Herausragende daran ist, dass diese Männer erkannt haben, dass der Männlichkeitswahn zu unbefriedigenden gewalttätigen Partnerschaften führt. Und es ist eine Kampagne, wo Männer sich an Männer wenden, um ihnen mitzuteilen, dass Gewalt ein Problem und keine Lösung ist.

Die Daten aus dem österreichischen Gewaltbericht haben wir gerade gehört, ich wiederhole sie nicht. 

White Ribbon sieht als Ursache für die Gewalttätigkeit von Männern die Vorstellung vom richtigen Mann, das Sich-durchsetzen-Wollen um jeden Preis und die ungleiche Machtverteilung zwischen Mann und Frau sowie die Angewohnheit, Ärger und Unsicherheit mittels Gewalt auszudrücken. Ziel dieser Gruppe ist, das Leitbild Männlichkeit zu verändern und Respekt zu erreichen, zu sich selbst und zu anderen. Es geht also um persönliche Verantwortung jedes Einzelnen und um ein weiteres Engagement. 

Während ich diese Rede vorbereitete, ist mir eigentlich aufgefallen, dass nicht ich hier stehen sollte, sondern ein Mann, denn die Wirkung dieser Kampagne würde eigentlich erst dann deutlich werden.

Aber ich möchte dazusagen, dass diese Initiative für mich deshalb so bemerkenswert ist, weil sie Solidarität unter den Menschen schafft, weil sie nicht Gegenpole produziert und damit Fronten schafft, sondern innerhalb einer Geschlechtergruppe ein lange ignoriertes Übel an der Wurzel packt und aktive Lösungsansätze bietet, mit dem Ziel des Miteinander, der Gleichstellung und der gewaltfreien Gemeinsamkeit. Der Mensch, die Gerechtigkeit stehen im Vordergrund, Achtung und Respekt.

Die Männer, die diese Initiative leiten und die ihr beigetreten sind, haben erkannt, dass Unterdrückung eine unterentwickelte Stufe des Seins ist, eine falsche Perspektive, um ein vermeintliches Ziel zu erreichen. Sie haben dokumentiert, dass ein falsches Männerbild und eine falsche Erziehung gewalttätiges Verhalten hervorbringt und nicht die naturgegebenen Gene. Diese Männer sind mutig. Ich würde sagen, sie sind die wahren Männer, denn sie haben keine Angst vor Gleichstellung, sondern sie setzen sich aktiv für die Gleichstellung ein.

Am 25. November, dem Internationalen Tag gegen Gewalt an Frauen, sind die Männer aufgefordert, ein bis zwei Wochen die weiße Schleife zu tragen, die Symbol für Gewaltfreiheit ist. Ich hoffe, dass alle Herren hier im Saal schon eine weiße Schleife besitzen.

Heute setzen wir hier im Gemeinderat ein weiteres Zeichen für Beseitigung von Gewalt. Wir haben eine Vierparteienresolutionsantrag zusammengebracht für wirksame Maßnahmen gegen Stalking und eine strafrechtliche Verankerung. Und ich kann Ihnen versichern, ich werde mich, soweit ich kann, auf Bundesebene einsetzen. Ich habe das bereits getan, die Reaktionen waren positiv, durchgehend positiv.

Weil vielleicht jetzt nicht alle hier im Raum wissen, was Stalking ist: Es ist eigentlich ein Thema, das niemandem wirklich bewusst ist. Wenn man einmal davon betroffen war, dann weiß man, dass man eigentlich glaubt, man ist der Einzige, der davon betroffen ist, und fühlt sich damit ziemlich alleine gelassen, weil es eben nicht thematisiert ist. Deswegen möchte ich ein paar Dinge dazu sagen.

Stalking kann man gleichsetzen mit dem Vokabel "Psychoterror". Und für die Jägerinnen und Jäger hier im Raum möchte ich sagen: Es kommt aus der Jagdsprache und heißt "nachstellen".

Es ist eine besondere Form der Gewalt, eine subtile Form, es ist psychische Gewalt, die verschiedenste Formen aufweist. Dazu gehören Telefonanrufe, Abpassen, SMS. Und dazu möchte ich sagen, es gibt teilweise hunderte Telefonanrufe am Tag. Es geht bis zur Belästigung am Arbeitsplatz, zum Verbreiten von schädlichen Nachrichten, zur Rufschädigung, aber endet leider auch teilweise mit dem Mord des Opfers.

80 Prozent der Stalker sind Männer, 20 Prozent Frauen, 10 Prozent der Opfer sind Männer und 90 Pro-zent Frauen. Also es sind Frauen mehr betroffen, es ist aber generell ein Gesamtthema.

In vielen Ländern gibt es bereits Anti-Stalking-Gesetze. Es gibt einen guten Erfolg, weil ein Drittel der Täter geben nach einer Anzeige auf, verändern ihr Verhalten. Stalker sind kreativ, und es gelingt dem Opfer nicht von selber, die Situation abzustellen, weil der Täter immer einen Schritt voraus ist. 

Hauptursache – und das ist auch interessant – ist ein Beziehungsende, das einer der Betroffenen nicht wahrhaben will. Weil was ist ein Beziehungsende? Beziehungsende bedeutet Macht- und Kontrollverlust und eine Schädigung des Selbstwertes. Ich habe es ganz interessant gefunden, mir die Perspektive des Täters anzusehen. Er fühlt einen Machtzuwachs, wenn er das Opfer stalkt, wenn er Informationen bekommt, wenn er quält, wenn er sekkiert, wenn er in die Nähe kommt. Wut und Hass sind Grundlage der Handlung.

Das Opfer ist beherrscht vom Gefühl der Panik, der Angst, der Hilflosigkeit, es weiß, dass es eigentlich keine wirksamen Mittel gibt. Untersuchungen von Prof Mullen haben ergeben, dass 37 Prozent der Opfer posttraumatische Belastungsstörungen haben. In einer holländischen Studie wurden 50 Prozent posttraumatische Stresssymptome festgestellt – also ein wirklich ernst zu nehmendes Thema.

Diese Informationen zeigen deutlich auf, wie dringend ein Anti-Stalking-Gesetz in Österreich notwendig ist, um dieser Form der Gewalt ein wirksames Instrument entgegensetzen zu können. – Ich danke Ihnen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Martina LUDWIG. Ich erteile es ihr.

GRin Martina LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Kurz auch zur White Ribbon-Kampagne, wobei hier vieles, gerade auch von meiner Vorrednerin, schon dazu gesagt wurde. 

Ich möchte nur sagen: Ich bin sehr froh und auch stolz darauf, dass wir als Stadt Wien derartige Kampagnen nach wie vor unterstützen, mit Subvention unterstützen. 

Die Frage, von wo wir das Geld hernehmen, ist sicher eine Frage, die uns hoffentlich im nächsten Jahr auch noch beschäftigen wird. Ich möchte nur anmerken, dass wir als Stadt einfach Initiativen nicht kürzen, sondern nach wie vor die Gelder zur Verfügung stellen. Das ist in Zeiten wie diesen einfach etwas, worauf man stolz sein kann und womit ich auch sehr zufrieden bin. Inhaltlich brauche ich nichts mehr dazu zu sagen, da hat meine Kollegin Feldmann ja schon sehr viel dazu gesagt.

Nun aber zum Thema Stalking oder Psychoterror. Wir haben ja jetzt schon einiges dazu gehört, für viele, auch in den letzten Wochen, wo wir Gespräche geführt haben, ist es oft noch ein relativ unbekannter Bereich. Alleine das Wort "Stalking" ist noch nicht so verbreitet, wie man das manchmal annehmen möchte, aber für Expertinnen und Experten – abgesehen natürlich von den vielen Hunderten, Tausenden Opfern – ist Stalking schon lange die tägliche Realität. In den Medien werden wir alle oft genug damit konfrontiert, wenn es um Namen geht wie Madonna, Britney Spears, Jodie Foster oder Waris Dirie, um nur einige bekannte Namen zu nennen, die Opfer von Stalking wurden, dem so genannten Prominenten-Stalking. Die machen Aufsehen, die finden sich medial natürlich in erster Front wieder, wobei das Thema Prominenten-Stalking sicherlich auch jener Grund war, warum gerade Kalifornien der erste Staat war, der hier gesetzliche Regelungen gemacht hat im Jahr 1990, wie Barbara Feldmann ja schon gesagt hat.

Aber wie schaut jetzt die tägliche Realität in Wien aus? Und ich bin sehr froh, dass wir als Stadt vor zwei Jahren die Initiative gesetzt haben und das Frauenbüro der Stadt Wien eine Studie in Auftrag gegeben hat, die hier viele interessante neue Daten geliefert hat als Grundlage, nicht zuletzt auch für die heutige Resolution.

Und, wie gesagt, im Großen und Ganzen die wichtigsten Fakten. Von 1 000 befragten Wienerinnen gab immerhin jede vierte an, zumindest einmal schon Opfer von Stalking gewesen zu sein. Das ist überraschend viel, habe ich mir zumindest auch gedacht, die mit dem Thema doch schon einige Jahre beschäftigt ist. 

Infolge auch dieser Studie hat das Frauenbüro gemeinsam mit dem 24-Stunden-Notruf der Stadt Wien letztes Jahr eine Enquete organisiert, eine sehr erfolgreiche Enquete, die großes mediales Echo hervorgerufen hat und auch sehr, sehr großes Interesse generell in vielen Bereichen, wie bei der Justiz und der Polizei. Ich denke, dass die Enquete sicherlich auch ein Grund war, warum es mittlerweile bei der Wiener Polizei auch Stalking-Beauftragte gibt und derzeit, soweit ich informiert bin, auch eine Arbeitsgruppe, die sich mit dem Thema "Stalking" bei der Polizei beschäftigt. 

Was "Stalking" heißt, hat die Barbara Feldmann schon gesagt. Das Wort kommt ursprünglich aus der Jagdsprache. International wird der Begriff natürlich heute anders verwendet. Es heißt Kontrolle, Macht über andere zu haben, so wie das auch Sie gesagt haben. Prinzipiell heißt "Stalking", und das versteht man unter Psychoterror in diesem Zusammenhang, dass gegen den Willen einer Person, in Ruhe gelassen zu werden, ein Recht, das man in Anspruch nehmen sollte, der Täter oder die Täterin, denn auch die gibt es, wie wir gehört haben, den Kontakt nicht unterlassen, sondern im Gegenteil ihn in den verschiedensten Formen, und da haben wir die wichtigsten auch heute schon gehört, erzwingt. 

Dass Psychoterror meistens von Männern gegenüber Frauen ausgeübt wird, haben wir auch schon gehört. 60 Prozent der Opfer hatten eine intime Beziehung mit dem Täter. Und besonders oft, und das zeigen alle internationalen Studien, wird vor allem auch dann gestalkt nach der Trennung, wenn es innerhalb der Beziehung schon familiäre Gewalt gab. Das heißt, dass 80 Prozent der Opfer, der weiblichen Opfer, auch in der vorangegangenen Beziehung bereits Opfer von körperlicher oder sexueller Gewalt waren. Ich denke, dass dieser Zusammenhang ein ganz, ganz wichtiger ist, wenn man sich mit dem Thema beschäftigt. 

Psychoterror dauert durchschnittlich zirka ein bis zwei Jahre, manchmal auch viel, viel länger. Wir haben auch von Fällen gehört, wo es Jahrzehnte angedauert hat. Das führt bei den Opfern natürlich zu vielen dra-matischen Folgewirkungen. Von den Angstzuständen, Schlafstörungen, Depressionen, psychosomatischen, posttraumatischen Störungen haben Sie auch schon gehört. Aber der Terror greift natürlich auch sehr oft tief in das tägliche Leben des Opfers ein. Das heißt, Opfer werden natürlich sehr, sehr oft gezwungen, ihr Leben vollkommen zu verändern. 

Selbstbestimmtes Leben ist in vielen Fällen gar nicht mehr möglich. Und was heißt das jetzt? Man muss sich das vorstellen. Was heißt das, wenn Frauen dann versuchen zu flüchten, sich irgendwie Schutzmaßnahmen aufzubauen? Das heißt oft Wechsel der Wohnung. Das heißt sehr oft auch Aufgabe und Verlust des Arbeitsplatzes, weil einfach der Stalker permanent vor dem Arbeitsplatz steht. Auch in der Arbeit wird Terror verursacht. 


Das heißt sehr oft auch Aufgabe des Freundeskreises. Das bedeutet insgesamt oft schwerwiegende gesundheitliche, finanzielle und soziale Folgen. 

Und Psychoterror kann auch sehr oft tödlich sein. Es wurde hier kurz erwähnt. 

Ich möchte nur ein aktuelles Beispiel nennen. Man findet solche Beispiele fast täglich vielleicht nicht, aber wöchentlich findet man sicher hier Beispiele. 

Eines ist ganz, ganz aktuell. Ich möchte kurz zitieren aus einer APA-Aussendung über einen Mordprozess – es ist noch nicht lange her, nämlich am 13. September 2004 –, zu welchen Beschlüssen das Gericht kam bei der Verurteilung eines Täters. Ganz kurz nur: Die Ehe war geprägt von Streitereien und Handgreiflichkeiten. Als die Frau die Scheidung einreichte und zu ihrer aus einer vorangegangenen Beziehung stammenden erwachsenen Tochter zog, wurde der Täter aber erst so richtig ungemütlich. Er hat sie terrorisiert, sagte der Staatsanwalt. Bis zu hundertmal am Tag rief er sie an und drohte ihr mit dem Umbringen. Die Frau wechselte schließlich die SIM-Karte ihres Mobiltelefons. Daraufhin belästigte er sie an ihrem Arbeitsplatz, passte sie vor der Pizzeria ab, in der sie als Hilfsköchin beschäftigt war. Das Opfer hatte Angst und bat nach Arbeitsschluss fortan sicherheitshalber einen Kollegen, er möge sie zu ihrem Auto begleiten. Am 11. September 2003 soll der Täter sie schließlich mit einem Messer in der Nähe ihrer Wohnung abgepasst haben. Laut Anklage tötete er die 43-Jährige auf offener Straße mit mehreren wuchtigen Messerstichen. Und jetzt kommt es: Er hat seine wochenlangen Drohungen wahrgemacht, stellte der Staatsanwalt fest. Das nur ein ganz konkretes, ganz aktuelles Beispiel von der leider täglichen Realität. 

Es gibt auch eine internationale Studie zu diesen furchtbaren Tragödien. Die John Hopkins University untersuchte den Zusammenhang zwischen Stalking und der Ermordung der Ex-Partnerin, und zwar bei insgesamt 141 Morden und 60 Mordversuchen an Frauen, und dabei ist herausgekommen, dass 80 Prozent der Mordopfer ein Jahr lang – das muss man sich einmal vorstellen –, ein Jahr lang vor der Tat durch den Partner gestalkt wurde. Oder sprich: Stalking nach der Trennung mit tödlichem Ausgang wurde bei 88 Prozent der Opfer nachgewiesen. 

Ich denke, das ist ganz, ganz wichtig in diesem Zusammenhang. Wir reden hier wirklich nicht nur von ganz, ganz selten vorkommenden Einzelbeispielen, sondern ich weiß aus der Praxis, dass manchmal leider auch Mord letztendlich zu dem traurigen Ergebnis von Stalking führt. 

Wie sich Stalking äußert, haben Sie hier schon gehört. SMS ist wahrscheinlich – unter Anführungszeichen – noch das harmloseste. Meistens kommt es zum Verfolgen, zum Abpassen und so weiter.

Die Erfahrungen des 24-Stunden-Notrufs machen es deutlich, wie schwierig es derzeit ist, mit der Situation umzugehen. Nicht nur der 24-Stunden-Notruf, sondern auch Opferschutzeinrichtungen beziehungsweise die Polizei können sich hier anschließen, weil auch ihnen die Hände gebunden sind. Die Frauen melden sich oft erst dann, wenn der Psychoterror schon lange, lange anhält. Sie haben dann meistens auch schon irgendwelche Schutzmaßnahmen getroffen, das heißt eine Geheimnummer bis eben auch zum Versuch, mit der Polizei in Kontakt zu treten. Aber das Ergebnis war eben meistens, dass es erfolglos ist, weil nämlich nur in jenen Fällen, wo tatsächlich eine gefährliche Drohung vorliegt, derzeit wirklich rechtliche Schritte unternommen werden können. Und viele von uns haben wahrscheinlich oft schon so Beispiele gehört, wo Opfer sagen, ich hab eh schon ein paar Mal die Polizei gerufen, aber die Polizei sagt oft, was sollen wir denn tun? Wir waren schon ein paar Mal dort, aber wir können halt nichts tun, solange nichts passiert. Und ich denke, wir alle haben solche Fälle schon mehrmals gehört.

Die internationale Situation wurde hier auch schon kurz erwähnt. Wie schaut es aus auf der Welt mit den gesetzlichen Maßnahmen? Die USA sind eben, wie gesagt, hier schon sehr, sehr weit, Kanada, Japan und Australien auch. Aber auch in Europa gibt es natürlich schon viele Länder, die hier gesetzliche Maßnahmen verankert haben. England, die Niederlande, Schweden und Belgien haben eigene Regelungen. In Deutschland ist es ein bisschen im Gewaltschutzgesetz geregelt. Es gibt derzeit aber auch eine aktuelle Diskussion in Hessen, die hier sehr, sehr aktiv sind. Aber leider, in Österreich haben wir derzeit keine geeignete Rechtsgrundlage, die vor allem eine gerichtliche Verfolgung bei Psychoterror möglich macht. 

Wie ich versucht habe, es Ihnen ein bisschen aus der Praxis deutlich zu machen, ist hier ein zwingender Handlungsbedarf angebracht. Und wie auch heute schon angesprochen wurde, ich glaube, von der Monika Vana, kann es natürlich nur dann effektiv sein, wenn es auch im Strafrecht verankert ist, das heißt, der Staat aktiv Anklage erheben kann. Das heißt, eine gesetzliche Verankerung muss her. 

Deshalb freut mich sehr, dass es uns gelungen ist, einen Vierparteienresolutionsantrag, den ich hier in Händen halte, den ich gemeinsam heute mit den Kolleginnen Schöfnagel, Feldmann und Monika Vana hier einbringen möchte, zustande zu bringen. Hier wird klar gefordert: Der Gemeinderat der Stadt Wien ersucht die Bundesregierung und den Nationalrat, wirksame gesetzliche und damit verbundene organisatorische Maßnahmen zur Verhinderung von Stalking zum Schutz der Opfer und zu einer angemessenen strafrechtlichen Reaktion zu treffen. Wir verlangen die sofortige Abstimmung. 

Es freut mich sehr, dass es uns gelungen ist, hier wirklich gemeinsam an einem Strang zu ziehen. Ich danke natürlich auch den beiden Stadträtinnen, der Renate Brauner, die im Vorfeld hier die Studienmöglichkeit geschaffen hat, und der Sonja Wehsely, die von Anbeginn ihres Amtes hier sehr aktiv geworden ist für ihre Initiative. 

Ich möchte aber auch von dieser Stelle meinen Dank an die engagierten Mitarbeiterinnen des Frauenbüros und vor allem natürlich auch des 24-Stunden-Frauen-notrufs, hier an erster Stelle an die Leiterin, der Frau Dr Karin Spacek, richten, die nicht nur in den letzten zwei Jahren hier sehr, sehr engagiert und aktiv unterwegs waren, sondern die letztendlich auch für uns, glaube ich, sehr, sehr wertvolle Arbeit geleistet haben und uns diese Grundlage überhaupt einmal ermöglicht haben. Dank an diese Mitarbeiterinnen. 

Ich danke aber auch allen Kolleginnen, weil es, glaube ich, auch ein Beispiel war für eine wirklich sehr konstruktive Zusammenarbeit quasi zwischen den vier Parteien. Ich denke, dass wir sehr stolz darauf sein können, dass wir aus Wien hier als erste in Österreich, als Stadt Wien, die Initiative ergreifen, und ich hoffe, dass es uns allen gemeinsam gelingen wird, mit der heutigen Resolution, aber natürlich auch mit der Hoffnung und Bitte um Unterstützung auf Bundesebene, sehr schnell aktiv werden zu können, sodass wir hoffentlich sehr bald hier gesetzliche Maßnahmen haben werden, um damit letztendlich den Opfern zu helfen, sie zu schützen und vielleicht auch den einen oder anderen Mord zu verhindern. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ und der GRin Dr Monika Vana.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau StRin Landauer gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

StRin Karin Landauer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Frau Stadträtin!

Ich möchte es ganz kurz machen, weil ohnedies von allen Vorrednerinnen schon alles gesagt wurde, was ganz wichtig ist. Aber ich möchte einfach die Gelegenheit nützen, mich bei Ihnen ganz persönlich zu bedanken, weil ich das Gefühl gehabt habe: Das war eine Ihrer ersten Initiativen, die Sie gemacht haben, wie Sie Stadträtin geworden sind. Ich denke, das war für mich ein unheimlich positives Zeichen. Und vor allem, es ist quasi möglich gewesen, dass Sie, was ja nur über die Medien gespielt worden ist, die Studie präsentiert haben. Wir haben alle gesagt, da würden wir gerne mittun und mitarbeiten, und das ist eigentlich in Windeseile von der Frau GRin LUDWIG wirklich initiiert worden. Ich glaube, dass das einfach ein Zeichen ist, wie wichtig es ist, wenn in dieser Stadt etwas gemeinsam gemacht wird. Es gibt das Wegweiserecht, aber das Problem ist das, was die Frau GRin LUDWIG schon gesagt hat, dass es sehr oft in einem kleinen Rahmen passiert, aber der Psychoterror dann eben – das Schlimmste, was es überhaupt geben kann – zu Mord führt. Sie haben ja das letzte Beispiel eines Opfers schon sehr ausführlich geschildert. 

Sie haben aber jetzt auch das zweite Zeichen gesetzt. Ich habe Gelegenheit gehabt, mit der Frau Justizminister zu reden, nicht nur deshalb, sondern ich war wegen eines anderen Problems bei ihr. Und dann habe ich sie eben auf Ihre Initiative angesprochen, und sie hat eigentlich sofort gesagt: Ja, da wäre sie sehr, sehr interessiert, dass man hier gemeinsam versucht, wirklich die Rahmenbedingungen zu schaffen für so ein Gesetz. Sie haben ja jetzt auch an die Frau Justizminister geschrie-

ben, und ich kann Ihnen versichern: Was uns möglich ist, hier zu tun, werden wir sicher tun, weil ich einfach glaube, das wäre ganz, ganz wichtig für die Frauen, für die betroffenen Frauen, aber auch für die Männer, die auch leider von Psychoterror manches Mal nicht ausgenommen sind. – Herzlichen Dank für Ihre Initiative. (Beifall bei FPÖ, SPÖ und ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. Wir kommen zur Abstimmung. 

Es gibt einen Abänderungsantrag der GRÜNEN, und zwar der GRin Dr Monika Vana und des GR Dipl Ing Martin Margulies, betreffend Subvention an den Verein White Ribbon durch die MA 57. Ich lese noch einmal kurz den Abänderungsantrag vor: 

„Die Subvention für das Jahr 2004 an den Verein White Ribbon Österreich in der Höhe von 22 500 EUR wird genehmigt. Die Bedeckung soll im Voranschlag 2004 auf Haushaltsstelle 1/0610/757, Sonstige Subventionen, erfolgen." 

Wer diesem Abänderungsantrag zustimmen möchte, möge die Hand heben. – Das hat nicht die erforderliche Mehrheit erhalten. Dieser Abänderungsantrag wurde nicht angenommen. 

Wir kommen nun zum Antrag der Berichterstatterin. Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist mehrheitlich ohne die Stimmen der GRÜNEN der Fall. 

Es gibt auch einen Beschluss- und Resolutionsantrag von allen im Gemeinderat vertretenen Parteien betreffend wirksame Maßnahmen gegen Stalking, eingebracht von den GRinnen Martina LUDWIG, Barbara Schöfnagel, Barbara Feldmann und Monika Vana. Alle wissen, worum es sich handelt. Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Resolutionsantrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist einstimmig der Fall und angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 10 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft einen Sachkredit für die Revitalisierung des Meidlinger Marktes. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Yilmaz, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Feldmann. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Vorweg möchte ich feststellen, dass wir jeder Initiative zur Erhaltung, Sanierung und Rettung der Wiener Märkte zustimmen. Märkte verleihen einer Stadt einen individuellen Charakter und gehören in Wien zur Tradition, zur Lebensqualität und haben eine wichtige Bedeu-


tung für die Nahversorgung. 

Die SPÖ allerdings präsentiert auf der einen Seite eine groß angelegte Kampagne für die Wiener Märkte, und für die Rettung, Revitalisierung des Meidlinger Marktes werden 1,1 Millionen EUR investiert.

Auf der anderen Seite sollen für die Nahversorgung äußerst wichtige Märkte aufgelassen werden. Der Simmeringer Markt ist historisch gewachsen, er liegt mitten im Wohngebiet, ist in unmittelbarer Nähe von öffentlichen Einrichtungen und ist mit öffentlichen Verkehrsmitteln wunderbar zu erreichen. Auch der Genochmarkt, Donaustadt, ist wesentlich für die Aufrechterhaltung der funktionierenden Infrastruktur und ein wichtiger Träger der Nahversorgung. 

Ich würde gerne wissen, warum gewisse Bezirke hinsichtlich der Nahversorgung bevorzugt werden und andere hingegen auf das Flair und das Lebensgefühl, auf einem Markt im Wohnort einkaufen zu können, verzichten müssen. Das heißt also für mich, dass sich die Marktinitiative für die Wiener Märkte nicht auf alle Märkte bezieht, nicht auf alle Bezirke, es sich also nicht um ein konsequentes Gesamtkonzept handelt.

Es ist mir auch nicht verständlich, warum für solche Konzepte jahrelange Planung notwendig ist, um einen Markt vor seinem Tod zu retten und warum nicht zu einem wesentlich früheren Zeitpunkt aktiv gehandelt wird, denn was passiert in der Zwischenzeit? In dieser unendlich langen Planungsphase ergibt sich für die dort angesiedelten Betreiber ein existenzgefährdender Kaufkraftabfluss und eine schwere Imageschädigung und die Kunden, die sich bereits anderswo orientiert haben und abgewandert sind, sind bekanntlich relativ schwer zu überzeugen, in ein ursprüngliches Einkaufsgebiet zurückzukehren. 

Ich würde gerne wissen, was bei einem Entwurf, einer Planung, einer Neukonzeption vier bis fünf Jahre dauert? Es ist wertvolle Zeit, die wirtschaftlich nicht aufgeholt werden kann. Immerhin schaffen die Wiener Märkte 4 000 Arbeitsplätze und haben einen Jahresumsatz von 300 Millionen EUR! Sie stellen also einen wichtigen Wirtschaftsfaktor dar. 

Wir halten es für notwendig, das Gesamtbudget für die Revitalisierung der Wiener Märkte neu festzusetzen und den Genochmarkt und den Simmeringer Markt zu erhalten. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dr Madejski gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Liebe Frau Stadträtin!

Selbstverständlich werden wir dem Aktenstück zustimmen, noch dazu wo ich ja hier als Meidlinger Mandatar viele Jahre lang in diese Richtung agiert habe genauso wie unsere Bezirksratsfraktion, die ja auch viele Jahre Anträge in diese Richtung gestellt hat, die leider immer wieder abgewiesen worden sind. 

Erfreulich an der Situation ist, dass jetzt endlich irgendwas passiert, wobei ich sage, das Ganze als Revitalisierung zu bezeichnen, ist ein bisschen ein Scherz. In Wirklichkeit ist das ein besserer Kanalumbau, ein bissel Strom und ein bisschen Wasser. Und ich muss Ihnen sagen, das hat mit Revitalisierung eines Marktes, wo man auch den Eindruck nach außen hin ein bisschen verändern sollte, überhaupt nichts zu tun. Das sind wichtige, notwendige Sanierungsmaßnahmen, die aber auf Grund von Versäumnissen in der Vergangenheit jetzt wirklich dringend notwendig sind. Der Bezirk muss dazu von den 1,8 Millionen EUR 700 000 EUR selbstverständlich selbst bezahlen, wobei das erst das erste Modul ist. 

Es gibt drei Module, drei Phasen des Ausbaues.

Die erste Phase wird eben diese infrastrukturelle Sanierung, sage ich, sein, die hoffentlich bis Ende 2006 so wie geplant fertig sein wird.

Das zweite Modul umfasst dann das alte Marktamtsgebäude und die WC-Anlagen. Da steht nur drinnen, dass sie dann woanders untergebracht werden. Das ist eigentlich für ein Konzept ein bissel wenig. Eigentlich sollte man schon wissen, wo man sie hin tut. 

In diesem Zusammenhang möchte ich nämlich etwas sagen, was mich sehr erstaunt hat: Man hat voriges Jahr mit großem Pomp - und ich war damals schon sehr glücklich – direkt am Meidlinger Markt eine Ausstellung präsentiert, die seitens der Gebietsbetreuung von einem jungen Architekten mitbetreut worden ist. Die Frau Bezirksvorsteherin Votava und der Herr Dipl Ing Reichel haben das damals eröffnet und es waren viele Leute dort. Das war ein Plan, dem alle zustimmen konnten und der auch Hand und Fuß gehabt hat. Plötzlich war der Plan in der Schublade und ist überhaupt nicht mehr weiter verfolgt worden. Die MA 19 war, wie ich gehört habe, ein bisschen beleidigt, weil sie beim ersten Plan, den die Gebietsbetreuung vorgestellt hat und der wirklich gut war, nicht mitgetan hat oder nicht eingeladen worden war, was auch immer, und hat dann eben selbst mit der MA 34 und mit den Dienststellen versucht, hier ein neues Konzept zu erstellen.

Meine Damen und Herren! Hier sind Sie, Frau Stadträtin, gefordert - und ich habe den Eindruck, dass Sie Ihr Engagement auch in diese Richtung durchaus ausdehnen -, im Budget wesentlich mehr für die Wiener Märkte herauszuholen, denn das ist nämlich mit derzeit 2,5 Mil-lionen EUR sehr dürftig! Von den 2,5 Millionen EUR in diesem Jahr - das darf ich zum Beispiel noch sagen - ist ein Teil für die Öffentlichkeitsarbeit, was sehr wichtig ist, und der zweite ist für den Volkertmarkt und den Schwendermarkt und damit hat es sich mit dem Geld im Großen und Ganzen. 

Der Meidlinger Markt bekommt als sehr wichtige Einrichtung, die, glaube ich, erhaltens- und verbesserungswürdig ist, 270 000 EUR pro Jahr. Ich darf Ihnen aber sagen, dass der Meidlinger Markt insgesamt als Bezirk gleich wieder 188 000 EUR an Gebühren an die Stadt Wien zurück überweist. In Wirklichkeit bräuchten wir das Geld in dieser Höhe eigentlich gar nicht, sondern nur den Differenzbetrag von zirka 62 000 EUR. Das ist nämlich tatsächlich das Geld, was wir für die Marktsanierung auch vom Bezirk her verwenden könnten.

Mir ist vollkommen unverständlich, dass es kein Marketingkonzept gibt, sondern dass derzeit wirklich nur die Sanierungsarbeiten getätigt werden, denn der Markt lebt natürlich von der Infrastruktur. Sie braucht er, gar keine Frage. Da müssen auch die Standler mit investieren, zum Beispiel Anschlussleitungen. Das ist alles in Ordnung. Aber es gibt kein Konzept für die Zukunft: Wie soll es ausschauen? Und das wird notwendig sein, Frau Stadträtin! Es gibt ja demnächst wieder diese Marktsitzung. Da habe ich eine Einladung bekommen. Ich komme sehr, sehr gerne dorthin. 

Übrigens, Sie haben ja jetzt eine Aktion, glaube ich, mit der "Kronen Zeitung" gestartet, einen Fotowettbewerb ... (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Nicht mit der “Kronen Zeitung“!) Ich glaube mit den Märkten. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ja, mit den Märkten!) Ja, ich glaube der Titel ist jetzt°... (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Zum “Klick“ gibt’s die Wiener Märkte!) Ja, und “Beliebt und°...“ Beliebt oder°... (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Beliebt und belebt!) Ja, richtig. Ich habe das in der "Kronen Zeitung" gelesen: “Beliebt und belebt“. Richtig. Und da fällt mir jetzt bei “Beliebt und belebt“ nämlich ein, ich habe am 13. Mai eine Pressekonferenz mit dem Titel "Beliebt durch belebt" gemacht. Es freut mich, dass Sie den Titel von mir übernommen haben und das ist auch schön. Man sieht daran, wir ziehen an einem Strang und vielleicht werden wir in Zukunft beim Markt ein bissel was weiterbringen.

Sie sollten nur schauen, dass Sie ein Minimum von 10 Millionen EUR für die Märkte bekommen und das ist bei dem Budget, das Wien hat, wirklich überhaupt nichts, denn mit den 2,5 Millionen EUR, die Sie jetzt haben, werden wir nur sanieren und nichts neu machen können. 

Ich setze mich deswegen so für den Meidlinger Markt ein, weil er notwendig ist. Jetzt haben wir die Arkade, die wunderbar geworden ist, wir haben die Fußgeherzone und wir haben ein Prunkstück, den Markt, der aber optisch leider nicht so richtig gut ausschaut. Daher: Kein Marketingkonzept ist sicher schlimm. Vielleicht stellen Sie demnächst eines vor. Das würde mich freuen und ich bin auch gerne bereit, hier wirklich mitzuarbeiten, weil ich die Strukturen sehr, sehr gut kenne.

Zum Abschluss etwas, was nicht notwendig ist, Frau Stadträtin, aber Sie werden mit Ihrer Kollegin, der Frau Votava, sicher wieder einmal reden. Sie hat gestern ein bezahltes Inserat in der "Kronen Zeitung" geschaltet – das ist ja an sich nicht so billig –, eine viertel Seite und ich lese Ihnen vor, was am Schluss steht. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wann?) Gestern, gestern war das: „Der Gemeinderat hat das mit einem einstimmigen Beschluss schon gewürdigt." Das ist interessant, weil wir ja jetzt erst in etwa 10°Minuten abstimmen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Hellseherische Fähigkeiten!) Ja, sie hat natürlich°... Nur, ich sage Ihnen eines: Dass die Frau Bezirksvorsteherin aus ihrem Budget öffentliche Mittel, die man viel besser für Bürgerversammlungen verwenden kann, dafür verwendet, ist nicht notwendig oder sie hat eine Angst, dass irgendwas schief lauft. Sie ruft einen Journalisten an und ich kenne das, der hätte das auch in einem Artikel geschrieben und vielleicht hätte er es ein bissel besser gemacht als das Inserat. Es ist nicht notwendig, dass man einen verbesserten Kanalumbau inseriert und dieses Geld, Frau Stadträtin - und vielleicht richten Sie es ihr aus, ich habe es ihr jetzt in einer Presseaussendung auch ausrichten lassen -, hätte man besser einsetzen können. Sie hätten es für den Meidlinger Markt spenden können, aber es ist zu spät. Vielleicht wird in Zukunft die Frau Bezirksvorsteherin aus ihren Öffentlichkeitsmitteln auch hier für den Meidlinger Markt etwas tun.

Als Letztes: Schauen Sie dazu, dass bei der U-Bahn-Station auch die Bezeichnung Meidlinger Markt mit ausgerufen wird. Warum soll das nicht sein? Und bei den Öffnungszeiten kann es bitte nicht so sein, dass der Naschmarkt der einzige Markt ist, der immer beworben wird und wo man andere Öffnungszeiten hat. Alle anderen Märkte haben bitte Öffnungszeiten, die derartig unflexibel und konsumentenunfreundlich sind! Sie müssen relativ rasch zusperren. Vielleicht will der eine oder andere, gerade in Meidling, nach der Arbeit ein bissel eine Kleinigkeit essen gehen, aber das kann er nicht, weil die zusperren müssen. Hier sind Sie auch gefordert, aber ich bin guter Dinge, dass wir das gemeinsam schaffen werden und mich freut, dass Sie meinen Slogan übernommen haben! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Sehr geehrte Damen und Herren! Verehrte Frau Vorsitzende!

Wir beschließen heute für den Meidlinger Markt einen Betrag von 1 100 000 EUR für eine sanfte Revitali-sierung des Marktes und zusätzlich, wie wir schon ge-
hört haben, werden aus den Bezirksbudgetmitteln 700 000 EUR dazu gegeben. 

Der Meidlinger Markt wird in drei Bauabschnitten revitalisiert.

Im ersten Abschnitt wird die technische Infrastruktur nicht nur saniert, Herr Kollege, sondern auch zum Teil neu errichtet. In weiteren Bauabschnitten ist geplant, das Gebäude der Marktaufsicht abzureißen und an einer anderen Stelle neu zu errichten und es ist auch eine behindertengerechte WC-Anlage geplant. 

Frau Kollegin Feldmann, Sie haben Recht, die Wiener Märkte sind in vielen Grätzeln ein Kommunikationsort, aber es ist auf der anderen Seite auch unverantwortlich, jene Märkte, die eigentlich ihre Funktion verloren haben, mit Steuergeldern weiterhin am Leben zu erhalten. Ein Beispiel jener Märkte, die Sie hier erwähnt haben, ist der Simmeringer Markt: Von den ehemals 88 Ständen gibt es zur Zeit 5 offene. Aber auch beim Genochmarkt sind von ehemals 17 Ständen zur Zeit nur 3 offen.

Es gibt auch Verschiebungen im Konsumverhalten der Bevölkerung und nicht nur, weil die Stadt nicht investiert und dem müssen wir natürlich auch entsprechen. Die Stadt Wien tut eigentlich auch sehr viel für ihre Märkte. Es gibt ein betriebswirtschaftliches Konzept, das vor vier Jahren noch unter der StRin Renate Brauner begonnen wurde, das auch von einer Kampagne begleitet wird und wir haben seit 2003 nachweislich das Marktsterben gestoppt. Bis dahin konnte man sehen, dass die Marktstände und Marktbetreiber jährlich um ein Prozent zurückgegangen sind. Das wurde mit diesem Konzept und der Kampagne gestoppt und das ist erfreulich. Die Stadt Wien wird weiterhin investieren und auch den Standlern Mut machen, auch einiges zu investieren, was ja auch getan wird. 

Unter diesen Umständen bitte ich Sie, diesem Betrag für den Meidlinger Markt zuzustimmen und ich hoffe, die Bezirksvertretung wird morgen auch die 700 000 EUR beschließen, damit die Sanierung°... (GRin Inge Zankl: Mit den Stimmen der FPÖ!) Das habe ich auch schon gehört, aber das wollte ich nicht erwähnen. Ich hoffe, auch mit den Stimmen der FPÖ. Es ist schon gesagt worden, dass sie°... (GR Dr Herbert Madejski: Ja, da können Sie sicher sein!) Sie sagen: „Ja“, das freut mich besonders, fein. 

Ich bitte um Ihre Zustimmung, damit die Ausschreibungen beginnen können und der erste Bauabschnitt auch beginnen kann. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist einstimmig der Fall und daher einstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 59 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf von Grundflächen im Bereich der KatG Leopoldstadt an die LSE Liegenschaftsstrukturentwicklungs GmbH sowie die Ermächtigung zur Einräumung einer Option zu Gunsten der LSE Liegenschaftsstrukturentwicklungs GmbH be-treffend des Areals Krieau. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Petrides, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Hedwig Petrides: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zu dem folgenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist der Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Da uns ja dieses Thema rund um das Ernst-Happel-Stadion und der Verkauf dieses Grundstücks an die LSE heute noch in einer Dringlichen Anfrage an den Herrn Bürgermeister beschäftigen wird, möchte ich hier in der Geschäftsgruppe des Herrn Wohnbaustadtrats nur kurz auf die Kritikpunkte eingehen, die wir im Zusammenhang mit dieser Ermächtigung zum Verkauf sowie zur Einräumung einer Option zu Gunsten der LSE für die Grundfläche des Areals der Krieau mit einem von einem Sachverständigen noch zu ermittelnden Kaufpreis haben, also wo alle Optionen noch offen sind.

Was ist der Inhalt dieses Aktenstücks? Wien verkauft die Flächen rund um das Ernst-Happel-Stadion, die Flächen Vorgartenstraße Ecke Trabrennstraße, Union-Sportplatz, Ausstellungsstraße sowie eine Option auf die Flächen des Areals der Krieau Trabrennverein, Trabrennbahn, Stallungen und Tribünen an eine Liegenschaftsstrukturentwicklungs GmbH, die bis zum heutigen Tage im Firmenbuch nicht zu finden ist und die eine 100-prozentige Tochter der Wien Holding sein soll, sag’ ich jetzt einmal. Der Kaufpreis ist mit durchschnittlich berechneten Flächenerlösen von rund 300 EUR pro Quadratmeter - sagen wir einmal - sehr günstig berechnet, immer vor Augen geführt, dass die Stadt Wien hier das 100-prozentige Zugriffsrecht ja hat, weil es Flächen der Stadt Wien sind und sie hätte auch noch das 100-prozentige Zugriffsrecht, wenn es Flächen der Wien Holding bleiben würden beziehungsweise wenn die Entwicklung und die stadtplanerische Zukunft in Händen der Holding liegen würden. Das ist aber nicht der Fall, denn die Wien Holding hat bereits eine weitere Stadtentwicklungsgesellschaft gegründet, die U2-Stadtentwicklungs GmbH, an der sie nur mehr mit 20 Prozent beteiligt ist, denn 40 Prozent gehen an die IG Immobilien und 40 Pro-zent an eine Privatstiftung. Auf die Gesellschafterstruktur und auf deren Zusammenhänge werde ich dann noch im Zuge der Dringlichen Anfrage und in der Debatte der Beantwortung eingehen. 

Faktum ist, dass die Stadt Wien mit dem heutigen Grundstücksverkauf und der Übertragung an die Wien Holding unter Einräumung dieser Option für die Krieau das Zugriffsrecht, die weitere planerische Zukunft und alle Möglichkeiten, dieses Gebiet zu strukturieren und im Interesse der Wienerinnen und Wiener und im Interesse der Stadt Wien zu entwickeln, aus der Hand gibt, wenn die Wien Holding nur mehr mit 20 Prozent an der U2-Stadtentwicklungs GmbH beteiligt ist. 

Im Akt insgesamt ist noch einiges an Ungereimtheiten zu finden wie die 4,8 Millionen EUR bezüglich des Parkplatzes Olympiaparkplatz vor dem Ernst-Happel-Stadion, wo diese neue Gesellschaft LSE, wenn sie dann endlich gegründet ist und es einen Geschäftsführer gibt, mit dem man dann auch vielleicht einmal in Gespräche eintreten kann, sich erst dann mit der Stadt Wien und mit der MA 51 ausmacht, im Rahmen welcher Sachleistungen auch immer diese 4,8 Millionen an die Stadt Wien gehen, wobei noch über die genaue Art und Ausgestaltung der Sachleistung zwischen den Vertragsparteien Einvernehmen zu erzielen sein wird. Na ich hoffe, das wird nicht allzu schwer sein, denn die Vertreter der Wien Holding sind ja für die Damen und Herren keine Unbekannten. Vor allem die Herren der MA 51 vice versa die maßgeblichen Personen der MA 51 wissen ja, wer die Vertreter der Wien Holding sind. 

Und solche Verträge werden im Gemeinderat vorgelegt, wo großteils noch unausformuliert ist und noch gar nicht feststeht, wie in Zukunft miteinander umgegangen wird und welche Möglichkeiten oder Übertragungen der Kontrollfunktionen des Gemeinderats und des Kontrollausschusses hier gegeben sind, denn wir alle wissen, dass bei einer 20 Prozent-Beteiligung an einer GesmbH das Kontrollamt der Stadt Wien und die Gemeinderätinnen und Gemeinderäte in diesem Haus keine Möglichkeit mehr haben, hier reinzusehen. Das Einzige, was die Wien Holding in Ihrem Schreiben dargelegt hat, ist wie die einzelnen Flächen verwertet werden sollen: Einkaufszentrum am derzeitigen Parkplatz des Ernst-Happel-Stadions, “City-Center-Stadion“. Jeder, der sich mit der Geschichte der IG-Immobilien auseinander setzt, wird wissen, dass dieser Name ein Synonym für die IG-Immobilien ist. Das “City-Center Amstetten“ ist ja das Paradebeispiel, wie sich die IG-Immobilien so etwas vorstellt. Ich hoffe, Wien bleibt von so etwas verschont und man macht sich ein bissel mehr Gedanken über diese Sache. 

Krieau: Wie geht es dort weiter? Diese Option, die heute eingeräumt wird, gilt bis zum 31.12.2012. Also mehr als 8°Jahre hat die LSE, sprich die Wien Holding oder ihr nachfolgende miteingebrachte Gesellschaften die Möglichkeit, was Gutes oder was Schlechtes für die Krieau zu tun. Faktum ist aber, dass hier der Gemeinderat, die Kontrollinstanzen - das Kontrollamt der Stadt Wien - jegliche Rechte verspielt haben.

Ich glaube, wenn man sich ansieht, welcher Zeitdruck auf diesen Flächen rund um das Ernst-Happel-Stadion ist, so kann es nicht angehen, dass die Politik der Stadt Wien heißt, wir suchen uns private Investoren, ja, aber wir geben unsere Zugriffsmöglichkeiten, unsere Mitsprachemöglichkeiten aus der Hand, wir überlassen es ausschließlich den privaten Investoren, um einen Flächenwidmungsplan vorstellig zu werden, denn dass die Europameisterschaft 2008 auch in Wien stattfindet, ist ein Faktum. Da gibt es kein Verschieben nach hinten, nach vorne oder sonst was. Das ist ein fixer Zeitplan und gerade dieser Zeitplan macht es so schwierig, in eine Verhandlungsposition mit einem neuen Grundeigentümer zu treten, denn wenn der neue Verhandlungspartner bezüglich einer Flächenwidmung plötzlich andere Vorstellungen als die Stadt hat, na da wird sich aber die Stadt ziemlich schwer tun, Wünsche dieses neuen Grundeigentümers hintan zu stellen. Sonst hat nämlich die Stadt Wien, hat der ÖFB, hat insgesamt Österreich während der Europameisterschaft 2008 vor dem Ernst-Happel-Stadion eine Riesenbaustelle und kein funktionierendes was auch immer Einkaufszentrum, Bürocenter und und und. Das heißt, wir müssen uns bei diesem Vertragsabschluss darüber klar sein, dass wir uns in Zukunft im ganzen Bereich rund um das Ernst-Happel-Stadion - zwischen der Messe und dem Stadionbereich - den Wünschen des neuen Grundeigentümers und dieser neuen Gesellschaft beugen müssen.

Diese Vorgangsweise halten wir für absolut falsch. Es ist ein nicht gehbarer Weg, sich so an private Investoren auszuliefern, noch dazu, weil deren Historie nicht unumstritten ist. Ich werde das in der Folge bei der Dringlichen dann noch ausführen. 

Ich glaube, dass die Stadt Wien hier wissend einen falschen Weg eingeschlagen hat, wiewohl es sehr wohl notwendig ist, bei stadtplanerischen Entwicklungsmaßnahmen mit privaten Investoren zu kooperieren, sich diesen aber nicht auszuliefern. Aus diesem Grund werden wir diesem Aktenstück nicht zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Fuchs gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Es ist überhaupt keine Frage, dass die Bereiche Happel-Stadion, U2, Vorgartenstraße, Ausstellungsstraße und natürlich auch das Gebiet um den Trabrennverein hier einer Innovation bedürfen und es eine attraktive Entwicklung geben muss. Natürlich spielt hier die Fußballmeisterschaft ganz groß mit. 

Es ist aber auch eine Frage der Durchsetzung des Ziels: Wie wird dieses Ziel und wie soll dieses Ziel erreicht werden? Abgesehen von den Details und der mangelnden Akteninformation - wir haben das schon gehört -, haben Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, sich dazu entschlossen, für diese Entwicklung einen eigentlich selbstherrlichen Alleingang durchzuführen und das ist nicht gut für eine Stadt. Solche tiefgreifenden Veränderungen bedürfen einer Information und - das sage ich jetzt auch als Abgeordneter im Gemeinderat - eines gut aufbereiteten Aktes, denn aus der Aktenlage war nicht heraus zu lesen, was da alles im Verborgenen ist. Auch wenn Sie mit einer absoluten Mehrheit ausgestattet sind, so spielt hier die Kontrolle des Gemeinderats, wie wir auch schon gehört haben, eine ganz, ganz wesentliche Rolle! 

Nun zum Akt selbst. Jede Ermächtigung, jedes kleine Grundstück in unserer Stadt wird ausgeschrieben, bevor es verkauft wird, erst recht die Übertragung einer städtebaulichen Liegenschaft in diesem Ausmaß. Bei einem Mindestkaufpreis - und dieser Kaufpreis wird ja eigentlich erst festgelegt - von 32 Millionen EUR bedarf es zumindest einer Ausschreibung, denn so kann es sicherlich nicht gehen. Der Akt hat keine detaillierten Informationen über die Gesellschaft: Wie schaut überhaupt das Management aus? Ja, eigentlich geben wir dieser Gesellschaft ein Grundstück im Wert von mindestens 32 Millio-nen EUR und wissen aber nicht, wie dort das Management ausschaut! Sie haben mit der Wirtschaft darüber keine eingehenden Gespräche geführt! Ich möchte dazu noch feststellen, dass bei der Fertigstellung jedes einzelnen Objekts die Stadt natürlich die Grundstückskosten übertragen bekommt und die Überkosten oder der 
“Übergewinn“, wie es so schön im Akt heißt, an die Gesellschafter aufgeteilt wird. Ich frage mich: Was ist 
“Übergewinn“? Wie definieren Sie das? Wie muss das eigentlich ausgelastet sein? 

Die Frage der 20-prozentigen Beteiligung bleibt ebenfalls unbeantwortet. Warum 20 Prozent? Genauso die Frage, wie Sie zum Investor kommen. Wie haben Sie die Investorensuche durchgeführt? 

Und nun noch einmal weiter ins Detail: 27 000 Qua-dratmeter Einzelhandelsflächen zwischen dem Happel-Stadion und dem Dusika-Stadion haben bitte Auswirkungen für die Bezirke! Wir alle reden davon, dass die Nahversorgung erhalten bleiben muss. Wir bauen dort bitte 27 000 Quadratmeter Einzelhandelsflächen! Das hat natürlich unmittelbare Auswirkungen auf die an-grenzenden Bezirke! Sie wissen, dass maximal nur knapp 50, 60 Prozent der Kaufkraft im Bezirk bleiben und jetzt beschneiden Sie das weiter. Diese 27 000 sind wie der Millenniums-Tower oder die Fußgeherzone Favoriten. Haben Sie eigentlich eine Verträglichkeitsprüfung durchgeführt, ob das verkraftbar ist? 

Ich möchte jetzt hier nicht noch mehr auf Details eingehen, weil das sicher bei der Dringlichen Anfrage noch behandelt wird: Die 1 500 Parkplätze, das Verkehrsproblem, das hier in keiner Weise angesprochen worden ist, die 60 000 Quadratmeter Büroflächen, die angesprochen worden sind und die Hotels. In welche Richtung soll das alles gehen? Diese Information oder dieser Akt beinhaltet detailliert nichts über die Machbarkeit, die Wirtschaftlichkeit und die Verträglichkeit. Daher kann man da nichts herauslesen und daher kann man einen Blankoscheck nicht ausstellen. 

Ich möchte aber auch noch einige Worte zur Praterrenaissance, zum Wurstelprater sagen. Bis heute gibt es auch dort keine Information über den Masterplan und auch die Pressekonferenz der Frau VBgmin Laska war hier nicht aufschlussreich. Sogar der Präsident des Praterverbands, Robert Pichler, hat große Bedenken geäußert und das natürlich mit Recht, weil auch er befürchtet, dass die Praterbetriebe nicht miteingebunden werden und weil er weiß, dass Sie einerseits immer wieder Alleingänge machen und dann außerdem noch sagen: Es gibt überhaupt keine Möglichkeit der Mitbestimmung. 

Ich sage abschließend noch einmal: Wenn Sie tiefgreifende Veränderungen herbeiführen wollen und die Wirtschaft, die Menschen des Bezirks, den Bezirk selbst und die Mandatare des Bezirks hier miteinbeziehen wollen, damit es eine gute Lösung wird - und wir sind für eine gute Lösung -, dann gehört mehr dazu als einen Akt nur so zur Abstimmung zu bringen. 

Diesem Akt kann man, so Leid es mir tut, die Zustimmung nicht geben. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Wagner gemeldet.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Freiheitlichen lehnen dieses Geschäftsstück selbstverständlich ab, weil es ein weiterer Beweis dafür ist, dass sich Fehlplanungen in Wien fortsetzen und offensichtlich aber auch ein bisschen eine Freunderlwirtschaft dahinter steht. Dazu werden wir heute im Bereich der Dringlichen Anfrage vielleicht dann auch noch mehr erfahren.

Was mich als Leopoldstädter Mandatar bei dieser Fehlplanung oder bewussten Verscherbelung besonders entsetzt, ist dass wir hier überhaupt keine Rücksicht auf eine Bezirksentwicklung nehmen und das für die Bewohner der Leopoldstadt ganz einfach nicht tragbar ist. Dieses Gebiet ist durch Stadion, Messe, Prater und Wurstelprater ohnehin schon sehr belastet, auch was den Verkehr anbelangt. Und jetzt geht man beim Praterstadion, wo demnächst auch Fußballweltmeisterschaften stattfinden werden, her und macht den Parkplatz zu einem Einkaufszentrum, wo für ein Einkaufszentrum mit Sicherheit keinerlei Bedarf ist und gefährdet damit die Nahversorger! Sie reden im Gemeinderat immer davon, wie gut Sie den Kleingewerbetreibenden und den Nahversorgern helfen wollen und in Wahrheit beweisen Sie damit, dass das der nächste Schritt des Untergangs der Nahversorgung ist und dass Sie gegen die öffentlichen Interessen der Bewohner und der Kaufleute hier Ihre Geschäfte machen und das ist schlecht, meine Damen und Herren!

Es gibt in der Krieau eine Entwicklung, die wir sehr mit Vorsicht beobachten müssen. Die Krieau ist mit demnächst 130 Jahren Trabrennsportverein und historisch wertvollen Tribünen und Stallungen in Wahrheit ein Juwel im Bereich des gesamten grünen Praters und der anschließenden Sportstätten. Sie gehen heute her und beschließen hier ein Geschäftsstück, wie schon ausgeführt wurde, wo bis 2012 ein Investor, auf den Sie dann keinen Einfluss mehr haben können, weil die Geschäftsanteile nicht mehr Ihnen gehören – und es ist ein bisschen sonderbar, wissen Sie, dass Sie im Geschäftsstück selbst jetzt die LSE als Erwerberin vorschieben und so im Gespräch erwähnen, dass das eine 100-prozentige Tochter der Stadt Wien, der Wien Holding ist, aber in Wahrheit hinten herum schon die anderen gesellschaftsrechtlichen Verflechtungen laufen, obwohl die LSE noch gar nicht gegründet ist! Wir wissen heute, dass Sie zumindest versucht haben, das dem Gemeinderat und den Gemeinderäten zu verschweigen und dass Sie versucht haben, hier so zu tun, als ob die Stadt Wien weiterhin Einfluss auf das gesamte Gebiet hätte, weil die LSE eine Tochter der Stadt Wien ist. So ist es ja nicht! In Wahrheit stellt sich heraus, dass Sie Ihre Rechte und die Kontrollrechte der Gemeinderäte, des Gemeinderats und des Kontrollamts bewusst aufgeben und hier eben Entwicklungsmöglichkeiten jemandem zuschachern, der ganz einfach zu einem sehr billigen Preis, aber offensichtlich unter Freunden in Wien wieder einmal etwas erwerben kann. Auch das ist nicht das erste Mal!

Dieser Grundstücksdeal beweist, dass die SPÖ schuld an der Existenzgefährdung und der Vernichtung von Nahversorgung und von Kleingewerbe ist. Dieser Grundstücksdeal beweist, dass die Fehlplanungen der SPÖ in Wien die Lebens- und Wohnqualität der Wohnbevölkerung weiter einschränken werden. Dieser Grundstücksdeal beweist, dass die Einschränkungen der Kontrollrechte des Gemeinderats und des Kontrollamts von Ihnen fortgesetzt werden.

Die SPÖ hat schon bei vielen Projekten bewiesen, dass sie wenig Rücksicht auf die Bedürfnisse der Wienerinnen und Wiener nimmt und auch nicht auf die Opposition hört. Ich darf nur an die Verpachtung 40 Jahre Pachtvertrag für die Novomatic-Glücksspielhöhle im Prater erinnern. Alle anderen Kaufleute wissen heute noch nicht, ob, wann und auf wie lange verlängert wird. Weiters an die Verscherbelung der Meierei im Stadtpark und an den Grundstücksdeal auf der Hohen Warte. Auch da steckt die IG-Immobilien dahinter. 

Ich meine, das ist nicht nur die Kritik, die wir schon geübt haben und die wir heute üben. Sie werden wieder sagen: „Die Opposition schreit.“ Sie brauchen nur die heutigen Zeitungen lesen und dann werden Sie finden, dass auch der Rechnungshof der freiheitlichen Kritik Recht gibt. Wenn Sie dort lesen, dass der Rechnungshof festgestellt hat, dass beim Grundstücksverkauf auf der Hohen Warte für die Stadt Wien ein Nachteil von 4 Millionen EUR entstanden ist und dass der Rechnungshof Ihnen hier auch Maßnahmen vorschlägt, wie Sie versuchen sollten oder wie die Stadt Wien versuchen sollte, diesen Grundstücksdeal, der zum Nachteil der Wienerinnen und Wiener ist, aufzuhalten oder zu stoppen und Ihnen vorschlägt, Sie sollten jetzt bei der Umwidmung darauf achten und eben durch die nicht mögliche Umwidmung auch den Vertrag zurück nehmen und den Vertrag aufheben, dann sagt die Gemeinde Wien – wer immer das war, ich hoffe, es war nicht der Herr Bürgermeister, sondern einer seiner Stadträte -, dass eine Neuausschreibung überhaupt nicht in Frage kommt und ich zitiere jetzt wörtlich: „Die Flexibilität bei Grundstücksgeschäften wäre eingeschränkt.“ 

Das ist der Beweis oder Sie geben ja zu, dass Sie in Wahrheit keine Ausschreibungen wollen und Sie wollen keine korrekten Bieter suchen. Sie wollen das gar nicht, weil Sie dann nicht mehr so flexibel bei der Vergabe und der Zuteilung von guten Geschäften an offensichtlich gute Freunde sein können und°... (Aufregung bei der SPÖ.) Ja, das sind nicht meine Feststellungen, das sind die Aussagen eines SPÖ-Vertreters, nehme ich an, wenn das so in der Zeitung steht und zitiert wird. Und der Rechnungshof - den Akt kann man in der Folge ja nachlesen, das ist erst ein Rohbericht, aber es ist in der Zeitung veröffentlicht. Ich glaube, das sollten Sie ernst nehmen, meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ!

Ich möchte ganz kurz nur auch noch darauf eingehen, dass ich nicht verstehe, dass Sie an diesem Standort dieses Geschäft betreiben, vor allem meine Kritik am Einkaufszentrum und an den Hotels und Büros in einem nicht bekannten Ausmaß, denn von Wohnungen ist wenig die Rede. Wir wissen ja noch nicht, wie viele und ob dort überhaupt Wohnungen entstehen. 

Ich erinnere nur daran, dass Sie als SPÖ in Wien schon lange hätten tätig werden müssen, was die Bahnhofsoffensive betrifft. Sie haben dahinter jetzt ein schönes zweites Zentrum für SPÖ‑Veranstaltungen, das Sie gerade gründen. Wenn Sie weiterhin im Bund an der 

Macht geblieben wären, dann würden die Bahnhöfe weiter verfallen! Wir haben jetzt Gott sei Dank die Bahnhofsoffensive und der Bahnhof Wien-Nord am Praterstern ist der erste Bahnhof, wo heuer mit Milliardenaufwand begonnen wird zu sanieren. Ein Lob an die Bundesregierung und Schande für die SPÖ, die das unter sozialistischen Verkehrsministern mit so berühmten Namen wie Klima, Einem und Scholten nie geschafft hat. Und da gibt es noch viele von Ihnen, die versagt haben! 

Ich hoffe nur, dass sich der Herr Bürgermeister von Wien demnächst nicht auch unter die Versager einreiht, wenn er diesen Deal, der heute hier von Ihnen beschlossen wird, unterstützt! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Mag Schieder gemeldet.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Kollege Wagner hat ja einen spaßigen Mut, dass er seine Rede hier mit der Aufzählung von Verkehrsministern beendet und gerade in einem Bereich, wo man sagen muss, dass sich die FPÖ hier in den kurzen vier Jahren ihrer Regierungsbeteiligung mit einer Reihe von Verkehrsministern überhaupt fantastisch hervorgetan hat (Aufregung bei der FPÖ.), wo man sich oft gar nicht mehr erinnern kann, wer das alles war! Ich sage nur Forstinger, ich sage nur°... (StR Johann Herzog: Der Generalverkehrsplan!) Wie hat der geheißen vom Küchentisch? Den habe ich schon wieder vergessen, dann der Steirer, und so weiter, und so fort, also echt interessant! (GR Josef Wagner: Ihre Versager! – StR Johann Herzog: Der Generalverkehrsplan wäre etwas! – Weitere Aufregung bei der FPÖ.) Aber ich bewundere irgendwie diesen spaßigen Mut, hier eine Rede mit solch einer Reihe zu beenden! 

Zurück zur heutigen Postnummer 59. Man muss schon darauf hinweisen, dass, bevor dieser Akt hier vorgelegen ist, schon einige Dinge in Vorbereitung passiert sind. So ist 2002 eine Studie erstellt worden und 2003, also voriges Jahr, haben die Gremien dieses Hauses das städtebauliche Leitbild für dieses Gebiet beschlossen. Es ist auch durchaus sinnvoll, weil es keinen Sinn macht, eine U-Bahn dort zu führen, wo rundherum relativ wenig ist. Wenn man schon ein so hochwertiges und teures Verkehrsmittel wie eine U-Bahn baut, dann ist es sehr sinnvoll, dass man sich auch die Stadtentwicklung und Stadtentwicklungsmöglichkeiten in diesem Gebiet, wo die U-Bahn dann vorbeifährt, anschaut und professionell mit Studien bemisst und dann eben auch im politischen Umfeld. 

Weiters glaube ich, dass Wien auch eine Stadt ist, die wächst. Das heißt, es gibt auch für eine Stadt immer wieder neue Bedürfnisse. Daher macht es auch durchaus Sinn, in diesem Gebiet dort so etwas Ähnliches wie einen neuen Stadtteil, einen neuen Bezirksteil zu schaffen und anzudenken und auch eine grundsätzliche Leitbildplanung und die Voraussetzungen dazu auch festzulegen. Gerade die U-Bahn und der U-Bahn-Bau ist ein 


ungeahnter – ungeahnt nicht, weil wir den Impuls schon öfter hatten, aber ein unermesslicher Impuls für dieses Gebiet. 

Die Messe zeigt jetzt schon Erfolg und man sieht auch schon, wie sich das Stuwerviertel, das bis jetzt vom U-Bahn-Bau eigentlich nur “belastet“ war - eine U-Bahn-Belastung ist ja nur eine Belastung für eine zukünftige hochwertige Nutzung und für zukünftigen Komfort -, qualitativ extrem verbessert hat. 

So ist es natürlich auch sinnvoll, ein Stadion, das Stadion, das EM 2008-Finalspiel‑Stadion verkehrsmäßig zu erschließen und auch Sonstiges sinnvoll an ein Stadion heranzuführen, so wie wir es von anderen Weltstädten ja kennen. Alle, die sich an die Reise des Wohnbauausschusses erinnern, können sich auch daran erinnern, dass wir dort das Manchester Stadion nicht besichtigt haben, aber daran vorbeigefahren sind. Dort sieht man, wie hervorragende Sportcluster geschaffen werden, nämlich dass sowohl ein gutes Stadion mit auch guten Clubs als auch eine gute verkehrsmäßige Anbindung und auch die notwendigen Freizeitnutzungen vorhanden sind. Genau das ist ja auch hier geplant. Anstatt eines öden Parkplatzes, der bislang von Fahrschulen benutzt wurde, soll eben eine höherwertige Nutzung und eine Einkaufsnutzung, die ja auch einen Sportschwerpunkt hat, gemacht werden inklusive der Pflichtstellplätze für die beiden Stadien, weil dort ja auch das Ferry Dusika-Radstadion ist. 

Weiters ist es auch sinnvoll, wenn man solche Flächen als Stadt identifiziert, diese betroffenen Flächen - den Parkplatz des Ernst-Happel-Stadions mit dem Einkaufszentrum und den Pflichtstellplätzen - sinnvoll und effizient zu vermarkten. Es geht um die Vorgartenstraße, um Büros, Hotels und Freizeit- und Nahversorgungseinrichtungen. Durchaus sinnvoll ist es auch, zwischen dem Stadion und der Messe ein Hotel zu haben. Hier kann man Spieler einquartieren und auch die Messe, die eine dauerhafte Nutzung ja jetzt schon hat, hat Nachfrage für ein Hotel. Und auch der Wurstelprater als Vergnügungsgebiet ist hier. 

Alle diese Dinge müssen ja auch bis Ende 2007 realisiert sein, weil wir nicht diesen Nervenkitzel wie die Athener wollen, dass wir bis zum Ende nicht wissen, ob die Entwicklung des Gebiets stattfindet (GR Georg Fuchs: Wie schaut das Konzept aus?), sondern wir wollen es Ende 2007 fertig haben, damit dann bei der WM 2008 im Zuge auch der U-Bahn-Eröffnung dieses Gebiet errichtet ist. (GR Georg Fuchs: Wie schaut das Konzept aus?) Bis 2012, weil wir ja immer weit voraus denken, soll dieses Gebiet bei der Ausstellungsstraße und beim jetzigen Trabrennverein ebenfalls hochwertig ausgestaltet werden. (GR Georg Fuchs: Wie schaut das alles aus?)

Jetzt dann noch zur effizienten Vermarktung. Es ist durchaus sinnvoll, wenn die Stadt nicht nur diese Entwicklung von Gebieten irgendwem übergibt, sondern dass man auch hier Public Private Partnership-Modelle eingeht, die wir in diesem Fall auch mit der Wien Holding, die eine Gesellschaft der Stadt Wien und im 100-prozentigen Eigentum der Stadt Wien ist, eingegangen sind. (GR Georg Fuchs: Das Konzept!) Und ich finde es schon ein bisschen kühn, dass gerade von der ÖVP – der Kollege Hahn versucht ja seit neuestem, die ÖVP als Wirtschaftspartei zu positionieren - immer Public Private Partnership-Modelle gefordert werden und dann gibt es einmal ein vernünftiges Public Private Partnership-Modell (GR Georg Fuchs: Konzepte! – Aufregung bei der ÖVP.) und dann schreien Sie auf einmal: „Nein, nein, nein"! Nun, wenn das der Inbegriff von Wirtschaftspartei ist! (GR Georg Fuchs: Es geht ja um Konzepte! Haben Sie das noch immer nicht begriffen?) Das ist ja eine Unkenntnis von wirtschaftlichen Möglichkeiten. (Beifall bei der SPÖ.)
Noch dazu hätte Ihnen das Aktenstudium auch die Einsicht ermöglicht, dass sogar Nachbesserungsparagraphen und -regeln im Vertrag vorgesehen sind, falls eine Höhernutzung des Gebiets zustande kommt, und dass über das Public Private Partnership ja auch die Chance besteht, am Gewinn, den so ein Public Private-Projekt hat, auch beteiligt zu sein. Das sollte eigentlich auch für eine angebliche Wirtschaftspartei kein Problem sein, aber das ist halt der Unterschied zwischen einer angeblichen Wirtschaftspartei und einer echten vernünftigen Partei, die auch etwas für die Wirtschaft leistet! 

In diesem Sinne halte ich das für einen hervorragenden Akt und bitte um Zustimmung. (Aufregung bei der ÖVP. - Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Sie verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte daher jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrstimmig mit den Stimmen der SPÖ angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 60 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Ermächtigung zum Abschuss eines Baurechtsvertrags mit der “Paradiso“ Errichtungs- und Betriebsgesellschaft mbH an dem neuen Grundstück 746/7, derzeit in EZ 467, KatG Hütteldorf. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Mag Schie-der, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn.

StR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es wurde bereits einleitend gesagt, worum es geht: Um ein Grundstück im 14. Bezirk neben der Fuchs-Villa in der Hüttelbergstraße 22 und um einen Baurechtsvertrag, der bis 31. Dezember 2013 laufen wird oder soll. Jetzt habe ich mich verrechnet, bis 2113, glaube ich, 99 Jahre. Jetzt habe ich mich zwei Mal verrechnet. Ein Baurechtsvertrag, der 99 Jahre laufen soll. Was soll da passieren und um was geht es überhaupt? 

Ein Kulturpark soll da hinkommen und ein Museum für Phantastische Künste. Viel genauer als so kann man es leider nicht sagen, weil viel genauer die Unterlagen nicht sind. Also was immer Sie sich darunter vorstellen mögen und wie unterschiedlich das auch sein mag, es kann alles davon sein. Wir wissen es nicht viel genauer. Abgeschlossen wird der Baurechtsvertrag mit der “Paradiso“ GesmbH. 

Wer ist die “Paradiso“ GesmbH heute? Da muss man nämlich auch wieder differenzieren. Heute sind das die Söhne des Malers Fuchs und der Ronnie Seunig. 50 Prozent der “Paradiso“ GesmbH gehören dem Ronnie Seunig, der durch verschiedene Aktivitäten bekannt ist. Die meisten kennen Excalibur-City in Kleinhaugsdorf und wünschen sich das im 14. Bezirk wahrscheinlich nicht und auch sonst nirgends in Wien. Er ist auch bekannt für die sehr geschmacklose - nicht für das Produkt, das geschmacklos ist - Werbung für diesen Energydrink Excalibur-Getränk oder so ähnlich, eine Produkteinführung mit einem der sexistischsten Werbeplakate der letzten Jahre in Österreich. Und er ist auch bekannt für eine Holocaust-Relativierung und für eine Herumscherzerei mit den Begriffen, die halt überhaupt nicht lustig sind. 

Dieser Ronnie Seunig beziehungsweise die “Paradiso“ GesmbH bekommt jetzt ein Baurecht. Und je mehr wir darauf hinweisen, dass es sehr fraglich ist, warum wir mit diesem Herrn überhaupt Geschäfte machen - ich komme aber dann auch noch zum Inhalt des Geschäfts -, desto mehr wird jetzt zurückgerudert und es heißt, der Ronnie Seunig wird dann bei dieser “Paradiso“ GesmbH eh nicht mehr dabei sein, das wird eh alles anders gemacht. Abstimmen tun wir aber heute und nicht irgendwann und wenn wir bei der schwammigen Ausführung, die dem Akt zu entnehmen ist, nicht wissen, wer dieses Projekt betreibt, dann wissen wir erst recht nicht, was dort hinkommt und was dort rauskommt. 

Was wir nicht haben, ist irgendeine Art eines Verkehrskonzepts. Es soll dort immerhin ein Museum hinkommen und man braucht ein paar Stellplätze. Im Bezirk - und da gibt es ein Protokoll dazu - wurde gesagt, und es ist fast schon kurios, wer da für die Parkplätze zuständig sein soll - es hat sich dann herausgestellt, es soll eine falsche Auskunft sein, aber verlesen wir es trotzdem - und der Bezirksrat Wolfgang Krisch der GRÜNEN im 14., ein sehr umtriebiger Mann, hat sich im Bezirk erkundigt, wie denn die Projektbetreiber die Parkplatzsituation lösen wollen. Und das Sitzungsprotokoll vermerkt - es ist also schriftlich nachzulesen -, dass in den Pachtvertrag nicht nur jederzeit Einsicht genommen werden kann, sondern dass die MA 49, Zitat: „Die Parkplätze errichten und anschließend laufend pflegen werde“. Der Krisch schreibt dann auf seiner Homepage: „Das ist eine originelle neue Aufgabe für das städtische Forstamt, die Parkplätze zu pflegen.“ Natürlich ist dann prompt noch ein Schreiben herausgekommen: „Alles ein Blödsinn, so ist das nicht." Jetzt fragt man sich natürlich, welche Auskunft bekommt der Krisch, wenn er in der Bezirksvertretung fragt, denn wenn es ein Blödsinn ist, dann hat er die falsche Auskunft bekommen. 

Es bleibt in Summe ein Projekt, von dem wir nicht genau wissen, was hinkommt und von dem wir nicht wissen, wie dort die Verkehrsfrage gelöst werden soll und ob die Parkplätze nicht auf Sww-Flächen errichtet werden sollen, was eh nicht geht. Es bleibt immer noch die Frage offen, ob wir nicht so eine Kitschkeule wie Excalibur-City bekommen und warum mit dem Ronnie Seunig solche Geschäfte gemacht werden. Ich kann mir nicht gut vorstellen, dass er ein besonders guter Freund der Sozialdemokratie in dieser Stadt ist. 

Das Projekt selbst ist schwammig und kann so nicht unterstützt werden. Die inhaltlichen Fragen sind weder betreffend Museum geklärt noch sind die Fragen des Verkehrs geklärt noch ist geklärt, wer morgen die “Paradiso“ GesmbH sein wird. Es ist eigentlich alles offen, außer dass jetzt ein Baurechtsvertrag für 99 Jahre für 33 700 EUR im Jahr für 8 867 Quadratmeter abgeschlossen werden soll. Das sind die nackten Fakten, die Sie haben, den Rest haben Sie nicht. 

Die GRÜNEN werden aus all diesen Gründen diesem Akt nicht zustimmen können. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Mag Gerstl gemeldet.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich stehe nicht an oder es wäre sicherlich nicht mein Part, hier für die Regierung eine Verteidigungsrede zu halten, aber ich glaube, dass die Betrachtungsweise meines Vorredners einer gewissen Korrektur bedarf: 

Erstens: Das Gebiet im Paradies ist eines, das seit vielen, vielen Jahren, wenn nicht seit mehr als einem Jahrzehnt eigentlich ungenutzt und brach liegt und der Bezirk (GRin Dr Sigrid Pilz: Nicht brach!) über viele, viele Jahre hindurch versucht hat, das auch entsprechend zu nützen und mehr Zugänglichkeit in den Freiraum zu bringen, auch eine Zugänglichmachung des Wald- und Wiesengürtels so wie das nämlich auch für jeden Forstwirt erforderlich und notwendig ist, dass der Wald geöffnet ist. Diese Zugänglichkeit auch Richtung Satzberg hin (GRin Dr Sigrid Pilz: Nicht brach!) zu schaffen, Frau Kollegin, ist etwas, wofür wir als ÖVP natürlich stehen und ich bedaure, dass die GRÜNEN offensichtlich nicht für einen Zugang im öffentlichen Grünraum stehen. 

Wie man es machen kann, darüber kann man unterschiedlicher Betrachtungsweise sein, aber jedenfalls halten wir diesen Vorschlag, das Projekt einmal kulturell anzulegen, für einen sinnvolleren Vorschlag als der, der noch von der letzten Bezirksvorsteherin gekommen ist, nämlich dort 300 Wohnungen hinzubauen. Das wäre sicher der falsche Weg gewesen! 

Also die Nutzung des öffentlichen Raums auch mit Kultur verbunden ist für uns ein Punkt, der in der Stadt immer ein richtiger, auch ein wichtiger Bereich ist und 
in dem Sinne wundert es uns auch sehr, dass die GRÜNEN offensichtlich hier auch gegen ihr Kulturprogramm verstoßen, denn in ihrem Kulturprogramm heißt es: „Grüne Kulturpolitik in einer weltoffenen Stadt beobachtet gesellschaftliche Veränderungen, neue künstlerische Positionen und anerkennt Kunst und Kultur als einen Freiraum.“ Ich sehe noch nicht sehr viel, dass Sie hier Kunst und Kultur anerkennen wollen, sondern offensichtlich ist nur das für Sie Kunst, was für Sie eine Kunst sein soll und das ist es offensichtlich nicht. In Ihrem Kulturprogramm führen Sie das aus und da heißt es: „Nähere Auskünfte sind bei Ihrer Ansprechpartnerin Marie Ringler zu bekommen.“; und dass sie sich besonders in den Stadtteilen außerhalb des Gürtels dafür einsetzt „unter Ausnutzung vorhandener Strukturen, die wir dort haben, multifunktionelle Stadtteile und Kulturzentren zu schaffen oder bestehende zu erweitern.“ Das liegt eigentlich genau auf der Hand. Das Projekt passt genau zu Ihrem Kulturprogramm, doch Sie wollen es eigentlich nicht unterstützen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das stimmt nicht!) 

Herr Kollege, ich glaube, auf Ihrer Internetseite, Herr StR Ellensohn, auf Ihrer Internetseite, der Grünen Internetseite finden Sie diese Ausführungen. Wenn Sie nur im Akt der Stadt Wien nachlesen, finden Sie es nicht! (GR Mag Rüdiger Maresch: Da steht auch nichts drinnen!) Vielleicht lesen Sie in Ihrem eigenen Kulturprogramm nach, dann finden Sie einmal, wofür Ihre eigene Partei steht und dann könnten Sie vielleicht einen positiven Zugang zum Kulturprogramm auch im 14. Bezirk finden. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wofür Ihre eigene Partei steht!) Das zur Kulturausrichtung der Grünen Partei. 

In einem zweiten Punkt gebe ich Ihnen aber Recht, Herr StR Ellensohn: Im Bereich des Verkehrs und der verkehrsmäßigen Anschließung ist noch lange nicht alles ausgestanden und noch lange nichts entschieden und das ist ein Punkt, worauf wir auch die Aufmerksamkeit legen müssen. Da stimme ich mit Ihnen vollkommen überein, aber das ist jetzt auch noch nicht zur Diskussion gestanden, sondern jetzt ist einmal zur Diskussion gestanden, ob diese Privatstiftung nun einen Baurechtsvertrag auf 99 Jahre bekommt. Und Sie wissen das sicher selber ganz genau und als Stadtrat ganz besonders, dass es für die Zugänglichmachung dieses Projekts auch noch anderer Bewilligungen bedarf wie unter anderem auch die Aufhebung der Bausperre, die dort noch verhängt ist und wo ohne Aufhebung der Bausperre dort im Moment überhaupt nichts geschehen kann und dass das ein wesentlicher Grund ist.

Für uns ist das natürlich auch ein Punkt, wo wir sagen, jedes Verkehrskonzept wird auch daran gemessen, ob man einer solchen Aufhebung der Bausperre die Zustimmung geben kann und das muss auch kontrolliert werden. Keine Frage, das ist ganz, ganz wichtig. 

Aber jedenfalls, glaube ich, verdient es eine Unterstützung, dass man sich auch im 14. Bezirk der Kultur einmal besonders widmet und dort auch ein kulturelles Projekt mit einer Zugänglichmachung des Sww-Gebiets mit einer Öffnung Richtung Satzberg hin aufstellen möchte und damit sozusagen den öffentlichen Raum auch besser für die Öffentlichkeit nutzbar macht. Alles, was danach noch zu kontrollieren ist, werden wir danach ganz, ganz intensiv kontrollieren. (GRin Dr Sigrid Pilz: Dann ist es zu spät! – Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der heutige Antrag behandelt ein Baurecht für die Errichtung eines Museums, nicht so wie es im Antrag steht um eine Ausstellungsfläche für notwendige Infrastruktur im Zusammenhang mit der Wiener Schule des Phantastischen Realismus. Das ist der Punkt und bei dem Punkt bleibt es auch. Dafür wird auch ein Baurecht eingeräumt und für nichts anderes, auch wenn der grüne Bezirksrat auf seiner für Unzuverlässigkeit extrem bekannten Homepage dieses wieder einmal geschrieben hat.

Gleichzeitig lukriert die Stadt dadurch 33 700 EUR Pachtzins pro Jahr wertgesichert und ich möchte schon eines anmerken: Man kann sich für solch eine Fläche eine Vielzahl von Nutzungen vorstellen, aber immerhin ist hier eine Privatinitiative und privates Investment, privates Geld, das mehr oder weniger vom Maler Ernst Fuchs und seinen Söhnen stammt, gegeben. 

In der Zeitung konnten wir auch lesen, dass der Herr Seunig aussteigen will, der mir auch aufgrund seiner politischen Aussagen alles andere als ein sympathischer Herr ist. So gesehen würde ich das auch sehr begrüßen. Jedenfalls sind die Kontaktleute auch die Söhne des Malers Fuchs, die dieses Projekt vordringlich betreiben. 

Und zu den Verkehrsfragen würde ich nach wie vor so wie schon im Ausschuss ersuchen, dass wir die Fragen dort behandeln, wo sie auch geschäftsordnungsmäßig behandelt werden sollen und müssen, nämlich die zuständigen Gremien sind im Bezirk angesiedelt und die werden in der nächsten Woche diese Fragen auch behandeln. Wir alle wissen ja auch, dass die Projektbetreiber hier ebenfalls schon größte Zustimmung und Kooperationsbereitschaft signalisiert haben. In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Wir bitten jene Damen und Herren, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Dies ist ohne die Stimmen der GRÜNEN mehrstimmig angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 61 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Ermächtigung zur Einräumung einer Option zugunsten der LSE Liegenschaftsstrukturentwicklungs GmbH betreffend Grundflächen des Thermen- und Kurparkareals Oberlaa. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Mag Schieder, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. 

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Und schon wieder die LSE. Die tritt in Zukunft als neue Liegenschaftsstrukturentwicklungsgesellschaft der Wien Holding wahrscheinlich gebündelt auf. 

Es ist auch in diesem Zusammenhang nichts dagegen zu sagen, dass man sich im Bereich Thermengebiet Oberlaa, Kurzentrum, Vorfeld zum Thermalbad endlich einmal Gedanken macht. Es hat hier ja bereits Ideen, Vorschläge und nicht umgesetzte Konzepte verschiedenster Natur gegeben, von der versprochenen Verlängerung der Linie 67 bis zur Seniorenresidenz und zum Bürocenter der Austrian Airlines bis hin zu anderen Ideen wie zum Beispiel auch der Aufstockung des Hotels in diesem Bereich - diesen Turm noch etwas höher zu gestalten - bis hin zu einer Umgestaltung des gesamten Boulevardbereichs vor dem Kurzentrum. 

Erst gestern haben wir im Kontrollausschuss über den Gesamtzustand der Kurhalle in Oberlaa gesprochen, dass das eigentlich das Sorgenkind der Wiener Stadthalle ist und dass eine Studie in Auftrag gegeben wurde, die im November fertig sein wird, wo man dann ablesen können soll, wie es mit der Eventhalle Oberlaa weitergehen soll und welche Konzepte realisiert werden sollen. 

Heute haben wir die Ermächtigung zur Einräumung einer Option zugunsten einer Gesellschaft, die es bis zum jetzigen Zeitpunkt nicht gibt. Auch das wird man klären müssen, ob ein Beschluss im Gemeinderat mit einer Gesellschaft, die de facto im Firmenbuch noch nicht existent ist, überhaupt eine rechtliche Grundlage hat. 

Also auch das sei dahin gestellt, ob diese Beschlüsse, die der Gemeinderat heute fällt, mit der LSE Liegenschaftsstrukturentwicklungs GmbH überhaupt rechtens sind und auch rechtmäßig zu Stande gekommen sind, denn hier im Akt und in dem vorangegangenen wird vorgegeben, dass es diese Gesellschaft bereits gäbe. Faktum ist, dass sie laut Firmenbuch noch nicht eingetragen ist und auch noch kein handelsrechtlicher Geschäftsführer festgeschrieben ist. Faktum ist, dass diese noch zu gründende Gesellschaft die Zukunft des Thermen- und Kurparkareals Oberlaa übertragen bekommt. Ich gehe davon aus, dass es, wie in vielen anderen Fällen auch, bei der Wien Holding zu einer Substrukturierung einer weiteren Gesellschaft kommt, die dann eventuell mit privaten Investoren zu einer Verbesserung in diesem Bereich führen soll. 

Da all diese Punkte aber in diesem Vertragswerk nicht angesprochen sind und auch nirgendwo diskutiert wurden und in Ermangelung eines Gesprächspartners bei der LSE, nämlich dem nicht vorhandenen Geschäftsführer oder der nicht vorhandenen Geschäftsführerin, diesbezüglich keine Gespräche zu führen waren, werden wir dieses Geschäftsstück ablehnen und behalten uns vor, dieses Faktum, dass es die LSE mit heutigem Tag überhaupt nicht gibt, mit ihr aber hier im Gemeinderat Aufträge beziehungsweise Geschäfte beschlossen werden, einer weiteren Prüfung durch das Rechtsmittelbüro beziehungsweise durch externe Juristen zu unterziehen. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Fuchs. Ich erteile ihm das Wort.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Wie wir gehört haben, die Einräumung einer Option und die Übertragung einer Aufgabe zur Umsetzung von städtebaulichen Zielsetzungen für die Therme Oberlaa und den gesamten Bereich Kurpark, Nutzung und Verwertung auch der Liegenschaften, wie es so schön heißt, zu einem noch nicht ermittelten Kaufpreis.

Meine Damen und Herren, anschließend zum vorvorhergehenden Geschäftsstück Praterstadion möchte ich noch einmal sagen, es gibt keine Konzepte. Dass etwas getan werden muss, ist richtig, ist notwendig, aber die Details sind nicht aus der Aktenlage herauszulesen. Auch wenn Sie das nicht zur Kenntnis nehmen wollen, da kann man nicht die Zustimmung geben. Es geht auch in diesem Bereich um mangelnde Information.

Nun drei Fragen vorweg: 

Wie geht eigentlich die Stadt Wien mit ihren Infrastruktureinrichtungen um, die eigentlich ein Unikat sind? 

Es gibt kaum eine Stadt, die eine solche Thermenquelle hat, wie es Wien-Oberlaa ist. Meine Damen und Herren, das ist ein Juwel, das eigentlich behütet, gepflegt, innovativ behandelt und weiterentwickelt werden muss. Da ist seit 1975 überhaupt nichts geschehen. Seit Beginn, seit der WIG, wurde dort nichts getan. Wissen Sie, das kommt mir wirklich wie im Ostblock vor. Dort hat man eine Fabrik errichtet, weil es halt in den Fünfjahresplan hineingepasst hat, dann ist sie gestanden und man hat nichts mehr gemacht. Fünf Jahre später war sie kaputt. Es ist dort nichts geschehen. Genau so ist man mit diesem Markenzeichen für Wien, es ist ein Markenzeichen, auch ein Markenzeichen für den größten Bezirk von Wien, Favoriten, umgegangen. 

Meine Damen und Herren, auch wenn keine Stadt so ein schönes Juwel hat, die Tatsache ist vorhanden, dass hier abgewirtschaftet worden ist in den Bereichen des Thermenbads, der Veranstaltungshalle, wie wir gesehen haben, und des Kurmittelhauses, das überhaupt keine Gewinne bringt, und das schon jahrelang. Man hat zugewartet und zugewartet und dasselbe ist natürlich beim Wellnesspark der Fall. Während andere boomen - die Privatunternehmen haben nicht geschlafen - hat Wien geglaubt, es ist ein Unikat und die Kunden kommen automatisch. Das ist eben nicht so gewesen. Es hat auch kein Vordenken für weitere Entwicklungen gegeben, wie es andere in der Umgebung Niederösterreich und Steiermark getan haben.

Ich frage noch: Warum gehen Sie schon jetzt eine Option über die Grundflächen ein, bevor Sie überhaupt das Ziel kennen, wohin Sie wollen? Jedes Unternehmen muss ein Ziel definieren. Ein Ziel, nur Umsätze zu machen, ist zu wenig, aber genau so agieren Sie jetzt. Sie haben kein Ziel, kein Ziel ist bekannt, auch nicht aus der Aktenlage herauszulesen. Welche Maßnahmen dieses Ziel erfordert, ist überhaupt noch nicht drinnen, dass man einen modernen, dynamischen Thermenstandort daraus macht.

Meine Damen und Herren, es ist in der Aktenlage nicht fixiert, wie die Termine ausschauen. In welchem Zeitraum hat die LSE überhaupt die Aufgabe, das zu ver-wirklichen? Entschuldigung, aber am Sankt-Nimmerleins-Tag? Genau das ist bei einem Unternehmen wichtig. Darauf müsste eigentlich die Holding schauen, dass sie sagt: „Liebe LSE, du hast so und so lange Zeit, nächstes Jahr musst du ein Konzept liefern." Es gibt keinen Termin, irgendwann wird es schon sein. Da habe ich wirklich Angst, genauso wie bis jetzt gebrodelt worden ist, dass nichts geschieht, seit 1975, und dass man einen tollen, goldenen Standort wegwirft. So, glaube ich, könnte es sein, wenn man keine Termine setzt, was ich aber nicht hoffe.

Meine Damen und Herren, ein Unternehmen braucht eine Machbarkeitsstudie, eine Wirtschaftlichkeitsstudie und auch eine Verträglichkeitsstudie. Diese sind auch wichtig. Das sind Fragen, die notwendig sind. 

Wie gehen Sie mit den dortigen Pachtverträgen um? Das sind ja Pachtverträge. Sind die aufzulösen? Ist das dort herauszulesen? 

Nichts ist in dem Akt.

Ein Vorletztes: Warum stellen Sie nicht zuerst den Erhalt der Quelle sicher? 

Sie wissen ganz genau, dass es hier ganz große Risken gibt, dass die Quelle einbricht, dass die Quelle versiegen kann. Diese Risken müssten eigentlich, bevor man so etwas macht, beseitigt werden. Entweder sanieren Sie es vorher oder Sie bohren neu. Dann erst können Sie diese Grundstücke alle übertragen und eine Option machen, denn die Quelle ist die Voraussetzung dafür, dass dieser Standort blühen kann. Machen Sie das, bitte! Meine Damen und Herren, bevor Sie den Masterplan machen, sollten Sie diese 40 Jahre alte Quelle sanieren oder erneuern.

Jetzt eine Frage noch an Sie: Wie würden Sie handeln, wenn das Bezirksparlament von solchen Vorgangsweisen überhaupt keine Kenntnis hat, überhaupt nicht informiert wird? 

Das ist tragisch! Ist das Ihre Dezentralisierung? Gerade bei solch wichtigen Dingen! Wenn irgendein Bezirksrat aufsteht und sagt, dass es dort und dort nicht funktioniert, gibt es keine Antwort, Stillschweigen. Das haben Sie die gesamten Jahre praktiziert und jetzt wird von uns Feuerwehr gespielt. Denn es ist überhaupt keine Frage, dass Wien diese Quelle erhalten muss und dass dieser Standort ausgebaut werden muss. Aber mit dieser Art und Vorgangsweise, wie Sie es machen, ist das nicht durchzuführen.

Ein Letztes: Haben Sie betreffend die Aufgabe zur Umsetzung eigentlich eine Ausschreibung durchgeführt? Ist das die richtige Gesellschaft? Gäbe es nicht bessere? Ich will gar nicht das Können absprechen, aber welche Fachleute sind dort? Wie schaut das aus? Welche sind herangezogen worden, um dieses Gold zu hüten, das Wien hat? 

Keine Antwort im Akt. 

Meine Damen und Herren, ich sage Ihnen noch einmal ganz offen, es fehlen die Konzepte. Die Notwendigkeit ist da, dass das durchgeführt wird. Erzeugen Sie kein Missverständnis, aber diese Art, wie Sie vorgehen, da kann die Zustimmung nicht gegeben werden! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Dkfm Dr Maurer, bitte.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Zu diesem Akt möchte ich sagen, Kollege Kenesei lädt wieder einmal alle Sorgen dieser Welt auf seine Schultern und ängstigt sich fürchterlich um die Firma, die nicht im Firmenbuch steht, die dortige Geschäftsführung und so weiter. Es ist wie üblich die Skandalisierung, die von den GRÜNEN vorgenommen wird. Ich habe hingegen mehr Vertrauen in die Vertragstechniker der Gemeinde, die ihre Aufgabe, gerade in der MA 69, glaube ich, immer sehr gut geleistet haben, zum Unterschied vom Kollegen Fuchs. Er argumentiert anders und will genaue Konzepte und Details. Also du bist lange genug Gemeinderat, um zu wissen, wie die stufenweise Abfolge von solchen Prozessen ist. 

Ich muss es jetzt trotzdem sagen, weil es jetzt zweimal schon gekommen ist, dass man bei einem Grundstücksverkauf bereits ein fertiges Projekt dabeihaben will. Wie das gehen soll, weiß ich nicht (GR Georg Fuchs: Zuerst die Quelle sichern!), denn zuerst braucht man ein Grundstück oder die Option, um zu wissen, was man überhaupt bekommt, weil das heißt ja nicht, dass man das Ganze bekommt oder welchen Teil man bekommt. Das ist nicht fix, sondern das muss man zuerst einmal auf Grund der Tatsachen wissen. Erst dann kann, und das ist ja in diesem Fall vorgesehen, ein Masterplan erstellt werden. Das steht übrigens im Akt. Es soll ein Masterplan erstellt werden und auf Grund dieses Masterplans kann es dann zur Flächenwidmung und zur Baubewilligung weitergehen. Aber ich kann doch nicht die Baubewilligung gleichzeitig mit dem Grundstücksverkauf in einem Zug sehen. Das ist unmöglich, denn wenn jemand ein Grundstück nicht hat, wird er nicht hunderttausende Euro für ein Projekt ausgeben, das dann erstellt werden muss und dann hat er das Grundstück gar nicht. Das ist ganz undenkbar, dass man hier schon in alle Details hineingeht. Aber ich möchte schon sagen, natürlich ist diese Frage wichtig und sie soll zu ihrer Zeit behandelt werden.

Ich gehe weit über das hinaus, was hier gesagt worden ist, denn wir wissen, die AUA hat angekündigt abzusiedeln, das Hotel ist abgewohnt, die Frage des Kurmittelhauses ist genannt worden, der Eingang zum Bad ist eine offene Sache und sicher nicht ideal gelöst. Die Kurhalle ist nicht gelöst. Es wird Verkehrsprobleme in 


dem ganzen Bereich geben. Es wird mit der U-Bahn-Verlängerung sicher eine Veränderung beim 67er geben. Also es wird eine Reihe von Dingen möglich sein müssen. Zum Beispiel Parkplätze: Wie es derzeit ist, kann es auch nicht sein, dass die Straßen vor der ganzen Anlage und zwischen der Eisenbahn, sämtliche drei oder vier Straßen, praktisch nur ein einziger Blechhaufen sind. Also das kann auch nicht die Zukunft sein. Da wird sehr viel noch möglich sein müssen und deswegen ist es notwendig, dass man jetzt die Maßnahmen trifft. 

Denn man kann nicht auf der einen Seite sagen, wie es beim Prater jetzt auch geschehen ist, jahrelang waren immer die Vorwürfe, es geschieht überhaupt nichts, es tut sich nichts, und wenn dann etwas ist, heißt es, so darf es nicht sein, es muss ganz anders sein. Genau dasselbe sehe ich für diesen Bereich hier, Kurhalle, also Oberlaa, dass man diese Dinge berücksichtigt.

Ich bitte daher um Zustimmung zu diesem Akt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet, die Debatte somit geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat auf sein Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 61 in der vorliegenden Fassung ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, nur mit den Stimmen der Sozialdemokratie angenommen.

Ich schlage nun vor, die Berichterstattung und die Verhandlung der Geschäftsstücke 64 und 66 der Tagesordnung, sie betreffen den Abschluss von Baurechts- und Dienstbarkeitsbestellungsverträgen an Grundstücken der KatGen Margareten und Leopoldstadt, zusammenzuziehen. Die Abstimmung wird jedoch getrennt durchgeführt. - Ich nehme an, Sie sind alle damit einverstanden. 

Der Herr GR Schieder hat bereits wiederum Platz genommen. 

(Keine Einleitung von GR Mag Andreas Schieder als Berichterstatter.)

Die Debatte ist somit eröffnet. Herr Professor, bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! 

Ich war heute irgendwie darauf eingestellt, gleich zu vier Garagen zu reden und möchte mich vielleicht ein bisschen wundern, warum zwei Baurechtsverfahren heute nicht verhandelt werden. Da gibt es schon ein bisschen eine Verwunderung auf unserer Seite. 

Und zwar war die eine Garage, muss man dazusagen, die Garage unter dem Klieberpark und die andere war unter dem Waldemarpark. Beide Male ging der Zuschlag in der MD-BD an die MID. Diese gehört einem Kärntner Industriellen namens Moser. Wir waren ein bisschen verwundert. Wir haben uns gedacht, die Firma MID bekommt also auch in Wien Zuschläge, wunderbar, nicht nur am Neuen Markt, sondern auch im 5. und 6. Bezirk. Es hat mich ein bisschen gewundert, weil bei der Durchsicht des Akts, der beim Klieberpark immerhin ganz schön dick war, kommt heraus, dass es bei der Reihung ein Auswahlverfahren gibt, wo sich insgesamt, glaube ich, 12°Firmen beworben haben, die sozusagen positiv oder negativ eingeschätzt werden. Darunter war unter anderem die BIP, die dem Herrn Breiteneder gehört. Diese ist hier positiv beschieden, aber auch die MID. Bei den Positiven hat es eine Reihung gegeben, wobei die BIP die Erstgereihte, die MID die Zweitgereihte und die STPM die Drittgereihte war. Das waren die drei Wichtigen. Jetzt hat es uns ein bisschen gewundert, warum die MID den Zuschlag bekommen hat, obwohl die BIP die Nummer eins war. 

Es wird schon seinen Grund gehabt haben, aber interessant ist, wenn man ein bisschen nachforscht, kann man herausfinden, dass es so war, dass die MID, die durchaus Presseaussendungen gemacht hat und auf der eigenen Homepage die Neue-Markt-Garage präsentiert hat, plötzlich einen Kompagnon hat, der dann BIP heißt, nämlich genauer gesagt Breiteneder Johann. Das ist derselbe, dem die BIP gehört, kann man so sagen. Das wundert mich ein bisschen. Dann gibt es auch einen Zuschlag für die BIP bei einem sehr großen Garagenprojekt in Hütteldorf. Jetzt fragen wir uns. Es ist schon eigenartig. Es könnte vielleicht so ausschauen, als ob in Wirklichkeit sozusagen Gespräche im Raum stehen. Ich frage mich ganz ernsthaft, Gespräche, wer was macht, Aufteilung des Markts, sind immer wieder möglich. Wir fragen uns, ob es solche gegeben hat und ob die vielleicht der Grund waren, warum die MID heute die zwei Verhandlungen beziehungsweise die Kreditvergaben nicht bekommen hat. Das kann ja immerhin sein. Wir wissen es nicht, aber wir würden es gerne wissen, ob es so wäre. Vielleicht kann es uns der Herr Berichterstatter nachher sagen. Es wäre eine interessante Information, warum die zwei zurückgezogen wurden. 

Faktum ist, was die zwei mit den beiden jetzigen Projekten gemeinsam haben, ist, sie zeigen wieder einmal, dass die SPÖ Parken mit Parkanlagen verwechselt. Das waren also nicht der Klieberpark und der Waldemarpark, sondern es sind der Bacherpark und der Manes-Sperber-Park im zweiten Bezirk, beides Projekte, gegen die sich jeweils relativ starke Bürgerinitiativen gewendet haben. Interessanterweise hat sich jetzt beim Bacherpark eine Neuigkeit ergeben, und zwar gibt es eine Grundstücksteilung. Beim EPK kann es durchaus sein, dass in einem Bezirk, der Agenda‑21-Bürgerbeteiligung hat, die Bürger zumindest im Baurechtsverfahren nicht dabei sind, weil die Parteien sozusagen innerhalb der 20‑Meter-Zone bei EPK möglicherweise nicht Teil des Bauverfahrens sein werden. Es wäre ein interessanter Aspekt, wenn die Bürger beim Baurechtsverfahren ausgeschlossen werden. Ich bin mir nicht sicher, ob das Sinn und Zweck der Bauordnung ist, dass man die Bürger bei solchen Dingen ausschließt. Wir werden sehen, vielleicht gibt es dazu auch Antworten. Es würde uns sehr freuen, wenn wenigstens das eingehalten würde.

Zweiter Punkt: Manes-Sperber-Park. Da gibt es strittige Dinge rund um die Baumfällungen. Die Bürgerinitiative war sehr dahinter und es gibt jetzt einmal die Aussage, dass 17 Bäume durch 17 andere ersetzt werden. Vielleicht können wir dazu auch eine Information bekommen, weil plötzlich alle Bäume, die im Manes-Sperber-Park stehen, krank sind und sich die Stadt einiges an Geld erspart. 

Ganz egal, noch einmal, damit es sich die SPÖ vielleicht merkt: Wir glauben grundsätzlich und werden das auch im 7. Bezirk so machen, dass, wenn es ein Projekt gibt, es vorher Information, dann Diskussion und dann AnrainerInnenbefragung gibt. Da gibt es in Wirklichkeit Rot-zu-grün-Druck-Einheitsbriefe an die Bürger und an die Motorsäge und die sozialdemokratische Paktpolitik! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau StRin Dipl Ing Dr Rothauer. - Bitte.

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir haben damit gerechnet, dass die GRÜNEN reflexartig wie bei allen Garagenbauten auch hier zuschlagen werden und die beiden ablehnen, obwohl der Herr Kollege Maresch das jetzt sehr sachlich und cool begründet hat, mit ein paar Sachen, die man vielleicht wirklich kritisieren könnte. Ich gehe aber trotzdem eher auf die grüne Politik ein, weil das auch einmal ausgesprochen werden muss. Die GRÜNEN sprechen mit doppelter Zunge. Einerseits sind sie als Befürworter der Parkraumbewirtschaftung sehr vehement aufgetreten, das heißt, alle Vorrechte für die Bewohner, ihr Auto irgendwo abstellen zu können, einen Parkplatz zu finden, bei der Parkraumbewirtschaftung, sage ich aus meiner persönlichen Sicht, bedauerlicherweise auf öffentlichem Grund. Das habe ich persönlich an dieser Parkraumbewirtschaftung, die im Übrigen durchaus erfolgreich verlaufen ist, nie ganz verstanden. Jetzt sind aber die GRÜNEN Gegner von Bewohnergaragen, wo sie zu erträglichen Tarifen einen Parkplatz finden könnten, ohne öffentlichen Grund zu beanspruchen und daher der öffentliche Grund für alternative umweltfreundliche Benutzungen hergenommen werden könnte, die auch von den GRÜNEN unterstützt werden. Daher mit doppelter Zunge. 

Wenn ich Parkplätze auf öffentlichem Gut freibekomme, habe ich mehr Platz für den öffentlichen Verkehr, ich kann dem Bürger mehr Bewegungsraum zur Verfügung stellen. Das ist durchaus auch eine der Zielsetzungen im Zusammenhang mit dem Garagenbau, bessere Bedingungen für die Fußgänger und mehr Raum für die Radfahrer schaffen. Das heißt, das Ziel, den Straßenraum von parkenden Autos zu entlasten, müsste eigentlich durchaus auch Ziel der GRÜNEN sein und von Ihnen befürwortet werden, ist es aber anscheinend nicht, sondern die Ablehnung der Garagen. 

Ich teile Ihre Verwunderung, dass nur mehr zwei auf der Tagesordnung sind. Im Stadtsenat hatten wir noch vier Stück. Ich habe mir das dort zusammengerechnet, da hat es sich um insgesamt 700 Stellplätze gehandelt, die die GRÜNEN abgelehnt haben. Das ist eine Zahl, die geringer als der jährliche PKW-Zuwachs in diesen drei Bezirken, in denen die Garagen gebaut werden, ist. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Genau! Das ist ein zentrales Problem!) Der jährliche PKW-Zuwachs ist an Zahl höher, nämlich etwas über 1 000 in diesen drei Bezirken, wo die Garagen gebaut werden sollen, als diese 700 Stellplätze, die zur Verfügung stehen. Also ist das praktisch keine überzogene Maßnahme, sondern schon ein Nachziehen, ein Reagieren auf einen Mangelzustand. 

Wir wissen auch alle, dass die positive Wirkung der Parkraumbewirtschaftung, des Parkpickerls, schon ein wenig nachgelassen hat. Ich habe hier die Untersuchungen der Experten über die Parkraumbewirtschaftung, vorher und nachher. Da ist zunächst einmal in der Stellplatzauslastung im öffentlichen Raum, die sich in diesen Bezirken durchwegs knapp unter und knapp über 100 Prozent bewegt hat, ein wesentlicher Sprung nach unten gewesen, 80 Prozent und darunter. Das war eine sehr positive Wirkung. Jetzt ist die Auslastung des Straßenraums schon wieder im Steigen begriffen. Kein Wunder bei diesen Zuwächsen der PKWs.

Zweiter Punkt: Die Grünen ignorieren die Bürgerwünsche. Wenn man eine vernünftige, das heißt eingeschränkte Benutzung des Kraftfahrzeugs nur mehr für jene Wege, die man zwangshalber oder vernünftigerweise unbedingt mit dem Kraftfahrzeug abwickeln sollte, erreichen möchte, muss man den Bürgern die Möglichkeit geben, so man nicht den Besitz des Kraftfahrzeugs grundsätzlich in Frage stellt, und das kennen wir eigentlich von keiner Fraktion dieses Hauses, den PKW, den sie beisitzen, irgendwo abzustellen. Das wäre natürlich aus meiner Sicht vornehmlich außerhalb des öffentlichen Straßenraums anzustreben. Ich habe schon ausgeführt, warum. Die Bürger, das wissen wir aus Umfragen, schätzen das wirklich durchaus als Teil der Lebensqualität, wenn sie Parkplätze in ihrer Wohnhausnähe oder möglichst vor dem Wohnhaus vorfinden. Das heißt, ich habe es getitelt "Die GRÜNEN ignorieren die Bürgerwünsche" und ich bleibe auch dabei, was ich damit sagen wollte.

Im Übrigen darf ich nur einen kleinen Schwenk zu einer persönlichen Erfahrung bei einer der Bürgerversammlungen zu einer Garage im 4. Bezirk machen, wo es auch Gegner gegeben hat, die natürlich besonders drastisch aufgetreten sind. Ich kann berichten, gleichzeitig waren bereits alle der zu erhoffenden Parkplätze vorgebucht, wie der Bauwerber bei der Veranstaltung zum Besten gegeben hat, sogar von einigen derer, die bei der Veranstaltung protestiert haben. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist ein Gschichtl!) Das ist ein wahres Gschichtl, kein erfundenes Gschichtl. Wenn Sie sich jetzt bei den Bauwerbern, die diese Garagen, die heute zur Diskussion stehen und die auch im Stadtsenat zusätzlich vorgelegt wurden, erkundigen, dann haben diese schon sehr viele Vormerkungen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bevor ich Herrn Dr Stürzenbecher das Wort erteile, Herr GR Mag Maresch, drei Minuten. Er hat eine tatsächliche Berichtigung beantragt.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Liebe Frau Rothauer!

Wenn ich mich recht erinnere und meinen Winnetou ordentlich gelesen habe, heißt es, Bleichgesicht sprach mit gespaltener Zunge und eher nicht mit doppelter Zunge, aber dies sei doppelzüngig. 

Ich möchte nur berichtigen, da geht es nicht darum, dass jetzt auf privatem Grund die Volksgaragen errichtet werden, sondern der Manes-Sperber-Park und auch der Bacherpark sind öffentliches Gut. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Da wird ja eh oben wieder ein Park errichtet!) Richtig, aber Sie haben gesagt, warum uns das aufregt, wenn dort auf privatem Grund errichtet werde. Das ist kein privater Grund. Durch diese Einbahn dort wird es auch nicht besser. Das ist öffentliches Gut und wir glauben, dass man öffentliches Gut der Öffentlichkeit überlassen soll und nicht darauf dann vielleicht einen Park macht, der irgendwie eingeschränkt ist, sondern da geht es darum.

Volksgaragen lehnen wir ab. Das war das Zweite. Warum? Wir sind nicht gegen alle Garagen, sondern wir sind gegen Volksgaragen, weil, sagen wir es einmal so, die Finanzierung ist eine teure und die Bürgerbeteiligung findet unter Ausschluss des Volkes statt, nämlich ist das ein Bezirksvorsteherbeteiligungsmodell. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nächster am Wort ist Herr GR Dr Stürzenbecher. – Bitte.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Standpunkt und die Stellung der GRÜNEN zu Garagen, oder jetzt glaube ich halt Volksgaragen, ist mir irgendwie ein Rätsel. Es ist in der Demokratie üblich, dass man verschiedene Anschauungen hat und ich bemühe mich oft, mich durchaus in die gegnerische Meinung hineinzudenken. Das gelingt manchmal und wenn ich etwas nach wie vor für falsch halte, kann man es irgendwie bei anderen Punkten nachvollziehen. Jetzt geht der Kollege Maresch hinaus, weil er ja für den Dialog ist. (GR Günter Kenesei: Wir erzählen es ihm dann!) Bei der Volksgarage ist es so, dass man den Standpunkt der GRÜNEN wirklich nicht nachvollziehen kann. Das ist nicht nachvollziehbar, weil an sich müsste es wirklich ein Ziel von uns allen sein, dass man die Autos perspektivisch, wenn sie parken, entweder unter die Erde oder an den Stadtrand bringt. Das ist das, was wir an sich perspektivisch anstreben, also dass der Platz oben im Großen und Ganzen für die Menschen da ist. Dem dienen eben Garagen und insbesondere Volksgaragen. Aber die GRÜNEN wollen, dass die Autos immer alles verstopfen, die ganze Oberfläche. Das ist etwas, was man nicht nachvollziehen kann und was mich immer wieder wundert.

Jetzt aber zu den beiden Garagen:

Fangen wir mit der Garage über dem Manes-Sperber-Platz an. Die Bezirksvertretung hat sich im Dezember 2002 mit großer Mehrheit für die Errichtung einer Tiefgarage ausgesprochen. Es waren auch gute Gründe dafür vorhanden. Man muss sich vorstellen, dass die Stellplatzauslastung dort am Vormittag 103 Prozent beträgt, das ist wirklich phänomenal, und selbst am Abend noch 95 Prozent. Deshalb ist dieser Standort auch in das Garagenprogramm der Stadt Wien einbezogen und aufgenommen worden, mit gutem Grund. Die Parkmöglichkeiten für Bewohner eines dicht verbauten Gebiets werden dort verbessert. Das kann man nicht wegdiskutieren. Das ist etwas Positives. 

Aber die GRÜNEN sagen: „Was ist mit dem Manes-Sperber-Park?" Ich würde jetzt an sich gerne über Manes Sperber, den großen Schriftsteller und Dichter reden, aber er ist heute nicht das Thema, sondern wir reden über die Garage und den Park. Da ist es so, dass die Oberflächengestaltung nach pädagogischen Richtlinien erfolgt und dass die Parkanlage nach der Wiedererrichtung besser sein wird als vorher, auch da für die Bürger ein Fortschritt. Jetzt haben wir teilweise Bäume, nicht alle, sage ich, die schon sehr alt sind. Diese werden durch jüngere und frische Bäume ersetzt. Das ist auch etwas. (GR Mag Rüdiger Maresch: Durch ganz kleine!) 

Da haben die GRÜNEN auch einen falschen Standpunkt. Das habe ich auch bei uns in Hernals, auf der Hernalser Hauptstraße, erlebt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Eingegangen sind die Bäume!) Dort hat man alte, morsche Bäume durch neue Bäume ersetzt. (GR Günter Kenesei: Wie oft habt ihr die eingraben müssen?) Dort haben die GRÜNEN fürchterlich geschimpft, dass wir das nicht machen dürfen, weil sie den Baum als einzelnes, als Individuum, als etwas Heiliges schützen und nicht das langfristige und nachhaltige. (GR Günter Kenesei: Wie viele habt ihr dort eingraben müssen?) Das ist natürlich etwas, was wir zurückweisen, weil wir für die nachhaltigen Bäume und für die nachhaltigen Parks sind. (Beifall bei der SPÖ. – GR Günter Kenesei: Ihr habt die falsche Erde gehabt!)
Zurück zum Manes-Sperber-Park und zur Parkgarage: Es wird so sein, dass es auch zu einer Verringerung der Abstellflächen im öffentlichen Raum kommen wird. Das ist grundsätzlich zu begrüßen. Kollege Kenesei, nicht nur dazwischenschimpfen, sondern auch zuhören! Wenn die Leute einen fixen Platz in der Parkgarage haben, dann werden sie wesentlich öfter auf die öffentlichen Verkehrsmittel umsteigen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist eine Legende!) Sicherlich fahren die nicht hinunter, wenn sie ein bisschen wo hinfahren und holen das Auto aus der Garage, sondern fahren relativ oft mit dem Öffi, nicht immer, aber öfter als sonst. Wenn das Auto gleich irgendwo in der Nähe parkt, vielleicht sogar problematisch parkt, fährt man natürlich mit dem Auto weg. Insofern ist das durchaus auch eine Maßnahme, die dem öffentlichen Verkehr dient (GR Günter Kenesei: Wer glaubt das?) und deshalb zu unterstützen ist. 

Wichtig ist mir schon auch, ich finde es fast ein bisschen zynisch, wenn man sagt, wir sind zwar nicht gegen Garagen, aber gegen Volksgaragen. Was zeichnet die Volksgaragen aus? Dass sie günstig und leistbar sind, 72 EUR. Auch in der Leopoldstadt leben nicht nur reiche Leute. Das ist ein Ziel-2-Gebiet. Dort sind nicht alle betucht und für viele ist es wichtig, dass sie nur 72 EUR für einen Parkplatz bezahlen. 

Ich weiß nicht, ob sie es heute gesagt haben, aber sonst haben die GRÜNEN auch damit argumentiert, die Schwedenplatzgarage sei nicht ausgelastet. Die Schwedenplatzgarage ist erstens über den Fluss und man muss praktisch eine Barriere überwinden. Nicht jeder fährt beim Parkplatzsuchen immer über den Fluss und über die Brücke. Aber viel wichtiger ist, dort kostet ein Platz oft weit über 200 EUR. Das ist natürlich etwas, was sich nicht jeder leisten kann, der sich aber sehr wohl 72 EUR leisten kann. Das sei Ihnen, lieber Kollege, auch ins Stammbuch geschrieben!

Wenn Sie gesagt haben, Dianabadgarage, dann muss man sagen, diese ist erstens ausgelastet und zweitens sind natürlich die freien Plätze, die noch da sind, für die Besucher des Dianabads. Die kann man nicht dauernd verparken, wenn wir dort bauen. Ein paar Plätze haben wir noch für die Besucher. Deshalb meine ich, dass das ein gutes Projekt ist. 

Im Übrigen haben Sie auch eine Niederlage beim Flächenwidmungsplan erlitten. In diesem Zusammenhang sind 300 positive Stellungnahmen eingegangen. Das ist etwas wirklich Außergewöhnliches und Beeindruckendes. Eine, ich nehme an, von den GRÜNEN organisierte, Gegenbewegung hat kaum 150 Unterschriften bekommen. Also das sind auch deutliche Zahlen, die mit ein Indiz dafür sind, ich sage nur ein Indiz, dass das sehr positiv aufgenommen wird. Zusammenfassend ist diese Garage unter dem Manes-Sperber-Park für die Leopoldstädter Bevölkerung eine große Errungenschaft. 

Jetzt noch einige Worte zur Bacherplatzgarage: Für manches, vom Grundsätzlichen, vom Preis her, von der Leistbarkeit und so weiter, gilt hier das Gleiche, was ich vorher gesagt habe. Ich kann es deshalb kürzer machen. 

Es war sehr beeindruckend, wie der Bezirksvorsteher einige Bürgerinitiativen und besorgte Bürger durch Argumente überzeugen konnte, dass diese Garage etwas Positives ist. Das ist etwas, was mir eben an der Demokratie gefällt. Die Argumente kommen auf den Tisch und der Bezirksvorsteher Wimmer hat mit seinen besseren Argumenten sehr viele Bürger davon überzeugen können, dass diese Garage ein positives Projekt ist, auch für die Jungen. Jetzt haben wir dort eine Sportanlage, die dann wiedererrichtet werden muss und es wird dann eine schöne neue Sportanlage darüber geben. Das ist auch für die jungen Leute sehr wichtig. Es entlastet auch die Garage unter dem Bacherplatz. Die Parkplatznot wird weniger. Die vielen Parkplatzsucher, die dort herumfahren, werden weniger, der Suchverkehr wird reduziert. Also auch diese neue Garage ist für die Margaretner Bevölkerung eine echte Verbesserung. 

Deshalb kann ich nur dafür plädieren, dass wir den beiden Geschäftsstücken zustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Margulies. – Bitte.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nachdem die Frau Stadträtin und der Kollege Stürzenbecher wahrscheinlich heute wieder einmal eine ausführliche Auseinandersetzung darüber haben wollen, wie die Position der GRÜNEN zum Garagenbau ist, können wir dem gerne nachkommen. Ich sage nur gleich vorweg, das wird meinen Redebeitrag, wenn es um die Finanzierung der einzelnen Volksgaragen geht, nicht kürzen. Jetzt geht es eher einmal um die inhaltliche Auseinandersetzung.

Die GRÜNEN sind immer für die Parkraumbewirtschaftung eingetreten. Sie haben vollkommen Recht, Frau Stadträtin. Die GRÜNEN nehmen auch mit Besorgnis zur Kenntnis, dass die Effekte der Parkraumbewirtschaftung seit ihrer Einführung langsam, aber sicher durch das Zusatzaufkommen an Autos wieder wettgemacht werden. Wir bemerken das.

Als Nächstes nehmen wir selbstverständlich auch die von Ihnen dargestellten Zahlen zur Kenntnis, die sagen, der Zuwachs auch nur in einem Bezirk ist jährlich größer als was mit einer Volksgarage abgefangen werden kann. Genau das ist die dramatische Situation. Das heißt, selbst mit einer Volksgarage, und ich bin noch nicht bei den Kosten, stehen wir in einem Jahr schlechter da als jetzt. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Und die Antwort ist?) Die entscheidende Frage ist: Was ist die Perspektive? Ist die Perspektive, jedes Jahr überall eine Volksgarage und noch eine und noch eine zu bauen, bis sozusagen alles mit Volksgaragen verbaut ist und trotzdem wurde absolut nichts getan, um den Zuwachsraten Einhalt zu gebieten? Oder geht es in Wirklichkeit darum, einen Umdenkprozess einzuleiten, mit den zur Verfügung stehenden und vorhandenen Mitteln, dass die Zuwachsraten sich gegen Null senken. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Das ist neu, dass Sie gegen den Besitz des Autos sind!) Frau Stadträtin, lassen Sie mich den Gedanken nur klar legen. Es geht nicht gegen den Besitz des Autos. Es muss jeder einzelne Mensch für sich entscheiden, ob und wie er sich ein Auto leisten können will. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Das sind die Zuwachsraten!) Aber dann kommen wir dazu, das heißt noch überhaupt nicht, dass sich jeder ein Auto leisten muss. Wenn es so ist, dass die Menschen draufkommen, dass es für sie ein Mehr als Lebensqualität ist, insbesondere wenn Sie in der Stadt wohnen, weil die öffentlichen Verkehrsmittel so gut funktionieren, weil es hin und wieder angenehmer ist, ein Taxi zu nehmen, weil man sich für weite Strecken eine Mischung zwischen Zug und Carsharing vorstellen kann, wenn das ins gesellschaftliche Bewusstsein eindringt, dann wird man selbst möglicherweise kein Auto mehr benötigen, sondern ein Auto nur noch dann sinnvoll nutzen, wenn man es tatsächlich braucht. 

Jetzt überlegen wir einmal, was wir mit den 42 Millio-nen EUR, die heuer allein an Darlehen an Volksgaragen gegeben werden, machen könnten. Jetzt werden es vielleicht ein bisschen weniger, weil zwei Garagen abgesetzt wurden. Man könnte auch sagen, die Sozialdemokratie hat halb nachgedacht und deswegen sind heute nur zwei Garagen von der Tagesordnung abgesetzt. Hätte sie ganz nachgedacht, wären alle vier Volksgaragen weg. Aber überlegen wir uns, wenn wir diese Mittel investieren, ob es uns nicht gelingen würde, mit 42 Millionen EUR im Jahr rund 2 000 Menschen dazu zu bewegen, dass sie kein Auto benötigen. Das sind die Zuwachsraten, die heuer mit der Volksgaragenplanung erreicht werden und Sie sagen, das reicht nicht. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Das ist ja keine Frage des Geldes, wie sich die Leute verhalten!) Das ist nämlich die nächste Frage, ob es eine Frage des Geldes ist. Ich will nur zunächst grundsätzlich ein paar Geschichten zur Garage sagen. 

Die GRÜNEN waren auch in ihren früheren Zeiten, wo es die Volksgaragenfinanzierung noch nicht gegeben hat, durchaus der Meinung, es ist vorstellbar, auch im Bezirk einem Garagenbau zuzustimmen, wenn gleichzeitig an der Oberfläche die Stellplätze reduziert werden. Dies wurde bei den ersten Garagen sogar halbherzig versprochen und hat real niemals stattgefunden. Genauso ist es bei den Volksgaragen. Die Volksgaragen sind nicht ein Zeichen einer anderen Verkehrspolitik und auch nicht einmal der Versuch, den Autoverkehr irgendwie zu reduzieren, sondern es gibt eine hoffnungslose Verwaltung von Zuwachsraten, weil es niemals gelingen kann, mit Volksgaragen soviel Garagenplätzen zu bauen, wie dies Zuwachsraten an Autos entspricht. 

Daher ist die prinzipielle Frage bei der Finanzierung vor allem, und da komme ich noch überhaupt nicht auf den Punkt, wo es darum geht: Was passiert eigentlich wirklich mit AnrainerInnenbefragung? Weil wenn es ganz sicher so ist, dass die Bürger zum Beispiel rund um den Bacherpark die Garage unbedingt wollen, warum hat es dann beim Bacherpark keine AnrainerInnenbefragung gegeben? Warum tun Sie das nicht? Warum gibt es nicht bei den anderen Volksgaragen AnrainerInnenbefragungen, wenn Sie sich so sicher sind, dass die AnrainerInnen alle diese Garagen wollen? Dann wäre es doch selbstverständlich, dieses Mittel der Demokratie einzusetzen! (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist eine Frage der Definition der Anrainer! Wenn es um einen Umkreis von 500 Metern geht, werden Sie eine Mehrheit der Anrainer finden!) Das heißt, Demokratie ist für Sie immer eine Frage der Definition? Herr Kollege Pfeiffer, Sie können doch nicht in einer Befragung, ob man eine Volksgarage haben will oder nicht, nur diejenigen befragen, von denen Sie der Meinung sind, dass sie eine Volksgarage wollen. (GR Walter Strobl: Sie machen es genau umgekehrt!) Na ja, Sie wissen nicht, wie Sie die Anrainer beschreiben sollen. 

Ich kann mich an eine Befragung erinnern. (GR Gerhard Pfeiffer: Sie wollen nur die Anrainer befragen!) Ich sage nur, ich kann mich daran erinnern, da war ich noch Bezirksrat im 8. Bezirk, damals war der 8. Bezirk der 1. Bezirk, der so eine Befragung durchgeführt hat, rund um den Albertplatz (GR Gerhard Pfeifer: Glaube ich nicht! 

Grinzing war viel früher! 1978!), wo wir uns gemeinsam in der Bezirksvertretung, möglicherweise mit allen Fehlern behaftet, geeinigt haben, welches das Gebiet der Menschen ist, die befragt werden sollen, wie befragt und wie informiert wird. Wir hatten eine hohe Rücklaufquote. Ich glaube, 3 000 Personen wurden befragt, 1 800 Ant-wortkarten kamen zurück. Und es ist knapp gegen die Verbauung des Albertplatzes ausgegangen. (GR Ger-hard Pfeiffer: Das ist okay!) Warum macht man das nicht auch in den anderen Bezirken? Das heißt nicht, dass es jetzt alle so machen müssen wie der 8. Bezirk, aber es gibt genug Modelle, wo man letztendlich gemeinsam herausfinden kann, wer die betroffenen Anrainer und Anrainerinnen sind und wie man sie befragt. Da gibt es halt für genug Menschen, insbesondere für die, die kein Auto haben, den Wunsch, dass Parkanlagen nicht angetastet werden, dass Parkanlagen durchgehend zur Verfügung stehen und nicht über zwei Jahre eine Baustelle sind. Da gibt es legitime Wünsche, die meines Erachtens nach zu berücksichtigen wären. (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist okay!) 

Die nächste Frage ist, es wurde, wie gesagt, im Großen und Ganzen nichts an Stellplätzen an der Oberfläche rückgebaut.

Jetzt nur ein Satz noch zur Finanzierung und das ist ein zentraler Punkt, warum Grüne die Garagenförderung ablehnen: Wir fördern, ich werde Ihnen das alles später vorrechnen, einen Volksgaragenplatz mit 21 800 EUR, wo rund die Hälfte als Subvention zu betrachten ist. Ungefähr 11 000 EUR sind unter positiven Rahmenbedingungen als Subvention einzuschätzen. Welche Im-plikationen das hätte, werde ich auch nachher er-
klären. Aber jetzt überlegen wir uns einmal, was wir mit 1 000 EUR alles machen können und was wir mit 1 000 EUR nicht fördern. Wir fördern einen einzigen Stellplatz mit 11 000 EUR oder 150 000 ATS, um ein Auto unter die Erde zu bringen. 

Jetzt frage ich Sie, Kollegen und Kolleginnen der Sozialdemokratie: Fallen Ihnen wirklich keine besseren Möglichkeiten ein, diese Mittel zu verwenden? Natürlich ist es leicht zu sagen, Wien kann nicht immer für den Bund einspringen, insbesondere in Bildungsfragen, aber angesichts der jetzigen Situation drängt sich schon der Vergleich auf, zwei Volksgaragenstellplätze entsprechen einem Lehrerposten, drei Volksgaragenstellplätze entsprechen zwei Personen im Pflegebereich. Meine sehr geehrten Damen und Herren, Ihnen ist ein Stellplatz wichtiger als die Bildung unserer Kinder! So könnten wir das jetzt populistisch sagen. (GR Franz Ekkamp: Das stimmt nicht!) Das stimmt schon. In der jetzigen Situation putzen Sie sich ab. Ihnen ist es lieber, dass man Autos subventioniert, als dass man Menschen unterstützt. Haben Sie sich einmal überlegt, wie lange man auch nur einen einzigen Sozialhilfeempfänger mit einer besseren Sozialhilfe unterstützen könnte, wenn man nur einen Stellplatz weniger errichtet und subventioniert? (GR Günther Barnet: Auf wie viele Garagenplätze müssen wir verzichten, damit Sie, Kollege, auf Ihr Mandat nicht ver-


zichten müssen!) 

Ich sage es Ihnen ganz anders: Wir müssen auf die Garagenförderung verzichten. Wir können über Garagen sprechen, weil bei allen anderen Geschichten heißt es, es gilt der Markt, der Markt ist alles und der Markt regelt die Sachen. (GRin Nurten Yilmaz: Nicht immer!) Aber gerade bei den Parkgaragen gilt das überhaupt nicht, weil die Parkgaragen muss man subventionieren, einen Autostellplatz! Je mehr ich darüber nachdenke, dass man für einen einzigen Autostellplatz 11 000 EUR real subventioniert und 21 800 EUR als Förderdarlehen gibt, umso absurder erscheint angesichts der auf Wien zukommenden Probleme diese Art der Garagenförderung. 

Wenn Sie Garagen bauen wollen, dann bauen Sie sie unter Einbeziehung der Bevölkerung, dann bauen Sie sie nicht unter Parks, dann bauen Sie sie, indem Sie für das Umfeld eine Veränderung Ihrer gesamten Verkehrsbewältigungsstrukturen vornehmen, dann bauen Sie sie zu marktkonformen Preisen und indem Stellplätze auf der Oberfläche zurückgebaut werden. Dann könnten wir uns durchaus vorstellen, an manchen Plätzen auch einmal einer Garage zuzustimmen. Es ist nicht so, dass wir alle kein Auto benutzen, dass wir alle keine Garage in Anspruch nehmen, aber Wien hat momentan, insbesondere bei den bevorstehenden Finanzausgleichsverhandlungen, nicht allzu viel Gutes zu erwarten und da sollten wir uns wirklich einmal ernsthaft überlegen, wie man mit denjenigen Millionen, die man tatsächlich noch ein bisschen frei hat, umgeht. Wenn man da wirklich glaubt, das müssen die Volksgaragen sein, dann ist man damit meines Erachtens nach vollkommen am falschen Dampfer! - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Herr Berichterstatter, bitte. 

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte der sehr ausführlichen Debatte nicht mehr allzu viel hinzufügen. Ich möchte aber schon betonen, dass die Zuwachsraten den Zuwachs im Autobesitz oder und in der Anmeldung von Autos widerspiegeln, Verkehrspolitik sich allerdings darum kümmert, Verkehrsströme sinnvoll zu gestalten und den Modal split zu verbessern, sprich auch den Modal split vom Auto weg hin zu Umweltverbund, Verkehr zu organisieren. Dazu ist es auch notwendig, dass die, die einen Autobesitz haben, ihr Auto auch stehen lassen können. 

Gleichzeitig haben wir in der Debatte gelernt, dass es auch Interessen gibt, die dort noch gepflegt werden, von jungen Bäumen und jungen Menschen, nämlich in dem Zusammenhang, dass mitunter auch Lebensraum neu geschaffen und neu gestaltet wird, an der Oberfläche mitunter nach einer Garagenerrichtung wie am Manes-Sperber-Platz sogar mehr an Parkfläche zur Verfügung steht als vorher. 

Ich möchte noch die Zahlen ansprechen. 21 800 EUR, vom Kollegen Margulies genannt, sind die 

Höchstgrenze der Förderung, sind eine Maximalgrenze. Man sollte als Nachrechenkünstler des Hauses durchaus berücksichtigen, dass eine Höchstgrenze niemals die ist, die dann auch ausgeschöpft wird. Wir wissen von den zuständigen Stellen, dass die Kosten nach der Abrechnung, die überprüft wird, nicht nur bis zu 15 000 EUR betragen, also durchaus wesentlich darunter liegen, zum Beispiel 18 600 EUR, 16 000 EUR, 15 500 EUR und so weiter, weil es am Ende des Baugeschehens mit den förderbaren Kosten und den Parkplätzen eben ausgerechnet wird und es auch Teile der Errichtungskosten gibt, die eben nicht förderbar sind und nicht gefördert werden. 

Warum zwei statt vier? Das liegt einfach nicht an einem Nachdenkprozess der SPÖ, den es permanent gibt, sondern es gab einen Rechenprozess der MID Gesellschaft, die nach diesem Rechenprozess ihre Bereitschaft, zwei dieser Projekte zu betreiben, zurückgezogen hat. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Ich glaube, es war ein bisschen anders, aber das macht nichts!) 
Ich möchte schon noch auf eines hinweisen, weil in der Debatte auch gefallen ist, die Förderung ist das Problem, die Garage an sich nicht. Bei diesen zwei Akten, die wir jetzt beschließen, geht es nicht um die Förderung, sondern um die Einräumung des Baurechts, also nur um die Errichtung der Garage an sich. So gesehen sollte man, wenn man diesen Satz ernst nimmt, eigentlich auch diesem Akt zustimmen, auch angesichts dessen, dass alle Anmeldelisten für solche Garagenprojekte uns durchaus immer wieder Recht geben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich darf zuerst über die Postnummer 64 abstimmen. 

Ich bitte dafür um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, angenommen. 

Postnummer 66.

Ich bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Das gleiche Stimmverhalten, mehrstimmig ohne die Grünen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 67 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf der Liegenschaft EZ 3524 in der KatG Brigittenau. 

Frau GRin Schubert, bitte schön. 

Berichterstatterin GRin Ingrid Schubert: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Vassilakou. - Bitte.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Diese Rede richtet sich nicht an die Mitglieder des Wohnbauausschusses, weil ich gehe davon aus, dass sie genau wissen, was hier verhandelt wird. Sie haben hoffentlich auch Akteneinsicht genommen und in dem Akt den Brief gefunden, den ich hier vorlesen möchte. Eigentlich möchte ich mich eher an alle anderen wenden, von denen ich zumindest davon ausgehe, dass sie wahr-


scheinlich nicht so im Detail diesen Akt kennen. 

Also was verbirgt sich hinter dem Verkauf der Liegenschaft EZ 3524, KatG Brigittenau? Das ist ganz einfach der Verkauf des ehemaligen Männerheims Meldemannstraße an die Firma Auto-Abbeförderung, Auto-Abschleppdienst, Auto-Bergung, Auto-Rettung Toman & Co, Inhaber Max Haas Gesellschaft mbH Auf Anfragen sowohl im Ausschuss auch als auch in der Landesregierungssitzung, was denn diese Firma gedenkt, künftig mit der Liegenschaft zu machen, war es zumindest bis jetzt nicht möglich, eine Auskunft zu erhalten. Letztendlich hat es immer geheißen: „Wir wissen es eigentlich nicht." Gerüchte gibt es bereits. Man geht davon aus, dass hier ein Billighotel errichtet werden soll. 

Ich glaube, ich muss Ihnen allen wohl nicht erzählen, wer in diesem Heim in der Meldemannstraße eine Zeitlang gewohnt hat. Es ist eine Person, die jedenfalls für Deutschlands und Österreichs Geschichte eine große Rolle gespielt hat, eine Zeitlang eine sehr traurige Rolle. Jedenfalls gibt es diesbezüglich Befürchtungen, sofern hier ein Billighotel errichtet wird, dass mitunter die Tatsache, dass Adolf Hitler dieses Heim in seiner Jugend bewohnt hat, sehr wohl ein Anziehungspunkt für ziemlich fragwürdigen Tourismus in dieser Stadt werden könnte. Ich sehe, der Herr Stadtrat freut sich bereits, denn er lacht. 

Wenn man sich diesen Akt genau anschaut, findet man darin einen Brief voller Besorgnis, von niemand Geringerem als dem Herrn Bezirksvorsteher Lacina, der immerhin für diesen Bezirk spricht. Für diejenigen von Ihnen, die es vielleicht noch nicht gehört haben, der Bezirk hat darüber beraten und die Fraktionen sind eindeutig der Meinung, dass es keine gute Idee ist und dass sie das nicht wollen, was wir hier heute vorhaben. Weil ich, wie gesagt, davon ausgehe, dass die meisten diesen Brief noch nicht gelesen haben, möchte ich ihn Ihnen von dieser Stelle aus vorlesen, denn etwas anderes habe ich dem dann nicht mehr hinzuzufügen. Ich kann nur mehr sagen, ich schließe mich dieser Stellungnahme des Herrn Bezirksvorstehers vollinhaltlich an. 

Der Brief richtet sich an den Herrn VBgm Rieder und lautet wie folgt:

„Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Lieber Freund!

Mit großem Erstaunen musste ich den Medien 
am Samstag, dem 7.8.2004, entnehmen, dass am 11.8.2004" - das war also bereits im August – „das ehemalige Männerheim Meldemannstraße in einem Bieterverfahren endgültig verkauft werden soll. Die Interessentensuche wurde in einem Gespräch vereinbart, weitere Informationen waren nicht gegeben beziehungsweise nur auf Aufforderung und Bitten." - Soviel vielleicht zum Thema Umgang mit den Bezirken, aber das soll andernorts einmal erörtert werden. – „Es gibt zwei verschiedene Gesichtspunkte bei dem Verkauf der Immobilien. Erstens: Der wirtschaftliche Standpunkt: die MA 69 hat den Auftrag, das beste Euroergebnis zu erzielen." - Ja das stimmt. – „Zweitens: Die gesellschaftspolitische Verpflichtung der Stadt und des Bezirkes, der älteren Generation lebenswertes Altern zu garantieren.

Zu Punkt 1: Für die angrenzenden Liegenschaften der ehemaligen Firma Wabco-Westinghaus und NÖM wurde im Jahre 99 im Rahmen eines Wettbewerbs ein qualitätsvolles städtebauliches Leitbild entwickelt. Selbst-verständlich wurde auch auf das Männerheim Be-
zug genommen. Fachhochschule, IT-Cluster, Handels-schule beziehungsweise Handelsakademie sowie rund 400 Wohnungen sind nicht nur geplant oder fertig. Die restlichen Bauvorhaben werden spätestens im Frühjahr 2005 begonnen werden. 

Dazu: Die Architektur würde sich für ein Billighotel bis zu 1 000 Betten eignen. So auch der 'KURIER'. Städtebaulicher Wahnsinn.", meint nun der Herr Bezirksvorsteher, „Was ist mit Busparkplätzen? Was ist mit PKW-Parkplätzen? Billighotel, besuchen Sie die Gedenkstätte für Ewiggestrige, ist für mich eine große Gefahr." - Meine Damen und Herren, auch ich sehe es so. – „Andernfalls jetzt", setzt der Brief fort, „Fitnesszentren in dieser Größe. Was ist mit den PKW-Parkplätzen? Oder aber auch Wohnbau. Wo ist die soziale Infrastruktur? Auch hier: Wo sind die PKW-Parkplätze?

Es werden Entscheidungen ohne den Bezirk getroffen! Entscheidungen, welche nicht mehr reparabel sind. Als Bezirksvorsteher muss ich das ablehnen. 

Und jetzt zu Punkt 2: Ich rufe in Erinnerung, hier geht es um die gesellschaftspolitischen Verpflichtungen der Stadt Wien, auch um die sozialpolitischen Verpflichtungen. Das Strategiekonzept für die Betreuung älterer Menschen in Wien, Stand 16. Juni 2004, also erst vor ein paar Monaten, hält Folgendes fest: 

Klare Zielsetzungen, Rückbau bei Großeinrichtungen auf eine zumutbare und überschaubare Größe bis 2010 unter besonderer Berücksichtigung der Versorgungssicherheit. Das Angebot muss stärker dezentral und wohnortnahe ausgebaut werden. Das heißt, bei Neubauten oder Neunutzungen ist auf ein ausgewogenes Angebot innerhalb Wiens zu achten. 

In der Leopoldstadt und der Brigittenau gibt es keine derartige Einrichtung, außer in den drei Pensionistenwohnhäusern, die voll ausgelastet sind. In diesen beiden Bezirken leben 13 305 Menschen, welche 75 Jahre und wesentlich älter sind, das sind mehr als 10 Prozent der Wiener Bevölkerung in diesem Alter. Die Erreichbarkeit für Ehepartner, Angehörige sowie Nachbarn oder Freunde ist bestens gegeben, sofern man das …“

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Frau GRin Mag Vassilakou, ich habe jetzt ein leichtes Problem.

GRin Mag Maria Vassilakou (fortsetzend): Sie werden sehen, Herr Vorsitzender, wenn Sie mir 3 Minuten geben, ich komme gleich zum Schluss ... (GR Harry Kopietz: Das geht leider nicht!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Entschuldigung, wir haben eine demokratisch gemeinsam beschlossene Geschäftsordnung, und es ist 16 Uhr.

GRin Mag Maria Vassilakou (fortsetzend): Dann muss ich wohl, nehme ich an, unterbrechen und später fortsetzen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): So ist es.

GRin Mag Maria Vassilakou (fortsetzend): Der Brief des Herrn Lacina wird auch nachher zur Verfügung stehen. - Danke.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ja, Sie haben noch eine Restredezeit von 12 Minuten und 17 Sekun-den. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von den GRen Kenesei, Cordon, Freundinnen und Freunden eingebrachte, an den Herrn Bürgermeister gerichtete Dringliche Anfrage betreffend "Entwicklung des Wiener Praters" vom Fragesteller mündlich begründet wird und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfindet.

Es ist vereinbart, dass die Verlesung nicht stattfindet. Demzufolge darf ich für die Begründung der Dringlichen Anfrage Herrn GR Kenesei das Wort erteilen und ihm mitteilen, dass seine Redezeit 20 Minuten beträgt.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben ja schon beim Beschluss des Geschäftsstückes den Inhalt kurz gestreift. Ich möchte jetzt hier ausführen, warum wir zu diesem Geschäftsstück auch eine Dringliche Anfrage eingebracht haben, weil unserer Meinung nach einige Punkte dringlich zu klären sind, wiewohl ich weiß, dass aufgrund des Beschlusses mit den Stimmen der sozialdemokratischen Fraktion zumindest einmal der formale Akt bezüglich dieses Geschäftsstückes abgeschlossen ist.

Nichtsdestoweniger soll heute in diesem Gemeinderat das Wesentliche an diesem Geschäftsstück nochmals ausführlich debattiert werden, und es soll die Möglichkeit ergriffen werden, diese Dringliche Anfrage an den Herrn Bürgermeister zu stellen, um klarzulegen und um bei den Antworten zu sehen, inwieweit von Seiten der Sozialdemokratie, des Bürgermeisters und der zuständigen Stadträte zumindest ein Minimalkonsens an Gesprächsbereitschaft und an Zusammenarbeit in wichtigen städteplanerischen und stadtstrukturellen Maßnahmen gegeben ist.

Wir bringen diese Dringliche Anfrage ein, weil unserer Meinung nach mit dem heutigen Akt stadteigenes Vermögen quasi verschleudert wird, aus der Hand gegeben wird und jeglicher Einfluss darauf abhanden kommt. Wir bringen die Dringliche Anfrage auch ein, weil die völlige Aufgabe der Entwicklungsmöglichkeiten durch die Stadt Wien beziehungsweise die Stadtplanung gegeben ist. Denn aufgrund der Übertragung der Grundstücke liegt jetzt der Druck bei der Stadt Wien, auch eine Flächenwidmung in diesem Gebiet zu realisieren, und zwar nicht mehr nach den Wünschen der Stadtplanung und der Stadt Wien, sondern ausschließlich nach den Wünschen des Grundeigners.

Diese Dringliche Anfrage ist auch notwendig, weil der Einstieg der Wien Holding in eine GmbH, in der sie nur noch 20 Prozent der Anteile hält, auch Auswirkungen hat auf das, was in Zukunft dort errichtet wird. Es zeigt sich am Beispiel MML bei St Marx, welche negativen Auswirkungen solche Grundstückstransaktionen vor allem auf die Finanzseite der Stadt haben können.

Das Ausschalten von wirklich potenten Partnern aus der Immobilienbranche ist ein weiterer Punkt, warum wir diese Dringliche Anfrage einbringen. Denn es ist mehr als unerklärlich, dass mit zwei Gesellschaften eine GesmbH gegründet wird, deren wirtschaftliche Kraft, aber auch das wirtschaftliche Interesse nicht klar erkennbar sind und eine Kooperationsbereitschaft von Seiten der Stadt Wien womöglich nicht gegeben ist und den Interessen der Stadt entgegensteht.

Wir bringen aber diese Dringliche Anfrage auch ein wegen der völligen Aufgabe der Kontrollmöglichkeiten durch den Gemeinderat beziehungsweise das Kontrollamt der Stadt Wien - so geschehen auch bei St Marx, wo von Seiten des Kontrollamtes der Stadt Wien sehr bedauert wurde, dass es keine Möglichkeit gibt, dort einen Prüfauftrag wahrzunehmen. Man muss sich insgesamt die Frage stellen, inwieweit der Gemeinderat, die amtsführenden Stadträtinnen und Stadträte beabsichtigen, heikle Aufgaben, die einer Kontrolle durch die Opposition und das Kontrollamt der Stadt Wien unterliegen würden, so zu privatisieren und auszulagern, dass sie dieser Kontrolle entzogen werden. 

Der Grund für diese Dringliche Anfrage ist aber auch die Einräumung einer Kaufoption bis zum Ende des Jahres 2012 für den Bereich Trabrennbahn Krieau, Rennbahnstallungen und Tribünen. Es waren keinerlei Hinweise darauf zu erhalten, welche konzeptiven Überlegungen von Seiten der Gesellschaft LSE - in Ermangelung eines Geschäftsführers - oder der neuen U2 Stadtentwicklung GmbH zu erwarten sind.

Zu guter Letzt bringen wir diese Dringliche Anfrage ein, da es, wie bereits eingangs erwähnt, keine Sicherstellung gibt, dass die Stadt Wien auf die zukünftigen Nutzungen auch nur irgendeinen Einfluss haben kann, wenn man sich das Datum EM 2008 vor Augen führt und weiß, dass jegliche bauliche Entwicklung rund um das Ernst-Happel-Stadion und um den Bereich zwischen Messe und Ernst-Happel-Stadion mit Ende 2007 abgeschlossen sein muss. 

Dieser Zeitdruck ist gepaart mit dem Aus-der-Hand-Geben der Entscheidungsmöglichkeiten und damit, sie auf eine ganz andere Ebene zu verlagern, nämlich nicht nur in den Bereich der Wien Holding, die ja nach wie vor im 100-prozentigen Eigentum der Stadt Wien steht, sondern vor allem in eine Gesellschaft, in der der Einfluss und die Interessenswahrung der Stadt Wien nur noch auf einem 20-prozentigen Anteil beruht. Dieser 20-prozentige Anteil kann und wird zu wenig sein, um sicherzustellen, dass die Projekte, die in diesem Bereich realisiert werden, tatsächlich dem Wunsch der Stadt Wien und der Stadtplanung entsprechen und nicht nur ausschließlich auf Interesse und Profit von privaten Nutzern ausgerichtet sind.

Zu klären ist auch, wie die Zusammensetzung dieser U2 Stadtentwicklung GmbH zustande gekommen ist und wie die Auswahl gerade auf diese beiden gefallen ist - sie private Investoren zu nennen, ist fast übertrieben: Der eine hat die Nationalbank im Rücken und ist die Immobilientochter der Nationalbank; der andere ist eine Privatstiftung, deren Finanzkraft laut dem Stiftungsbrief - jetzt sage ich es einmal vorsichtig - eine mäßige zu sein scheint. Wie wird sichergestellt, dass bis Ende 2007 tatsächlich das umgesetzt wird, was sich die Stadt Wien im Bereich Ernst-Happel-Stadion und Messe vorstellt?

All diese Punkte hoffen wir mit unseren Fragen in dieser Dringlichen Anfrage an den Herrn Bürgermeister klären zu können und Antworten darauf zu bekommen, wie die Stadt Wien gedenkt, mit diesem Problemfall umzugehen, vor allem welche Ideen und Initiativen dahinter gestanden sind, sich gerade diese Partner auszusuchen, und wie in Zukunft daran gedacht ist, über die Parteigrenzen hinweg mit Personen, die an Stadtentwicklung und Stadtplanung interessiert sind, in einen Diskurs zu treten. Denn mehr, als ich heute in einer Tageszeitung lesen konnte, was sich Herr StR Schicker für diesen Bereich wünscht - na, mit Wünschen allein wird es in diesem Bereich nicht getan sein!

Ich werde mir dann anschauen und wir werden dann sehen, Herr StR Schicker, wie sehr Sie die Interessen der Stadt im Bereich der Flächenwidmung durchsetzen und umsetzen können oder ob nicht der Investor das Tempo vorgibt, wenn immer am Horizont das Jahresende 2007 auftauchen wird und eine bauliche Entwicklung bis zu diesem Datum abgeschlossen sein soll und muss, wenn man nicht riskieren will, dass zur Eröffnung der Europameisterschaft 2008 eine große Baustelle das Ernst-Happel-Stadion ziert.

Aus diesem Grund die Dringliche Anfrage, und ich freue mich schon auf die Antworten und auf eine spannende Debatte. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage: Der Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Die gegenständlichen Grundstücke entlang der Verlängerungslinie der U2 sind der Stadt Wien bereits seit Jahren ein eminentes städtebauliches Anliegen und gelten als absolute infrastrukturelle Entwicklungszone. 

Bereits im Jahr 2002 hat die InvestConsult Projektentwicklung GmbH dazu in Zusammenarbeit mit der MA 21 eine städtebauliche Studie durchgeführt. Ungefähr zeitgleich, jedoch unabhängig davon, hat die IG Immobilien GmbH ein Einkaufszentrum in zentraler Gebietslage dieses Bearbeitungsgebietes konzipiert. Die im Zuge dieser Bearbeitungen gewonnenen Erkenntnisse der städtebaulichen Sondierungsverfahren, Struktur- und Verkehrskonzepte fanden Niederschlag in den Überlegungen eines übergeordneten Gesamtkonzepts. Die Ergebnisse wurden aufeinander abgestimmt und zu einem großräumigen Leitbild verschmolzen, welches am 25. September 2003 im Gemeinderat als Leitbild U2-Station/Messe bis Wehlistraße beschlossen wurde. 

Dieses Leitbild umfasst im Wesentlichen ein Konzept, welches auf einer grundsätzlichen Ebene zukünftige Funktionen und Raumbilder entwirft sowie generelle Überlegungen zur Gestaltung, groben Nutzungsverteilung und -intensität sowie Entwicklungsetappen in Abstimmung mit den notwendigen Verkehrsinfrastrukturen. Parallel dazu wurde 2003 mit der Neupositionierung der Wien Holding der Geschäftsbereich Integriertes Immobilienmanagement und Projektentwicklung aufgebaut. 

Zur Erfüllung der angeführten Leitlinien wurde daher 2004 die U2 Stadtentwicklung GmbH von der Wien Holding als PPP gegründet, welche sowohl die Interessen der Stadt als auch die der privaten Partner optimieren soll. Daraus ergibt sich eindeutig unter Beachtung des städtebaulichen Auftrags der Stadt Wien als Ziel, die Umsetzung des Projekts mit einer termingerechten Fertigstellung bis zur Eröffnung der U2 und vor Beginn der Fußball-Europameisterschaft zu realisieren. Aufgrund der Gesamtentwicklung des Projekts und der mit der Entwicklung Befassten war die logische Konsequenz, diese Partnerunternehmen, welche in Zusammenarbeit mit der MA 21 bereits in den letzten beiden Jahren Know-how, Ideen, Zeit und vor allem auch erhebliche Mittel in die Entwicklung dieses städtebaulichen Konzeptes investierten, auszuwählen. 

Zusammenfassend ist daher festzustellen, dass mit der Beteiligung der Wien Holding GmbH und ihrer Partner an der U2 Stadtentwicklung GmbH für die Stadt Wien sichergestellt ist, dass eine optimale Liegenschaftsverwertung und Projektentwicklung gewährleistet wird. Im Sinne dieser PPP-Ansätze werden Chancen und Risiken, die mit dem städtebaulichen Projekt verbunden sind, in einer für die Stadt optimalen Form strukturiert und umgesetzt. 

Zu den einzelnen Anfragepunkten:

Zu Punkt 1: Das für die zukünftige Entwicklung im Bereich der U2 im 2. Bezirk ausgearbeitete städtebauliche Leitbild wurde am 22. April 2003 in der 33. Sitzung des Arbeitsausschusses der Stadtentwicklungskommission, am 9. April 2003 in der Bezirksentwicklungskommission Leopoldstadt, am 20. Mai 2003 in der 19. Sit-zung der Stadtentwicklungskommission, am 10. Septem-ber 2003 im Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr jeweils diskutiert und mit Stimmenmehrheit beschlossen. Die Diskussion und Abstimmung des Leitbilds im Gemeinderat erfolgte am 25. September 2003, und es wurde mehrheitlich angenommen. Sämtliche in der Anfrage genannten Flächen sind Bestandteil des beschlossenen Leitbilds und sind daher aufgrund des angeführten Diskussions- und Abstimmungsvorganges bekannt. Darüber hinaus erfolgten Fachdiskussionen, zum Beispiel im Rahmen des Architekturdialogs sowie der Mediengespräche im Jahre 2003. 

Zu Punkt 2: Ich verweise noch einmal auf die Zielsetzungen des im Gemeinderat beschlossenen städtebaulichen Leitbilds.

Zu Punkt 3: Der Gründungsgeschäftsführer ist Rechtsanwalt Dr Kurt Dullinger.

Zu Punkt 4: In Erfüllung der Aufgabenstellung und Projektentwicklung wurde, wie bereits ausreichend erläutert, die U2 Stadtentwicklung GmbH mit den bekannten Zielsetzungen gegründet. Die diesbezügliche Beschlussfassung erfolgte im Aufsichtsrat der Wien Holding am 14. 6. 2004.

Zu Punkt 5: Wie ebenfalls bereits ausführlich erläutert, sind die Schwerpunkte der Gesellschaft klar erkennbar. Aufgabe der Wien Holding ist die Sicherstellung der Durchsetzung der städtebaulichen Entwicklung des Zielgebiets und die entsprechende begleitende Kontrollfunktion. Auf Basis der wirtschaftlichen Parameter, wie zum Beispiel Transaktionshöhe, Investitionsvolumen, Risikoaufteilung sowie der Steuerungs- und Kontrollmöglichkeiten zur Erreichung der Zielsetzungen im Sinne der beschlossenen Leitlinien, wurde die 20-prozentige Beteiligung als ausgewogene Größenordnung unter Berücksichtigung der Chancen- und Risikotangente festgelegt und in der Aufsichtsratssitzung der Wien Holding im Juni dieses Jahres beschlossen.

Zu den Punkten 6, 7, 8 und 9: Zu diesen Punkten verweise ich noch einmal auf die ausführlichen Erläuterungen und Schlussfolgerungen, die ich bereits in meiner Einleitung gegeben habe. 

Zu Punkt 10: Die in der Frage angesprochenen Nutzungen basieren auf dem am 25. 9. 2003 im Wiener Gemeinderat beschlossenen Leitbild.

Zu Punkt 11: Der Inhalt der Seeberg Privatstiftung ist identisch mit nahezu sämtlichen österreichischen Privatstiftungen und ist dem Firmenbuch zu entnehmen.

Zu Punkt 12: Im Gegensatz zur Aussage Ihrer Anfrage wird der Handlungsspielraum nicht nur nicht eingeschränkt, sondern im Gegenteil: Durch diese Vorgangsweise werden die von der Stadt und der Stadtplanung erarbeiteten Zielsetzungen in Ihrer Umsetzung gesichert und der Handlungsspielraum für die Stadt Wien vergrößert. Durch die Einbindung der Wien Holding als Gesellschafter ist sichergestellt, dass sämtliche Wünsche der Stadt Wien bei diesem Projekt sowohl in inhaltlicher als auch in zeitlicher Hinsicht - U-Bahneröffnung sowie Fußballmeisterschaft 2008 - umgesetzt werden.

Zu Punkt 13: Derzeit besteht ein Vertrag zwischen der MA 69 und der Prater Verwaltungsgesellschaft aufgrund des Beschlusses des Gemeinderatsausschusses für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung vom 5. Oktober 2001. Für die Zukunft ist eine adaptierte Beauftragung geplant, die in Kürze den zuständigen Gremien zur Beschlussfassung vorgelegt werden wird. Die Letztverantwortung auf Gesellschaftsebene liegt bei der Geschäftsführung der Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH, auf Magistratsebene beim Eigentümervertreter, der MA 51 als grundverwaltende Dienststelle.

Zu Punkt 14: Im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan sind alle Flächen des so genannten Wurstelpraters als Sondergebiet festgesetzt. Es wird zwischen den Praterparzellen, auf denen Volksbelustigungsstätten, Schaustellenobjekte, gastronomische Einrichtungen und so weiter errichtet werden dürfen, und Flächen, die zur Gewährleistung einer ungehinderten Zufahrt und Durchgängigkeit freizuhalten sind, unterschieden. Grundverwaltende Dienststelle ist für fast alle Flächen die MA 51, 

ein Teil der Waldsteingartenstraße wird von der MA 28 verwaltet. Für den Bereich der Messe ist im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan die Widmung Sondergebiet Messe festgesetzt. In der Südzone ist großteils Bauland/gemischtes Baugebiet ausgewiesen, grundverwaltende Dienststelle ist die MA 69. Die Südportalstraße wird als öffentliche Verkehrsfläche von der MA 28 verwaltet. Der Bereich zur U2-Trasse steht im Eigentum der Wiener Messe Besitz GmbH.

Zu Punkt 15: Derzeit werden rund 480 000 EUR aus den Pachteinnahmen zweckgewidmet für den Prater verwendet. Weitere Budgetmittel werden im Zuge der neuen Beauftragung von den zuständigen Gremien der Stadt Wien zu beschließen sein. 

Zu Punkt 16: Auf Grundlage der zu beschließenden Budgetmittel werden die Rahmenbedingungen für den zu beschließenden Budgetzeitraum festgelegt und damit sichergestellt. 

Zu Punkt 17: Die mehr als 200 Projekte beinhalten sowohl Projekte von Privaten - 80 Praterunternehmerin-nen und -unternehmer sowie Teilnehmerinnen und Teil-nehmer am Ideenfindungsprozess - als auch Projekte, die im zu beschließenden Aufgabenbereich der Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH liegen. Die Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH hat dabei die gesetzlichen Vorschriften zu beachten. 

Zu Punkt 18: Auszuschließen ist, dass Aufträge, die seitens der Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH durchgeführt werden, ohne gesetzlich vorgeschriebene Abläufe stattfinden. Die Projekte von Privaten unterliegen nicht dem Vergaberecht. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Gesamtdauer maximal 180 Minuten betragen darf.

Erster Redner ist Herr GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Herr Bürgermeister!

Ich habe eigentlich angenommen, dass die Antworten von Ihrer Seite in einer gewissen Komprimiertheit kommen werden. Ich muss nur in einigen Punkten vielleicht ein bisschen konkreter werden, da Sie, glaube ich, nicht ganz der Dringlichen Anfrage gefolgt sind. 

Ich beginne mit dem Geschäftsführer der LSE, Liegenschaftsstrukturentwicklungs GmbH, den es offensichtlich bis zum heutigen Tage nicht gibt. Sonst wäre Ihre Auskunft nicht gewesen, dass Herr Rechtsanwalt Dullinger derjenige ist, der diesen Rechtsakt behandelt. Die Frage war nicht nach dem Anwalt, der diesen Rechtsakt behandelt, sondern nach dem Geschäftsführer dieser Gesellschaft. Ich hätte mir erwartet, dass es entweder eine klare Aussage dazu gibt, dass es diesen Geschäftsführer noch nicht gibt, oder wenn es einen gibt, den Namen dieses Geschäftsführers. Ich gehe davon aus, dass ich daher jetzt annehmen kann, dass diese Gesellschaft, mit der heute zwei Verträge abgeschlossen 


wurden, als solche überhaupt noch nicht existent ist.

Sie haben auch darauf hingewiesen, dass die Firma InvestConsult im Jahr 2002 an die Stadt Wien herangetreten ist, hier gemeinsam eine städtebauliche Studie gemacht hat und als Basis dieser städtebaulichen Studie dann diese gesamten Verträge und die Konstruktion der U2 Stadtentwicklung GmbH zustande gekommen sind. In dieser Stadtentwicklungs GesmbH - ich möchte das nur noch einmal in Erinnerung rufen - findet sich die Firma InvestConsult nicht. Offensichtlich gibt es da also einen verlorenen Aufwand für die Firma InvestConsult. Denn die beiden PPP-Partner in der U2 Stadtentwicklung GmbH sind die Firma IG Immobilien und die Seeberg Privatstiftung.

Es war auch die Frage unter den Punkten 7, 8 und 9, die von Ihnen mit dem Hinweis auf Ihre Einleitung in einem beantwortet wurden, wie sich diese Investorensuche ergeben hat. Wie ist man auf die Seeberg Privatstiftung gekommen? Sehr geehrter Herr Bürgermeister, entweder hat man es Ihnen nicht gesagt, oder man wollte nicht, dass Sie es hier sagen, oder man hat im Haus schlecht recherchiert, oder man versucht einfach, aus dieser Sache mit einem mehr oder weniger blauen Auge herauszukommen. 

Sie sagen zu Punkt 11, die Seeberg Privatstiftung hat den Zweck wie alle anderen Stiftungen oder ein Großteil aller Privatstiftungen in dieser Republik. Ich habe den Notariatsakt hier. Wir wissen, wer die Stifter sind, und der Zweck ist relativ leicht erkennbar, wenn man ins Firmenbuch schaut: Förderung der Beteiligten. Das ist ein durchaus legitimer Ansatz. Aber wenn man ein bisschen genauer hinschaut, dann stellt sich die Frage: Warum hat der Beteiligte an dieser Stiftung so großes Interesse daran, nicht mit einer seiner 28 Firmen in der U2 Stadtentwicklung GmbH aufzuscheinen - unter anderem der InvestConsult -, sondern warum nimmt man den Umweg über eine Privatstiftung und begibt sich in eine GesmbH mit der IG Immobilien, die seit der Hohen Warte hinlänglich bekannt ist?

Ich gehe davon aus, dass Ihnen auch die Kritik des Rechnungshofes an der Vertragsgestion zwischen der Stadt Wien und der IG Immobilien bekannt ist, worin der Stadt Wien ein veritabler Verlust von 4 Millionen EUR attestiert wird. Die Landesregierung, der Stadtsenat hat das offensichtlich schulterzuckend zur Kenntnis genommen, denn die Stellungnahme dazu ist eine nicht gerade erbauliche: Nicht dass man sagt, ja, man sieht ein, dass es da vielleicht den einen oder anderen Fehler gegeben hat, sondern es ist einfach so, wie es ist, und man nimmt einfach zur Kenntnis, dass die Stadt Wien bei dieser Vertragsgestion 4 Millionen EUR Steuergeld - wie sage ich es jetzt salopp? - verplempert hat. Man hätte aus diesem Geschäft mit der IG Immobilien 4 Millionen EUR mehr für die Stadt Wien und für die SteuerzahlerInnen herausholen können. 

Ebenso war es bei St Marx, wo das Grundstück schlussendlich um teures Geld verkauft wurde, aber den Reibach aus diesem Grundstücksverkauf, aus dem Erlös der Liegenschaft und des Gebäudes darauf, andere gemacht haben, nicht die Stadt Wien. Die Stadt Wien hat sich mit einem Butterbrot von knapp 14 Millionen EUR abspeisen lassen müssen, wobei der Erlös der Gesamtliegenschaft in die hunderte Millionen Euro gegangen ist. 

Warum also diese Seeberg Privatstiftung des Herrn Griesmayr? - Herr Griesmayr ist offensichtlich eine schillernde Figur, ein Wunderwuzzi, der sich hinter dieser Konstruktion verbirgt. Er hat derzeit insgesamt 28 Firmen aktiv im Handelsregister - im Firmenbuch nachzulesen -, davon drei KEG in Liquidation, wobei das interessanterweise Gesellschaften sind, die ebenfalls im Eigentum des Herrn Griesmayr sind, und er ist gleichzeitig der Liquidator. Es sind einige Schachtelfirmen, einige KEG, die mit 2 000 EUR im Firmenbuch stehen, sodass die Finanzkraft durchaus zu wünschen übrig lässt. Er ist derzeit als Hauptaktionär und gleichzeitiger Vorstand der European Outlets AG in Leobersdorf tätig, deren wirtschaftliches Gelingen - sagen wir es sehr vorsichtig - mäßig und nicht gerade berauschend ist. Diese Person ist es, die sich hinter dieser Seeberg Privatstiftung verbirgt. 

Jetzt weiß ich nicht, ob alle handelnden Personen und im Speziellen die heute bei dieser Dringlichen Anfrage Auskunft gebende Person, der Herr Bürgermeister, über all diese Gesichtspunkte und Aspekte informiert gewesen sind, vor allem von den Beteiligten, die jetzt gemeinsam in dieser GesmbH drinsitzen. Man fragt sich natürlich: Wie ist man mit dem in Kontakt gekommen? Der kommt ja nicht plötzlich zur Tür herein und sagt: Grüß' Sie, ich habe eine gute Idee für den Parkplatz beim Ernst-Happel-Stadion. 

Bekannt wurde er mit einem eher mäßig glücklichen Projekt bei den Gasometern, wobei das Projekt Gasometer in Summe unter einem offensichtlich unglücklichen Stern steht. Die Shopping-Mall ist durch eine U-Bahn gut erschlossen - Herr StR Schicker, das ist eines Ihrer Argumente für ein Einkaufszentrum beim Stadion: „Weil die U-Bahn dort hinfährt" -, aber irgendetwas ist bei den Gasometern schief gegangen. Entweder wissen die Wienerinnen und Wiener nicht, dass die U-Bahn dort hinfährt, oder diejenigen, die mit der U-Bahn fahren, wissen nicht, dass dort eine Shopping-Mall ist. Irgendwo beißt sich die berühmte Katze in den Schwanz.

Beim Prater wird alles ganz anders werden - worauf Sie da vertrauen, mit welcher Argumentation Sie da kommen, ist dass Sie jetzt noch sagen, na ja, das werden sportaffine Geschäfte werden. 70 Geschäfte an der Zahl sollen in diese Shopping-Mall mit rund 27 000 Qua-dratmetern Verkaufsfläche hinkommen. Na, da werden schon ein paar sportaffine dabei sein! Vor allem solche, die sich ein kurzfristiges gutes Geschäft mit der Europameisterschaft 2008 erwarten, das eine oder andere Fan-Artikel-Geschäft, ein paar Pubs, falls wir in Wien doch eine Gruppe zugelost bekommen, sodass dann Leute einfach in ein Pub gehen oder gerne etwas trinken gehen - sprich: Die Gastronomie -, und der Herr Bezirksvorsteher. Aber jetzt in Summe zu sagen: Es wird ein Einkaufszentrum mit der Hauptausrichtung sportaffin, und alle kommen hin, weil die U-Bahn dort hinfährt - wenn das tatsächlich der Hintergrund des Leitbildes ist, würde ich sehr darum bitten, dieses Leitbild raschest nochmals zu überdenken. 

Wie geht es mit dem Herrn Griesmayr weiter? Was ist das für eine Person, die der Stadt offensichtlich nicht so unbekannt ist? Herr StR Schicker dürfte ihn besser kennen, zumindest dürfte er ihn in nächster Zukunft besser kennen lernen. Denn wie man der Rathauskorrespondenz-Vorschau für den Dezember entnehmen kann, wird Herr StR Schicker am 11. Dezember mit dem Herrn Griesmayr Spaten stechen, und zwar bei einem Volksgaragenprojekt. Also auch da ist die InvestConsult ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Ludo-Hartmann-Platz!) Am Ludo-Hartmann-Platz, glaube ich. - Er ist also der Stadt Wien kein Unbekannter. 

Nach wie vor ist es die Frage: Warum Seeberg Privatstiftung? Hat das eventuell mit der steuerlichen Günstigstellung von Stiftungen in dieser Republik zu tun? Hat das andere Gründe, die aus dem Stiftungsbrief nicht herauszulesen sind - wer die Begünstigten sind, die da gefördert werden sollen?

Er hat aber noch einen guten Kontakt zur Stadt, denn auch bei der Tribüne Krieau ist Herr Mag Michael Griesmayr kein Unbekannter. Auch dort hat er, wie es so schön auf Wienerisch heiß, die Finger im Spiel. Was ist naheliegender, als sich, wenn man bei der Tribüne Krieau schon einer der Kommanditisten ist, nämlich derjenige, der dort am meisten einbezahlt hat - die InvestConsult und er als Privatperson -, gleich die ganze Krieau unter den Nagel zu reißen, inklusive der Rennbahn, der Stallungen und der Tribüne! Dann braucht man nicht mit fremden Leuten zu reden, man tut sich ja viel leichter, wenn einem alles selbst gehört.

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Wenn das der Hintergrund Ihrer Politik ist, dann betreiben Sie Ausverkauf stadteigener Güter par excellence! IG Immobilien - hinlänglich bekannt mit der Causa Hohe Warte; wir wissen, dass es hier eine mehr als merkwürdige Vereinbarung gibt und dass alles hingebogen wurde, was sich gerade noch hinbiegen lässt, damit dieser Vertrag mit der IG Immobilien im Bereich der Hohen Warte auch zustande kommt.

Ich glaube, es wäre noch etwas notwendig gewesen - gerade Sie, Herr StR Schicker, sollten großes Interesse daran zeigen - im Zusammenhang mit der Europameisterschaft 2008 und einer Stadtentwicklungsphase, die mit dem heutigen Tag, oder eigentlich schon vor zwei Jahren, rund um den Prater eingeläutet wurde: Vorplatz, Olympia-Parkplatz, Ernst-Happel-Stadion, Trasse entlang der U-Bahn zwischen der Messe. 

Sie reden oder träumen davon, dass dann die Messebesucher diese Shopping-Mall nutzen werden. Ich gehe davon aus, dass Sie schon einmal auf einer internationalen Business-Messe gewesen sind. Dort geht man im Normalfall zwischen 9 und 10 Uhr hin, ist den ganzen Tag auf der Messe, und am Abend ist man ziemlich froh, wenn man wieder im Hotel ist und die Beine von sich strecken kann. (GR Dr Herbert Madejski: Das 

glaube ich!) Denn im Normalfall, wenn man es ernst nimmt, sind solche Messen nicht sehr lustig, sondern eher anstrengend. Warum dann diese Person zwei Stationen mit der U-Bahn zum Praterstadion fahren soll, um dort im sportaffinen City-Center irgendetwas einzukaufen, ich weiß nicht, für den persönlichen Bedarf in ihrer Heimatstadt, um diese Shopping-Mall zu besuchen oder in dieser Umgebung irgendetwas in Anspruch zu nehmen, ist mir ein Rätsel.

Genauso ist mir ein Rätsel, warum plötzlich alle aus dem 22. Bezirk mit der U2 zum City-Center Prater fahren sollen. Wenn es Ihnen gelingen sollte, tatsächlich alle auf die U-Bahn zu bringen, die in diese Shopping-Center gehen - meine Hochachtung! Es wird Ihnen nicht gelingen. Es wird in diesem Gebiet permanent mehr Verkehr geben. Jetzt haben wir alle 14 Tage, drei Wochen, jeden Monat mehr oder weniger große Veranstaltungen bei der Messe und im Praterstadion. In Zukunft haben wir Rushhour in dem besagten Grätzel tagtäglich von der Früh bis spät am Abend, auch am Samstag und wahrscheinlich auch am Sonntag. 

Daher kann ich mir nicht vorstellen, dass die Bevölkerung irgendwo in diesem Gebiet einen Nutzen aus dieser Stadtentwicklungsphase erkennen kann. Nein, vielmehr einen großen Nachteil: Permanent mit viel Verkehr und permanent mit unangenehmen Dingen konfrontiert zu sein! Ob das die U2-Station in diesem Bereich aufwiegen wird, wage ich zu bezweifeln, zumal ja auch auf den Flächen Baumkirchner & Colloredo die Bank Austria Immobilien schon mehr oder weniger in den Startlöchern scharrt, um eine Entwicklung voranzutreiben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich könnte Ihnen jetzt ausführen, wie diese Schachtelfirmen des Herrn Griesmayr ausschauen: Seeberg Privatstiftung, U2, European Outlets Gmbh, Outlets AG, VALCOM Consulting, InvestConsult Handels KEG. Dann ist er auch ein Erfinder von Firmennamen, da ist er wirklich gut; vielleicht sollte er sich noch mit irgendetwas anderem selbstständig machen. Er hat nämlich eine "BHIC" Beteiligungs-GmbH, die in Liquidation ist. Der Liquidator ist er selbst, und die Firma gehört der InvestConsult, also wieder ihm. Er hat aber auch eine "ICBH" - da hat er die Buchstabenfolge einfach umgedreht - Beteiligungs- und Handels GmbH, die ist aber mittlerweile auch in Liquidation. Es überrascht nicht, dass die Firma auch der InvestConsult gehört und Herr Mag Griesmayr gleichzeitig der Liquidator ist. 

Dann gibt es eine Stein Immobilien KEG, es gibt eine Markus Stein KEG. Dort ist Mag Griesmayr jeweils persönlich haftender Gesellschafter, es sind KEG, die mit jeweils 10 000 ATS errichtet wurden. Weiters gibt es die InvestConsult Projektentwicklung KEG; das ist überhaupt eine sehr interessante KEG. Es ist eine GesmbH & Co Betreuungs-KEG, da ist Herr Mag Griesmayr Kommanditist mit der gigantischen Summe von 145,35 EUR. Also ob das die InvestConsult Projektentwicklung GmbH ist, die tatsächlich die Finanzkraft aufbringt, dort Stadtent-


wicklung zu betreiben, wage ich zu bezweifeln.

Ferner gibt es eine Stein Immobilien KEG und eine Markus Stein KEG, eine Griesmayr & Partner KEG, wo die BauConsult, wo Herr Griesmayr wieder Geschäftsführer und mit 2 000 ATS Kommanditist ist. Das ist also ebenfalls eine mäßig finanzkräftige Firma. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Es gibt aber auch die Michael Griesmayr & Partner KEG, wo ebenfalls die BauConsult Kommanditist ist, wiederum mit 2 000 ATS. Es gibt die Tribüne Krieau, da ist Herr Mag Griesmayr mit insgesamt 200 EUR Kommanditist, dafür ist aber die InvestConsult mit 6 467 EUR dabei. Es gibt die Zechner GmbH, dort ist er nur Geschäftsführer. Es gibt die HABIC Handels- und Beteiligungs GmbH in Liquidation - ich lasse Sie nicht raten, wer der Liquidator ist. Richtig, der Herr Griesmayr!

Es gibt die Griesmayr & Co Zinshäuser KEG - die ist noch aktiv und gehört der BauConsult, mit insgesamt 12 000 ATS Stammkapital -, die Firma Stein & Co Warenhandel KEG, die Heart Watcher Tele-Herzüber-wachung GmbH - die brauche ich bald, wenn ich mir weiter diesen Akt anschaue -, FINOVA Beteiligungs-AG, HG Holding und InvestConsult Projektentwicklung. Dann gibt es die ProConsult Unternehmensbeteiligung, die Fairway Sportanlagen BetriebsgmbH, die Palais Rohan Entwicklungs- und Vermietungs GmbH, die LSB Immobilienanlagen und die Sportmagazin Verlag GmbH sowie die Prime Invest Immobilien GmbH. Insgesamt sind es 28 Firmen aktiv und 24 Firmen gelöscht beziehungsweise in Liquidation. Dieser Wunderwuzzi versteckt sich in den Verträgen mit der Stadt Wien hinter der Seeberg Privatstiftung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Abschließend - ich habe noch ein paar Sekunden und werde vielleicht um die eine oder andere überziehen: Wir werden weiterhin öffentlich machen, wie die Mauschelei hinter den verschlossenen Türen des Rathauses funktioniert, wie Seilschaften und gute Freunde sich am Eigentum der Stadt Wien bedienen dürfen. 

Sie brauchen sich nicht - und das ist das Interessante, noch ein Satz dazu - über die schwarz-blaue Regierung im Bereich Privatisierung und Ausgliederung aufzuregen. (GR Mag Andreas Schieder: Jetzt sind wir dort! - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das hat mir noch gefehlt!) Nein, Sie stehen den Kollegen im Parlament wirklich um nichts nach! Der einzige Unterschied, den es gibt, ist dass die Freunde und Profiteure bei diesen Seilschaften aus der roten Reichshälfte kommen - das ist der einzige Unterschied - und dass Sie mit Ihrer Mehrheit herinnen glauben, wirklich tun und lassen zu können, was Sie wollen. (Beifall bei den GRÜNEN. - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Endlich ist es heraußen!)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Neuhuber.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich kann nur sagen, Herr Bürgermeister, wie es in der Theatersprache heißt: Chapeau, Chapeau! Es ist wirklich bemerkenswert, mit welcher Nonchalance, um nicht zu sagen, fast Gleichgültigkeit Sie heute über diese Dringliche Anfrage und deren Beantwortung drübergegangen sind. Es zeigt, wie völlig egal Ihnen der Inhalt des Geschäftsstückes zu sein scheint, und es zeigt, welche geringe Wertschätzung Sie der Opposition eigentlich entgegenbringen. In Wirklichkeit war diese im Zeitraffer kurz zugesammengefasste Beantwortung nichts anderes als: „Wir machen es sowieso, wie wir wollen, lasst uns in Ruhe!" Was anderes hat sich dahinter nicht versteckt, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Immer, wenn man in diesem Haus glaubt, schlimmer kann es nicht mehr werden, schlimmer geht es nicht mehr, legt die SPÖ noch ein Schauferl nach. Da kommt dieser Tage ein Rechnungshofbericht - der dann auch brav nichtssagend beantwortet wird -, in dem verschiedene Grundstücks-Deals der Stadt Wien regelrecht zerzaust werden. 

Sie kennen den Waagner-Biró-Fall: 37 Millio-nen EUR. Ich sage es noch einmal in der alten Währung, weil die 37 Millionen nach so wenig klingen: Über eine halbe Milliarde Schilling für ein Grundstücksareal, auf dem heute, drei Jahre später, nicht die Zentrale der MA 48 steht, nicht die versprochenen 400 Arbeitsplätze bestehen, sondern ein Abstellplatz. Und man lese es bitte nach in der Antwort des Rathauses auf den Rechnungshofbericht, man lese es nach und lasse es sich auf der Zunge zergehen: Eine Garderobe ist dort heute untergebracht! Gratuliere, weltmeisterlich! Bitte, eine Garderobe um 500 Millionen ATS zu errichten oder zu kaufen, das hat weltweit wirklich noch niemand geschafft. 

Da gibt es also dieses eine Episödchen aus dem Kapitel Geld und Liegenschaftswesen der Stadt Wien. Da gibt es aber gleichzeitig einen Bericht über ein Zweites, Sie wissen es: Die Hohe Warte, wovon der Rechnungshof feststellt, dass beim Grundstücksverkauf der fünffache Preis erzielbar gewesen wäre. Wenn man sozusagen den Nutzen für das Gemeinwesen im Sinne der Vienna und des Stadions abzieht, ist immer noch, wie Kollege Kenesei gerade ausgeführt hat, ein Mindestschaden von 4 Millionen EUR übrig geblieben. - Ein weiteres Episödchen aus dem Kapitel Geld und Widmungs- beziehungsweise Liegenschaftswesen der Stadt Wien!

Da würde man doch glauben, es könnte einmal das Lüftchen der Demut, von dem der Herr Bürgermeister am Anfang dieser Periode gesprochen hat, im Rathaus einziehen. Mitnichten, meine Damen und Herren, mitnichten! Der Akt, den wir heute besprechen, beziehungsweise diese Dringliche Anfrage zeigt leider, dass das keine Ausnahmen mehr sind, sondern diese Schluderei beim Grundstückswesen und bei Widmungen wird immer mehr zur Regel. Man könnte fast sagen, die Täter werden immer dreister.

Ich möchte mich heute gar nicht so sehr mit dem letzten Teil der Anfrage - nämlich dem Teil, in dem es um die Prater-Renaissance im Wurstelprater geht - beschäftigen; das haben wir an dieser Stelle ohnehin schon öfter getan und werden wir mit Sicherheit auch noch in Zukunft tun. Nur eines sei am Rande bemerkt: Mir ist jetzt nicht ganz klar, wie das Mongon-Konzept, das an sich nicht nur den Wurstelprater, sondern größere Areale umfassen sollte, mit dem, was hier heute besprochen wird, und diesem Verkauf eines riesigen Liegenschaftsareals kompatibel wäre. Das ist alles nur ein Fleckwerk, meine Damen und Herren, nichts anderes als Vernebelung, Verschleierung und ein Fleckerlteppich, aber nirgends eine konzeptuale Gesamtlösung!

Der Herr Kollege Schieder, aber auch der Herr Bürgermeister haben heute sehr elaboriert ausgeführt, dass doch das städtebauliche Leitbild U2-Station/Messe bis Wehlistraße, Herr StR Schicker, das alle schon beinhaltet hätte. Ich habe es ja mit, Herr Kollege Schieder. Ich sage jetzt gleich einmal vorab: Für den Fall, dass ich eine alte Version habe, nehme ich alles wieder zurück. Aber in der Version, die ich habe - ich habe mir das natürlich noch einmal angesehen, weil ich mir dachte: Neuhuber, hast du das übersehen, als wir das beschlossen haben?, oder nicht wir beschlossen haben, weil 
wir ja nicht mitgestimmt haben -, da steht bei den Flächenpotentialen für diesen Bereich Nr 9, das ist näm-
lich das Grundstück Nr 9: 13 000 Quadratmeter Grundstücksfläche, Brutto-Geschoßfläche 20 000 Quadratme-ter, 50 Prozent davon bewohnt und weitere 50 Prozent Geschäfte, Gastronomie, Service, Infrastruktur.

Jetzt erklären Sie mir das! Irgendetwas habe ich rechentechnisch falsch gemacht. Da steht: 20 000 Qua-dratmeter Brutto-Geschoßfläche, was ja schon wesentlich mehr als netto ist; aber das nur am Rande. 50 Pro-zent davon sind also nach Ihrer Rechnung 27 000 Qua-dratmeter Einkaufsfläche. Habe ich das jetzt richtig interpretiert oder irgendwo einen gravierenden Fehler gemacht? Im Leitbild ist von 20 000 Quadrat-metern die Rede, meine Damen und Herren, die Hälfte davon Einkauf. Die Hälfte! (GR Günter Kenesei: Das ist die Schicker-Grundstücks-Bauplanung!) 

Wie gesagt, wenn das stimmt und ich die richtige Version habe, Herr Kollege Schieder, dann würde ich eines vorschlagen: Haben wir einen Mistkübel heraußen? - Ja. Dann werfen wir dieses Leitbild schlicht und einfach in den Mistkübel, weil es eh völlig für die Katz ist, was wir herinnen beschließen. (GR Dr Herbert Madejski: Wie alle Leitbilder in Wien!) Sie setzen sich ohnehin darüber hinweg. Ich bin dann sehr neugierig, wie Sie mir das erklären, aber wie gesagt, vielleicht habe ich eine alte Version mit gehabt. Ich gehe dann gerne heraus, gebe das zu und entschuldige mich. 

Kollege Aichinger wird dann noch im Detail ausführen, was mit diesem Einkaufszentrum - und ich gehe jetzt einmal auf das EKZ, von dem ich eben sprach, ein - dort wieder an Vernichtung für den Einzelhandel im 2. und 3. Bezirk und an Kaufkraftabfluss zu befürchten ist. Das ist uns doch allen klar, dass die Ausgaben und das Geld, das die Leute zur Verfügung haben, ja nicht sprunghaft mehr werden. Jetzt bauen wir bei der Brachmühle 40 000 Quadratmeter, jetzt bauen wir es beim Praterstadion, dann bauen wir es beim Zentralbahnhof und ruinieren die Innenstadt, dann bauen wir es beim Westbahnhof, dort wird das Begehren der Investoren schon immer größer, und sie wollen mehr Fläche. 

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Ich bin der Letzte und der Unverdächtigste, der gegen Immobilienprojekte spricht, gar keine Frage. Aber wie viele Einkaufszentren wollen Sie noch zulassen und widmen? Bis es kein einzelnes Geschäft und keinen einzelnen Kleinunternehmer in dieser Stadt mehr gibt? (Beifall bei der ÖVP und den GRÜNEN. - GR Mag Christoph Chorherr: Richtig!) 

Herr Kollege Vizepräsident Strobl! Bitte kommen Sie heraus, erlösen Sie mich und sagen Sie, Sie sind dagegen. Sie sind doch jetzt, schon im Vorwahlkampf für die Kammerwahl, der selbst ernannte Hüter des Kleingewerbes in Wien; zumindest so ähnlich lese ich es überall in Ihren Werbeschriften. Bitte kommen Sie heraus und erklären Sie mir, was Sie von diesen 27 000 Quadratmetern Netto-Nutzfläche Einkaufszentrum, die es laut Leitbild gar nicht gibt, halten, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Jetzt könnte ich noch lange auf den Verkehr eingehen, darauf, dass die kritischen Sättigungsgrade beim Verkehr längst erreicht sein werden, dass es wieder kein richtiges Verkehrskonzept gibt und dass das in einem Chaos enden wird. Aber ich bin davon überzeugt, Günter Kenesei wird das bei einer anderen Gelegenheit sowieso noch aufgreifen. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte mich, weil es zufällig meine Profession ist und ich von dem relativ viel verstehe - wenn Sie mir erlauben, das zu sagen -, noch ein bisschen mit dem Projekt selbst beschäftigen. Herr Kollege Schieder, deshalb habe ich vorhin zwischengerufen: Alles über die Lage, dass das dort nötig ist, dass das ein super Platz ist, um etwas hinzubauen, und dass das entwickelt gehört - englisch gesagt: point even -, das ist gegeben, gegessen, das ist ja gar keine Frage! Es geht uns nur um das Wie: Wie wird dieses Projekt angegangen? Dass dort etwas geschehen soll und dass etwas geschehen muss für die Europameisterschaft und für die Entwicklung des Gebietes, das stellen wir völlig außer Zweifel, meine Damen und Herren! 

Wenn man sich den Akt ein bisschen genauer anschaut, kommt man drauf, dort sollen 107 000 Quadrat-meter Netto-Nutzfläche in verschiedenen Baulosen und über verschiedene Jahre bis insgesamt 2012 entstehen, dazu noch 1 400 Parkplätze. Ich möchte Ihnen nur einmal das Volumen verdeutlichen, weil eben hier so nonchalant drübergegangen wird. Die 32 Millionen Mindestkaufpreis klingen ja noch nicht so schlimm. Aber wenn Sie 107 000 Quadratmeter Immobilienfläche, zum Teil sehr hochwertige - ein Einkaufszentrum ist meist teurer als ein Wohnbau -, entwickeln, dann kommen Sie bei diesem Projekt auf Gesamtinvestitionskosten von 250 oder 300 Millionen EUR; das ist die Mindestgrößenordnung. Wir reden also hier über 3,5 oder 4 Milliarden ATS an Investitionen, die dort getätigt werden, und der Anteil der Stadt Wien liegt jetzt beim Verkauf bei läppischen 32 Millionen. 

Wieso sage ich "läppisch"? - Als ich die Bewertung des Schätzgutachtens, das im Akt vorliegt, gelesen habe oder durchgeschaut habe, wusste ich ernsthaft nicht: Soll ich weinen oder lachen, oder krampft sich mir der Magen zusammen? Ich habe in meiner 17- oder 18-jährigen Zeit in der Immobilienwirtschaft noch nie einen Immobilienverkäufer gesehen, der so gutmütig - jetzt hätte ich fast gesagt, dumm - agiert wie die Stadt Wien bei dem Verkauf. Wenn man so etwas unterschreibt, meine Damen und Herren, zu dem Preis, einem Durchschnittspreis von 300 Quadratmetern auf die Netto-Nutzfläche bei einem hochwertigen Einkaufszentrum in einer Frequenzlage, dann hat man entweder selbst nichts in der Birne oder man ist extrem schlecht beraten. Meine Damen und Herren, das ist ein Witz, glauben Sie mir das!

Aber im Detail steckt ja noch viel mehr drin. Herr Kollege Schieder, Sie haben vorhin gerühmt, dass das ein Mindestkaufpreis ist und dass das noch viel mehr werden kann, wenn die Fläche zunimmt. Was Sie nicht erwähnt haben, ist die Kaufpreisstundung. Aber vielleicht haben Sie es nicht gelesen: In dem Vertrag steht auch eine Kaufpreisstundung drin. Was Sie nicht erwähnt haben, ist dass die Abbruchs- und Freimachkosten von dem Preis noch abzuziehen sind. Abbruchs- und Freimachkosten - wir kennen deren Höhe nicht. Die Abbruchskosten kann man ungefähr schätzen, das ist keine Frage, dafür müsste man wissen, wie viele Kubikmeter dort abzubrechen sind, dann könnte ich es Ihnen sagen. Nicht aber die Freimachungskosten; dort sind ja noch Mieter, die müssen jetzt einmal - ein böses Wort - ausgemietet werden. Ich weiß nicht, ob es darüber schon Vereinbarungen gibt. 

Das steht da also auch noch drin, das ist so das Kleingedruckte. Es macht vielleicht ein paar Millionen EUR aus, so wie die 3,3 Millionen, die für die Parkplätze dort abgezogen werden - macht ja nichts!

Jetzt das Schmankerl zum Schluss, das ist wirklich gut! Ich glaube, der Vertrag wird irgendwann einmal Eingang finden an der Technischen Universität, am Lehrgang für Immobilienmanagement, der wird dort als Paradebeispiel vorgelesen werden. Die Option auf dieses ganze 300°Millionen°EUR-Paket, auf diesen Grundstücks-Deal: Was kostet die? Ich bitte um Vorschläge: Was kostet die? 5 Millionen? 10 Millionen? 15 Millionen? Was kann so etwas kosten? - Null! Die Option ist gratis! Der Kaufpreis wird gestundet und ist erst später fällig. Ich habe so etwas wirklich noch nicht erlebt. 

Meine Damen und Herren! Herr Bürgermeister! Es ist noch nicht ganz zu spät; na ja, eigentlich ist es schon zu spät. Ich kann nur noch einmal appellieren: Stoppen Sie das, das kann man nicht machen! Hier werden wirklich Millionen und Abermillionen verschwendet, und das zeige ich Ihnen jetzt noch kopfrechnungsweise an einem Beispiel. 

In einem Einkaufszentrum werden heute im Schnitt 20 bis 30 EUR pro Quadratmeter an Miete bezahlt; es liegt ungefähr in dieser Größenordnung, wenn man den Umsatzanteil mit einrechnet. Also rechnen wir im Schnitt mit 25 pro Quadratmeter, das ergibt 300 EUR im Monat. Wenn Sie das auf den Kaufpreis kapitalisieren, dann kann ein Käufer, um eine 7-prozentige Rendite zu erzielen, rund 4 200 EUR pro Quadratmeter zahlen, wenn diese Miete gegeben ist. Wir verkaufen den Quadratmeter im Einkaufszentrum um 300, inklusive der Baunebenkosten sind es um 2 000. Da rechnen wir ohnehin schon sehr hochwertig, da ist alles inkludiert, glauben Sie es mir. 300 fürs Grundstück dazu, bei 2 300 haben wir alle sonstigen Nebenkosten dabei. Zinsen sind hier keine für das Grundstück, nur für den Bau.

Das heißt, aus der Hüfte geschossen sage ich dort einen Gewinn für den Investor von 1 500 EUR pro Quadratmeter voraus. 27 000 Quadratmeter sind es, wir reden also von einem Mindestgewinn nur beim Einkaufszentrum, nur bei diesem einen Teil, von 40 Millionen EUR. Ist das nicht eine Überlegung wert?

Jetzt komme ich zu noch einem wichtigen Punkt, meine Damen und Herren. Wie ich schon sagte, bin ich besonders unverdächtig, dass ich etwas gegen Geschäftemacherei, gegen gute Geschäftemacherei von Immobilienfirmen hätte. Es ist ein Unterschied, ob ich es im privaten, im halbstaatlichen oder im kommunalen Bereich mache. Warum - und diese Frage hat der Herr Bürgermeister heute in seiner Beantwortung völlig ausgelassen - wurde das nicht ausgeschrieben? Jedes kleine Grundstück, jedes kleine Haus, das Herr StR Faymann verkauft, wird in der Zeitung, übers Internet ausgeschrieben mit dem Ziel, den bestmöglichen Preis und den größtmöglichen Nutzen für die Gemeinde Wien zu erzielen. Aber hier, bei einem Projekt, bei dem wir über Gewinnmöglichkeiten von zig Millionen EUR reden, eine freihändige, handstreichartige Vergabe an irgendwen! 

Wobei die IG Immobilien nicht irgendwer ist - das sage ich auch dazu -, sondern sie ist immerhin die Immobilientochter der Nationalbank, die ursprünglich gegründet wurde, um den Pensionsfonds der Nationalbank im Immobilienbereich zu verwalten, und sich einstweilen von ihrem Urzweck sehr weit entfernt hat, sage ich auch dazu. Sie verfügt zweifellos über Bonität, aber aufgrund des so genannten Klumpenrisikos nicht über so viel Bonität, dass sie dieses Projekt allein stemmen könnte. Das schafft auch die IG Immobilien beileibe nicht. Sie wird also Partner dazu brauchen, aber diese dann natürlich zu anderen Preisen hereinnehmen, als es jetzt beim Verkauf der Stadt Wien der Fall ist. 

Über die Seeberg Privatstiftung hat, glaube ich, Kollege Kenesei genügend gesagt. Warum jetzt nicht die InvestConsult, sondern die Privatstiftung auftritt - da möchte ich gar nicht übel meinend sein, dass man das verschleiern will, weil man das mit ein bisschen Recherche ohnehin schnell herausfindet -, das wird, vermute ich einmal, steuerliche Gründe haben. Dank Finanzminister Lacina gibt es ja ein hervorragendes Stiftungsrecht in Österreich, das hier weitgehende Gestaltungsmöglichkeiten zulässt. 

Sie fördern übrigens mit diesem Verkauf gerade diese Gestaltungsmöglichkeiten. Da heißt es nämlich, dass beim Verkauf der Gesellschaftsanteile aus der Privatstiftung heraus lediglich 12,5 Prozent Zwischensteuer - Klammer auf: wenn binnen 12 Monaten reinvestiert wird, fällt diese auch weg; Klammer zu - anfallen. Ich wünsche übrigens einen schönen Gruß an Herrn Matzenetter, der wird sich über dieses Wiener SPÖ-Modell der Privatstiftungseinbindung in öffentliche Objekte freuen. (Beifall bei der ÖVP. - GRin Polkorab: Er heißt Matznetter!) 

Also, Herr Schieder und Herr Hora, ich bin jetzt wirklich sehr gespannt auf Ihre Argumente, warum man die Seeberg und die IG genommen hat und welche anderen Investoren sich hierfür nicht interessiert haben. Oder glauben Sie, es war wirklich keiner da, der sich interessiert hätte? Das werden Sie uns jetzt wohl nicht erzählen wollen. Ich könnte Ihnen aus meinem Kollegenkreis und von vielen Investoren, die ich aus der Immobilienwirtschaft kenne, wahrscheinlich an jedem Finger 5 bis 10 aufzählen, die sehr wohl Interesse gehabt hätten, hier zu investieren. 

Wie es Kenesei schon angedeutet hat, liegen die wahren Hintergründe für diesen einmaligen Deal im Dunkeln. Aus Sicht eines Wiener Politikers und Wiener Bürgers sage ich Ihnen: Sie werfen mein und unser Geld hinaus! Aus Sicht einer, vielleicht in Zukunft auch mehrerer Privatstiftungen sage ich, weiter so! Vielleicht gibt es da noch weitere Modelle, es gibt ja noch 2 500 andere Stiftungen in Österreich, da kann man also noch genügend viele einbinden. 

Zur Wirtschaftspolitik der Wiener SPÖ kann ich aber nur sagen, und das wird Ihnen vielleicht bekannt vorkommen: Was Sie machen, ist so was von lächerlich, dass es höher überhaupt nicht geht! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Redner ist Herr GR Josef Wagner gemeldet.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich bin sehr froh darüber, dass der Herr Kontrollamtsdirektor – vielleicht zufälligerweise – im Sitzungssaal ist. Ich hoffe, er hat aufmerksam zugehört, denn ich denke, dass dieser Skandal, der sich nicht nur als Skandal abzeichnet, sondern auf Grund der Fakten, die heute schon erörtert wurden, sicherlich wert ist, dass das Kontrollamt von sich aus tätig wird und dieses Aktenstück auch überprüft. Und sollte das Kontrollamt das nicht tun, werden wir schauen, dass wir einen Beschluss dafür zustande bringen oder notfalls mit unserem Minderheitsrecht auch durchsetzen können. 

Wenig kann der Herr Kontrollamtsdirektor mitnehmen aus der heutigen Sitzung, was der Herr Bürgermeister gesagt hat, denn er hat in Wahrheit so nach dem Motto "ich sage nichts" geantwortet. Er hat aber konkret auf Anfragen zwei Dinge hier erwähnt, auf die ich ganz kurz eingehen möchte, und danach will ich mich dem Projekt widmen. Es geht hier um die Frage, wer die Letztverantwortung im Prater hat – das war die Frage 13 –, und da hat er gesagt: Diese liegt beim Prater, bei der neuen Wien Marketing und Praterverwaltungsgesellschaft mit beschränkter Haftung. 

Ich möchte nur daran erinnern – vielleicht könnte er sich da mit der Frau Vizebürgermeisterin koordinieren und vielleicht die Frau Vizebürgermeisterin fragen, was die für einen Standpunkt hat –, mir sind auch schriftliche Unterlagen bekannt – die Frau Kollegin Cordon kennt die sicher auch –, also es sind Briefe vorhanden, es sind Protokolle vorhanden, in denen ganz klargestellt wurde durch den Herrn Masterplaner Emmanuel Mongon, inzwischen auch hier im Rathaus hinlänglich bekannt, dass ohne Zustimmung des Herrn Mongon überhaupt nichts beschlossen wird. Daher: Entweder irrt der Herr Bürgermeister, ist schlecht informiert, oder er will vielleicht nicht die volle Wahrheit sagen.

Das Zweite, wo er auch falsch liegt, das sind die 480 000 EUR aus den Pachteinnahmen. Da wissen wir, dass die jetzt zweckgebunden mehr oder weniger in den Prater reinvestiert werden. Das war ein langer Kampf seit vielen Jahren, dass das geschieht. Aber plötzlich sagt er, es wird auch zusätzliche Budgets geben, die beschlossen werden. Wir wissen noch nicht, wo. Ich hoffe, im Gemeinderat. Ich kann mir nicht vorstellen, wo sie sonst beschlossen werden. Aber auch da liegt er voll im Widerspruch. Die Frau Laska hat auf schriftliche Anfragen erklärt, es wird außer den Pachteinnahmen und außer den Geldern, die die Praterunternehmer selber zur Verfügung stellen, kein zusätzliches Budget geben. 

Also auch hier gibt es offensichtlich ein Missverständnis zwischen zwei ganz wichtigen Persönlichkeiten. Und wenn in so einer Weltstadt wie Wien der Bürgermeister mit der Frau Vizebürgermeisterin schon nicht mehr koordinieren kann, dann frage ich mich nur, wie das Kunststück zustande gebracht wird, dass die SPÖ diese Verflechtungen bei den großen Deals, wo es ein bisschen um Freunderlwirtschaft oder Benachteiligung von anderen geht, schafft. Es ist halt nur nicht der Herr Bürgermeister, wahrscheinlich auch nicht die Frau Vizebürgermeisterin. Ob der Herr Vizebürgermeister, der ja Finanzstadtrat ist und unmittelbar viel mit solchen Dingen zu tun hat, auch seine Hände mit im Spiel hat, weiß ich nicht. Das ist nicht ganz klar. 

Rein rechtlich weiß ich, dass natürlich der Akt im Wohnbauausschuss beschlossen wurde, wo wir alle hoch erstaunt waren, dass dieses Geschäftsstück plötzlich auftaucht, wo also doch ein ganz ... (Zwischenruf von amtsf StR Dr Sepp Rieder.) Ich habe Akteneinsicht genommen, Herr Vizebürgermeister, und es war wirklich erstaunlich, dass dort plötzlich Dinge auf eine Tagesordnung kommen und dann auch in den Gemeinderat kommen und damit auch öffentlich werden, wo sonst bei so einem Projekt die SPÖ alle Hebel in Bewegung setzt, um im Vorfeld Werbung dafür zu machen, wo verschiedene Stadträte und der Bürgermeister auftreten, sich den Medien präsentieren, schöne Geschichten erzählen, was sie dann Tolles leisten werden. Nur darüber ist im Vorfeld überhaupt nichts berichtet worden.

Es gibt genügend Gremien in der Stadt Wien, wo an sich diese Entscheidung oder diese Entwicklung sinnvollerweise hätte diskutiert werden können. Wenn Sie das nicht getan haben, dann ist es Ihr schlechtes Gewissen, warum Sie es nicht diskutiert haben: Weil Sie hier ganz einfach bei den Abstimmungen mit Ihrer Mehrheit brutal drüberfahren wollen, meine sehr geehrten Damen und Herren.

Das Leitbild zur U2 wurde heute angesprochen in der Art: Ihr dummen Gemeinderäte, das ist ja alles im Leitbild enthalten, ihr hättet doch entnehmen können, dass dort am Stadionparkplatz ein Einkaufszentrum entsteht. Es ist ja vom Herrn Kollegen Neuhuber schon ausgeführt worden, dass das nicht so ist. Das wird in der näheren Untersuchung wahrscheinlich auch noch ein Nachspiel haben, wenn plötzlich hier Verträge geschlossen werden, die nicht dem Leitbild entsprechen, denn das Leitbild ist letzten Endes im Gemeinderat beschlossen worden. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Nicht nur die Gemeinderäte der Opposition, die da zugestimmt haben – wir haben dem Leitbild zugestimmt, aber auch die Bezirksvertretungsmitglieder im Bezirk haben zugestimmt –, sondern auch die Wohnbevölkerung hat doch ein Interesse daran, wenn so ein wichtiges Leitbild, über das monatelang Ausstellungen gelaufen sind – der Herr Bezirksvorsteher Kubik ist im Haus hier, er wird das bestätigen können, was alles an Informationen sinnvollerweise hinausgegeben wurde ... (Zwischenruf von Bezirksvorsteher Gerhard Kubik) Na, es war schon in Ordnung, das war schon in Ordnung, nur, Herr Bezirksvorsteher, wie kann man denn monatelang, jahrelang den Bürgern etwas genau vorstellen, schön buntfarbig ausstellen, sich hinstellen, mit den Bürgern diskutieren, erzählen, was alles gut und neu wird – wir stehen ja zur U2-Entwicklung, zur U2-Linie, das ist ja immer von uns auch unbestritten gewesen; ich sage auch, ich stehe zu dem, was im Leitbild definiert ist, denn es gibt bei so einer Entwicklungsachse, wie es die U2 ist, durch so ein interessantes städtebauliches Gebiet wie die Leopoldstadt mit Messe, mit Prater, mit Grünflächen, mit Sportanlagen natürlich ein Potential der Entwicklung –, wie kann man also monatelang darüber diskutieren, Fachleute damit beschäftigen, es den Bürgern und den Bezirkspolitikern präsentieren und sagen, so schaut es aus, und dann kommt im Nachhinein so ein Geschäftsstück, wo es ganz anders ausschaut. (Bezirksvorsteher Gerhard Kubik schüttelt den Kopf.) Also nein! Denn hätte jemand im Vorfeld den Geschäftsleuten, den Unternehmern, den Mitgliedern der Geschäftsstraßen Praterstraße, Taborstraße, den Anrainern gesagt, dass dort auf den Parkplätzen des Praterstadions ein Einkaufszentrum mit 27 000 Quadratmetern geplant wird, ich sage Ihnen, ich hätte dem Leitbild nicht zugestimmt und viele Bürger hätten damals schon protestiert. Jetzt haben Sie halt im Nachhinein den Protest. Der Protest wird kommen, denn das ist unerträglich, was hier den Anrainern zugemutet wird mit Ihrer Fehlplanung und mit Ihrer Fehlentwicklung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Jetzt stellt sich daher schon die Frage: Wann ist denn wem diese Idee gekommen? Wann sind denn diese Ideen aufgetaucht? Ich habe ja die Vermutung, das ist alles schon von langer Hand vorbereitet, es ist nur gut verkauft worden. – Bitte? Sie haben einen Zwischenruf gemacht, denn hätte ich gerne gehört. (VBgmin Grete Laska: Ich habe nicht zu Ihnen gesprochen!) Ach so. Frau Vizebürgermeisterin, es ist ja gut, dass Sie da sind, denn um den Prater geht es ja heute insgesamt. Das ist ein bisschen eine weitere Fläche oder ein anderer Bereich als der, um den Sie sich normalerweise im Prater kümmern. (GR Jürgen Wutzlhofer: Ich habe gedacht, dass es Ihnen um die Anrainer geht!) Ja, natürlich. Das ist ja ganz wichtig. Ich bin ja froh, wenn die Frau Vizebürgermeisterin da ist, und ich bin sicher, sie hätte etwas versäumt, wenn sie nicht die Kritik über den Prater hier hören würde. Ich zweifle nur, Frau Vizebürgermeisterin, ob Kritik, konstruktive Kritik, so wie sie die Opposition hier im Haus übt, von Ihnen in der Zukunft jemals angenommen werden wird. Die Vergangenheit hat bewiesen, Sie sind immer drübergefahren und haben gesagt: Die sind eh dumm! Lasst sie nur reden! Das war Ihr Standpunkt. (VBgmin Grete Laska: Applaus von der FPÖ!) 

Ja, Frau Vizebürgermeisterin, schauen Sie, ich verstehe schon, vielleicht hat Sie der Herr Bgm Häupl gebeten, heute anwesend zu sein, damit ihn das unangenehme Thema da nicht zu sehr strapaziert. Das mag schon sein. Der Herr Bürgermeister ist möglicherweise gerade wieder als Hansdampf in allen Geschäften unterwegs (VBgmin Grete Laska: Das tut so weh!) Nein, das tut doch nicht weh. (VBgmin Grete Laska: Das tut so weh, dass Sie nicht überall dabei sind!) Frau Vizebürgermeisterin, das tut mir doch gar nicht weh. Ich sehe doch gerne die Auftritte des Herrn Bürgermeisters im Fernsehen, in den Medien, wenn darüber berichtet wird. Ich treffe ihn manches Mal. Sie wissen ja, Sie waren ja dabei beim Stelzenessen im "Schweizerhaus". Das ist doch herrlich. Ich mache mir halt nur um seine Kondition ein bisschen Sorgen, ehrlich gesagt, denn zu viele Stelzen essen und zu viele Festln feiern, ist halt vielleicht auch für einen noch jungen Mann – er hat ja erst Geburtstag gefeiert – zu strapaziös. Daher sollten Sie ihn da mehr unterstützen. 

Der Herr Bürgermeister war vielleicht im Detail nicht so genau über alles informiert, was hier an Firmenverflechtungen und Sonstigem aufgetaucht ist, aber der Herr Bürgermeister ist sicherlich darüber informiert, was seine Entscheidungsträger in der Stadt vorbereiten. Offensichtlich ist er nicht mehr so zufrieden, der schöne Rathausplatz ist im zu eng geworden. Jetzt besucht er halt Prater, Messe, Stadion; das Einkaufszentrum wird er vielleicht nicht so häufig besuchen. 

Aber was mich auch besonders stört an der Konstruktion – das wurde heute ohnedies auch schon genau ausgeführt–, ist die Frage der Krieau. Ich meine, die Krieau ist wirklich zu wertvoll – sage ich einmal –, um sie jetzt blauäugig so einer Gesellschaft zu überlassen, zu Konditionen, die noch gar nicht bekannt sind. (VBgmin Grete Laska schüttelt den Kopf.) Sie haben den Akt nicht gelesen, Frau Vizebürgermeisterin. Sie kennen vielleicht die Vorgeschichte aus einer anderen Sicht. Aber entschuldigen Sie, würden Sie, wenn Sie persönlich einen so wertvollen Privatbesitz hätten, wie die Krieau es ist, mit historischen Gebäuden mit einer Sportanlage, die 130 Jahre Tradition hat, auf die Idee kommen? Sie würden es so machen, wie es eh schon geschehen ist. Sie würden es einem Freund, einem guten Bekannten, einer Vertrauensperson zur Leitung, zur Führung überlassen. Der Herr Bürgermeister hat ja eh den Präsidenten Nationalratsabgeordneten Gaál als seinen Statthalter in der Krieau sitzen. Warum muss er es denn jetzt auch noch verscherbeln an eine Gesellschaft, wo weder der Kaufpreis feststeht noch feststeht, was daraus entwickelt werden soll? 

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, wenn Sie das unterstützen, dann unterstützen Sie eine schlechte Politik, aber das ist halt Ihre Politik in Wien. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Redner ist Herr GR Mag Schieder gemeldet. – Bitte schön.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Vielleicht, um auch zu versuchen, auf die Dringlichen Anfragen etwas einzugehen und hier noch einmal den Blick für das Wesentliche zu schärfen, möchte ich schon wiederholen: Im Jahr 2002 sind bereits die ersten Studien erstellt worden, die dann zusammengeführt worden sind zu dem Leitbildentwurf, der im April 2003 im Stadtentwicklungsausschuss vorgestellt wurde. Da waren ja auch die grünen Kollegen anwesend, daher hätte man sich zumindest diesen Teil der Dringlichen Anfrage ersparen können. Der Entwurf wurde dann im Bezirk, dann Ende Mai in der Stadtentwicklungskommission – wo wiederum alle Parteien vertreten sind, sodass man sich auch diese Teile der Anfrage ersparen hätten können – und eben auch im Stadtentwicklungsausschuss und dann letztendlich im September im Gemeinderat 2003 beschlossen.

Soweit ich mich erinnern kann, haben damals ja auch die Kollegen des Kollegen Wagner dem zugestimmt. (GR Josef Wagner: Das sage ich ja!) Ja, ja. So gesehen war das, glaube ich, ja auch ein durchaus guter Entwurf. Alle genannten Flächen, die heute hier in der Dringlichen Anfrage angesprochen werden, sind eben auch Teil dieses städtebaulichen Leitbildes U2-Station/Messe bis Wehlistraße, also sowohl der Stadionparkplatz als auch die Vorgartenstraße, die Ausstellungsstraße und auch die Geschichte beim Trabrennverein. Das Leitbild hat eben auch diese Dinge umfasst, nämlich die Funktion und die Raumbilder, die Gestaltungsüberlegungen, die Nutzungsverteilungen und Intensitäten – da sage ich gleich noch ein Wort dazu – und auch die Entwicklungsetappen. 

Zu den Bruttogeschoßflächen – 20 000 EKZ plus 20 000 Büro –, die im Leitbild so drinnen waren, gibt es eine leichte Verschiebung hin zu den 27 000, dafür mit Schule und Büro. In Summe ist das sogar weniger. 

Ich möchte auch nicht unbemerkt lassen, dass beim Stadionparkplatz – eigentlich fast niemand hier im Raum, bis auf unseren Stadtrat, weiß, dass das der Olympiaplatz ist, weil er ja als Stadionparkplatz auch dermaßen schlecht genutzt ist und eben nur als Stadionparkplatz bekannt ist – Pflichtstellplätze errichtet werden und damit auch die Möglichkeit besteht – nicht nur die Möglichkeit, sondern da ist auch die Realisierung vorgesehen –, zwischen der U-Bahn und dem Stadion, also den südlichen Teil des Olympiaplatzes, des Stadionparkplatzes zu begrünen. Da werden eben im Sinne auch des Kollegen Stürzenbecher frische junge Bäumen gepflanzt, wodurch es hier auch einen Qualitätszugewinn gibt. 

Das PPP-Modell – um das vielleicht auch noch einmal zu erwähnen – der U2 Stadtentwicklung GmbH sieht vor, dass nicht nur die privaten Interessen, sondern auch die Interessen der Stadt Wien, nämlich die Umsetzung des Leitbildes, die Umsetzung auch zum Beispiel dieser Begrünungsmaßnahme und alle diese Sachen in Zukunft bei der Realisierung des Projektes gewährleistet sind. Das heißt, erst durch dieses PPP-Modell ist besonders sicher gewährleistet, dass die Umsetzung der städtebaulichen Anliegen und damit auch des städtebaulichen Auftrages, den wir hier als Gemeinderat gegeben haben, komplett erfolgen wird. 

Auch die zeitliche Dimension ist somit besser gewährleistet, weil es ja hier einen leicht verständlichen Zeitdruck gibt, eine Zeitnotwenigkeit, eine Zeittangente, die zu erfüllen ist. Das alles macht nämlich nur Sinn, wenn es vor der Fußball-EM bei der Eröffnung der U2 realisiert ist. Das heißt, die Zeittangente ist 2007, was ja auch durchaus sinnvoll ist und was eben durch das Hineingehen der Wien Holding in diese Gesellschaft ermöglicht ist. 

PPP-Modelle – weil hier anscheinend auch ein grundsätzliches Missverständnis besteht – bedeuten Chancen und Risken im dem Sinne, die städtebaulichen Vorgaben optimal zu strukturieren und damit eine effiziente Liegenschaftsvermarktung und Liegenschaftsmanagement in der Stadt zu betreiben. Das ist in diesem Fall, glaube ich, auch wirklich optimal gelungen, und wir haben uns dazu zusätzlich noch die Chance und die Möglichkeit eröffnet, über eine Gewinntangente ja auch an potentiellen Gewinnen teilzuhaben.

Im Detail ist jetzt, glaube ich, zur Fläche schon einiges erwähnt worden, ich möchte aber schon noch einmal festhalten – ich finde daher auch diese Debatte hier für mich etwas schwer nachvollziehbar: Wir haben 2008 die Fußball-EM in Österreich. Wir haben die internationalen Blicke auf Wien gerichtet bei dem Finalspiel der Europameisterschaften. Jeder wird sich fragen: Wie ist die Stadionlandschaft, die Sportinfrastruktur, wie sind die zusätzlichen Infrastrukturanlagen in der Stadt? Jeder, der diese Chance jetzt nicht ergreift und sagt, wir tun etwas dort in diesem Gebiet, wo noch dazu die U-Bahn, ein Hochleistungsmassenverkehrsmittel, vorhanden ist, würde falsche Politik betreiben für die Stadt. 

Daher ist es sinnvoll, durch die Hereinnahme von Privaten gemeinsam mit der öffentlichen Hand über die Wien Holding eben auch diese Chance optimal zu nutzen und das Stadion, das Ernst-Happel-Stadion als das größte Stadion Österreichs auch so zu gestalten, wie es Stadien von internationalem Format heutzutage sind, nämlich so, dass Sport, Freizeit, Konzerte und was alles sich in Stadien abspielt, stattfinden können, aber auch kombiniert mit anderen Freizeitangeboten, wobei Einkaufen heutzutage eben auch eine dieser Freizeitnutzungen ist. 

Das ist durchaus sinnvoll, denn wie wir wissen, funktionieren Einkaufszentren an einer U-Bahn besser, auch was den Modal split betrifft. Ich erwähne in diesem Zusammenhang nur das Donauzentrum. Da die U2 ja auch den 22. Bezirk anbindet, ist hier auch ein großes Einzugsgebiet gegeben. Man wird dieses Einzugsgebiet teilweise vom Auto wegbringen und wieder in die Stadt bringen, womit man auch die Kaufkraft hier erhält. 

Mit Büros, Hotels und eben auch der Nahversorgung ist in der Vorgartenstraße der zweite wichtige Bereich, und ich möchte wirklich noch einmal betonen, dass es die Chance ist, unter der Nutzung der Fußball-EM hier städtebaulich Sinnvolles zu verwirklichen, nämlich mit U-Bahn-Anbindung, mit Einkaufen, mit Nahversorgung, mit Büros, mit Hotels, mit neuen Wohnungen auch im Zusammenhang mit dem Prater und der Messe. Wenn hier durch ein PPP-Modell eben ein neuer Stadtteil gestaltet wird, so halte ich es für gut, und ich halte es auch für gut, dass das auch unter Beteiligung der Stadt so geschaffen wird. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Cordon gemeldet. – Bitte schön.

GRin Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich freue mich immer, denn wenn es um Geschäfte geht, so ist das Angelegenheit der Männer, merke ich hier. Da sind sie zu Hause, da fließen die Euros und die Mittel nur so herum. Da gibt es eine schöne Stadtplanung, mit neuem Auftrieb in dieser Geschäftswelt, mit Einkaufszentrum und so weiter. Also das finde ich ein bisschen reichlich übertrieben und auch ziemlich phantasielos. 

Wenn der Herr Kollege Neuhuber meint, das eine, nämlich dieser Deal da mit der Verbauung des Stadionparkplatzes und so weiter, hätte nichts mit dem Wurstelprater zu tun, so stimmt das nicht ganz, denn ursprünglich hat das Konzept, das Herr Mongon vorlegen sollte, die ganze Meile betroffen, nämlich bis hinauf zum Stadion. Ich werde Ihnen dann sehr wohl vorlesen, was in seinem Bewerbungskonzept, in seinem Vorstellungskonzept dazu auch drinnen war.

Ich möchte nur kurz auf diese Erweiterung, auf diese Verbauung des Stadionparkplatzes und so weiter eingehen; nur kurz, denn da wurde schon sehr viel von kompetenter Seite gesagt. Das Einkaufszentrum ist nicht das einzige, das entstehen wird. Soviel ich weiß, soll auch am Praterstern eines entstehen. (Bezirksvorsteher Gerhard Kubik schüttelt den Kopf.) Na sicher, das war in der Planung drinnen. Die Praterstraße kümmert ohnedies schon vor sich hin, und sie wird noch mehr vor sich hinkümmern. Ich meine, am Nordbahnhof ist noch keines geplant, aber ich kann mir vorstellen, dass im Zuge der sukzessiven Verbauung auch dort ein Einkaufszentrum entstehen wird. Also wir werden rundherum Geld ausgeben können, dass die Fetzen nur so fliegen.

Ich möchte trotzdem auch auf das Konzept Wurstel-prater eingehen. Ich habe hier ein Interview der Frau Vizebürgermeisterin in einer Zeitung: „Der Wurstelprater ist einfach super." Ja, okay, super. Da steht zwar ganz klein "Werbung" drüber, es wird also eine Werbung sein. Der Wurstelprater wird sich freuen, wenn er super ist, nur frage ich mich schon, wofür man dann jemanden gebraucht, dem man eineinhalb Millionen Euro bezahlt, wenn eh alles so super ist. Aber ich will hier einmal ganz sukzessive aufzählen, wie das so alles vor sich gegangen ist. 

Was war der Grund dafür, den Herrn Mongon als Masterplaner anzuheuern? Es war der Wunsch nach Veränderung, nach Veränderung des "Superwurstelpraters". Gut. Was hat man sich gewünscht? Man hat sich eine Neugestaltung gewünscht, man hat sich mehr Flair gewünscht, mehr Wienerisches, mehr Atmosphäre, mehr Zauber, mehr Spaß, mehr Nostalgie, mehr Kultur, mehr Renommee, mehr Steuern für die Stadt, mehr Anpassung an die neue Messe und ein Vorzeigeprojekt für 2008 für die Fußballweltmeisterschaft. 

Die Schritte zur Umsetzung: Man hat einen Auftrag erteilt an den Masterplaner Dipl Ing Emmanuel Mongon. Was sollte der Masterplan zeigen? Ich habe das schon einmal vorgelesen, aber irgendwie hält sich niemand dran. Ein Masterplan, so auch der Masterplan für den Wiener Prater, schreibt Richtlinien fest, nach denen zukünftige Entwicklungen stattzufinden haben. Dann höre ich wieder: Ja, man weiß nicht so genau, was passiert, was die Unternehmer wollen, was sie nicht wollen, das ist alles noch sehr vage. Das hier klingt aber doch sehr entschieden und dezidiert: 

„Die Stadt Wien verfügt mit diesem Dokument über Entscheidungswerkzeuge, Planungen, Budgets" – von Budgets hat noch niemand etwas gehört – „und präzise Konzepte" – von präzisen Konzepten hat man schon gar nichts gehört – „und ist somit in der Lage, die Realisierung von bestimmten Teilen des Projekts oder auch das gesamte Projekt zu betreiben." Konkret werden Themen wie Sicherheit, Sauberkeit, öffentliche Infrastruktur, PR und Marketing, kulturelle Angebote, Gastronomie, Umweltverträglichkeit, die Verwaltungsstruktur sowie die Thematisierung Inhalt sein. – Gut.

Jetzt möchte ich Ihnen noch ganz kurz Auszüge aus dem Konzept vorstellen, das Monsieur Mongon vorgestellt hat: Ein erster Schritt ist die Aufwertung des Praters durch folgende Aspekte: Sicherheit, Sauberkeit, Empfangsqualität und Vergnügungswert. – Okay. Sicherheit, Sauberkeit – ich möchte da einmal hängen bleiben. Man hat plötzlich entdeckt, das Ganze ist ja ein Sondergebiet – das ist es angeblich schon länger und in diesem Sondergebiet war sehr wohl die MA 42 zuständig, die MA 48 zuständig und so weiter –, und auf einmal ist niemand mehr zuständig. Hier haben wir einen schönen Artikel (Die Rednerin hält eine Zeitungsseite in die Höhe.): "Prater – Müll statt Millionen Euro". Dort stapelte sich der Müll, weil die MA 48 gesagt hat: Tut uns Leid, wir sind nicht mehr zuständig, das ist ein Sondergebiet. Da ist man ziemlich spät draufgekommen. (Zwischenruf von Bezirksvorsteher Gerhard Kubik.) Ist der nicht Sondergebiet? (Bezirksvorsteher Gerhard Kubik: Das ist der Messeparkplatz, was Sie da zeigen!) Gut. Trotzdem wird im Prater laut Praterverband nicht mehr gereinigt. (VBgmin Grete Laska: Das ist der Messeparkplatz.) Man kümmert sich nicht mehr um die Beleuchtung. Man kümmert sich nicht mehr um die Grünanlagen. Um einen Kanaldeckel in Ordnung zu bringen, wartet man drei Wochen. (Bezirksvorsteher Gerhard Kubik: Wenden Sie sich an den Praterverband!) Ja, gut. Also soviel zum Sondergebiet und dem, was dort geschieht. (VBgmin Grete Laska: Wer ist der Praterverband?) 

Der Praterverband kann aber niemandem den Auftrag geben. Angeblich liegt das Ganze beim Mag Wurz, aber der Herr Mag Wurz hat anscheinend auch keine Kompetenz, er tut ja nichts dafür. (VBgmin Grete Laska: Wer ist dieser Praterverband?) Die Praterleute. (VBgmin Grete Laska: Nein! Wer ist der Praterverband? Genau! – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Der Praterverband sind die Unternehmer. Es sind bereits über 70 Unter-nehmer von 80 im Praterverband vereinigt. (Bezirksvorsteher Gerhard Kubik: Das stimmt ja nicht!) Das ist die Interessenvertretung der Unternehmer. (VBgmin Grete Laska: Wer ist der Praterverband?) Aber er hat keine Kompetenz. Wenn die MA 48 sich verweigert, können die Kopf stehen. (GR Günter Kenesei: Weil sich keiner darum kümmert! – VBgmin Grete Laska: Das ist der Messeparkplatz, was Sie da zeigen!) Nein, man hat mir versichert, auch im Prater nicht mehr. Die haben drei Wochen gekämpft, dass ein Kanaldeckel, der nicht mehr in Ordnung war, gerichtet wurde. Die Beleuchtung hat man verweigert. Die MA 42 im Prater sagt: Keine Grünanlagen; tut uns Leid, wir sind nicht mehr zuständig, ist ein Sondergebiet. (VBgmin Grete Laska: Mit wem haben Sie gesprochen bei der MA 42?) Der Ing Riedel hat das. Fragen Sie den Ing Riedel. Er ist nicht mehr zuständig. (GR Günter Kenesei, in Richtung der Frau VBgmin Grete Laska: Er ist nicht mehr zuständig! Fragen Sie ihn! – VBgmin Grete Laska: Ich rede mit der Frau Cordon!) Er ist nicht mehr zuständig. 

Es hat ja auch geheißen, das wird der Mag Wurz irgendwie verwalten, aber da geschieht auch nichts. Er fordert nichts. Ich weiß nicht, was er wirklich tut. Aber schauen wir uns weiter das ursprüngliche Konzept an. (VBgmin Grete Laska: Haben Sie mit dem Herrn Wurz gesprochen?) Ich habe ihn kurz gesprochen, nur, ich muss Ihnen ehrlich sagen, er hat die Flucht ergriffen. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Er wollte nicht mit mir reden, weil er schon gewusst hat, was ich ihn fragen werde. Er war so schnell weg. So geht es der Opposition. Manche haben Angst davor, mit ihr zu reden. (GR Godwin Schuster: Das ist verständlich!) Könnte ja schaden.

„Der Prozess Prater-Renaissance" – darf ich das weiter in Erinnerung bringen – „hat zum Ziel, dem ganzen Gebiet und insbesondere den Bereichen Würstlprater" – Würstlprater, was sehr lieb ist, aber es heißt Wurstelprater –, „Messe Süd – Krieau – Stadion mehr Anziehungskraft zu verleihen." Okay. „Mehr Besucher zum Kommen zu bewegen, die länger verweilen, besser empfangen werden und oft wiederkommen wollen." Zum Einkaufen vielleicht. – Gut. 

Dazu wollte man ein "Dream-Team" engagieren. „In der ersten Phase der Integration wird ein Team zusammengestellt, das auf das Projekt Prater-Renaissance zugeschnitten ist. Uns schwebt schlicht und einfach ein Dream-Team vor" – das muss ein sehr schlichtes Team sein –, „in dem um die 100 verschiedenen Spitzenkräfte wirken." Nur, die kennt keiner, die hat auch noch nie wer gesehen. „Mindestens die Hälfte dieses Teams wird von österreichischen Fachleuten gestellt werden. Dies soll kein Führungsausschuss, sondern eine Arbeitsgruppe sein. Ihre Kompetenzen werden sich vorrangig auf die Bereiche Kultur, Medien, Tourismus, Technik und Kunst beziehen. Wenn er noch gelebt hätte, würde Hundertwasser natürlich dazugehören. 

Der von der Stadt Wien öffentlich ausgeschriebene Ideenfindungsprozess wird die Talentsuche, die wir in den ersten Monaten im ganzen Land durchgeführt hätten" – das hat er damals schon gewusst, dass das nicht stattfindet – „außerordentlich erleichtern. Wir würden uns zum Beispiel über die Mitarbeit des Circus Roncalli freuen. 

So wie es sicherlich nötig sein wird, eine oder mehrere Strukturen für Management, Investition oder Produktion zu errichten, so möchten wir auch empfehlen, dass das Dream-Team ein angepasstes und nachhaltiges Konzept vorschlägt, die Innovationen in den verschiedenen Bereichen des Praters zu fördern." 

In der Zwischenzeit passiert von diesem Dream-Team nicht sehr viel. Man ist schon draufgekommen, dass man Sicherheit, Sauberkeit, Dienstleistungsqualität und so weiter fördern muss. Aber genau dort passiert nämlich nichts, dort hat man sich verweigert, genau dort ist eben die Misere perfekt. 

Aber jetzt habe ich noch etwas Spannendes. Der Herr Mongon hat, nehme ich an, von der Frau Vizebürgermeisterin das Buch "Venedig in Wien" bekommen, und da hat er sehr intensiv nachgelesen. Er möchte nämlich die Wasserwege erneuern.

„Um eine Harmonie zwischen diesen beiden Achsen zu schaffen," – also Prater, grüner Prater, Pflanzenwelt, Messe, U-Bahn und so weiter – „stellen wir uns eine dritte fließende Achse vor, die Aktivitäten am, auf und im Wasser anbietet. Diese dritte Achse wird den Wurstelprater über Messe Süd und Krieau ans Stadion knüpfen und sich bis zur Donauinsel strecken." (GR Dr Herbert Madejski: Aber mit Boot!) Ja, und im Winter mit Eislaufen, denn es soll ja im Winter auch offen sein. „Die physische Natur dieses Bandes muss noch genauer untersucht werden, insbesondere was die Wahl der Aktivitäten anbelangt. Es könnte zum Beispiel ein thematisierter Kanal geschaffen werden." 

Das klingt sehr schön. Statt dem Kanal haben wir jetzt vielleicht eine Gondelbahn, wobei die Investoren sich da die Klinke in die Hand geben, einmal ist es der, einmal ist es der. Ich bin gespannt, ob dabei etwas heraus kommt. Es wird mehr Verkehr geben, gefordert werden mehr Parkplätze, gefordert wird, dass es mehr Zufahrtsmöglichkeiten gibt und so weiter. 

Das Investitionsniveau wird auch gestreift.

„Eine oder mehrere Strukturen für Investition, Management, Wartung, Marketing müssen eingerichtet werden." Ganz meine Meinung. „Das Team für das Projekt Prater-Renaissance wird sich aus Fachleuten in diesen Gebieten zusammensetzen." Und so weiter und so weiter. Also es gibt hier noch keine konkreten Aktionen. Es ist traurig, was letztendlich herausgekommen ist. Ich hätte noch einige Punkte, aber ich glaube, ich spare es mir jetzt. 

Ich möchte sagen: Das war die Vorstellung, das war das Konzept. Nur zwischen dem Dream-Team, dem Konzept und der Realität, da klaffen wirklich unendliche Weiten.

Jetzt bin ich bei den Versuchen der Durchsetzung der Veränderung: Das war einmal die Auslagerung der Verwaltung der Stadt Wien, das war die Entmachtung der Unternehmer – vielleicht wollte man sie eben auf die Art zwingen, etwas zu investieren, kann schon sein, dass das eine Methode ist –, Verteuerung der Pacht, Entzug der Bestandsgarantien, Verringerung der Genehmigungen, Ungleichbehandlung von Ansuchen, Verträgen und Genehmigungen, Belassen in unsicheren Zukunftsaussichten der Jungen, Negierung der eigenen Interessenvertretung, des Praterverbandes, Entzug des Wohnrechtes – darüber kann man streiten –, keine Offenlegung von Plänen und Projekten durch Dipl Ing Mongon – die hält er im Safe, ich weiß nicht, wer sie dort umsetzen soll –, Ausspielen der Unternehmer untereinander. Eine ganz interessante Perspektive von Herrn Mongon war nämlich auch: Ich rede nicht, ich rede immer nur höchstens mit zwei Unternehmern, damit die anderen, die ja schließlich die Konkurrenten sind, nicht wissen, was die zwei tun. Das ist wirklich ein ganz super Planungskonzept. Das ist vielleicht die französische Methode oder vielleicht auch die wienerische? Ich weiß es nicht.

Weiters: Abzug der Dienste der Stadt Wien – die 4 Prozent Umsatzbeteiligung, das muss man sich genau anschauen, denn es kann sein, dass das die kleineren Betriebe, die man überhaupt loswerden will, möglicherweise ganz ruiniert –, die sporadische Anwesenheit von Herrn Mongon, auf Modellen sang- und klanglos Unternehmen nicht mehr anzuführen, ohne mit den Unternehmern zu reden. Die finanzielle Unterstützung der Stadt steht zur Diskussion. Es ist ein Kompetenzwirrwarr durch mehrfache Änderungen der Verwaltungsgesellschaft. Es ist ein geringes Engagement der Praterverwaltungsgesellschaft, vielleicht ändert sich das jetzt mit der Zusammenlegung des Marketing Services. Es sind vage Einladungen von Arbeitsgruppen, also von irgendwelchen Dream-Teams dort ist niemandem etwas bekannt.

Der Herr Bürgermeister spricht von Richtlinien, von gesetzlichen Vorschriften. Das wäre auch interessant, welche das sind. Ich meine, so oben drüber kann das viel heißen. Was ist die Folge? (VBgmin Grete Laska: Sie haben nach der Vorgabe gefragt, sollten Sie Ihre eigene Anfrage nicht kennen!) Ja, aber ich hätte das ganz gerne genauer. Aber es kommt noch eine detailliertere Anfrage, speziell den Wurstelprater betreffend. (VBgmin Grete Laska: Aber Sie haben nach der Vorgabe gefragt!) Ja, aber gesetzliche Vorschriften so im allgemeinen Pakt. (Neuerlicher Zwischenruf von VBgmin Grete Laska.) Ja, das ist natürlich eine Vorschrift.

Die Folgen dieser Vorgangsweise sind Ihnen wahrscheinlich nicht unbekannt. Es sind Unsicherheiten, Existenzängste, keine Investitionen der Unternehmer, denn mit diesen Voraussetzungen wird kaum einer nächstes Jahr etwas investieren. Ich bin neugierig. (VBgmin Grete Laska: Sie sind ganz falsch informiert! Die Unternehmer werden sich freuen, wenn sie das Protokoll dieser Rede bekommen!) Ja, ich werde mich freuen, wenn es anders ist. Ich weiß nicht, wir müssen mit ganz verschiedenen Leuten reden, jedenfalls nicht mit denen, die ganz gut Bescheid wissen. (VBgmin Grete Laska: Ich weiß nicht, mit wem Sie reden!) Okay, sollen sie investieren. 

Nur, ich frage mich, wieso sie sich dann beschweren über die Pachtverträge, die nur ein bis zwei Jahre gehen. Sie investieren Millionen und sie sollen mit Ein- bis Zweijahresverträgen zufrieden sein? Das kann ich mir nicht vorstellen. Frau Vizebürgermeisterin, ich glaube, Sie machen sich etwas vor. (VBgmin Grete Laska: Würden Sie mir einen solchen Pachtvertrag zeigen, von dem Sie da reden!) Ich kenne einen Pachtvertrag, der ist auf zwar auf unbestimmte Zeit, aber von beiden Seiten jederzeit kündbar. Was ist das? Das ist auch nicht gut. (VBgmin Grete Laska: Können Sie mir einen einjährigen Pachtvertrag zeigen?) Ja, es gibt einjährige Genehmigungen. (VBgmin Grete Laska: Den zeigen Sie mir!) Zweijährige. (VBgmin Grete Laska: Dann zeigen Sie mir den zweijährigen!) Ja, da werden wir darauf zurückkommen.

Es ist eine allgemeine Stagnation, eine Verwahrlosung des Praters. (GR Mag Andreas Schieder: Was heißt Verwahrlosung?) Ich weiß nicht, ob die geplant ist. Kann ja sein, dass man sagt: Die schaffen es nicht. Weg mit ihnen! Alle, die nicht wirklich toll investieren und selber ihren Mist wegputzen oder ich weiß nicht was, können gleich gehen. Es gibt Unlust, schlechte Atmosphäre, mangelnde Kreativität.

Jetzt möchte ich schon etwas sagen. Ich weiß nicht, vielleicht hat der Monsieur Mongon seinen Spaß verloren, nachdem man ihm die halbe zu bearbeitende Fläche gekappt hat. Kann ja sein. Ich weiß nicht, ob die Methode, die Herr Mongon anwendet, gut ist. Er reißt Dinge halb an, lässt die Unternehmer im Unklaren, Geheimniskrämerei. Wie gesagt, er redet immer nur mit ein, zwei und sagt, die anderen dürfen das nicht hören. Er fängt an, bei jeder Gelegenheit herumzubrüllen, weil er sich, glaube ich, nicht mehr heraussieht. Es ist keine systematische Vorgangsweise, kein umfassendes Konzept, keine Erfüllung des Masterplans, den ich vorgelesen habe. 

Es fehlt ein Finanzierungsplan. Es fehlt ein Gestaltungskonzept. Er kommt daher mit 1898 oder mit der Wasserrutsche, die war 1899 bis 1903. 1898 war das 50-jährige Regierungsjubiläum von Kaiser Franz Joseph. Vielleicht können wir zur Seligsprechung von Kaiser Karl noch so etwas machen. Es gibt kein wirkliches Verkehrskonzept, kein Strategiekonzept. 

Ich kann nur den schönen Ausspruch zitieren: Den Wurschtl kaun kana daschlogn! – Wenn das so weitergeht, garantiere ich dafür nicht. Ich hätte mir wirklich gewünscht, dass diesen unrühmlichen Vorgängen ein Ende gesetzt wird. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Dkfm Dr Aichinger. – Bitte schön.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die unendliche Geschichte Prater. Aber ich möchte hier vor allem auf einen Punkt zu sprechen kommen, natürlich auf die heute von Ihnen abgeschlossenen Optionen des Kaufvertrages beziehungsweise der Grundstücke.

Herr Kollege Schieder, vielleicht zuerst zu Ihnen. Die ÖVP, kann ich Ihnen sagen, ist sicher für PPP-Modelle, wir befürworten sie, aber die Frage ist immer: Wie sucht man sich die Partner aus? Welche Partner nimmt man? Was macht man mit diesen Partnern? Welche Projekte realisiert man mit den Partnern? Wie ist es verteilt und ist das gerecht?

In der Politik, Herr Kollege Schieder, ist es immer noch anders als in der Mathematik. In der Mathematik ist nämlich minus und minus plus. Wenn man aber ein schlechtes Projekt auf einem schlechten Standort hat, kommt kein gutes heraus. Das ist dann ebenfalls schlecht. 

Sie können mir glauben, dass ich als Sportartikelhändler sehr wohl dafür bin, dass wir ein sportliches Großereignis, eine Fußballeuropameisterschaft, nach Wien bringen. Keine Frage! Aber das ist ein Ereignis, das sicher nicht nur – davon bin ich überzeugt – eben drei Wochen dauert und für die Stadt Wien von großer Bedeutung ist, sondern es wirkt darüber hinaus. Aber ob ich aus diesem Grund dort ein Einkaufszentrum brauche, das ist eine zweite Frage. 

Ich bin aber sehr traurig, meine Damen und Herren, dass vor allem der Kollege Fritz Strobl nicht hier ist, der Hüter, der Beschützer, der Bewahrer, der Förderer der Klein- und Mittelbetriebe und vor allem der Händler. Er ist ja selbst ein Händler und war ja jahrelang auch in der Sektion Handel, Sparte Handel, immer vertreten. Doch er ist nicht da – das haben wir schon einmal gehabt, ein Déjà vu; auch bei der Flächenwidmung zur Brachmühle und bei der Abstimmung war er nicht hier –, weil er bei solchen unangenehmen Dingen, wo er ganz genau weiß, meine Damen und Herren, dass dieses Projekt für die Klein- und Mittelbetriebe unwahrscheinlich schwierig ist, ganz einfach nicht zuhören und nicht mitstimmen will. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Bezirksvorsteher Kubik ist anwesend, und ich möchte daher die Gelegenheit nützen, um zu erfahren, wie er das sieht, wenn hier ein Einkaufszentrum gebaut werden soll. Wir haben heute schon gehört, warum er da auf 27 000 Quadratmeter kommt. Das ist ein bisschen skurril, denn im Leitbild haben wir von 10 000 Quadratmetern gesprochen. Da will ich ihn schon fragen, ob er nachgedacht hat, dass die Taborstraße und die Praterstraße gemeinsam ebenfalls nur 27 000 Quadratmeter haben. Was heißt denn das? Auf einen Schlag wird eine Verkaufsmöglichkeit geschaffen, mit der ganz einfach zwei wesentliche Straßen, die wichtigsten Straßen in dem Bezirk, abgedeckt sind. Also ich kann mir nicht vorstellen, dass in diesen Straßen – noch dazu, wo gerade jetzt die Taborstraße nach dem U-Bahn-Bau revitalisiert werden soll, hergerichtet werden soll – die Geschäfte wieder funktionieren, die Nahversorgung funktioniert, wenn hier ein Einkaufszentrum mit 27 000 Quadratmetern entsteht. 

Dass dieses Einkaufszentrum, meine Damen und Herren, weit weg wirkt, geht schon daraus hervor, dass sogar die RegioPlan – und die RegioPlan, meine Damen und Herren, hat immer eher Schätzungen, die positiver oder günstiger für Einkaufszentren sind – sagt, dass nur 8 Prozent der Kaufkraft aus der unmittelbaren Umgebung kommen. Das heißt, 92 Prozent müssen – ich sage das jetzt bewusst – herangekarrt werden. (Ruf: Es gibt eine U-Bahn!) Es ist richtig, es kommt eine U-Bahn-Station hin, die sehr wichtig ist, die aber auch weiterführt, meine Damen und Herren, und wichtig ist für eine Sportstätte, um dort ganz einfach die Besucher schnell hinzubringen und auch rasch wieder wegzubringen. Aber es wird kein Konsument ganz einfach – "mutwillig" hätte ich bald gesagt – mit der U2 irgendwohin fahren, nehmen wir an vom Nordbahnhof zum neuen Olympiapark fahren, um dort einzukaufen. 

Am Rande bemerkt noch: Ich meine, die Bezeichnung Citycenter ist überhaupt skurril. Ich weiß nicht, wo dort eine City ist. Das, glaube ich, könnte man vielleicht auch noch sozusagen hinterleuchten. 

Meine Damen und Herren! Wir müssen davon ausgehen, was das für eine Größe erreicht. Auf einen Schlag wird es das drittgrößte Einkaufszentrum von Wien. Es ist nicht von der Hand zu weisen, wie groß das ist. Es ist gar nicht so weit weg von der heute bereits erwähnten und genehmigten Brachmühle, wo man jetzt zu bauen beginnt. Auch die liegt an einer U-Bahn-Linie, nämlich an der U1, und auch dort wird sehr viel Kaufkraft gebunden werden. Also das heißt, es ist ein Anschlag auf die Nahversorgung.

Und noch zwei Argumente, meine Damen und Herren. Erstens: Das Verkehrsaufkommen. Auch RegioPlan hat festgestellt, dass rund 45 bis 50 Prozent mit dem PKW dorthin fahren werden. Es wird eben maximal die Hälfte der Konsumenten, wenn es überhaupt so viele sind – siehe Gasometer, das haben wir heute auch schon besprochen – mit der U-Bahn hinfahren. 

Und noch etwas, meine Damen und Herren, das letzte Argument, das mir persönlich immer am meisten weh tut: Ein Investor kommt, er baut ein Einkaufszentrum, und er verspricht 500 Arbeitsplätze. Wunderbare Geschichte. Aber haben Sie sich überlegt, dass dann sukzessive, relativ rasch, weit mehr Arbeitsplätze an anderer Stelle – ich komme wieder auf die Taborstraße und die Praterstraße zurück – verloren gehen. Wir wissen auch ganz genau – das ist unbestritten, meine Damen und Herren –, dass in solchen großflächigen Geschäften die Arbeitsplatzdichte wesentlich geringer ist, der Verkauf pro Angestelltem wesentlich höher ist als in den kleinstrukturierten Geschäften in der Nahversorgung. Das heißt, es ist auch eine Arbeitsplatzvernichtung und keine Arbeitsplatzschaffung. 

Ich glaube daher, das sollte man sich in dieser Stadt überlegen, ob diese Entscheidung, das in dieser Größe zu bauen, die richtige ist. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich glaube, wenn man dem Kollegen Schieder zugehört hat, dass er da nur auf einen Themenbereich eingegangen ist, nämlich auf das Leitbild Wehlistraße, und alle anderen Antworten eigentlich schuldig geblieben ist. Wir haben es nämlich mit zwei Bereichen zu tun bei diesem Akt und bei dem Gesamten, was wir heute besprechen. Das eine ist das Einkaufszentrum, die Planung, was dort passiert, und das Zweite sind die geschäftlichen Verknüpfungen diversester Firmen, die der Kollege Kenesei hier dankenswerterweise aufgezeigt hat. Das sind zwei ganz verschiedene Sachen, und die muss man auch getrennt sehen. 

Natürlich haben wir beim Leitbild mitgestimmt, allerdings unter anderen Voraussetzungen. Und das – darum kommen Sie nicht herum – haben Sie nicht beantwortet. Im Leitbild stehen brutto 10 000 Quadratmeter – von 20 000 die Hälfte – drinnen, das macht netto ungefähr 8 000 Quadratmeter. Das ist verkraftbar. Überhaupt kein Problem. Da kann man einen Fachmarkt machen, da kann man sehr viel daraus machen. 

Wie Sie auf die 27 000 kommen – das ist aber netto, das wären 33 000 brutto, das ist also eine Steigerung von 10 000 auf 33 000 –, ist mir vollkommen unverständlich. Das werden Sie noch erklären müssen, wie Sie das dort machen, und wir werden uns dann den Flächenwidmungsplan anschauen. Außerdem bin ich gar nicht sicher, dass das bis zum Jahre 2007 – und das muss spätestens bis Ende 2007 fertig sein – technisch überhaupt machbar ist. 

Im Akt steht, soweit ich das überflogen habe – das ist nicht mein Ausschuss, aber natürlich habe ich es auch durchgelesen –, dass erst im Jänner mit dem Gesamtverfahren der Flächenumwidmungen begonnen wird. Das Verfahren muss ja formal einen Ablauf haben, außer Sie fahren halt drüber, wie wir es teilweise schon gewohnt sind, vor allem auch im 2. Bezirk. Aber wenn man das ordentlich macht, formaljuristisch richtig, dauert das mindestens drei Monate. Also die können frühestens im Sommer 2005 anfangen, und ich bin nicht sicher, dass diese Dimension, wenn man sich vorstellt, was dort hinkommen soll, komplett fertig sein wird, noch dazu, wo ja dort auch die U-Bahn-Station und alles mitgebaut wird. Also so einfach ist ja die Planung dort auch nicht. 

Und dass die Tatsache, dass die U-Bahn hinfährt, kein Garant ist für ein Einkaufszentrum, beweist uns ja der Gasometer jeden Tag. Im Gasometer hat man auch eine U-Bahn-Station. Wunderbar! Da gibt es sogar Direktwohnungen noch dabei, gar nicht so wenige. Aber die Erstbesetzung der Händler oder der Betriebe, die im Gasometer waren, sind zu 90 Prozent alle weg. Die sind entweder eingegangen oder haben fluchtartig den Gasometer verlassen. Da nützt die ganze U-Bahn-An-bindung nichts, weil keiner mit der U-Bahn in den Gaso-meter einkaufen fährt. Das Gleiche wird Ihnen wahr-scheinlich auch hier im Prater passieren. Das soll nicht unsere Sorge sein. Ich will nur sagen: Eine Garantie, dass man dort ins Einkaufszentrum unbedingt hineingeht, wenn es eine U-Bahn-Station gibt, ist absolut nicht gegeben. 

Ich habe ja jetzt, wenn man das trotz der Ernsthaftigkeit ein bisschen heiter betrachten will, fast den Verdacht, dass sich der Kollege Strobl unter Umständen dort schon im Voraus seinen Fan-Leiberl-Shop gesichert hat, denn das passt ja gut hin zum Stadion. Das ist ein schöner Umsatz, wenn dort die Matches sind, und er verkauft dort seine ganzen Fanartikel. Ich kann mir durchaus auch ein Wettbüro der Firma Admiral – da ist er ja auch tätig – vorstellen. Das passt ja genau dort hinein. Vielleicht ist er deswegen nicht da, weil ihm das ein bisschen unangenehm ist. Vielleicht hat er auch schon eine Option auf einen Fan-Shop oder vielleicht sogar auf ein Admiral-Wettbüro. Genau das passt ja hinein. 

Denn im Akt steht noch etwas drinnen: Als Geschäftsfeld sollte hauptsächlich der Sport herangezogen werden. Also zu zirka 75 Prozent soll alles, was mit Sport zu tun hat, dort beheimatet sein. Passt wunderbar hin. Dem Strobl seine Geschäftsfelder passen ja ebenfalls genau dort hinein. Und wenn man es ein bisschen lustig macht: Ich hoffe, er hat noch keine Option, und wenn ja, dann hoffe ich, hat er sie ordentlich abgegolten und nicht um genau den gleichen Betrag bekommen wie die anderen Firmen, nämlich um null. 

Übrigens fällt mir zum Kollegen Strobl noch etwas ein am Rande. Vielleicht ist er auch deswegen nicht da, aber die Frage wird er ja irgendwann beantworten. Er nennt sich in verschiedenen Homepages immer anders. Das ist eine interessante Sache. Ich habe einmal nachgeschaut unter Strobl, es gibt zwar viele Strobl, aber diesen Strobl. Er nennt sich auf seiner Gemeinderatshomepage Friedrich Strobl, das kann kein Irrtum sein, aber wenn man bei der Admiral nachschaut, nennt er sich Fritz Strobl, und er erwähnt auch bei seiner Gemeinderatstätigkeit nicht, dass er dort durchaus eine führende Position hat. Immerhin ist er Aufsichtsrat. Das ist ja ganz was Wichtiges, wie man bei der ÖBB oder bei anderen großen Unternehmen gesehen hat. (GR Christian Oxonitsch: Sie wissen aber schon, dass das da nicht hergehört!) Das Lustige: Dort nennt er sich Fritz, da im Gemeinderat Friedrich. Das auch nur am Rande. Vielleicht könnte er einmal eine Namensbereinigung auf seiner Homepage vornehmen. 

Und nun zum anderen Bereich, zum Kauf und zur Firmenverflechtung. Da gibt es jetzt vom Rechnungshof einen Bericht über Döbling – darüber haben wir ja auch schon gesprochen, und das steht auch heute schon in der Zeitung –, dass die Stadt Wien in Wirklichkeit um zirka 4 Millionen EUR – ich sage es auch noch in Schilling dazu, denn da hat man noch ein bisschen einen anderes Gefühl: 55 Millionen Schilling – umgefallen ist, weil die Schätzung des Verkaufspreises und der tatsächliche Wert um das Fünffache differieren. Interessanterweise ist auch dort in Döbling die Firma IG Realitätsverwertung GmbH tätig gewesen. Das kommt mir ein bisschen bekannt vor, wenn ich mir den Akt anschaue, wer da aller jetzt beteiligt ist an diesem Geschäftsstück, das wir heute beschließen sollen. Die sind natürlich nicht nur identisch, sondern sind hier ebenfalls verschmolzen. 

Und wenn das Gleiche passiert wie in Döbling, wo die Stadt Wien ungefähr ums Fünffache geschossen worden ist, dann macht das – und ich komme genau auf die Summe, die der Kollege Neuhuber ausgerechnet hat – zirka 2,5 Milliarden Schilling. Ich sage es in Schilling; ich brauche es ja nur mit fünf zu multiplizieren. 

Meine Damen und Herren! Wenn das der Wahrheit entspricht – und ich glaube, dass der Rechnungshof das richtig gemacht hat – und das Gleiche blüht uns jetzt bei diesem Aktenstück, dann kann ich nur sagen, das ist wirklich leichtfertig aus der Hand gegeben. Der Rechnungshof sagt sogar, es ist verbotene Beihilfe für den Investor. Und ich würde sagen, Sie haben dem Investor eine verbotene Beihilfe gegeben. Das hat der Rechnungshof in Döbling festgestellt, und ich bin sicher, wenn das Kontrollamt das prüfen wird und wenn der Rechnungshof irgendwann einmal in einigen Jahren prüfen wird, dann wird er das auch bei diesem Aktenstück feststellen. 

Und nun ganz kurz noch zum Prater. Warum geht man in den Prater? In den Prater geht man entweder, weil man lachen will oder weil man sich gruseln will. Das ist klar. Lachen will ich dort, ich will mich unterhalten, will plaudern, lustig sein, gruseln will ich mich und die Ganslhaut kriegen, wenn ich mit der Hochschaubahn fahre oder die Kinder in der Geisterbahn und Sonstiges. Also ich gehe hin, weil ich entweder lachen oder die Ganslhaut kriegen will. Und genauso zwischen Lachen, Kichern und Ganslhaut sind in Wirklichkeit die Reaktionen auf das Mongon-Konzept. Zum Lachen ist es durchaus geeignet, wenn man den Inhalt genau anschaut, die Ganslhaut kriegt man, wenn man weiß, was er kassiert hat, nämlich 1,5 Millionen EUR. 

Außerdem habe ich den Eindruck, dass er in Wirklichkeit nur sein Lehrlingsstück abgegeben hat, denn nach neun Monaten Tragezeit ist nicht sehr viel herausgekommen, was er da mit seinem Team gemacht hat. Er will den Prater in ein modernes Disneyland verwandeln, er will die Fassaden schön machen und innen High Tech. Das gibt es auf der ganzen Welt. Das kennt man in Florida oder im Westen Amerikas oder in Frankreich. Das gibt es überall. 

Entgegengehalten wurde, dass es in Kopenhagen funktioniert. Dort gibt es das auch. Na ja, das ist ein Unterschied. In Kopenhagen hat man die alten Fassaden jahrelang liebevoll restauriert, die sind noch echt, und drinnen hat man es modern gemacht. So, sage ich, schaut das relativ schön aus. Alles, was nachgebaut ist, nachbastelt ist mit Pappkartons und Gips – und was anderes ist es nicht –, das ist eigentlich eher lächerlich, und ich kann mich mit dem überhaupt nicht anfreunden, was da in dem Konzept drinnen steht. 

Jetzt kann natürlich sein, dass diese kleinen Schritte, die der Herr Mongon vorgibt, dass diese schrittweise Verwirklichung durchaus akzeptabel ist. Das Erste, wo man sehr schnell war – wir haben schon einmal darüber geredet, ich möchte es nur nicht in Vergessenheit geraten lassen –, war die Vergabe von einem Casino. Das war ganz schnell. Dann lesen wir noch, dass es die Wasserrutsche als zentrales Thema geben wird. Das ist auch in Ordnung. Soll durchaus sein. Dann kommt schon die Seilbahn, mit der wir uns sicher nicht anfreunden können. Denn die, die da hin- und herfahren geben kein Geld aus, aber es ist halt einmal so, dass ein Wirtschaftsunternehmen, wie auch der Prater eines ist, von den Konsumenten lebt. Die sollen dort etwas ausgeben. Es geht ja auch kein Mensch in den Prater, damit er dort mit der Seilbahn herumfährt wie früher bei der WIG; und auch dort hat es nicht funktioniert. Die hat man ja auch abgebaut, obwohl es dort unten ja nicht einmal etwas zu kaufen gibt. Das hat nicht funktioniert. 

Meine Damen und Herren! Ich muss sagen, beim Geldausgeben sind die Stadtväter und Stadtmütter – denn das war ja gemeinsam mit der Frau Vizebürgermeisterin – sehr großzügig gewesen mit dem Herrn Mongon. Ich frage mich, und das frage ich immer wieder auch im Planungsausschuss: Wir haben so fähige Abteilungen hier im Haus, wir haben Magistratsdienststellen, wir haben Baudirektoren, wir haben studierte Leute 
in der Beamtenschaft, wieso ist es nicht möglich, dass hier in der Arbeitszeit der Magistrat in Arbeitsgruppen, übergreifend, ein Konzept erstellen kann? Warum muss ich jemandem diese 1,5 Millionen EUR in den Rachen schieben? Außer es ist ein Schmerzensgeld für den Herrn Mongon, denn es könnte durchaus sein, dass ihn die Stadt Wien, die ja die Praterbetreiber und die Pratermieter eher als lästig und widerspenstig sieht, als Dompteur geholt hat. Der bekommt das Schmerzensgeld von 1,5 Millionen, damit er sie vielleicht überzeugt, dass sie irgendwann einmal das Hangerl werfen. Das könnte ich mir vorstellen, dass er in Wirklichkeit der Dompteur ist, um diese unwilligen Praterpächter zu Räson zu bringen. 

Meine Damen und Herren! In Wirklichkeit: Prater, Krieau und das Stadion – zum Lachen gibt es nichts, aber die Ganslhaut kann man wirklich kriegen. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster 


zu Wort gemeldet ist der Herr GR Hora. – Bitte.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Erlauben Sie mir, dass ich mit etwas beginne, was wir vor 363 Tagen im O-Ton hier gehört haben. Ich habe nur gefragt, ob Herr Schicker da ist, und so weiter. Da heißt es: „Meine Damen und Herren, es geht in der Tat um ein wichtiges Gebiet, das in den letzten Jahrzehnten gezeigt hat, dass der U-Bahn-Ausbau signifikante Veränderung der Stadtkultur mit sich bringt und dass es ein sehr sensibles, spannendes Gebiet zwischen dem Prater und dem rechten Donauufer ist und es hier auf jeden Fall zur Entwicklung kommen wird und auch kommen soll."

Das waren die Worte des Kollegen Chorherr im Originalton, und das war genau zu dem das Thema, das wir damals beschlossen haben, eben jenes Leitbild. (StR Johann Herzog: Das ist ja auch richtig!) Das war alles, was er dazu gesprochen hat. Und dann hat er sich nur mehr um den 24. Bezirk gekümmert, dessen Bezirksvorsteher er gerne werden wollte, aber darüber habe ich vor einem Jahr schon mit ihm gesprochen. 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie das betrachten, was ich da heute alles gehört habe! Frau Kollegin Cordon, Sie sind in der Bezirksvertretung gesessen, ich bin in der Bezirksvertretung gesessen, als es geheißen hat, in Wien Nord kommt kein Einkaufszentrum. Haben Sie die jetzigen Pläne angeschaut? Ich kann dort keines erkennen. Sie behaupten da, es gibt ein Einkaufszentrum. 

Genauso haben Sie sich in weiterer Folge hier heute auch mit dem Prater beschäftigt. Frau Cordon, ich will Ihnen darauf jetzt keine Antwort mehr geben, denn ich sage es Ihnen ganz offen, ich weiß nicht, woher Sie das, was ich da von Ihnen gehört habe, haben, aber das wäre ein stundenlanger Prozess, Sie aufzuklären, und die Mühe mache mir heute da nicht. Danke!

Meine Damen und Herren! Was ich auch nicht verstehen kann, ist eine Situation, dass hier am Rednerpult auch Mandatare aus der Leopoldstadt sprechen, Kollege Wagner, und erklären, dass dort eine starke Bevölkerung ist et cetera. Dort haben wir eine Situation, dass genau dazwischen, wo der Stadionparkplatz ist, keine Bevölkerung ist. Wir haben donauabwärts eine Bevölkerung, wir haben bis zum Elderschplatz eine Bevölkerung, das heißt, wir haben ein Gebiet, aber unmittelbar dort, wo das Einkaufszentrum hinkommen soll, dort ist keine Bevölkerung und dort haben wir ein Riesenmanko in der Nahversorgung. Ihre eigenen Leute stellen permanent Anträge, dass es zu einer Nahversorgung für die Freudenau kommt, und hier gehen Sie her und sagen, das ist zu groß, das soll nicht kommen, das soll nicht sein. (GR Dr Herbert Madejski: Das ist doch keine Nahversorgung!)
Meine Damen und Herren! Es hat ja auch in Wien Beispiele gegeben, was Nahversorgung letztendlich für Vorteile auch bringt. Denken Sie an die Millenniums-City, denken Sie an die Galleria. Nach Einführung dieser Einkaufszentren hat es für Geschäfte rundherum, Kolle-

ge Aichinger, gerade für die kleinen Betriebe einen wesentlichen Aufschwung gegeben. Ich glaube, dass wir diesem Beispiel aus den anderen Bezirken ganz leicht folgen können und dementsprechend für die Bevölkerung dort etwas tun können. 

Dass dort Arbeitsplätze entstehen, darüber kann ich als Leopoldstädter nicht unglücklich sein. Sie wissen ganz genau – es ist heute hier schon in einem anderen Zusammenhang erwähnt worden –, dass gerade die Leopoldstadt ein Ziel-2-Gebiet ist, das sehr stark um Arbeitsplätze kämpft. 

Das heißt, genau diese Achse an der U2 kann also für den Aufschwung in der Leopoldstadt sorgen. 

Und ich hege ja einen ganz bösen Verdacht. Ich kann mich erinnern, dass es zum Thema "Messe neu" auch hier von den vereinigten Oppositionsparteien immer eine negative Stimmung gegeben hat. Aber wie dieses Erfolgskonzept von den Sozialdemokraten durchgeführt wurde, waren bei der Eröffnung plötzlich alle dafür. Und wenn ich mir heute – die FPÖ hat ja sogar ihren Landesparteitag in einem der kleineren Räume dort abgehalten (GR Heinz Hufnagl: In einem ganz kleinen!), in einem ganz kleinen, Herr Kollege, selbstverständlich –, wenn ich mir also heute dieses Projekt anschaue und die rasche Verwirklichung sehe – denken Sie nach, 2001 wurde es überhaupt erst beschlossen, 2004 haben wir bereits einen Vollbetrieb dort –, dann muss ich sagen, dass gerade in dieser Stadt sehr viel entstehen kann, wenn man es will, und ich glaube, dass wir von der Sozialdemokratie das dementsprechend umsetzen können.

Ich glaube, es wäre komplett falsch, eine U-Bahn und ein hochrangiges Verkehrssystem, das dort vorhanden ist, nicht zu nutzen für eine derartige Aktivität an dieser Linie. Viele von den Damen und Herren dieses Hauses benutzen ja auch den Prater als Sportstätte, und es gibt immer wieder das Manko, dass keine Einrichtungen vorhanden sind für die Sportler, sich im Vorfeld umzuziehen, sich im Nachfeld umzuziehen. Es fehlt dort eine derartige Infrastruktur. Ich glaube, genau diese Entwicklungschance, die wir jetzt dort haben, sollten wir ausnützen und dementsprechend reagieren.

Meine Damen und Herren! Es wird mich natürlich freuen, wenn dann bei der Eröffnung der Fußballeuropameisterschaft 2008 alle sich vereint wiederfinden und sagen werden, dieser Vorschlag war natürlich gut. Nur, jetzt braucht man vereinte Oppositionspolitik. Und, Herr Kollege Madejski, haben Sie lieber jetzt die Ganslhaut. Bei der Eröffnung haben Sie dann die Ganslhaut, wenn Sie sehen, was wir hingestellt haben. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet.

Anträge liegen keine vor.

Wir kehren nun zur Postnummer 67 der Tagesordnung zurück. Da war ja, als wir die Sitzung unterbrochen haben, die Frau GRin Mag Vassilakou am Wort, und es sind jetzt noch 12 Minuten Restzeit, Redezeit für sie 


übrig. – Ich bitte Sie zum Rednerpult.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Werte Frau Vorsitzende! Verehrte Damen und Herren!

Ich rufe in Erinnerung: Es ging um den Verkauf des ehemaligen Männerheims Meldemannstraße an ein Unternehmen, das uns bis auf weiteres nicht mitteilen kann – warum sollten sie es auch, es ist ja eben ein privates Unternehmen –, wie man denn gedenkt, das Heim später zu nutzen. Also wir haben keine Angaben. Und ich rufe ebenfalls in Erinnerung, dass ich dabei war, einen Brief des Herrn Bezirksvorstehers Lacina hier zu verlesen – der übrigens dem Akt beigelegen ist und dem ich mich vollinhaltlich anschließe –, der sich massiv beschwert hat über diese Vorgangsweise.

Ebenfalls in Erinnerung rufe ich zunächst einmal jene Passagen, die ich bereits vorgelesen habe, die brauche ich ja jetzt nicht zu wiederholen. In einem ersten Abschnitt beschwert sich der Herr Bezirksvorsteher darüber, dass der Bezirk nicht eingebunden und auch nicht ausreichend informiert wurde. Im Übrigen, wie gesagt, herrscht im Bezirk meines Wissens durchaus Einigkeit, dass dieser Verkauf nicht begrüßt wird.

Im zweiten Bereich hat der Herr Bezirksvorsteher gemeint, die Stadt hätte ja einerseits die Verpflichtung, den wirtschaftlichen Standpunkt zu beachten und gewinnbringend zu verkaufen. Andererseits hätte die Stadt allerdings auch eine gesellschaftspolitische und soziale Verpflichtung, und das ist, älteren Generationen ein lebenswertes Altern zu garantieren.

Seine Bedenken, noch einmal gesagt, hinsichtlich des städteplanerischen Aspekts waren ja, dass, wenn hier ein Billighotel entsteht oder auch ein großes Fitnesscenter oder aber auch beispielsweise ein Wohnbauprojekt in dieser Größe, durchaus eine Reihe von Schwierigkeiten auftreten könnten. Nicht zuletzt stellt sich hier auch die Frage, ob ausreichend Parkplätze vorhanden sein könnten. Und insbesondere im Zusammenhang mit der Option, ein Billighotel hier zu errichten, äußert er ja auch Befürchtungen, dass es zu einer Form von besonderer Gedenkstätte für ewig Gestrige werden könnte, angesichts der Tatsache, dass in diesem Heim bekanntlich kein Geringerer als Adolf Hitler in seinen Jugendjahren gelebt hat.

Nichtsdestotrotz setze ich dort fort, wo ich aufgehört hatte. Der Herr Bezirksvorsteher kommt ja auch zum nächsten Aspekt, und das ist die Frage: Wie sieht es aus mit dem Strategiekonzept der Stadt Wien für die Betreuung älterer Menschen, datiert vom 16. Juni? Das heißt, das haben wir ja hier alle vor ein paar Monaten zur Kenntnis genommen oder auch nicht, es ist unterschiedlich, und hier gibt es klare Zielsetzungen, zu denen sich die Stadt Wien selbst verpflichtet.

Diese möchte ich jetzt wiederholen, und hier steige ich wieder konkret in den Brief ein. Also ich zitiere:

„Klare Zielsetzungen: Rückbau der Großeinrichtungen auf eine zumutbare und überschaubare Größe bis 2010 unter besonderer Berücksichtigung der Versorgungssicherheit. Das Angebot muss stärker dezentral und wohnortnah ausgebaut werden. Das heißt, bei Neubauten oder neuen Nutzungen ist auf ein ausgewogenes Angebot innerhalb Wiens zu achten." 

In der Leopoldstadt und in der Brigittenau gibt es keine derartige Einrichtung, meine Damen und Herren, außer drei Pensionistenwohnhäusern, die voll ausgelastet sind. In diesen beiden Bezirken leben 13 305 Menschen, welche 75 Jahre und wesentlich älter sind, das sind mehr als 10 Prozent der Wiener Bevölkerung in diesem Alter. Die Erreichbarkeit für Ehepartner, Angehörige sowie Nachbarn oder Freunde ist bestens gegeben durch die Linien U6, S1, S2 und S3, N, 31, 33 und 37A. Das alles bezieht sich auf das ehemalige Männerheim in der Meldemannstraße, das nach Ansicht des Herrn Bezirksvorstehers optimal wäre, um hier ein Pflegeheim zu errichten.

Der großartige Park mit einem herrlichen Baumbestand ist als öffentlicher Park geplant, doch für diese notwendige Einrichtung würden sicherlich neue Entscheidungen der Bezirksvertretung getroffen werden. 

Ich habe mit bewährten Betreibern von geriatrischen Pflegeeinrichtungen erfolgreich Kontakt aufgenommen. Angebote wurden vorgelegt. Das heißt, meine Damen und Herren, es wurden Angebote vorgelegt, das Heim in dieser Richtung zu nutzen, aber man hat sie ignoriert, man hat sich doch entschieden für eine Firma, die das einfach kauft und nicht sagt, was sie daraus machen will. 

Für den Fonds Soziales Wien ist der Standort vorstellbar. Schau, schau. Erhebungen belegen, dass im Geriatriezentrum Am Wienerwald sehr viele Brigittenauer leben, und das soll übrigens in ein paar Jahren nicht mehr der Fall sein, angeblich nur bis 2010, denn wir wollen ja den Menschen ein Leben in kleineren Einrichtungen ermöglichen. Ich frage mich, wenn wir nicht bald beginnen, diese einzurichten: Wann wollen wir sie denn haben? Die Betreiber dieser Einrichtungen können nicht um die Liegenschaft feilschen, das würde sich in den Tagessätzen wiederfinden. „Ich bitte", sagt der Herr Bezirksvorsteher Lacina, „nicht die wirtschaftlichen Interessen, sondern die sozialpolitischen Grundsätze in den Vordergrund zu stellen." Ja, meine Damen und Herren, das bitte ich Sie auch! 

Es gibt keine weitere Liegenschaft im Bezirk, welche alle Vorzüge für eine Pflegeeinrichtung hat. Deshalb muss ich im Interesse der Brigittenauer Bevölkerung bitten, den Termin des Bieterverfahrens abzusetzen und im Rahmen eines Gespräches mit allen Beteiligten eine Lösung zu finden, welche der gesellschaftspolitischen Aufgabe entspricht.

„Lieber Vizebürgermeister", kommt er zum Schluss, „liebe Stadträtin, lieber Stadtrat, die Brigittenau braucht eure Hilfe. Ich auch, ein Brigittenauer seit Geburt. – Danke."

Jetzt weiß ich nicht, ob es zu diesen Gesprächen gekommen ist. Doch angesichts der Tatsache, dass weder im Ausschuss noch in der Landesregierung eine Auskunft zu bekommen ist, ob nun dort eine Pflegeeinrichtung der Stadt Wien, das heißt auch nach sozialen Kriterien et cetera et cetera, entstehen wird oder nicht, gehe ich davon aus, dass es entweder zu diesen Gesprächen nicht gekommen ist oder aber, dass es sie gegeben hat, aber man hat sich beinhart über den Wunsch, die Meinung des Bezirks hinweggesetzt und ganz einfach das Heim in der Meldemannstraße an den Bestbieter verkauft. Oder – aber dem räume ich eine Wahrscheinlichkeit von 0,5 Prozent ein – es hat eine Einigung gegeben und es kommt dort eine Pflegeeinrichtung, aber irgendetwas spricht dringend dafür, es uns zu verheimlichen.

Ich bitte Sie, meine Damen und Herren, hier herauszukommen und uns zu erklären, was wird jetzt in der Meldemannstraße passieren, ist das jetzt eine Pflegeeinrichtung, und wenn es keine ist, warum ist es Ihnen wichtiger, ein Haus zu verscherbeln und nicht auf das einzugehen, was letztendlich der Bezirk sich wünscht, was sich im eigenen Strategiekonzept wiederfindet und was wir alle hier mehrfach diskutiert haben, dass es notwendig ist in Wien. 

Und warum ist Ihnen das wirtschaftliche Interesse in diesem Fall wichtiger; selbst auf die Gefahr hin, dass Sie wirklich ein Billighotel für ewig Gestrige dort riskieren? Warum ist Ihnen das wichtiger als die gesellschafts- und sozialpolitische Aufgabe der Stadt Wien? Und sehen Sie nicht, dass es auch eine Verpflichtung von uns gibt, wenn wir Eigentum der Stadt in diesem Ausmaß veräußern, dafür zu sorgen und uns darum zu kümmern zu erfahren, was nachher damit passiert? Erkennen Sie diese Notwendigkeit und diese Verpflichtung oder gibt es sie nicht für Sie? 

Ich erwarte Antworten zu all diesen Fragen, und ich erwarte auch, dass all diejenigen, die heute zustimmen werden, mir erklären, weshalb sie zustimmen werden, was ihrer Meinung nach so dringend dafür spricht. 

Aber wie auch immer: Ich möchte Sie an dieser Stelle dazu auffordern, das nicht zu tun. Stimmen Sie bitte diesem Verkauf nicht zu und lassen Sie uns noch einmal darüber nachdenken, was aus dem Heim in der Meldemannstraße Sinnvolles gemacht werden kann. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Fuchs gemeldet.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Diese 0,5 Prozent, die Sie da angesprochen haben, die Sie gerne gesehen hätten, die gibt es. Ich habe ein Gespräch mit dem Unternehmen gehabt, das das ehemalige Heim in der Meldemannstraße ersteigert hat, und ich freue mich, da mitteilen zu können, dass also das Unternehmen Toman diesen Wunsch einmal des Bezirksvorstehers und Ihren Wunsch, unser aller Wunsch, weil wir waren ja auch tätig in diesem Bereich, erfüllen wird, und daher war es für uns eine klare Sache, im Ausschuss zuzustimmen. Das wussten Sie nicht, und nur bei uns werden natürlich die Aktenstücke entsprechend genauer angeschaut (GRin Mag Maria Vassilakou: Nein, nein!), das ist ganz klar. 

Aber eines möchte ich schon sagen: Hier liegt natür-

lich der Ball bei der Stadt Wien, und zwar, weil es die Förderungen sind. Mit den Förderungen muss natürlich mitgeholfen werden, dieses Geriatriezentrum, dieses Pflegezentrum zu errichten. Das heißt, der Unternehmer, der also dieses Grundstück in der Meldemannstraße zur Verfügung stellt, der möchte natürlich eine Unterstützung haben von der Stadt im Bereich der Förderung zur Errichtung des Geriatriezentrums. Und das ist auch eine Frage des Denkmalschutzes, weil man kann natürlich diese 3,5 Quadratmeter großen Zimmer, die es dort gibt, nicht drinnen lassen. Und es ist die Fassade. Und das Dritte ist, dass man das Ganze behindertengerecht macht, weil es gibt dort Stufen hinauf, und da muss man mithelfen, und ich bin überzeugt, der Herr Bezirksvorsteher Lacina wird dafür sorgen, dass das behindertengerecht gemacht wird. Und vor allem im Bereich der Baupolizei wird man auch vehement eine Unterstützung geben. 

Aber schade, dass eigentlich der Verantwortliche von der Stadt Wien das nicht mitgeteilt hat. Ich nehme schon an, dass er sich vorher mit Ihnen in Verbindung gesetzt hat, oder er hätte es tun sollen, damit hier keine Ungewissheit auftaucht. Dann hätte man sich hier eine lange Debatte erspart. (GRin Mag Maria Vassilakou: Aber geh!)
Und noch einmal: Die Machbarkeit ist zu prüfen. Fachleute sind bereits eingesetzt. Ich freue mich einfach, dass der 20. Bezirk das bekommt, und wir haben volle Unterstützung dafür gegeben. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Herr StR Ellensohn wünscht eine tatsächliche Berichtigung. Er weiß, dass er nur drei Minuten Zeit hat.

StR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte nur eine Kleinigkeit berichtigen, die der Herr Fuchs hier ausgeführt hat von wegen Recherche im Wohnausschuss, bei dem ich anwesend war und wo die Frage gestellt wurde, was denn mit diesem Gebäude passieren soll, mit dem Grundstück passieren soll und was dorthin kommt. Da war die Auskunft: Wir wissen es noch nicht. Darüber entscheidet auch nicht, muss man fairerweise sagen, der Wohnausschuss. Die Auskunft war, wir wissen es noch nicht, und es wird was anderes abgewickelt, nämlich das Geschäft des Verkaufs an sich. Fertig. Und was der neue Eigentümer daraus macht, ist tatsächlich nicht die Entscheidung des Wohnausschusses. Im Stadtsenat war ich ebenfalls anwesend und der Herr Fuchs nicht. Daher würde ich bitten, dass er nicht sagt, die GRÜNEN mögen besser recherchieren, sondern da muss der Kommunikationsfluss innerhalb der Volkspartei verbessert werden. Im Stadtsenat ist noch einmal nachgefragt worden von Seiten der FPÖ und der ÖVP, was denn geschehen wird, und auch dort hat man leider nicht die Auskunft geben können, weil der Käufer oder der beabsichtigte Käufer noch nicht gesagt hat, was er machen will. Und wir wissen es heute noch nicht. Falls es der Herr Fuchs von woanders weiß, sind wir sehr dankbar, wenn Sie es uns sagen. Aber ich glaube, die 


Rechercheschwierigkeiten liegen eher innerhalb der ÖVP und der Kommunikationsfluss muss in der ÖVP verbessert werden. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin wünscht das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Ingrid Schubert: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es wurde uns von der Opposition der Brief des Herrn Bezirksvorstehers vorgelesen, und es wurden all seine Sorgen kundgetan. Ich denke, es ist wohl mehr legitimer als legitim, dass sich ein Bezirksvorsteher Sorgen macht um das Areal des Obdachlosenheimes, das in seinem Bezirk verankert ist, und was damit geschieht. 

Über Initiative des Herrn Bezirksvorstehers und unter Beziehung aller betroffenen Fachdienststellen wurde eine Besprechung zur Festlegung der Vorgangsweise abgehalten. In dieser Besprechung wurde aber klargestellt, dass bei der Veräußerung der Liegenschaft in geeigneter Form sicherzustellen sei, dass die Verwertung in Form einer öffentlichen Interessenssuche ohne vorgegebene Nutzungseinschränkung durchgeführt wer-den soll. Der Vorgang der öffentlichen Interessenssuche entspricht aber auch einer Empfehlung der Kommission der Europäischen Gemeinschaft betreffend Elemente staatlicher Beihilfen bei Verkäufen von Bauten und Grundstücken durch die öffentliche Hand.

Im gegenständlichen Fall wurde dieser Empfehlung folgend der Verkauf in einem bedingungsfreien Bestbieterverfahren abgewickelt. Es haben 5°Kaufinteressenten daran teilgenommen.

Und eines sei aber schon noch gesagt: Es gibt ein sehr, sehr intensives Bemühen zwischen dem Bestbotleger und einem namhaften Betreiber für eine Geriatrieeinrichtung und auch dem Bundesdenkmalamt in Absprache mit dem Bezirksvorsteher für den 22. Bezirk. Es gibt ein Konzept und auch schon Pläne, und es liegt uns allen daran, die wirtschaftliche und vor allem die soziale Komponente, die soziale Verantwortung dieser Stadt wahrzunehmen. – Danke. 

Ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Es wurden keine Anträge gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Dies ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN der Fall und daher angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 37 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Straßenumbau in 21, Prager Straße von Auffahrt Nordbrücke bis Koloniestraße und 21, Lundenburger Gasse von Ignaz-Köck-Straße bis Brünner Straße. 

Nachdem sich hier niemand zu Wort gemeldet hat, können wir gleich zur Abstimmung schreiten. 

Wer der Postnummer 37 zustimmen kann, möge die Hand erheben. – Dies ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN der Fall und daher angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 38 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Abschluss eines Kaufvertrags für den Ankauf der Liegenschaft EZ 37, KatG 01607, Großjedlersdorf II. 

Auch hier ist niemand zu Wort gemeldet. Wir können gleich zur Abstimmung kommen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dieser Postnummer zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Auch hier haben wir das gleiche Abstimmungsverhalten. Mehrstimmig angenommen ohne die GRÜNEN. 

Nun gelangt die Postnummer 41 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7620 im 10. Bezirk, KatG Oberlaa Land und Rothneusiedl. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Troch, die Verhandlung einzuleiten. (GR Günter Kenesei: Ich habe mich streichen lassen!) Bei mir ist Kenesei nicht gestrichen. Das ist bei mir nicht angelangt. Das tut mir Leid. Dann sparen wir uns auch, dass Herr Dr Troch die Verhandlung einleitet. 

Wir kommen gleich zur Abstimmung. Wer der Postnummer 41 zustimmen kann, der möge die Hand erheben. – Auch hier haben wir ein mehrstimmiges Abstimmungsverhalten. Ohne die GRÜNEN mehrstimmig angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 42 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7588 im 11. Bezirk, KatG Simmering.

Auch hier ist keine Wortmeldung. Wir können zur Abstimmung kommen. 

Wer der Postnummer 42 zustimmen kann, der möge die Hand erheben. – Auch hier haben wir wieder eine mehrheitliche Zustimmung ohne die GRÜNEN. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 44 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Entwurf für eine Äußerung des Gemeinderats der Stadt Wien an den Verfassungsgerichtshof bezüglich der amtswegigen Prü-fung der Gesetzmäßigkeit des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans, Plan Nr 5779 in Wien 19.

Auch hier ist niemand zum Reden angemeldet. Auch hier ist sofort zur Abstimmung zu schreiten. 

Wer diesem Geschäftsstück zustimmen kann, möge die Hand erheben. – Auch hier wieder: Mehrstimmig angenommen ohne die GRÜNEN. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 45 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7628 im 4. Bezirk.

Hier kann ich aber sehr wohl die Frau GRin Mag Ramskogler um die Einleitung der Verhandlung bitten, weil hier stehen mehrere Redner. 

Ich bitte die Frau Berichterstatterin, das Wort zu ergreifen. 

Berichterstatterin GRin Mag Sonja Ramskogler: Ich bitte um Zustimmung zu diesem Poststück. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Danke. 

Hier hat sich die Frau Bezirksvorsteherin Reichard gemeldet. – Ich bitte Sie, zum Rednerpult zu kommen.

Bezirksvorsteherin Susanne Reichard: Ja, meine Damen und Herren, es hat am Beginn ein bisschen für Verwirrung gesorgt, dass ich mich hier heute zu diesem Plandokument von Seiten der Wieden melden möchte. Dieser Flächenwidmungsplan ist vielleicht nicht so ein imposantes Thema und vor allem nicht so medienwirksam, wie es vielleicht der Prater erscheinen mag oder vielleicht das Thema der Volksgaragen, aber es ist ein ganz ein wichtiges Thema für die Wieden, weil nämlich genau auf dieser Liegenschaft das Palais Schönburg steht. Das Palais Schönburg ist ein wunderschönes altes Barockjuwel, das seit vielen, vielen Jahren nicht nur vor sich hindämmert, sondern leider Gottes vor sich hinverfällt. Und der Grund ist jener, dass es eigentlich bis dato kein wirklich sinnvolles Nutzungskonzept für dieses wunderschöne Palais gegeben hat und dass es vor allem von Eigentümerseite keine wirklich realistischen Vorschläge einer zusätzlichen Nutzung, einer Verbauung des Geländes, einer Nutzung der Seitentrakte gegeben hat. Es sind hier immer wieder Vorschläge vorgelegt worden, die eine Dimension gehabt haben, wo der Bezirk gesagt hat, das kann es nicht sein, das ist zu groß, wir haben hier ein Parkschutzgebiet. Es ist unmöglich, das hier so zu realisieren. 

Das war auch der Grund, warum bereits im Jahr 1998 einstimmig von der Bezirksvertretung die seinerzeitigen Pläne abgelehnt wurden, die Seitentrakte neu zu errichten und eine Tiefgarage zu bauen. Es hat einstimmig von allen Fraktionen den Beschluss gegeben: Es muss zuerst ein Nutzungskonzept auf dem Tisch liegen, bevor wir überhaupt über irgendwelche Flächenwidmungen sprechen. Es werden keine Blankowidmungen ausgestellt. Das war das eine. Bevorzugt wurde natürlich eine kulturelle Nutzung, denn was bietet sich besser an für dieses Barockjuwel. Das war der Stand der Dinge, das war der Beschluss von 1998. 

Es wurden dann vor einiger Zeit neue Vorschläge von Seiten des Eigentümers vorgebracht, die plötzlich das doppelte Ausmaß hatten, wo sogar ganze Wohnkomplexe im Hinterbereich des Palais der Bauklasse IV enthalten waren, riesengroße Wohnkomplexe in einem wunderschönen alten Baumbestand. 

Das Lustige daran war eigentlich, dass sehr wohl niemand diese Pläne wollte und umsetzen wollte, dass aber hier irgendwo in sehr vielen Fraktionen etwas in Bewegung kam. Es kam nämlich plötzlich von Seiten der SPÖ, unter der Hand immer wieder von einzelnen SPÖ-Mandataren: Na ja, vielleicht könnten wir uns doch mit dem alten abgelehnten Antrag anfreunden, weil wenn wir schauen, was jetzt verlangt wird, so viel war ja das wirklich nicht. Sollte man nicht darüber reden? 

Die GRÜNEN haben auch ein bisschen zu schwanken begonnen: Vielleicht ist das auch damit zusammengehängt, dass der Bundesrat Schennach einen Auftrag bekommen hat vom Eigentümer, ein Kulturkonzept für dieses Palais zu erstellen. Vielleicht war das mit Ursache, denn plötzlich waren die Bäume nicht mehr so schützenswert, wie sie all die Jahre davor schützenswert waren, weil plötzlich ist gestanden, der Baumbestand ist alt, er ist morsch, er ist faul, er ist überaltert, gehört teilweise entfernt. 

Es hat sich ein bisschen etwas getan in der Stimmungslage. 

Ich muss sagen, ich bin heute sehr froh, dass wir hier diesen Flächenwidmungsplan in der vorliegenden Fassung vorliegen haben, auf der Grundlage zweier Tatsachen. Einerseits auf Grund der Tatsache, dass wir hier eine sehr, sehr starke Bürgerinitiative im Bezirk haben, wo sich die Anrainer und Anrainerinnen wirklich vehement dafür eingesetzt haben, dieses wunderschöne Parkschutzgebiet, die Sicht, die Luft, den Park vor ihren Häusern nicht zu verlieren, und andererseits deshalb, weil die ÖVP eigentlich als einzige Partei immer eine konsequente Linie gefahren hat und immer gesagt hat, es gibt hier keine Blankoumwidmungen, wir wollen ein Nutzungskonzept sehen. (GR Kurt Wagner: Wie lange sind Sie denn schon Bezirksvorsteherin?) Sie wissen nicht, wie lange ich schon in der Bezirksvertretung sitze, auch bevor ich Vorsteherin war. (Beifall bei der ÖVP.)
Jedenfalls, ich bin sehr froh, dass wir hier diesen gemeinsamen Antrag haben. Ich glaube, es ist ein Schritt in die richtige Richtung. 

Und das einzige, was ich sagen muss: Was mir wirklich geblieben ist, ist ein gewisses Unbehagen, ein Unbehagen, wie eigentlich in dieser Stadt von Seiten der SPÖ mit Kulturerbe, mit Kulturgut umgegangen wird. Das Palais Schönburg ist nicht ein Fall, da gibt es zig aufzuzählen, die Sofiensäle genauso wie Wien-Mitte. Es ist das Palais nur eines. (GR Heinz Hufnagl: Das ist ein schlechtes Beispiel, das mit den Sofiensälen zu vergleichen!) Eines davon ist das Palais Schönburg. 

Und das Zweite, was mir geblieben ist, ist die Erkenntnis, dass dieses Unbehagen auch bei sehr, sehr vielen unserer Bürgerinnen und Bürger vorhanden ist, weil nämlich eigentlich herausgekommen ist, dass die Bürgerinnen und Bürger auf der Wieden kein Vertrauen gehabt haben, dass ein Bezirksbeschluss, ein einstimmiger Bezirksbeschluss auch hier im Gemeinderat halten wird. Ich glaube, das ist etwas, was wirklich zu denken geben sollte. Es war die große Angst da, dass hier im Gemeinderat mit einer absoluten SPÖ-Mehrheit ohne weiters und ohne mit der Wimper zu zucken über einen Bezirksbeschluss drübergefahren werden kann. Das war die Angst.

Ich glaube, das sollte Ihnen, meine Damen und Herren von der SPÖ, zu denken geben, ob das wirklich die vielgepriesene Demut ist, mit der hier umgegangen wird, und es gibt mir zu denken, sodass wir sehr wohl das Palais Schönburg und den Weiterfortgang auf dieser Liegenschaft im Auge behalten werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR VALENTIN gemeldet.

GR Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Auch wir haben uns sehr gefreut, Frau Bezirksvorsteherin, Sie hier kennen zu lernen. Wir haben jetzt ein bisschen gerätselt. Nachdem all das, was die Bezirksvertretung gefordert hat, in den Akt eingeflossen ist, haben wir bereits gemutmaßt, dass das eine vorgezogene Jungfernrede ist, die wir heute hier erlebt haben. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Die Frau Bezirksvorsteherin war schon einmal bei uns Gastrednerin! 

GR Erich VALENTIN (fortsetzend): Wir freuen uns auf jeden Fall, dass das, was Sie gefordert haben, auch im Akt eingeflossen ist. 

Ein bisschen, denke ich mir, sollte man die Geschichtsklitterung wieder gerade streifen, die Sie gemacht haben. Jenes Konzept, Frau Bezirksvorsteherin, vor dem Sie sich sogar gefürchtet haben, und das wird vielleicht auch die anderen Damen und Herren des Hauses interessieren, jenes große Konzept, das dem Palais Schönburg nicht gerecht werden hätte sollen nach Ihren Worten, ist von niemandem anderen vorgestellt worden als vom damaligen Planungsstadtrat Görg. Vielleicht das auch noch ein bisschen zur Erweiterung der geschichtlichen Wahrheit. 

Was das Geschäftsstück betrifft, so wussten Sie bereits, und Ihre Angst, die Sie hierher geführt hat, ist schon in bisschen unbegründet hinsichtlich der Fachdienststellen, dass die Forderungen des Bezirks, gerade was diese Liegenschaft betrifft, zu 100 Prozent umgesetzt worden sind. Also die Angst ist unbegründet. Hier im Haus werden sachliche und gerechtfertigte Argumente immer auf einen fruchtbaren Boden fallen. 

Im Übrigen möchte ich allerdings die Debatte nicht länger aufhalten. Ich bitte dem Geschäftsstück, genauso wie die Frau Bezirksvorsteherin das gesagt hat, die Zustimmung zu geben. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag der Bezirksvorsteherin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Dies ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN der Fall und angenommen. (GR Harry Kopietz: Das war jetzt ein falscher Akt.) Wieso war dies ein falscher Akt? (GR Harry Kopietz: Antrag der Bezirksvorsteherin!) Wo ist ein Antrag von der Frau Bezirksvorsteherin? (GR Godwin Schuster: Sie haben gesagt: Der Antrag der Frau Bezirksvorsteherin!) Ich habe mich versprochen. Entschuldigung. Ich habe natürlich Berichterstatterin gemeint. Dass man Sie so leicht verunsichern kann, Herr Kollege? Ich glaube, es hat jeder gewusst.

Es gelangt nunmehr Postnummer 80 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Entwurf für eine Äußerung des Gemeinderats der Stadt Wien an den Verfassungsgerichtshof bezüglich der amtswegigen Prü-fung der Gesetzmäßigkeit des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans, Plandokument Nr 6299 in Wien 13.

Ich bitte den Berichterstatter, der schon da ist, Herrn GR Deutsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich gehe davon aus, dass sich noch sehr viele, wenn nicht alle hier im Saal an den so genannten Flächenwidmungsskandal erinnern können. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Es freut mich sehr, dass sich so viele Kolleginnen und Kollegen daran erinnern können. Eigene Flops, es ist klar, dass man sich die merkt, Kollege Oxonitsch. Davon bin ich überzeugt. Wir können gerne noch einen Exkurs machen, wie das Ganze begonnen hat und wie es geendet hat. 20 Minuten Redezeit habe ich, also 19,34 Minuten hätte ich noch. 
Die letzten Jahre waren schlechte Jahre für die SPÖ. Voriges Jahr und heuer Lainz, vorvoriges Jahr der Flächenwidmungsskandal, und wer weiß, was die Zukunft bringt.

Faktum ist, dass dieses Plandokument eines der Plandokumente gewesen ist, das bei diesem Flächenwidmungsskandal durch die Prüfung des Kontrollamtes beanstandet wurde. Es ist von uns aufgezeigt worden, dass hier nicht ordnungsgemäß vorgegangen wurde. Das heißt, unterm Strich, mit einiger Zeitverzögerung, haben wir Recht gehabt mit unseren Vorwürfen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Es freut mich sehr, dass uns auch der Verfassungsgerichtshof nunmehr Recht gegeben hat, dass es bei dieser Flächenwidmung seinerzeit nicht zu einer ordnungsgemäßen Auflage beziehungsweise zum Herbeiführen eines ordnungsgemäßen Beschlusses gekommen ist und dass hier Änderungen vorzunehmen gewesen wären oder anders vorzugehen gewesen wäre.

Was mich etwas enttäuscht, ist die Stellungnahme, die Äußerung des Gemeinderates der Stadt Wien, die heute zu beschließen ist. Offensichtlich sehen es noch immer einige hier im Haus nicht so wie mittlerweile fast die Mehrheit aller, die sich mit dieser Sachlage beschäftigt haben. Ich weiß nicht, ob wirklich alle Kolleginnen und Kollegen der Meinung sind, auch nicht von der sozialdemokratischen Fraktion, wie der Entwurf dieser Äußerung des Gemeinderates heute aussieht. 

Faktum ist, das ist eines der Beispiele bei diesem Flächenwidmungsskandal: Wir haben mit unserer Kritik damals Recht gehabt. Der Verfassungsgerichtshof hat uns Recht gegeben. Im Nachhinein wurde das bestätigt, was wir immer gesagt haben: Hier ist es nicht mit rechten Dingen zugegangen, hier hat es Verfehlungen gegeben. 

Ich hoffe auch, dass mit einiger Verzögerung jetzt die Gesetzesmühlen endlich irgendwann einmal zu mahlen beginnen, sich der Herr Staatsanwalt bequemt, die Anklage zuzustellen. Dann wird auch dieser Flächenwidmungsskandal vor Gericht seinen finalen Abschluss finden. 

Wir werden auf alle Fälle der Äußerung des Gemeinderates heute nicht zustimmen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Das vom Kollegen Kenesei erwähnte Verfahren zur Abänderung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes im Bereich des 13. Bezirks – konkret ist es gegangen um das Grundstück Küniglberggasse 42 – war in der Tat eines jener 5°Plandokumente, die in der Untersuchungskommission "Flächenwidmungen in Wien" in aller Ausführlichkeit behandelt wurden. 

Sie wissen, Anfang März letzten Jahres wurde der Bericht vorgelegt, wo die von Ihnen nun wiederholten Vorwürfe nicht bestätigt wurden. Auch der Verfassungsgerichtshof geht nicht davon aus, dass a priori diese Vorwürfe bestätigt werden, sondern er hat mit den aufgeworfenen Fragen den Gemeinderat um Äußerung ersucht. Darum geht es eigentlich in dieser Postnummer 80, wo die Behandlung einer Beschwerde gegen den Bescheid der Bauoberbehörde vom Februar 2002 betreffend die Abweisung der Berufung gegen den Bescheid des Magistrats der Stadt Wien vom Oktober 2001, mit welchem eine beantragte baubehördliche Bewilligung für die Errichtung eines Büro- und Wohnhauses auf der bereits erwähnten Liegenschaft versagt wurde, Gegenstand dieser Anfrage ist, weil es hier – Sie haben es gesagt – von Seiten des Verfassungsgerichtshofes Bedenken gegeben hat beziehungsweise solche entstanden sind und deshalb der Gemeinderat um Äußerung ersucht wird.

Dies geschieht auch heute, indem diese Äußerung diesem Akt beigefügt ist, wo diesen Bedenken des Verfassungsgerichtshofes entgegengetreten wird. Daher in aller Kürze einige Anmerkungen dazu. 

Die erwähnten Bedenken treffen aus folgenden Gründen nicht zu: Es ist erstens einmal festzuhalten, dass aus der städtebaulichen Bestandsaufnahme eindeutig hervorgeht, dass sich auf der Liegenschaft Küniglberggasse 42 zum damaligen Zeitpunkt auch ein Gasthaus befunden hat, um das es hier auch gegangen ist. Im Motivenbericht wurde das Plangebiet auch global betrachtet und daher lediglich im Hauptbereich dieses Plangebietes als Wohngebiet beschrieben und eine entsprechende Widmung auch damit begründet. Das heißt, eine nähere Beschreibung und Begründung der Widmung im Bereich des Grundstückes war daher zum damaligen Zeitpunkt entbehrlich. 

Es wird auch darauf hingewiesen, dass die Festlegung Bauland Wohngebiet mit dem Zusatz Geschäftsviertel letztendlich auf die Erhaltung dieses Betriebes abgezielt hat und auch für den Betrieb dienliche Zubauten Gestaltungsräume offen lassen sollte. Dieser Betrieb diente auch der verbesserten infrastrukturellen Versorgung der umliegenden Wohngebiete, aber auch des Österreichischen Rundfunks. 

Weiters wurde darauf hingewiesen, dass damit auch dem § 1 der Bauordnung schon auf Grund der Art der Ausweisung aus der damaligen Sicht völlig Rechnung getragen wurde, weil durch die Ausweisung eines reines Wohngebietes, nämlich nur Bauland Wohngebiet, die damalige Planungsabsicht konterkariert worden ist. 

Ich will Ihnen jetzt nicht alle Details hier vortragen, sie sind in dieser Äußerung im Detail angeführt, sondern komme bereits zum Schluss.

Der Gemeinderat der Stadt Wien stellt somit den Antrag, der Verfassungsgerichtshof wolle aussprechen, dass die bereits außer Kraft getretene Verordnung Plandokument Nr 6299 im angefochtenen Umfang nicht gesetzwidrig war. 

In diesem Sinne ersuche ich Sie um Ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Dies ist mehrstimmig ohne die Stimmen der Freiheitlichen und der GRÜNEN angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 36 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7626 im 21. Bezirk, KatG Leopoldau. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Reiter, die Verhandlung anzukündigen.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Plandokument, wie gesagt im 21. Bezirk.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Gemeldet ist Herr GR Barnet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Dem Wunsch des Berichterstatters kann man gerne Folge leisten. Man kann diesem Plandokument zustimmen, nicht aber, ohne kurz ein wenig über die Geschichte dieses Dokumentes zu erzählen, weil dieses Plandokument ein Lehrstück dafür ist, wie die öffentliche Verwaltung der Stadt Wien umgeht mit dem Vollzug der eigenen Gesetze, wie sie umgeht mit der Frage Macht und Demut dort, wo es in den politischen Bereich hineingeht, und es ist auch ein Lehrstück hinsichtlich der Frage, was das Zusammenwirken von Bürgerprotest, Opposition, solange es sie noch gibt, Medien, die noch nicht vom Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien vollständig eingekauft sind und der Argumentation gegen diese Stadtverwaltung und ihre politische Führung bewirken können, wenn es nur intensiv genug ist. 

Das Geschäftsstück ist aber auch ein Lehrbeispiel dafür, wie das Kontrollamt der Stadt Wien Dinge, die offensichtlich nicht mehr unter der Tuchent zu halten sind, aufzeigt, es gibt ja mittlerweile einen Kontrollamtsbericht der Stadt Wien über die Vorgangsweise bei ei-


nem Bauwerk, bei einem illegalen Bauwerk im Bereich dieses Planstückes, und wie das Kontrollamt überall dort, wo es problematisch wird, wo es nämlich um die Rechtsfrage und um die politische Frage der Verantwortung geht, nämlich auch dort, wo Gesetze eindeutig nicht vollzogen wurden, im Gegenteil sogar gebogen, man könnte auch sagen, und das wird noch zu prüfen sein, der Tatbestand des Amtsmissbrauchs erfüllt ist, wo das Kontrollamt all das sich dann gar nicht anschaut, sondern in einer eher fragwürdigen Argumentation versucht, diesen Punkten auszuweichen. 

Lassen Sie mich daher kurz auf dieses eine illegale Bauwerk im Bereich dieses Plandokumentes eingehen. Wir haben uns schon einmal damit befasst, aber man muss sich das noch im Detail anschauen, weil es ja kaum zu glauben ist. 

Im September des Jahres 2003 schreiben die WIENER LINIEN im Bereich der Endstelle U1 Leopoldau ein neues Bauwerk aus, in einem Bereich, der weder eine Flächenwidmung für eine Bebauung mit einem Wohnbau hat noch eine entsprechende Baubewilligung, weder nach dem eigentlich anzuwendenden Wiener Bauordnungsgesetz oder dem Gesetz über die Wiener Bauordnung noch nach dem Eisenbahngesetz. Im September 2003 war die Ausschreibung der WIENER LINIEN. 

Im Oktober 2003, also einen Monat später, beginnt das interne Planungsverfahren der MA 21B, und die darf man jetzt gar nicht kritisieren, weil die sagen wenigstens ehrlich, was sie wollen. Die sagen, in diesem Bereich der Endstelle der U1, da gibt es noch gar keine Widmung und da gibt es auch noch keine Baubewilligung, aber dort haben wir vor umzuwidmen auf Bauklasse IV, anzupassen an die rechtliche Höhe in der Großfeldsiedlung. Da gehen wir hinauf auf 22,5 Meter. Das haben wir vor. 

Und dabei wird dort schon gebaut. Dort wird den ganzen Spätherbst über auf Grund der Ausschreibung der WIENER LINIEN gebaut. Im Winter werden dort Mauern errichtet. Ich habe Ihnen das alles einmal gezeigt mit den entsprechenden Fotos, die die Anrainer gemacht haben. Ich zeig da noch einmal eines, dass man sich orientieren kann. Die Spundwände, die Seitenwände, alles wird dort errichtet, obwohl weder eine Flächenwidmung vorliegt noch eine Baubewilligung, weder nach dem einen noch nach dem anderen Gesetz. 

Und dann gibt es die Anrainerbeschwerden und dann gibt es die Versuche, dagegen einzuwirken. Und dann macht die Magistratsverwaltung Folgendes: Sie stellt sich taub, sie tut so, als würde sie nicht existieren. Sie sagt und sie schreibt das dem einen Bürger. Ich hab das da, weil das im Bericht des Kontrollamtes ganz anders drinnen steht. Und das muss man sich wirklich anschauen. 

Die MA 64 in Wien, Eisenbahnabteilung, schreibt dem Bürger, der da meint, hier ein illegales Bauwerk zu sehen, dass er sich irrt. Das ist gar kein Bauwerk. Das ist kein Wohnbau. Das sind Wände eines Tunnels, der gar nicht existieren dürfte, das ist Anlage der Eisenbahn, und 

er soll doch beweisen, dass es sich um ein Bauwerk handelt, und sagt daher: Wir machen keinen Baustopp, das können wir gar nicht tun. 

Und so schreibt es das Kontrollamt der Stadt Wien witzigerweise auch. Die schreiben zwar einige Seiten weiter vorne in ihrem Bericht, dass das eindeutig Mauern eines Hauses waren, also eines Wohnbaus, Bauklasse IV, 22,5 Meter. Aber ein paar Seiten weiter hinten schreiben sie: Aber es ist im engen Zusammenhang mit der Errichtung einer Eisenbahnlinie gestanden. 

Ich weiß zwar nicht, was ein vierstöckiges Haus mit dem engen Zusammenhang einer Eisenbahnlinie zu tun hat. Ich weiß nicht, das nächste Mal bauen wir ein Fußballstadion oder einen Atombunker oder einen zweiten Turm, ähnlich dem im 21. Bezirk, wenn man dann hinunterschauen kann aus 200 Metern und so irgendwas, und sagen: Das steht in engem Zusammenhang mit einer Eisenbahnlinie, weil es über ein U-Bahn-Werk drübergeht, und weil das so eng ist, dass es sogar draufsteht, erlauben wir das jetzt einfach. Wir sagen: Jawohl, das ist Teil der Eisenbahnanlage, das ist eindeutig. Das Fußballstadion gehört den WIENER LINIEN, dort kicken die den ganzen Tag, und deswegen genehmigen wir das. Da brauchen wir nach der Bauordnung nichts. Das steht im engen Zusammenhang mit der U-Bahn-Linie. 

Und dieser Argumentation, die die MA 64 da anstellt, und das ist ja das wirklich Skurrile, der schließt sich das Kontrollamt der Stadt Wien an. Die sagen zwar auf Seite 2: Die WIENER LINIEN haben einen Häuserbau ausgeschrieben, weil die Ausschreibung liegt vor. Kostenpunkt 1,2 Millionen EUR, die der Stadt Wien entstanden sind an Kosten, weil das jetzt nicht gebaut werden darf, weil der Bau dann doch eingestellt worden ist. Aber 5 Seiten später sagt das Kontrollamt: In engem Zusammenhang mit der U-Bahn-Linie, und deswegen war es nicht zu untersagen. 

Da wird man sich die Frage stellen müssen, wie das Kontrollamt zu diesem Schluss kommt. 

Nächster Punkt. Das Kontrollamt sagt: Ja, die Leute hätten das wissen müssen, weil im Jahr 1999 war von der MA 18 schräg gegenüber eine Ausstellung, wie das dort vielleicht sein könnte einmal. Da waren diese vier Stockwerke angedacht. Das Problem ist nur: Die Leute in der Nordrandsiedlung, die dort wohnen, die wissen das alle nicht, dass das im Jahr 1999 die MA 18 ausgestellt hat. Was die wissen, ist dass ihnen im Jahr 2000 beim Bürgerbeteiligungsverfahren folgendes Dokument gezeigt wurde, und das Rosafärbige hab ich draufgezeichnet, damit man sieht, wie der Tunnel heute ausschaut. Da war die U-Bahn-Linie U1, zwei Richtungen, mit links und rechts einer kleinen Mauer, die eine ein bisschen höher als die U-Bahn, die andere knapp gleich hoch. So war der Plan im Jahr 2000 im Bürgerbeteiligungsverfahren. Und daraufhin haben die Bürger dort eingewandt und gesagt: Na könnten wir nicht eine Überbauung haben? Wir haben eh schon so viel Wirbel durch die Schnellbahn. Könnten wir nicht eine Überbauung haben, damit wir nicht so viel Lärm haben? 

Was sagen die WIENER LINIEN damals? Nein, das geht nicht, das ist uns zu teuer, das können wir uns nicht leisten. 

Was machen die WIENER LINIEN, nachdem dieser Plan von der Eisenbahnbehörde genehmigt war, wenige Jahre darauf? Sie bauen genauso eine Übertunnelung zum Zwecke, ein vierstöckiges Haus darauf zu errichten, und haben auf einmal das Geld. Das Kontrollamt stellt fest: 1,2 Millionen EUR. Und sagen danach, weil ihnen untersagt wird, das Haus zu bauen: Na, jetzt machen wir doch einen Lärmschutztunnel. Und diesen Lärmschutztunnel bauen wir so massiv, dass wir, sollten wir dann später, vielleicht in ein paar Jahren, doch die Genehmigung bekommen, gleich das Haus drüber bauen können. 

Aber noch perfider ist die Argumentation der WIENER LINIEN, und das muss man in dem Kontrollamtsbericht einfach lesen, womit sie diese 1,2 Millio-nen EUR Mehrkosten, die es gar nicht geben dürfte, begründen. Sie schreiben nämlich: Wenn man die künftigen Ersparnisse von Erhaltungs- und Sanierungskosten des Gleiskörpers in Betracht zieht. 

Also ich weiß nicht, was das heißen soll. Dass dann die Gleise nicht rosten, weil ich den Tunnel darüber gebaut habe oder was. Diese Ersparnis ist gerechtfertigt, diese 1,2 Millionen EUR. Das ist die nächste Argumentation. 

Aber das Herrlichste ist, dass eigentlich beschlossen wurde durch die MA 64, Eisenbahnbehörde, dass die Träger, die da statisch in den Himmel nach oben senkrecht reichen, diese Metallträger für das nächste Stockwerk entfernt werden müssten, mit Erde zugeschüttet und begrünt. – Was wollten Sie sagen, Herr Professor? (GR Harry Kopietz: Eine Blitzschutzanlage!) Eine Blitzschutzanlage, damit der Tunnel nicht Feuer fängt. Eine Blitzschutzanlage am U1-Tunnel, damit er nicht Feuer fängt. Also, Herr Professor, Vorsicht, wenn das der Bundespräsident erfährt, ist der Professorentitel wieder weg. Da wäre ich vorsichtig. 

Faktum ist: Die Träger, ich hab sie fotografiert, sind noch immer da. Sie sollten seit fünf Monaten abmontiert sein, zugeschüttet und begrünt. Warum sie es nicht sind, darüber kann man spekulieren. Man kann darüber spekulieren, ob nicht vielleicht doch, in den nächsten Monaten, in den nächsten Jahren, wenn sich die Opposition nicht mehr erinnern kann oder wenn sie nicht mehr stark genug ist, wenn die Medien die Sache schon wieder vergessen haben, oder aus welchen Gründen auch immer (GR Godwin Schuster: Hast du eine Angst?) – nein, ich habe keine Angst, falls du mich das fragen willst, weil ich ein Mensch ohne Angst bin –, dann auf dieser Platte, die gar nicht existieren dürfte, vier Stockwerke errichtet werden. Weil das ist das, was die MA 21B eigentlich weiter in diesem Geschäftsstück vorhatte. Wenn nicht, und das muss man sagen, die Bezirksvertretung Floridsdorf sich dagegen gewendet hätte, nachdem wir sogar die Sozialdemokraten davon überzeugen konnten, dass illegal illegal ist, und es daher nunmehr aus dem Plandokument entfernt wurde. 

Aber, meine Damen und Herren, das ist ja noch nicht alles, denn in diesem Bereich, und damit bin ich wieder bei der MA 21 und diesem Planstück und dem danebenliegenden Plan, dort geht es ja munter weiter. Da soll in den nächsten Jahren noch vieles errichtet werden, von dem die Sozialdemokratie immer sagt, das ist ja alles nicht wahr; tut die Leute nicht aufhetzen; das stimmt ja nicht, wir werden das alles nicht zulassen, wir werden das verhindern, wenn es geht, und wir können ja leider nichts dafür, dass wir neben dem Jungbürgerwald, den wir Mitte der 90er Jahre errichtet haben, der ist halt auch schon ein bisschen gewachsen, dass wir genau neben diesem Jungbürgerwald und der Trasse, die dort sein soll, Verbindung Marchfeldkanal, Obere Alte Donau, genau 100 Meter Luftlinie davon entfernt, ein Industriegebiet haben, auf dem wir ein Betonwerk errichten. Dort gibt es zwar keine Schottergrube, dort gibt es keine Sandgrube in der Umgebung von drei Kilometern, aber dort wird ein Betonwerk errichtet. Man fragt sich, wozu baut einer ein Betonwerk mitten auf die grüne Wiese in Leopoldau, wenn er nicht annehmen muss, dass in den nächsten Jahren dort alles zubetoniert werden soll. Sie brauchen ja viel Beton. In der U-Bahn braucht man ständig Beton, weil die fahren jeden Tag mit ein paar Kübeln in der Hand, weil was anderes fällt ihnen nicht ein. 

Die Wahrheit ist, meine Damen und Herren: Sie haben vor, diesen Teil dort zuzubetonieren. Sie wollen es heute den Anrainern nicht sagen. In der Nordrandsiedlung gibt es eh schon eine Unterschriftensammlung. Viel Spaß bei der nächsten Sektionsversammlung. Ich wünsche euch da wirklich viel Spaß in der Sozialdemokratie. Da haben schon ein paar hundert Leute unterschrieben. Dort macht es wirklich Spaß, wenn man dort hinausgeht. 

Aber sagt es einfach den Leuten. Sagt ihnen die Wahrheit. Sagt, dass ihr die paar Quadratkilometer Grün, die es dort noch gibt, zubetonieren wollt. Diesem Zweck dient auch das Betonwerk. Und tut nicht immer so, als hättet ihr damit nichts zu tun. 

Denn wenn es darum geht zu sagen, ändern wir diese Widmungen, nehmen wir die Widmung Industriegebiet zurück, tun Sie es nicht. Ist ja wirklich hanebüchen. Ich meine, ein Betonwerk 100 Meter neben einem Jungbürgerwald, 200 Meter neben einer Kleingartensiedlung. Obwohl in 300 Meter Luftlinie an der Siemensstraße freie Flächen bis zum Erbrechen sind, wo man es hinbauen könnte. Nein, mitten in die Industrieanlagen! Nein, diese Widmungen müssen aufrecht bleiben! Die müssen aufrecht bleiben, weil die Liegenschaften schon an den Wirtschaftsförderungsfonds verkauft worden sind und der sonst auf seinen Grundstücken sitzen bleibt und wir ordentlich Kohle brauchen. 

Dann sagt es den Leuten. Sagt ihnen, dass ihr ihnen die Fenster zubetonieren wollt, dass ihr das alles nicht wollt, aber sagt nicht immer, wir haben damit nichts zu tun. 

Und daher und in diesem Zusammenhang bringe ich gemeinsam mit meinen Kollegen den Beschlussantrag ein, kurz dargestellt, dass die Flächenwidmungen in Floridsdorf in dieser Gegend neuerlich überarbeitet werden sollen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und diese Idee, meine Damen und Herren, ist ja gar nicht nur die des Günther Barnet, weil da könnte man automatisch dagegen sein, sondern es gibt ja auch in der Sozialdemokratie in Floridsdorf Leute, die sich wirklich schwer tun, wie sie im eigenen Kleingartenverein denen erklären sollen, dass die zwar jetzt viel Geld ausgegeben haben, aber dass sie in 200 Meter Luftlinie ein Betonwerk hinkriegen, von dem man weiß, was es produziert, nämlich Beton für die Sachen, die in den nächsten Jahren dort gebaut werden sollen. Nur, die Sozialdemokratie kann sich halt nicht dazu durchringen zu sagen: Also gut, kein Industriegebiet, nur Gewerbe, und dort erlauben wir nur eine Gärtnerei, weil dagegen hätten wir ja nichts. Wir haben ja kein Problem damit zu sagen, dass die Stadt ein bisschen erschlossen wird, dass man nicht jede Wiese erhalten kann. Das ist schon klar. Aber die Sozialdemokratie will das den Menschen nicht sagen, und wir werden das halt in der Zukunft bewerten müssen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort gemeldet ist der Herr GR Kenesei. 

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich kann das wesentlich kürzer machen als der Kollege Barnet. Die Historie dieses Plandokumentes und der Gründruck vom 22.12.2003 mit der Wohnbebauung über der U1 Leopoldau sind hinlänglich dokumentiert worden und auch all jenen, die sich damit beschäftigen, ja bekannt. 

Es freut mich, dass es nunmehr den Entwurf 2 des Plandokumentes 7626 gibt, wo diese Wohnbebauung nicht mehr drinnen ist. 

Es hat gestern auch eine Diskussion gegeben 
im Kontrollausschuss bezüglich der Bautätigkeit der WIENER LINIEN im Zuge dieser U1-Endstation und der Einhausung und der Bauvorbereitung für einen Wohnbau. Man hat wohl oder übel zugeben müssen, dass man, ich weiß nicht, im vorauseilenden Gehorsam, in weiser Voraussicht, im Nachhinein betrachtet war die Voraussicht nicht so weise, dort ein Bauwerk errichtet hat beziehungsweise die Fundamente so weit errichtet hat, dass man diese Überbauung dort durchführen hätte können. 

Aufmerksame Bürger, gepaart mit der Opposition und schlussendlich dann interessanterweise mit dem Bezirk und dem Bezirksvorsteher, haben es zuwege gebracht, dass diese zweieinhalbseitige Beschreibung im Gründ-ruck, wie toll doch dieses Wohnbauprojekt dort sein wird und welche Vorteile das alles mit sich bringt, in der neuen Erläuterung, die zum Rotdruck und jetzt zur Beschlussfassung vorliegt, mit keinem einzigen Wort mehr erwähnt wird. Man verschweigt halt sicherheitshalber, dass da ein bissel was passiert ist und wie diese städtebauliche Entwicklung in Zukunft dort vor sich gehen soll. 

Wir sind froh, dass auf alle Fälle dieses Projekt in der Art und Weise, wie es versucht wurde, den Bürgerinnen und Bürgern dort aufs Aug zu drücken, rausgekommen ist und sind sehr dafür, dass das Plandokument jetzt so beschlossen wird, wie es uns heute vorliegt. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Günther Reiter: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Dieses Plandokument in der Großfeldsiedlung betrifft eben die Erweiterung der Ekazentflächen, ein Teilprojekt zur U-Bahn-Verlängerung und die Neugestaltung der öffentlichen Verkehrsflächen. Nur zum Inhalt dieses Plandokuments.

Es ist wichtig auch zu sagen, dass der Fachbeirat das zur Kenntnis genommen hat, dass es im Bezirk stimmeneinhellig war und dass die Stellungnahmen des Bezirks auch von der MA 21B vollinhaltlich berücksichtigt wurden. Das muss gesagt werden. Auch im Gemeinderatsausschuss ist dieses Plandokument einstimmig über die Bühne gegangen.

Zu der Historie vom Kollegen Barnet, der uns hier ein Lehrbeispiel geben wollte, muss man schon der Wahrheit Genüge tun und sagen, nachdem dieses angedachte Projekt einer Wohnbebauung im Bereich der U-Bahn-Station nicht zuletzt auf intensives Drängen von uns Floridsdorfern - ich sage es einmal so (Aufregung bei GR Günter Kenesei. – GR Günther Barnet zwischen den Bänken stehend und einen Ausdruck zeigend: Da sind Wände mit Fenstern!) und die Freiheitlichen wollen sich da halt ein Hütchen auf den Kopf setzen - nicht weiter verfolgt wurde, es wurde auch°... (Weitere Aufregung bei GR Günter Kenesei.) Der Kollege Kenesei ist immer so erregt, wenn ich rede. (GR Günter Kenesei: Nein, überhaupt nicht!) 

Es wurde auch in den Medien bekannt und es ist auch bekannt, dass dieses Projekt bis zur Volksanwaltschaft gegangen ist. Es kommt nicht, das wissen wir. (GR Günther Barnet: Das ist ja unglaublich! Wände mit Fenstern! Wände mit Fenstern!) Es ist überhaupt keine Frage, dass dieses Projekt kommt. (GR Günther Barnet: Wände mit Fenstern und es ist nicht daran gedacht?)

Zu dem, was der Kollege Barnet, der eigentlich von der Bank Zwischenrufe machen müsste, Frau Vorsitzende, und nicht da im Stehen, aber gut, ich habe jetzt nicht den Vorsitz - dass der Kollege Barnet hier im Sommer schon, im Juli oder wann, wirklich unseriöse Aussagen gemacht hat, ist vielleicht nicht allen hier bekannt, dass ja die Floridsdorfer da alles zubetonieren wollen. Es ist ein Unsinn – auch wenn ich mir einen Ordnungsruf einhandle –, es ist einer, denn dort, wo es in Floridsdorf Naherholungsräume gibt, werden sie weiter bestehen und dort, wo es Betriebsansiedlungen gibt, werden auch für die Bezirke wichtige Arbeitsplätze zu schaffen sein. (GR Günther Barnet: Höre ich so schlecht?) 

Jetzt zu diesem Betonmischwerk. Also nicht zuletzt der Herr Bezirksvorsteher ist vehement dagegen gelaufen. Als Floridsdorfer Mandatar wissen Sie ja auch ganz genau, dass er nur das Anhörungsrecht hat und dass natürlich hier diese Bedenken des Bezirks, aber wie ich höre auch der MA 22, sicher auch vom Wiener Wirtschaftsförderungsfonds sehr genau geprüft werden. Das ist auch klar, weil ja nicht einzusehen ist, und da gebe ich Ihnen schon Recht, dass es einen optimalen Lärmschutz im Bereich der Station "Leopoldau" gibt und dann bauen wir in unmittelbarer Nähe ein Projekt hin, das nicht nur Lärm, sondern auch Staub verursacht. Ich würde da auch sagen, dass das kontraproduktiv ist. 

Ich möchte aber trotzdem zu Ihrem Antrag noch Stellung nehmen, der jetzt auf Zuweisung ist. Ich meine, bis 1.10. 2005, so schreiben Sie, sollen da neue Rotdrucke vorgenommen werden. Ihnen ist doch sicher auch bekannt, dass die MA 21A und MA 21B von 1996 bis 2006 dieses 10-Jahres-Programm haben und diese Widmungen bis zu diesem Jahr auch fertiggestellt haben werden. Also zurzeit wird ja ganz Wien gewidmet, das ist in vollem Gange und wird auch zeitgerecht fertiggestellt werden. Darum glaube ich, dass dieser Antrag auch obsolet ist. 

Darum meine ich auch als Berichterstatter, dass dieser Antrag abzulehnen ist und der Post die Zustimmung zu geben ist. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Wer dem Antrag des Herrn Berichterstatters zustimmen kann, der möge die Hand erheben. – Dies ist einstimmig der Fall und daher einstimmig angenommen.

Es liegt noch ein Beschlussantrag der FPÖ-GRe Barnet und Madejski betreffend Flächenwidmungsplan 10 626 vor. Dieser Antrag soll zugewiesen werden. Also in formeller Hinsicht ist die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr beantragt.

Wer dieser Zuweisung zustimmen will, möge die Hand erheben. – Dieser Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit bekommen. (GR Günther Barnet: Ich würde jetzt abzählen lassen! – GR Harry Kopietz: Die Vorsitzende hat festgestellt, dass es keine Mehrheit gibt. Sie haben Recht gehabt, Frau Vorsitzende!) 

Der Herr Professor hat Recht. (Allgemeine Aufregung.) 

Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit bekommen und ist abgelehnt.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 11 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Kultur- und Sportverein der Wiener Berufsschulen. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Novak, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Ich bitte um Zustimmung zum folgenden Akt. - Danke.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing RUDOLPH. 

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es hat sich hier so eingebürgert, dass sich die Berichterstattung darauf reduziert, nur um Zustimmung zu bitten, aber dem Hohen Haus nicht einmal mehr sagt, um welchen Akt es sich handelt. Ich darf das daher vielleicht nachholen.

Im konkreten Fall geht es nämlich nur um den nahezu vielleicht lächerlich anmutenden Betrag von einer knappen halben Million Euro, die hier mit Beschluss des Gemeinderats dem Kultur- und Sportverein der Wiener Berufsschulen übermittelt werden soll. Eine halbe Million Euro ist ja an sich kein schwacher Betrag, aber offensichtlich ist er es nicht einmal besonders wert, dass man ihn hier erwähnt.

Zu diesem Kultur- und Sportverein habe ich schon vor einiger Zeit gesprochen. Das war noch zu einer Zeit, als im Bereich des Wiener Stadtschulrats der damalige Berufsschulinspektor tätig war, der ja auf die Tätigkeit dieses Kultur- und Sportvereins durchaus maßgeblich Einfluss genommen hat. Mit dessen Pensionierung und der Bestellung eines neuen Berufsschulinspektors war das anfänglich ein wenig besser. Man bekam nämlich in die Tätigkeiten des Vereins besser Einblick, wurde besser informiert und man konnte durchaus auch den Eindruck gewinnen, dass all das, was der Verein tut, in einer Art und Weise passiert, wie es etwa auch vom Vereinsrecht her gedeckt ist. Dieser Eindruck hat sich allerdings in der letzten Zeit verschlechtert.

Und weil heute schon einmal von 10 Jahren Bgm Häupl die Rede war; ich kann mich daran erinnern, weil ich schon ein bisschen länger hier in diesem Haus bin, wie das vor etwa 20 Jahren war. Da ist der Bgm Zilk damals dem Bgm Gratz nachgefolgt und ein wenig erinnert mich die Stimmung hier herinnen so an die Zeit des Bgm Gratz. Das war so eine Stimmung bei der Sozialdemokratie so nach dem Motto „Wir haben die Mehrheit. Wir können uns eigentlich alles erlauben. Auskunft geben müssen wir nicht. Wir machen uns unsere Regeln selber". Das hat dann hier in diesem Hause zu dem einen oder anderen Knatsch geführt und Stichworte wie Braun, Sallaberger seien nur am Rande erwähnt. 

Jetzt haben wir da eine Entwicklung, die durchaus eine ähnliche Richtung nimmt. Wenn ich mir vorstelle, dass es bald schon keinen Verein mehr gibt, der in Wien eine Subvention kassiert ohne dass im Vereinsvorstand nicht auch ein Mitglied der sozialdemokratischen Fraktion dieses Hauses sitzt, dann ist das eine Entwicklung, die grundsätzlich nicht gut zu heißen ist. Die Frau Berichterstatterin wird ja dann bei einem der nächsten Tagesordnungspunkte durchaus auch die Möglichkeit haben, sich in persönlicher Betroffenheit hier einmal mit diesem Thema zu beschäftigen 

Das färbt auch auf diesen Kultur- und Sportverein der Wiener Berufsschulen ab. Da ist es so, dass es dort eigentlich schon zur Selbstverständlichkeit geworden ist, dass die Berufsschullehrer als Kassiere für den Verein auftreten, von den SchülerInnen den Beitrag kassieren und eigentlich gar nicht mehr wirklich vor die Wahl gestellt werden, ob sie dort zahlen oder nicht zahlen. Das ist eine Zahlung, die man hier halt quasi selbstverständlich zu leisten hat und ein bissel ein Geld bleibt bei der Schule. Daher ist der Schulgemeinschaftsausschuss üblicherweise auch dazu zu gewinnen, dass das so passiert. Es ist so nur nicht in Ordnung, es ist nicht in Ordnung.

Dass diese ganze Konstruktion nicht in Ordnung ist, hat auch der Rechnungshof schon kritisiert und das nicht erst ein Mal. Er hat das wiederholt kritisiert, indem er festgestellt hat, dass dieser Kultur- und Sportverein der Wiener Berufsschulen eine Einrichtung der außerschulischen Jugendbetreuung ist. Das gehört der Gemeinde, das ist völlig zweifelsfrei und wenn das der Gemeinde gehört, dann soll die Gemeinde hier auch die Kosten tragen. Das soll etwa von den Einrichtungen der Schulverwaltung - gemeint ist der Stadtschulrat - sauber getrennt werden und genau das passiert seit Jahr und Tag nicht! Sie vermischen das und die Kritik des Rechnungshofs ist Ihnen in Wahrheit eigentlich, so habe ich den Eindruck, wurscht. Sie machen das so weiter, wie Sie es bislang gemacht haben. 

Es ist so, und da habe ich jetzt von Lehrern auch Berichte bekommen, auch in der Sorge natürlich, dass ihnen das möglicherweise ein bisschen schaden könnte, aber sie haben mir zumindest einmal den Hinweis gegeben, dass man sich diesem Kultur- und Sportverein und seine Art, wie er abrechnet, einmal mehr widmen sollte. Und, Frau Vizebürgermeisterin, ich lade Sie dazu wirklich herzlich ein, das einmal zu tun. Es steht in Ihrem Verfügungsbereich, einmal zu schauen, wie das dort denn so ist, ob beispielsweise Kassiere gleichzeitig Rechnungsprüfer sind, was eine wirklich ungewöhnliche Konstruktion ist, aber möglicherweise auch eine sehr ökonomische, wofür ich zwar Verständnis habe, aber im Sinne von „Die einen tun es und die anderen kontrollieren es“ entspricht das mit Sicherheit nicht.

Ich würde Sie daher einladen, einmal die Belege, die dort aufgehoben werden, zu kontrollieren, wofür die Gelder konkret verwendet werden und auch denjenigen, die hier die Zahlungen leisten, die hier ihre Spenden leisten, den Schülern, klar zu sagen, wofür diese Gelder verwendet werden. Der Kultur- und Sportverein soll auch gegenüber den Berufsschülerinnen und Berufsschülern Rechenschaft ablegen, denn wenn die zahlen, sollen sie auch erfahren, wofür das Geld verwendet wird. 

Wenn Sie sagen, was ich annehme, dass der erhöhte Aufwand jetzt auf die Betreuung der Bibliotheken zurückzuführen ist, dann ist das klar. Das wird Geld kosten, keine Frage, aber ich muss gestehen, ich habe ein wenig ein reduziertes Vertrauen, dass das bei den Bibliotheken besser werden wird als das bei der Vereinsverwaltung der Fall ist, so wie ich den Kultur- und Sportverein einschätze, wie er arbeitet. 

Daher haben wir uns jetzt entschlossen, dass wir dem Kultur- und Sportverein, nachdem wir ihm in den letzten Jahren durchaus wieder einen Vertrauensvorschuss eingeräumt haben und der Subvention zugestimmt haben, diesmal keine Zustimmung geben werden - falsch, wir werden der Subvention von 455 500 EUR 

keine Zustimmung geben. Erst gehört das dort klar und transparent vorgelegt, dann kann man darüber reden, wie viel Geld der Verein tatsächlich benötigt. Wenn die Strukturen sauber sind, wenn es eine klare Trennung zwischen den verschiedenen Verwaltungskörpern gibt, wenn hier Klarheit besteht und wenn das sauber geregelt ist, dann kann man wieder über Subventionierung reden, vorher nicht. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Danke Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Lieber Kollege RUDOLPH!

Ich finde es zwar traurig; ich für meinen Teil und ich glaube, ich spreche für meine ganze Fraktion, kann sagen, dass das Vertrauen, das wir in den Kultur- und Sportverein haben, noch immer 100-prozentig vorhanden ist und in keinster Weise getrübt oder gebrochen ist. Nicht nur das Vertrauen in den Kultur- und Sportverein ist vorhanden, sondern auch das Vertrauen in die Fachabteilung, die diese Subvention für uns hier ausarbeitet und vorbereitet. Auch hier haben wir das Vertrauen in die Kolleginnen und Kollegen in der MA 13, die auch die Abrechnungen kontrollieren und den Kultur- und Sportverein zum Teil ja auch inhaltlich in der Konzeptionierung begleiten. Also hier sehe ich überhaupt keinen Grund der Kritik. 

Ganz im Gegenteil, ich halte es für sehr wichtig und notwendig und das kommt auch aus dem vorliegenden Akt sehr deutlich hervor, dass all jene Beteiligten, die hier auch im Verbund der Schule agieren und Angebote mitgestalten, diese auch mittragen, diese auch in Form von ehrenamtlichen Engagements in Vorstandfunktionen et cetera umsetzen und so dazu beitragen, dass der Kultur- und Sportverein sein Angebot für die BerufsschülerInnen auch in dem Ausmaß anbieten kann.

Weil Sie kritisiert haben - mich leider herausgepickt haben und ich weiß nicht, was ich Ihnen gemacht habe -, dass ich hier als Berichterstatterin kein Anfangswort oder einführende Worte zu diesem Akt gesprochen habe, möchte ich es jetzt nachholen und zwei besondere Punkte herausstreichen, die ich für ganz wichtig halte, die nächstes Jahr umgesetzt werden sollen.

Das eine ist der Schwerpunkt Jugend und Gesundheit, wo sehr intensiv im Bereich von Essstörungen, Prävention von Essstörungen, vor allem mit jungen Mädchen gearbeitet werden soll. Das ist ein sehr, sehr wichtiger Bereich und ich denke, vor allem im Berufschulsektor gibt es hier einiges an Bedarf. Auch das ist eine Aufgabe des Kultur- und Sportvereins, solche Tendenzen aufzugreifen und zu bearbeiten. 

Und zweitens freut es mich sehr, vor allem als Vorsitzende der Freunde der Büchereien Wien, in einer anderen Funktion, die ich ausführen darf, dass die Überleitung der Lehrlingsbüchereien hervorragend funktioniert hat und der Kultur- und Sportverein hier neue Kommuni-


kationszentren geschaffen hat, die sehr intensiv genutzt werden. Das, denke ich, ist ein Erfolg und darauf können wir stolz sein. 

Ich bitte nochmals um Zustimmung. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 11 zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dieser Antrag ist mehrstimmig ohne die FPÖ angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 13 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Österreichischen Kinderfreunde, Landesorganisation Wien. 

Es hat sich niemand zum Wort gemeldet. 

Wir kommen gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die der Postnummer 13 zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrstimmig ohne die Freiheitlichen der Fall. Ich danke für die Abstimmung, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Es gelangt nun Postnummer 15 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft einen Vertragsabschluss zwischen der Magistratsabteilung 51 und dem Verein SC Finanz. 

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, Herrn GR Mag Reindl, die Verhandlung zu beginnen.

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Herr StR Ellensohn hat sich zum Wort gemeldet.

StR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es geht um ein Geschäftsstück in der Engerthstraße 267-269 beziehungsweise Ichmanngasse, um einen Sportplatz. Es geht darum, dass man den momentanen Pächter, dessen Pachtvertrag noch ziemlich genau zwei Jahre lang läuft, etwas früher rausbringt. Dafür bekommt dieser Pächter, der SC Finanz, Sportclub Finanz, 580 000 EUR. Das ist der Antrag heute, so weit, so gut.

Der Sinn des Ganzen ist, dass dieser Sportplatz - 19 000 Quadratmeter Fläche - wieder an die Hakoah geht, die diesen Platz bis 1938 inne gehabt hat. Dort haben 6 000 Mitglieder Sport betrieben. Später wurde er von den Nazis enteignet, dann war er im Besitz der Republik, seit ein paar Monaten ist er im Besitz der Stadt Wien und jetzt soll eben dieser Pachtvertrag aufgelöst werden.

Was gibt es eigentlich noch für einen Pachtvertrag oder was läuft da eigentlich? Was passiert bei dem SC Finanz? Sie spielen in erster Linie Tennis. Sie haben mit dem Finanzministerium nichts zu tun, das muss man gleich dazu sagen. Das ist ein privater Verein, wiewohl sehr viele Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Finanzministeriums in diesem Sportverein tätig sind. 

Jetzt hat man natürlich Gutachten eingeholt, um zu erarbeiten, wie viel Geld man zahlen muss, um den Pachtvertrag, der seit 1976 läuft und auf 30 Jahre befristet ist, von 2006 auf 2004 zu verkürzen. Es wurde die Metzger-Realitätengruppe beauftragt - das ist im Akt beigelegt, wer mitblättern möchte Seite 26 von 36 - und die führen zum Bau- und Erhaltungszustand aus - ich lese eh nicht das Ganze vor, das würde ein bisschen viel Zeit kosten: „Schadens- beziehungsweise Abnutzungserscheinungen; Fassade Clubhaus: Starke Rissbildung, Anstrichabplatzungen, Fenster erneuerungsbedürftig; Clubhaus: Aufsteigende Feuchtigkeit mit Putzabsandungen, die Sanitäreinrichtungen entsprechen nicht mehr dem modernen Standard; Außenanlagen: Spielplatz verwahrlost; Sportanlagen: Zaunanlagen der Tennisplätze rosten teilweise stark, verwahrloste Hundert-Meter-Bahn“. Wenig überraschend in der Zusammenfassung: „Das gegenständliche Objekt befindet sich gesamt gesehen in einem mittelmäßig guten, teilweise schlechten Bau- und Erhaltungszustand. Detaillierte Untersuchungen des Bauzustands wurden nicht durchgeführt.“ Na gut, der Platz ist also nicht sehr gut beisammen. Ich glaube, das kann man in aller Kürze so festhalten.

Abgegolten werden mit diesen 580 000 EUR auch die jährlichen Mitgliedsbeiträge und die jährlichen Hallenvermietungen. Jetzt habe ich gerade ausgeführt, was in diesem Gutachten steht, nämlich dass das mehr oder weniger nicht benützbar ist und - wenig überraschend - nicht benützt wird. Es spielt da momentan niemand Tennis. Aber die jährlichen Hallenvermietungen werden jetzt mit 58 000 EUR, das macht also für zwei Jahre zusammen wieder 116 000 EUR, abgegolten. 

Jetzt frage ich mich, welchen Verdienstentgang ein Verein für etwas, was nicht stattfindet, hat? Es gibt keine Einnahmen und wenn ich es morgen wegnehme, gibt es keinen Verdienstentgang. 

Mitgliedsbeiträge jährlich 36 000 EUR; das sind auch wieder 72 000 EUR. Jetzt frage ich mich, wer dafür, dass er nicht spielt, da Mitgliedsbeiträge zahlt? Sie spielen eh, sie spielen woanders, sie spielen halt nicht in der Ichmanngasse. 

Es bekommt also der Verein SC Finanz 580 000 EUR - dem Gutachten entnehme ich das, das habe ja nicht ich erfunden - für ein Gebäude oder für Sportanlagen, die nicht wirklich viel benutzbar sind und für einen Entgang von Mieteinnahmen und Vereinsmitgliedschaften, Geld, das für mich einfach nicht nachvollziehbar ist. Jetzt könnte man sagen, vielleicht hat der SC Finanz irrsinnig viel in die ganze Anlage hineingesteckt und jetzt bekommt er einen Teil davon abgegolten. 

Jetzt komme ich zur nächsten Seite. Wie viel Miete hat denn dieser Verein bezahlt, wie er das übernommen hat? Vielleicht war es ja wahnsinnig viel Miete und irgendwo muss man das abgelten, denn der Verein muss ja woanders hin. Okay, da liegt der Mietvertrag auch bei, das ist dann die Seite 28 von 36. 19 500 Quadratmeter steht jetzt da im Gegensatz zu weiter vorne und ob 
es jetzt 19 000 oder 19 500 sind, das soll uns nicht stören. „Unbestimmte Dauer des Mietvertrags beginnend mit 1976“ und bezahlt hat der SC Finanz 390 ATS 
pro Jahr! Ich habe mich jetzt nicht verredet! Es waren nicht 390 000 ATS oder Euro oder sonst was, sondern 28 Euro und 34 Cent zuzüglich Betriebskosten, öffentliche Abgaben, Umsatzsteuer, keine Wertsicherung. Na, viel bezahlt haben sie auch nicht! Okay, der Mietvertrag ist dann irgendwann angehoben worden. Immerhin hat man 1993, nachdem er 17 Jahre gelaufen ist, den Hauptmietzins auf einen angemessenen Zins angehoben. Bleibt die Frage zu klären, ob vielleicht die Investition ursprünglich so teuer war? Vielleicht hat der SC Finanz viel Geld für die Anlage investieren müssen? 

Da kann man wieder lesen, dass die AUVA, die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt, 1972 die gesamten Mittel für die Errichtung der Sportanlage aufgebracht hat. Sie durfte sie auch für Sportler und Sportlerinnen mit Behinderung, für Versehrte nützen. Der SC Finanz hat die Anlage nicht errichtet, hat ein Bettel an Miete bezahlt und hat es jetzt geschafft, irgendwie bei den Verhandlungen 580 000 EUR heraus zu bekommen, wiewohl uns das Gutachten hier ausführt, dass der Platz mehr oder weniger nicht benützt wird und Mieteinnahmenentgänge wohl nicht nachvollziehbar sind. 

Ich glaube, dass hier leider, leider der SC Finanz die Situation ausgenützt hat, dass man diesen Platz unbedingt haben wollte, was ich für sinnvoll halte, dass man den Platz zurückgeholt hat. Ich hoffe, dass wir uns alle gemeinsam daran erinnern, wenn der SC Finanz sich das nächste Mal um irgendeine Subvention anstellt, was bei diesem Akt vor sich gegangen ist, weil das, was hinter den Kulissen war, kann man nicht alles sagen ohne dass man nicht Gefahr läuft, dass man außerhalb des Hauses geklagt wird. 

Ich wünsche der Hakoah selber auf der neuen Anlage, die sie jetzt per 1. Oktober wieder übernehmen wird, viel Glück. Wie schnell sie von ihren 400 Mitgliedern, die sie heute noch haben, auf die 6 000 von früher kommen, darf man wahrscheinlich nicht einmal hoffen. Und ob wieder so berühmte Leute dabei sein werden wie ein Friedrich Torberg oder Bela Gutmann weiß ich auch nicht. 

Ich wünsche der Hakoah viel Kraft - Hakoah heißt übersetzt Kraft - und dem SC Finanz wünsche ich beim nächsten Antrag da herinnen eine genaue Kontrolle! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Wenn ich den Ausführungen meines Vorredners genau zugehört habe und wir alle zugehört haben, dann haben wir erfahren, dass der SC Finanz offensichtlich bereits in der Vergangenheit ein sehr geschickter Verhandler war, wenn es um seinen Sportplatz gegangen ist und wie er errichtet und erhalten wird. Es wäre nur vielen anderen Sportplätzen auch zu wünschen, dass sie auch so eine günstige Lösung finden könnten. (Heiterkeit bei GR Günther Barnet.) 

Zur Ablöse möchte ich sagen, dass sich die Anlagen im Eigentum des Vereins befinden und gemäß dem Wunsch, dass dieses Grundstück der Hakoah übergeben wird, musste der Vertrag, der ja bis 2006 läuft, eben abgelöst werden. Was Kollege Ellensohn in seinen Zitaten aus dem Gutachten des gerichtlich beeideten Sachverständigen Metzger nicht gesagt hat, ist dass dieser ja in seinem Gutachten auch entsprechend auf die festgestellten Mängel oder Schäden, die auf der Anlage sind, Rücksicht genommen hat und Abschläge zwischen 80 und 90 Prozent vom tatsächlichen Wert angesetzt hat. Aber trotz allem ist eben ein ziemlich erklecklicher Betrag zusammengekommen. 

Mit dem Einnahmenausfall ist das auch so eine Sache. Die SC Finanz hätte noch zwei Jahre, und das ist ja gesagt worden, die Anlage nützen können, hat aber bereits heuer, nachdem die Einigung in Sicht war, den Spielbetrieb aufgegeben und dementsprechend auch eine Ablöse verlangt. 

Die Alternative wäre gewesen, dass wir den Gerichtsweg beschritten hätten. Das hätte möglicherweise ein paar Jahre gedauert, hätte im Ergebnis vielleicht kein anderes Ergebnis gebracht, außer dass die Hakoah ihren Platz viel später bekommen hätte. 

Politisch möchte ich noch anmerken, dass Wien mit der heutigen Transaktion dieses Grundstücks, mit diesem Aktenstück und mit den 4 Millionen Dollar, die wir schon beschlossen haben (GR Günther Barnet: Ich glaube, das war die Bundesregierung, nicht wahr?), seinen Teil der Vereinbarung, die ein wesentlicher Bestandteil des Abkommens zwischen der österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika zur Regelung der Frage von Entschädigung und Restitution für Opfer des Nationalsozialismus ist, de facto erfüllt hat. Was noch fehlt, Kollege Barnet, ist dass die Regierung, die sich 2001 für diese Vereinbarung feiern hat lassen (GR Günther Barnet: Ist auch in Ordnung!), bis jetzt noch keine Bewegungen und keine Aktionen gesetzt hat, damit sie diesen Teil der Vereinbarung, so wie es abgeschlossen wurde, sprich die 4 Millionen US Dollar, zur Verfügung stellt.

Wir können nur für die Hakoah hoffen, dass die österreichische Bundesregierung nicht vergisst, welche Verträge sie eingegangen ist und die Restitutionszahlungen (GR Günther Barnet: Ja, weil noch nicht alle Klagen zurückgezogen worden sind!) auch an die Hakoah, wie vertraglich vereinbart, überweist. - Danke schön. (GR Günther Barnet: Ja, wenn die Klagen zurückgezogen worden sind! – Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Andreas Tschirf: Die Klagen müssen zurückgezogen werden! Die Klagen müssen zurückgezogen werden!)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Danke, der Antrag ist mehrstimmig ohne die Stimmen der GRÜNEN angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 17 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein “ICE - Internet Center for Education - Verein zur Förderung von Medienaktivitäten im schulischen und außerschulischen Bereich“. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Rubik, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Silvia Rubik: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Vassilakou.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Werte Damen und Herren! 

Wir werden dieser Subvention unsere Zustimmung nicht geben und das möchte ich Ihnen kurz von dieser Stelle aus erläutern. 

An sich haben wir es bereits letztes Jahr und nicht nur letztes Jahr diskutiert, als es um die Subvention an den Verein “ICE“ ging, sondern wir haben das bereits schon anhand verschiedenster Subventionen diskutiert, dass es für manche von Ihnen offensichtlich überhaupt kein Problem ist, wenn GemeinderätInnen der regierenden Fraktion Vereine gründen, dann Subventionen bekommen und mit diesen Subventionen Dienstleistungen für die Stadt Wien erbringen beziehungsweise, wenn sie in den Vereinsvorständen bereits existierender Vereine, die mit Steuergeldern, mit Wiener Steuergeldern Dienstleistungen für die Stadt Wien erbringen. Wie gesagt, das scheint für Sie eine Vorgangsweise zu sein, die Sie als vollkommen normal betrachten. Andere sehen das nicht so. Die GRÜNEN sehen es auch nicht so. Wir sehen es als hoch bedenklich an und das dürfte, wie gesagt, auch nicht neu sein und auch nicht überraschend. 

Ein bisschen schwieriger mit der Abwägung wird es dann, wenn diese Dienstleistungen zumindest einigermaßen zufriedenstellend oder akzeptabel sind, weil es dann für die Opposition mitunter manchmal schon eine schwierige Abwägung ist. Einerseits will man der Vorgangsweise die Zustimmung nicht geben, andererseits, wenn die Dienstleistung zumindest akzeptabel ist, dann ist man ja doch noch irgendwie gewillt, zuzustimmen, was wir ja auch heuer getan hätten und auch bereits getan haben, nämlich einmal im zuständigen Ausschuss und einmal in der Landesregierung.

Was sich seit der Landesregierung bis zur heutigen Sitzung geändert hat, ist inzwischen ganz einfach das Wissen, dass es beabsichtigt ist, den Verein “Echo“ dem Verein “ICE“ unterzugliedern. Das ist eine Vorgangsweise, die wir nicht akzeptieren möchten, die wir auch nicht akzeptieren werden und die wir nicht nur hier, sondern auch in der Öffentlichkeit in nächster Zeit diskutieren werden und die uns auch dazu führt, dieser Subvention jetzt unsere Zustimmung zu verweigern.

Ich muss Ihnen sagen, die Vorgangsweise lässt wirklich ganz schön staunen. Angeblich hat es Gespräche mit “Echo“ gegeben. Angeblich hätte “Echo“ seine Zustimmung geben. Für diejenigen von Ihnen, die vielleicht nicht wissen, was “Echo“ ist, komme ich dann auch noch kurz darauf zu sprechen. Meine Informationen aus dem Verein lauten ganz anders und auch das Ergebnisprotokoll der letzten Besprechung zwischen “Echo“ und dem Landesjugendreferat lässt auch anderes erkennen, denn hier steht ziemlich klar schwarz auf weiß, dass dem so nicht ist. 

Was steht hier drinnen? Hier drinnen steht ganz, ganz einfach, klipp und klar: “Echo“ hat sich dem Verein “ICE“ unterzugliedern, sonst bekommt “Echo“ weder für 2005 eine Subvention noch die letzte Tranche der Subvention für 2004 und zwar in den nächsten Tagen! Das heißt, Sie stellen einem autonomen Verein, auf den sie offenkundig nicht Einfluss haben, was Sie auch offenkundig sehr, sehr schwer in den letzten Jahren verkraften konnten, ein Ultimatum. Sie stellen den Verein vor das Aus und sagen: Friss oder stirb. Oder mit anderen Worten ganz, ganz einfach ausgedrückt: “ICE“ schluckt “Echo“. 

Na, ganz sicher nicht, meine Damen und Herren! Ganz sicher nicht und das wissen Sie! Sie wissen auch ziemlich genau, dass “Echo“ das nicht akzeptieren wird. Somit stelle ich an Sie, Frau Stadträtin, die Frage: Was haben Sie jetzt vor? Wollen Sie allen Ernstes “Echo“ zusperren? (VBgmin Grete Laska: Einen autonomen Verein?) Wollen Sie ein Pionierprojekt, ein Vorzeigeprojekt der Stadt Wien, wo sämtliche Delegationen aus dem Ausland zu Besuch kommen, die diesen Bereich irgendwie kennen lernen wollen und von uns allen dorthin geführt werden, um ihnen zu zeigen, was für tolle Arbeit dort geleistet wird, allen Ernstes vor das Aus stellen, weil sie nicht bereit sind, sich dem “ICE“ unterzugliedern, weil sie nicht bereit sind, ihre Autonomie aufzugeben und weil sie nicht bereit sind, sich von der SPÖ an das Gängelband nehmen zu lassen. Das kann ich allen Ernstes nicht glauben! 

Ich glaube im Übrigen, dass es nicht nur eine eklatante Fehlentscheidung ist, sondern dass Sie es niemandem werden erklären können. Sie werden sehr viele Diskussionen haben. Ich bin sicher, Sie werden diese Diskussionen in der eigenen Fraktion und in den eigenen Reihen haben. Sie werden Sie in der Zivilgesellschaft haben. Sie werden Sie in der gesamten Jugendbetreuung haben. Sie werden Sie in diesem ganzen Bereich von Vereinen haben, die in der Integrationspolitik tätig und aktiv sind. Sie werden es nicht erklären können, es sei denn, es ist Ihnen schon komplett egal und Sie haben sich schon längst von diesem Bereich verabschiedet und wollen niemandem mehr irgendetwas erklären, weil Sie mit Ihren Gedanken längst woanders sind. 

Wie auch immer ... (VBgmin Grete Laska: Glauben Sie im Ernst das, was Sie sagen?) Ich glaube im Ernst das alles, was ich sage, denn ich habe es hier, wie gesagt, schriftlich und ich glaube nicht an das, was ich hier höre, sondern ich glaube an das, was ich lese. (VBgmin Grete Laska: Waren Sie dabei?) Ich glaube auch an das, was Herr Holosch gesagt hat. Er war bei der Pressekonferenz, die es gegeben hat, anwesend und dort hat er einerseits die Vorgangsweise, die bis jetzt zumindest auch hier drinnen steht, schriftlich bestätigt und hat gesagt, das war eine Beamtenentscheidung und hat gemeint, letztendlich ist es noch keine politische Entscheidung. Na, wenn das der Fall ist, dann haben Sie hier alle Möglichkeiten, das anders zu machen und dem “Echo“ den Fortbestand zu ermöglichen!

Jedenfalls ein Letztes noch: Sie werden auch ganz sicher weder mir noch irgendjemandem sonst, der sich in diesem Bereich auskennt, begründen können, dass diese Entscheidung irgendetwas mit Diversitätspolitik zu tun hat, denn, Frau Stadträtin, “Echo“ lebt Diversität, ist per se und an sich ein Vorzeigeprojekt für Diversitätspolitik und hat zu einem Zeitpunkt von Diversität gesprochen und sie gelebt, wo die meisten von Ihnen hier herinnen das Wort noch nicht einmal gehört hatten. 

Ich ersuche Sie, diese Vorgangsweise rückgängig zu machen! 

Ich ersuche Sie, die zugesagte Subvention für 2004, die letzte Tranche, an “Echo“ auszubezahlen! 

Ich ersuche Sie, diesem Verein den Fortbestand weiterhin zu ermöglichen, denn er leistet gute und wertvolle Arbeit für die Stadt, die auch so, wie sie geleistet wird, dringend benötigt wird! 

Ich ersuche Sie wirklich, keine politischen Spielchen mehr zu spielen! 

Aus diesem Grund werden wir dem “ICE“ heuer leider die Zustimmung verweigern müssen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Walter Strobl. Ich erteile es ihm.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

“ICE“ steht auch für den Begriff Wiener Bildungsserver und wenn man sich ein bisschen Zeit nimmt und im Internet schaut, was unter dem Begriff “Bildungsserver“ international verstanden wird, so sehen Sie viele Angebote in zwei typischen Formen: Es gibt entweder das Angebot, wo der Eigentümer sozusagen eine pädagogische Institution ist, also so wie das vormals vor dieser neuen Form des “ICE“ beim Pädagogischen Institut oder beim Stadtschulrat der Fall war oder es gibt das Angebot als Bildungsserver im Privaten, das heißt, jemand übernimmt für den Auftraggeber einer Bildungsinstitution diese Arbeit im elektronischen Bereich.

Das, was wir hier in Wien haben, ist seit 2003 schon eine sehr interessante Mischkulanz aus Politik und öffentlichem Auftrag. So ähnlich wie diese Mischkulanz per se nicht funktionieren kann, zeigt sich auch die innere Struktur. 

Wenn Sie sich also die Struktur anschauen, dann haben wir hier eine Reihe von Zusammenlegungen. Wir haben also mittlerweile beim “ICE“ Netbridge dabei. “ICE“ ist aber selbst erst eineinhalb Jahre alt, hat mittlerweile drei Geschäftsführer verbraucht, nämlich den Kollegen Burda, dann gab es einen Tilman Philippi und jetzt gibt es einen Herrn Czerny. Da muss man noch dazu sagen, der Herr Czerny kommt von “Admiral Sportwette“. Also ich tu’ mir bei der Vorstellung ein bisserl schwer, dass der für die Arbeit in einem Bildungsserver ganz hervorragend qualifiziert sein soll! Aber bitte, ich will niemandem vorweg sozusagen etwas absprechen, was er dann erst zeigen muss, dass er es auch tatsächlich kann.

Wie es dort wirklich zugeht, zeigt auch das Budget. Das, was meine Vorrednerin, die Frau GRin Vassilakou, von “Echo“ gesagt hat, eröffnet eine vollkommen neue Perspektive auch in dieser Frage. 

Mir liegen zwei unterschiedliche Budgets vor. Eines, das ich aus dem Verein direkt habe und eines, das jetzt beim aktuellen Geschäftsstück beigelegt ist. Wenn 
man sich das anschaut, dann gibt es einmal statt 
den ursprünglich geplanten 582 673 EUR nur mehr 461 294 EUR, die jetzt mit 1.7. budgetiert sind. Warum das so wenig geworden ist, zeigt dann der weitere Blick: Es fehlen wichtige Sponsoren wie die WIEN ENERGIE, die gibt es überhaupt nicht mehr, die ist mit minus 21 000 EUR festzustellen. Es hat NOKIA einen Großteil zurückgezogen. Es haben die Channel-Sponsoren mit rund 31 000 EUR ausgelassen. Es hat SIEMENS zwar erhöht, aber es haben sonstige Sponsoren in Summe dann offenbar noch einmal um 64 000 EUR weniger zur Verfügung gestellt.

Die Frage, die sich damit stellt, ist natürlich: Soll damit, weil ja “Echo“ eine öffentliche Förderung bekommt, dieses Geld sozusagen dann auch automatisch in den “ICE“ einfließen und damit hätte man gleich zwei Fliegen mit einem Schlag erledigt? Also diese Perspektive muss man ja angesichts dieser Überlegungen und dieser Diskussionen, wie sie jetzt laufen, unbedingt noch dazu nehmen.

Meine Damen und Herren, Sie haben aus meiner Sicht ein hochqualifiziertes Team, das es bis 2003 gegeben hat und das auch hervorragende Arbeit geleistet hat und wo auch eine Reihe von Pädagogen drinnen waren, durch eine Reihe von klassischen SPÖ‑Funktionären, Bezirksräten mit Qualifikationen, die nicht ganz nachvollziehbar sind, ausgetauscht. 

All das zeigt, dass Sie - und da kann ich nur bestätigen, was die Frau Vassilakou hier in diesem Bereich schon gesagt hat - offenbar auch ein sehr eigenartiges Verständnis von der Leistung solcher Einrichtungen haben. Ich würde sagen, das ist eigentlich jetzt nichts anderes mehr als ein SPÖ-Familien- und Versorgungsbetrieb geworden, wo wichtige Funktionäre ganz einfach diese Arbeit im Sinne der SPÖ erfüllen sollen und nicht im Sinne eines öffentlichen Auftrags, wo es immerhin um Bildungsangebote geht. 

Wie Sie das dann umsetzen werden, war schon einmal Gegenstand meiner Kritik. Ich bringe als Beispiel wieder den Mathetrainer. Es ist ja interessant, dass ausgerechnet heute Chocolate, also diese Firma, die diesen Mathetrainer anbietet, eine Presseaussendung herausgegeben hat, wo sie ihre Ware mit ganz tollen Ergebnissen und Evaluationshinweisen versieht und sagt, wie begeistert Jugendliche dieses Angebot annehmen; no na, wenn es etwas ist, was in der Schule sinnvoll eingesetzt werden kann, was mir hilft, keine Frage. So wie die Aussendung von dieser Firma dargestellt ist, kann man sagen, es wäre ja fast ein Armutszeugnis für die Wiener 


Schulen oder für die Wiener Lehrer, wenn man davon ausgehen muss, dass erst über den Mathetrainer die Qualität des Unterrichts in Mathematik im Pflichtschulbereich gesichert werden kann. Das wäre eine Tragödie, sage ich am Rande. Jetzt kann man sich auch hier - und da bitte ich wirklich, sich zu informieren und nachzuschauen - den Begriff e-learning näher anschauen. Das, was hier als e-learning angeboten wird, ist kein e-learning, sondern e-learning ist, wenn man sich entweder über Angebote didaktisch selbst organisiert oder aber, was hier ja wohl sinnvoll sein könnte, mit einem institutionellen Bereich, also in dem Fall mit der Schule, im Sinne eines didaktischen Konzepts kooperiert und nicht nur so nach dem Motto, wer sich da nicht auskennt, der kann sich ja dann beim Mathetrainer selbst bedienen. 

Außerdem, und das ist auch eine wesentlicher Punkt: Warum gibt es einen Mathetrainer aber keinen Lateintrainer, Englischtrainer oder andere Fächer betreffenden Trainer? Also Sie kommen da in des Teufels Küche, wenn Sie glauben, dass Sie sozusagen über den staatlichen Bereich in einem einzigen Fach etwas anbieten, das noch dazu problematisch ist, so wie diese Situation zustande gekommen ist. Sie haben das nie ausgeschrieben, Sie haben das einfach einem gegeben. Ich kenne die Firma ganz gut. Ich kenne auch das Modell, das angeboten wird. Ich habe pädagogisch, methodisch gar nichts dagegen. Das ist eine saubere Sache. Die Frage ist nur die Vorgangsweise. Ist das der einzige Anbieter am Markt? Dann hätten wir es auch beweisen müssen, dass er der Beste ist. Wenn er es nicht ist, dann stellt sich natürlich die Frage: Wie vielfältig könnte dieses Angebot auf diesem Server in Wahrheit sein?

Einem Zustand, der ein bisschen auch ein Sittenbild dieser Stadt widerspiegelt und nicht zuletzt auf Grund dieser inhaltlich nicht nachvollziehbaren Entwicklung, weder konzeptiv noch pädagogisch inhaltlich qualifiziert, durch Mitarbeiter ausgestattet, können wir aus jetziger Sicht der Subvention für diesen Verein die Zustimmung nicht erteilen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Rudas. Ich erteile es ihr.

GRin Laura Rudas (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Nur um ganz kurz aufzuklären, um was es da geht. Es geht um einen Verein, der sich um die Integration der Instrumente der Informationstechnologien in den Bildungsbereich bemüht. Der “ICE“ ist 1997 gegründet worden. Der Verein ist übrigens nicht auf Gewinn ausgerichtet. Sein Ziel ist die Förderung und Unterstützung so wie das Heranführen an Medienaktivitäten im schulischen und im außerschulischen Bereich. 

Jetzt ein paar Fakten, die offensichtlich sowohl von den Fähigkeiten des Vereins und den guten Arbeiten des Vereins und damit auch vom guten Arbeiten des Geschäftsführers überzeugen soll.

Das Angebot: Der Wiener Bildungsserver ist in allen Pflichtschulen in Wien mit dem Lehrer-Web, der im 
Monat durchschnittlich 170 000 Besucher hat und eine Plattform für alle pädagogischen Tätigkeiten bietet. Der Kids-Web, der wahrscheinlich Europas größte Kinderpage im Internet ist und pädagogisch einmalig betreut wird, hat täglich 175 000 SchülerInnen in über 500 Schulen in Wien. Der Eltern-Web, der zu verschiedenen Fragestellungen im Schulbereich Stellung nimmt, zählt 6 100 Be-sucher monatlich. X-Large, das ist seit 1. April 2004 die neue Plattform für Jugendliche, die sich besonders an Berufsschüler und Lehrlinge richtet, hat nach zweimona-tigem Bestehen 1 700 Besuche. 

Ja, der “ICE“ will Synergien. Und ja, in Wien wollen wir Jugendarbeit vernetzen und Jugendarbeit gehört auch stark vernetzt. Wir müssen gerade in diesem Bereich darauf achten, dass sich alle Projekte auch den verschieden geänderten Bedürfnissen anpassen. Und, Frau Vassilakou, ich weiß nicht, welche Informationen oder von wem Sie die Information haben, aber ich kann Ihnen sagen, ich habe ein Schreiben vom 20.9. vom Verein “Echo“, der sich bereit erklärt, zum “ICE“ zu gehen. (GRin Mag Maria Vassilakou: Aber nicht, um geschluckt zu werden, Frau Gemeinderätin!) Also ich kann Ihnen nur vorschlagen, einfach den Brief zu lesen. (GRin Mag Maria Vassilakou: Habe ich!) Ja, 20.9., da erklären sie sich dazu bereit und treffen die Entscheidung, ja, sie wollen eine Kooperation mit dem Verein “ICE“, weil auch sie erkannt haben, dass man im Bereich der Jugendarbeit Synergien schaffen muss. Grundsätzlich gilt für alle jugendrelevanten Einrichtungen, die von der Stadt Wien finanziell unterstützt werden, aber auch für alle Kooperationspartnerinnen und Kooperationspartner, dass sie in ihrer Arbeit Diversität berücksichtigen und das hat der Verein “Echo“ erkannt. Und ja, die Angebote dieser Einrichtungen müssen bedarfs- und stadtteilorientiert sein und sich an alle Kinder und alle Jugendlichen dieser Stadt richten. (GRin Mag Maria Vassilakou: “Echo“ will das jetzt alles doch nicht!)
In ihrem Schreiben vom 20.9. ... (GRin Mag Maria Vassilakou: Lesen Sie die Zeitung!) Ja, ich lese das, was der Verein “Echo“ sagt. Ich hole mir die Information unmittelbar. (GRin Mag Maria Vassilakou: Lesen Sie den “Standard“ heute!) Schauen Sie, Frau Vassilakou°... (GRin Mag Maria Vassilakou: Lesen Sie den heutigen “Standard“!) Frau Vassilakou, wir können populistische Politik machen oder zukunftsorientierte Politik und wenn wir zukunftsorientierte Politik machen, dann müssen Sie mir zustimmen, dass es um Vernetzung geht. Die unterschiedlichen Plattformen müssen zusammenarbeiten. Die Fachdienststelle hat in diesem Fall die Ansicht, dass die Einbringung und Andockung konkret hier bei “ICE“ stattfinden soll und zusätzlich wird damit die Zielgruppe noch erweitert. Es werden noch mehr Jugendliche angesprochen und das kann ja nur in Ihrem Sinn sein und es ist auch im Sinn vom Verein “Echo“! Der Stadt Wien vorzuwerfen, dass wir in diesem Bereich wenig machen, ist ja Wahnsinn. Ich meine, in den über 30 Einrichtungen des Vereins Wiener Jugendzentren beträgt der Anteil der Jugendlichen mit Migrationshintergrund, die am Leben in den Zentren teilnehmen, über 50 Prozent! Hier ist die Diversität in der Arbeit der Zentren voll wirksam. 

In den Einrichtungen der mobilen und aufsuchenden Projekte, bei “Streetwork“ und in der Parkbetreuung, wie sie in Wien etwa 125 Parkanlagen und andere Flächen inkludieren, beträgt der Anteil der Kinder und Jugendlichen mit Migrationshintergrund etwa 50 bis 99 Prozent. Durch Umstrukturierungen im Jugendbereich - und es muss im Jugendbereich Umstrukturierungen geben, die sich den Bedürfnissen bedarfsorientiert stellen - werden Mittel nie eingespart! Nie! Sie werden hier nicht eingespart! Frei werdende Mittel werden sofort in andere oder neue Projekte inkludiert und das ist auch gut so. 

Die Entscheidungen für Umstrukturierung und Veränderung haben mit Parteipolitik gar nichts zu tun. Die Vorschläge und Maßnahmen werden vom Landesjugendreferat streng nach Bedarfsorientierung ausgesucht. Ziel unserer Politik, Ziel der Diversität der Stadt Wien ist nicht, eine Minderheit in die Mehrheitsgesellschaft zu integrieren, sondern alle Serviceleistungen und Angebote allen jungen Bürgerinnen und Bürgern Wiens anzubieten. 

Die Wiener Einrichtungen wie der Verein Wiener Jugendzentren bieten tagtäglich den einzelnen Bedürfnissen entsprechend Angebote und das müssen wir auch hier wertschätzen. Ich halte es für falsch, Politik für einzelne Medien zu machen, Politik zu machen, wo Sie Punkte finden, die Sie kritisieren. 

Machen Sie Politik für die jungen Menschen, denn die werden es Ihnen nicht danken, wenn Sie mit ernsten Themen populistisch umgehen. Ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. 

Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen und die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen somit zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 17 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Diese Post ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten beschlossen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 18 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein wienXtra. 

Ich bitte auch hier die Berichterstatterin, Frau GRin Rudas, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Laura Rudas: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist die Frau GRin Sommer-Smolik. Ich erteile es ihr. 

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wir werden diesem Geschäftsstück nicht zustimmen und nicht, weil wir die JungbürgerInnenveranstaltungen so schrecklich oder so ablehnenswert finden, sondern weil uns diese Form der Beteiligung der Jugendlichen in Bezug auf ihr Wahlrecht zu wenig ist. Wir haben das ja in den letzten Jahren auch schon abgelehnt und ich möchte schon noch einmal darauf hinweisen, dass im Akt selbst davon gesprochen wird, dass im Zuge dieser Veranstaltung die Aktivierung der nun wahlberechtigt gewordenen jungen MitbürgerInnen im Zentrum steht und Zielsetzung dieser Veranstaltung das Aufmerksammachen auf die Mitwirkungsmöglichkeiten bei vorhandenen demokratischen Einrichtungen ist. 

Jetzt klingt das ja sehr schön, aber bei den Beschreibungen der einzelnen Veranstaltungen, die dann im Zuge dieser JungbürgerInnenveranstaltungen geplant sind, ist nichts davon zu sehen und ich habe das auch schon letztes Jahr an dieser Stelle gesagt: Das Rathaus als Top-Clubbing-Location den Jugendlichen zu präsentieren ist schön, ist aber nun einmal nicht eine Form der Mitwirkungsmöglichkeit, zumindest nicht meiner Meinung nach. Das Rathaus auch als größtes Kino Wiens zu präsentieren ist schön, aber eben keine Möglichkeit der Mitbestimmung beziehungsweise der Partizipation und so geht das halt weiter. Auch beim Fit-Festival ist es ein bissel schwierig, einen Zusammenhang mit der Motivation herzustellen. Es ist hier nicht sehr weit her damit, die Jugendlichen zu motivieren, am Geschehen dieser Stadt teilzunehmen.

Ich möchte einen Beschlussantrag betreffend parlamentarische Jugendpartizipation einbringen. Die Anträge zur Einrichtung eines Jugendgemeinderats, so wie wir es in den letzten Jahren formuliert haben, haben wir jetzt umformuliert. Vielleicht bekommen wir dann eine andere Auskunft. Aber nach wie vor werden wir einen Jugendgemeinderat beantragen. Ich möchte aber schon noch darauf hinweisen, dass ein Jugendgemeinderat nicht diese Form haben kann, dass wir hier Jugendliche hereinsetzen und die spielen dann Gemeinderat, sondern unserer Meinung nach braucht es hierfür ein Konzept beziehungsweise eine andere Form des Umgangs mit Anträgen und demokratischen Instrumenten als das Spielen von parlamentarischen Gegebenheiten wie wir es hier ja auch abführen. Es muss unserer Meinung nach ein Ernstnehmen der Jugendlichen passieren, das heißt ein gemeinsames Erarbeiten von Anträgen beziehungsweise dann auch ein Einbringen der Anträge der Jugendlichen in die zuständigen Ausschüsse und deswegen stelle ich folgenden Beschlussantrag:

„Zur Verstärkung der Mitbestimmung von jungen Menschen veranstaltet die Stadt Wien zwei Mal jährlich einen Junggemeinderat. Die Ergebnisse daraus werden in den zuständigen Gemeinderatsausschüssen unter Beteiligung von Jugendlichen behandelt. 

Die zuständige Magistratsabteilung entwickelt ein Konzept für den Jugendgemeinderat unter Berücksichtigung der hinlänglich bekannten und in der Begründung angeführten Problematik und legt diese nach Fertigstellung zur Diskussion dem Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport vor. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport.“ 

Ich hoffe, dass wir zum Punkt Jugendgemeinderat beziehungsweise wie wir die Jugendlichen wirklich in das politische Geschehen dieser Stadt einbeziehen - neben den JungbürgerInnenveranstaltungen - schon auch einmal im Ausschuss eine Diskussion führen. Ob das in der Form ist, die wir hier vorgeschlagen haben, bezweifle ich, weil ich glaube, dass wir wieder eine abschlägige Antwort bekommen werden, so wie das schon in den letzten Jahren der Fall war. Ich würde mir aber trotzdem eine Debatte im Ausschuss beziehungsweise im Gemeinderat wünschen. - Danke. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen und die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. Bitte schön. 

Berichterstatterin GRin Laura Rudas: Auch heuer gibt es wieder die JungbürgerInnenveranstaltung. Auch heuer wurden wieder alle Jugendlichen, die 18 Jahre alt geworden sind, eingeladen, eine Veranstaltung zu besuchen: Drei Clubbings im Rathaus, wobei eines in Verbindung mit einem Kinoabend ist. Zusätzlich gibt es heuer vom 12. bis 14. November ein Vienna Fit-Festival in der Stadthalle, wo über 50 Sportarten, mehr als 500 Fitness-geräte und jede Menge Showprogramm genossen werden können. Heuer erhalten vier Jungbürgerinnen und Jungbürger mit der Einladung einen Laju-Navigator, einen Landesjugendnavigator. Das ist eine CD-Rom, die mit ihren über 3 000 Links Adressen und Tipps zum Leben in Wien gibt. Auf dieser CD-Rom sind zur Information auch Links, wie man sich in der Stadt Wien beteiligen kann über Partizipationsprojekte, über Demokratiepaket und vieles andere. 

Ziel dieser Jungbürgerinnenveranstaltung und Jungbürgerveranstaltung ist die Verbesserung des Verhältnisses der jungen Mitbürgerinnen und Mitbürger zum Gemeinwesen und zur Kommunalpolitik und ich glaube, es ist ein guter Weg, das auch zu einem Fest im Rathaus zu machen. Aber natürlich will man auch auf nun bestehende Mitwirkungsmöglichkeiten aufmerksam machen. Das kann man auch unter anderem mit dieser CD-Rom. 

Wien bietet natürlich auch Partizipationsmöglichkeiten vieler Art und das Jungbürgerinnen- und Jungbürgerfest ist nur eine Möglichkeit, wie man junge Menschen ins Gemeinwesen stärker inkludieren kann und stärker mit einbinden kann. Ich bitte deshalb um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. 

Wir kommen somit zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 18 ist bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mit großer Mehrheit ohne die Stimmen der GRÜNEN so beschlossen. 

Wir kommen somit auch gleich zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN betreffend parlamentarische Jugendpartizipation. Der Antrag ist in formeller Hinsicht die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport. 

Wer dafür ist bitte um ein Zeichen. – Ich stelle Einstimmigkeit fest. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 19 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Erhöhung der Pflegegebührensätze ab 1. Jänner 2005 für die von der MA 11 geführten sozialpädagogischen Einrichtungen und der GR Wutzlhofer, der schon am Rednerpult ist, wird einleiten. 

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Ja, das mache ich und bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist die Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Wenn jemand als Gast den Nerv hätte, so eine Gemeinderatssitzung einmal wirklich mit Aufmerksamkeit zu verfolgen, dann hätte er heute ein Sittenbild der absoluten Mehrheit der SPÖ erleben können! Wie es da zugeht, wo immer es um Parteipolitik und Freunderlwirtschaft, um Seilschaften, um Machenschaften geht und wie die SPÖ da über alles drüberrollt, das ist schon wirklich sagenhaft, ja, ein echtes Sittenbild dieser Stadt! (GR Harry Kopietz kopfschüttelnd: Was Sie da behaupten!) Herr Kopietz! Da schüttelt der Richtige den Kopf. Da finde ich, das freut mich richtig! 

Dass ausgerechnet Sie den Kopf schütteln, weil ich finde, Sie sind da ganz richtig. Sie nicken jetzt, also auch richtig. (VBgmin Grete Laska: Die moralische Instanz des Hauses spricht!) Die moralische Instanz des Hauses. (VBgmin Grete Laska: In Ausschüssen nicht mehr involviert!) Ihr moralisches Gewissen; nachdem Sie keines mehr haben, stelle ich mich gerne zur Verfügung. (GR Kurt Wagner: Es geht darum, wer ein Niveau hat und wer nicht!) Und nun es geht natürlich weiter in dieser Art und Weise.

Meine Damen und Herren, die GRÜNEN stimmen selbstverständlich der Erhöhung der Tagsätze zu. Ganz klar. 

Was aber genauso wichtig dazuzusagen ist, ist dass die Tagsätze jetzt nicht so hoch sind, wie sie eigentlich gebraucht würden. Würde man wirklich die Möglichkeit schaffen wollen, dass in den Wohngemeinschaften pädagogische Arbeit auf dem höchsten Stand geleistet wird, und genau das ist es, was genau diese Gruppe von Kindern brauchen würde, dann würden wir andere Tagsätze benötigen, und zwar auch in den privaten Einrichtungen.

Ich möchte in diesem Zusammenhang, weil es nicht nur um Erhöhungen, sondern bei Ihnen auch immer um Einsparungen geht, auf das Jahr 2003 hinweisen, denn wären nicht andere Skandale im Vordergrund gestanden - ich erinnere an den Pflegeheimskandal, ich erinnere an das Sparen bei den Schulen, an das gescheiterte Paket der Grausamkeiten -, dann hätten wir ganz sicher über die Kürzungen gesprochen, die im Rahmen der MA 11 bei den Wohngemeinschaften, beim Jugendamt und so weiter ständig von Ihnen vorgenommen werden.

In Erinnerung möchte ich schon rufen, ich möchte gleich jetzt sagen, dass ich nicht hören will, dass 2004 noch einmal so viel gespart wurde und dass 2005 weiter gespart wird. Angekündigt ist es ja schon. Es gibt ein Gerücht (GR Heinz Hufnagl: Vielleicht stammt es aus Ihrer eigenen Küche!), dass die MA 11 aufgefordert ist, eine weitere Million einzusparen, bevor sie auch nur 


daran denken kann, in den Fonds Soziales Wien zu übersiedeln. Ich sage, es ist ein Gerücht, ich weiß es nicht. Wir werden es dann bestätigt finden oder vielleicht auch nicht. Aber ich kann Ihnen sagen, warum ich dieses Gerücht sehr wohl glaube. Wenn ich mir den Rechnungsabschluss 2003 hernehme, so wurde ziemlich überall gespart. Ich erinnere Sie, es wurde beim Personal, bei den Mehrleistungsvergütungen gespart, alles falsch budgetiert, um Millionen falsch budgetiert, beim Gruppenbudget, beim Familienzuschuss, bei den Pflegeeltern - da könnte auch die Frau GRin Korosec eine lange wohlbegründete und sehr richtige Rede hier halten -, bei den privaten Organisationen, bei der Jugenderholung und beim Amt für Jugend und Familie. (VBgmin Grete Laska: Gott sei Dank macht Ihnen der Herr Dimitz immer diese schönen Auflistungen! Das macht es Ihnen einfach!) 

Wollen wir über den Herrn Dimitz reden? Wahnsinnig gerne! (VBgmin Grete Laska: Nein, die Auflistungen! Sie haben offensichtlich die Aussendung von Herrn Dimitz gelesen! Er liefert Ihnen die Arbeit!) Der Herr Dimitz gehört zwar nicht meiner Fraktion an, arbeitet aber ausgezeichnet. Noch dazu muss man hinzufügen, er wäre eigentlich ein hervorragendes soziales Gewissen der Sozialdemokratie. (VBgmin Grete Laska: Er spricht durch Sie!) Ihn könnten Sie sich hernehmen, weil mit mir kommen Sie - verstehe ich gut - in dem Fall nicht aus. (VBgmin Grete Laska: Oh ja! Hervorragend!) Weil wenn die Opposition etwas kritisiert, dann kritisiert sie halt und das weisen Sie zurück. Aber mit dem Herrn Dimitz sollten Sie sich einmal ganz genau unterhalten. (VBgmin Grete Laska: Sie zitieren ihn ja wörtlich!)
Sie haben mich jetzt erst auf die Idee gebracht, überhaupt über die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge zu reden. (VBgmin Grete Laska: Ich habe mir gedacht, wenn Sie schon die Unterlagen haben!) Reden wir einmal über die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge. Ich sehe schon, wie der Herr Vettermann da gerne in die Bank hineinrutschen würde und sich den Kopf hält. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Was Sie alles sehen! – GR Harry Kopietz: Sehen Sie immer komische Bilder?) Ich verstehe ihn gut, weil nämlich die sozialdemokratischen Abgeordneten einer Meinung mit der MA 11-Leitung, mit Frau Balic-Benzing, sind, dass ausgerechnet unbegleitete minderjährige Flüchtlinge nur bis 14 Jahre Kinder sind, aber die inländischen bis 18 Jahre alle Ansprüche haben, die Kinder haben. Das ist etwas, was ich Ihnen, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, auch nach 12°Jahren in diesem Haus nicht einmal zugetraut hätte, dass Sie den Antrag abgelehnt haben, für diese Kinder und Jugendlichen zu sorgen. Dass sie wirklich bis 18 als Kinder behandelt werden und dass bis 18 alles für sie getan wird, was auch die UNO-Kinder-rechtskonvention fordert, hätte ich mir schon erwartet. So viel nur zu den unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen. So viel zum Herrn Georg Dimitz und so viel zum sozialen Gewissen der SPÖ.

Ich möchte nur kurz zusammenfassen, was eigentlich hinter diesen Einsparungen in der MA 11 steckt. Das macht Bauchschmerzen, das kann ich gut verstehen, dass man als Sozialdemokrat wirklich stöhnt. Ich zähle es nur ganz geschwind auf. (VBgmin Grete Laska: Das ist so schlecht, dass es mir nichts ausmacht!) Wenn es Ihnen nichts ausmacht, sagen Sie halt: „Das macht mir nichts aus. Mir persönlich ist das egal." In einem Wahlkampf ist das ideal, wenn man auf einem Podium sitzt und sagt, den Abgeordneten der SPÖ ist das egal, sie stimmen derartige Anträge nieder, denen ist das egal, sie stöhnen, verdrehen die Augen, schütteln den Kopf. Das ist Ihnen alles egal. Mir ist das nur Recht. Das ist eine gewisse Wahlhilfe und ich bedanke mich auch schön dafür. Für die Kinder ist das aber nicht schön. Deswegen kämpfe ich dagegen, auch wenn es Ihnen nicht passt.

Ich zähle jetzt nur ganz rasch auf, was diese Einsparungen im Bereich der MA 11, jetzt einmal abgesehen von den unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen, für katastrophale Folgen haben:

Erstens gilt nicht die Pädagogik und die Qualität der Pädagogik, sondern die Vermeidung von Überstunden ist mittlerweile offensichtlich das oberste Ziel geworden. Früher sind die Kinder manchmal sogar drei Wochen auf Urlaub gefahren, heute ist das nicht mehr der Fall, denn auch in diesem Bereich wird gespart. Der Springerpool ist immer noch nicht ausreichend ausgestattet. Sie wissen das auch alle. Jeder, der sich damit befasst, weiß das und kann das erfahren. 

In der Ferienzeit, wenn nur wenige Kinder in einer WG sind, werden WGs zusammengelegt und Kinder einfach woanders untergebracht, als wäre das nichts, als würde das den Kindern einfach nichts ausmachen. 

Organisatorische Arbeiten werden zunehmend in der Kinderzeit erledigt, weil es nicht anders geht, weil die Ressourcen so knapp sind, dass es nicht anders geht. 

Die Aufgabenhilfe findet unter ganz erschwerten Umständen statt. Auch das wissen Sie. Die Aufgabenfülle hat zur Folge, dass engagierte Sozialpädagoginnen zunehmend in ihrer Freizeit Arbeit für WGs leisten. Auch das wissen Sie. 

Der Großteil der behinderten Kinder - darüber haben wir eigentlich im Gemeinderat selten geredet - ist in private Organisationen abgeschoben, die noch weniger Tagsatz erhalten und die sich noch viel schwerer tun, um dort die Kinder zu versorgen. 

Das ist die niederschwellige Notschlafstelle, so wie wir sie schon des Öfteren gefordert und besprochen haben, wie sie auch im Drogenbeirat von den Fachleuten gefordert wurde - ich nenne Berger und Friedrich an dieser Stelle - gibt es selbstverständlich auch nicht. Mit Drogenkindern will man überhaupt möglichst nichts zu tun haben. 

Es gibt zu wenig therapeutische WGs und so weiter.

Sie und ich wissen das und es geschieht im Grunde genommen nichts, außer dass immer weiter gespart wird. Ich lehne diese Form von Sparpolitik zutiefst ab. Ich bin der Meinung, dass die Stadt für die wenigen Kinder, die das betrifft, das ist keine große Gruppe der Bevölkerung, sondern sind ziemlich wenig Kinder, nicht einmal das Herz hat zu investieren und wirklich für Lebensqualität zu sorgen. Das lehne ich ab und das wollte ich Ihnen heute wieder einmal gesagt haben. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Es geht hier im Gemeinderat nicht um Gerüchte, sondern um Fakten, im gegenständlichen Fall um die Pflegegebührenerhöhung. 

Es geht genauso, wie es nicht um Gerüchte geht, auch nicht um Dinge, die aus irgendeinem sehr nachvollziehbaren Grund nicht gesagt werden, wie zum Beispiel Bundeszuständigkeit oder verfassungsgerichtliche Beschlüsse oder die Gut-Böse-Dichotomie der Welt, auf der einen Seite die grüne Sicht und auf der anderen Seite die SPÖ, die alles Böse macht, Darth Vader oder so, sondern es geht um diesen Akt.

Bei diesem Akt bitte ich um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen somit zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 19 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist somit einstimmig.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 68 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Sachkrediterhöhung für den Ausbau der Wiener Messe neu. 

Es liegt hier keine Wortmeldung vor. Ich kann somit gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer für diese Post ist, bitte ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der GRÜNEN beschlossen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 69 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft ein zinsenfreies Darlehen an die Firma BIP Garagengesellschaft Breiteneder GmbH & Co KG zur Finanzierung der Errichtung der Park and Ride-Anlage Hütteldorf. 

Der Berichterstatter, Herr GR Ekkamp, wird einleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Dipl Ing Margulies. - Bitte.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Einen schönen guten Abend, jetzt um 20 Uhr. Es freut mich, dass so viele Menschen da sind, insbesondere ist es natürlich immer schön, wenn es nicht gerade der Rechnungsabschluss ist, sondern in Folge dann eine Abstimmung erfolgt, dass vor allem seitens der Sozialdemokratie sehr viele Menschen am Abend zuhören. (GR Godwin Schuster: Wie immer! Wir sind relativ interessiert an dieser Arbeit hier!) 
Ich möchte, bevor ich zu den einzelnen Ungereimtheiten in Bezug auf diese geplante Parkanlage, bevor ich zu den Ungereimtheiten, was das Budget betrifft und zur Frage, ob es tatsächlich eine Maastricht-relevante Subvention ist oder ob es im Gegenzug tatsächlich ein Darlehen ist, vielleicht ganz kurz inhaltlich ein paar Sätze zur geplanten Volksgarage am Auhof sagen. 

Es pendeln täglich in der Größenordnung zwischen 45 000 und 48 000 Autos aus dem Westen über den Auhof ein. Ein Bruchteil davon wird versucht, in Park and Ride-Anlagen zu bringen. Wenn man die durchschnittliche Besetzung eines Autos hernimmt, eines PKWs, der in der Früh nach Wien einpendelt, kann man sagen, das entspricht im Großen und Ganzen einem U-Bahn-Zug, wo im Endeffekt noch nicht einmal sicher ist, ob das tatsächlich in irgendeiner Art und Weise erreicht werden könnte, weil der Anreiz für jemanden, der schon nach Wien eingependelt ist und von vornherein nicht die Schnellbahn benutzt oder andere öffentliche Verkehrsmittel benutzt hat, dann in Auhof stehen zu bleiben und sich dort einen Parkplatz zu suchen, erheblich geringer ist, außer er muss dort, wo er hinfahren will, noch einmal bezahlen, das heißt, wenn er in den innerstädtischen Bereich hineinfährt und dort auf Grund der Parkraumbewirtschaftung zahlen müsste. Aber wenn jemand in einen Bereich einpendelt, wo es noch keine Parkraumbewirtschaftung gibt, wo es kostenlose freie Stellplätze gibt, wird sich so gut wie niemand in eine Parkgarage stellen, wo er dafür bezahlen muss, insbesondere wo es ein Umsteigen bedeutet. 

Es wäre viel sinnvoller, Park and Ride-Anlagen um einen Bruchteil des zur Verfügung gestellten Geldes entlang der Westbahnstrecke auszubauen. Da könnten wir wahrscheinlich erheblich mehr Menschen erreichen, noch dazu wenn es gelingen würde, selbstverständlich auch in Absprache mit den ÖBB attraktivere Verbindungen zu schaffen. Es geht darum, den Individualverkehr nicht bis an die Stadtgrenze Wiens zu bringen, sondern es geht darum, den notwendigen Individualverkehr an die Haltestellen entlang der Westbahn zu bringen. Dort sind die Grundstücke erheblich günstiger und man könnte um einen Bruchteil dieser finanziellen Mittel mehr Parkplätze bauen und mehr erreichen, weil man damit, und man darf die Umweltrelevanz nicht vergessen, vor allem erreichen würde, dass die Menschen dann diesen Weg nicht mit dem Auto auf der Westautobahn, von wo auch immer sie einpendeln, sondern mit öffentlichen Verkehrsmitteln zurücklegen würden. 

Jetzt kommen wir zur geplanten Finanzierung, einem Finanzierungsmodell, das für mich, nachdem ich eine Beantwortung meiner in der Finanzausschusssitzung von voriger Woche gestellten Fragen erhalten habe, noch viel dubioser geworden ist. Ich möchte versuchen, diesen Bereich der Park and Ride-Anlage und dieser Finanzierung aufzuarbeiten.

Worum geht es? Es soll ein Darlehen in einer Größenordnung von 22,5 Millionen EUR geben. 

Die erste Frage, die sich aufdrängt: Handelt es sich um ein Darlehen? Der Vorteil ist, wenn es ein Darlehen wäre, dann sind diese 22,5 Millionen EUR Maastricht-neutral und die Stadt Wien kann es ausgeben. Oder handelt es sich in Wirklichkeit um eine Subvention, die dann nicht Maastricht-neutral wäre und die zu verbuchen wäre? Ich erinnere Sie nur an den Rechnungshofbericht des vergangenen Jahres, inwiefern die einzelnen Länder den innerösterreichischen Stabilitätspakt einhalten und wo der Rechnungshof ziemlich genau beschrieben hat, welche Möglichkeiten der Tricks in allen Bundesländern ausgenutzt werden. Da ist Wien nicht anders als Niederösterreich oder auch Kärnten. Eine dieser Möglichkeiten wurde explizit hineingeschrieben, und zwar die zinsenlose Darlehensvergabe.

Jetzt überlegen wir uns einmal, wie dieses zinsenslose Darlehen zurückbezahlt wird, 22,5 Millionen EUR. In dem jetzt zur Beschlussfassung vorliegenden Akt heißt es, wenn die jährlichen Betriebskosten - ich sage jetzt verkürzt "Betriebskosten" dazu - in der Größenordnung von - sie stehen genormt drinnen - 792 000 EUR an jährlichen Einnahmen, exklusive Umsatzsteuer, übertroffen werden, wird der darüber hinausliegende Betrag zur Kredittilgung verwendet, und zwar ein zinsenloser Kredit. 

In der Finanzausschusssitzung habe ich nachgefragt, auf welcher Basis denn diese Annahme der 792 000 EUR beruht. Jetzt kam eine Antwort: Diese 792 000 EUR entsprechen einer 85‑prozentigen Aus-lastungskraft. Das heißt, es verbleiben 15 Prozent auf 100 Prozent Auslastung. Diese verbleibenden 15 Pro-zent werden geteilt, und zwar wird die Hälfte zur Kredittilgung verwendet. Berechnet man jetzt unter der Annahme, dass wirklich die maximale Auslastung von 100 Prozent erreicht wird, die maximale Kreditsumme, die zurückgezahlt werden kann, ist diese zunächst 68 000 EUR. Mit 68 000 EUR im Jahr wollen Sie einen 22,5‑Millionen‑EUR-Kredit zurückzahlen? Das sind Ihre Zahlen, sehr geehrte Damen und Herren aus der Sozialdemokratie! Es sind nicht im Abschnitt 22,5 Millio-nen EUR. Die Antwort des StR Rieder war, ab 85 Pro-zent Auslastungskraft ergeben sich 68 000 EUR im Jahr maximale Rückzahlungsrate für diesen Kredit. Mit 68 000 EUR im Jahr kommen Sie nicht weit. Von den 22,5 Millionen EUR ist da keine Rede. Und es geht immer davon aus, auch in meinen eigenen Berechnungen, sage ich gleich dazu, dass der 100‑prozentige Auslastungsgrad erreicht wird, über die gesamte Kreditdauer, was in keiner wie immer gearteten Art und Weise der Realität entspricht. Das wissen Sie, das weiß ich. 

Der nächste Punkt, der angegeben wurde, ist die Frage, wie sehr ein zinsenfreier Kredit tatsächlich ein Darlehen oder ein Kredit ist. Das hat mich ebenso verwundert, denn es wurde nämlich der durchschnittliche Verbraucherpreisindex auf Basis dessen die gesamten Berechnungen für die Kreditfinanzierung basieren, für die kommenden 80 Jahre mit zwei Prozent jährlich angenommen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, sagen Sie mir eine Epoche, nicht nur der letzten 80 Jahre, sondern das ist immer so, eine Epoche der letzten 40 Jahre, wo die durchschnittliche Inflationsrate unterhalb von dreieinhalb Prozent gelegen ist. Es gibt sie nicht. (GR Johann Driemer: Einige Jahre gibt es die!) Keine 40‑jährige Periode, wo die durchschnittliche Inflationsrate unter dreieinhalb Prozent gelegen ist. Wenn man das jetzt über 80 Jahre rechnet, erhält man unter der Annahme, dass die Garage durchgehend auch belastet ist, einen maximalen wertmäßigen Deckungsgrad dieses Kredits in der Größenordnung von 18 Prozent. 

Sehr geehrte Damen und Herren, anstatt heute der Firma Breiteneder einen Kredit über 22,5 Millionen EUR einzuräumen, könnten Sie genausogut beschließen, Sie schenken der Firma Breiteneder, nur damit sie eine Garage baut, 17 Millionen EUR und Sie würden ihr versprechen, wenn sie die Garage nicht voll bekommt, schenken Sie ihr zusätzlich noch einmal 5 Millio-nen EUR. Da frage ich Sie ganz ehrlich: Ist das noch normal? Ist das wirklich Ihre Vorstellung, dass man der Firma Breiteneder 17 Millionen EUR schenkt, weil sie 1 250 Stellplätze errichtet, um die man wahrscheinlich an der Westbahn 10 000 Stellplätze bauen und noch jedem einzelnen, der die Schnellbahn benutzt, einen Zuschuss geben könnte? Glauben Sie wirklich, dass das sinnvoll ist?

Jetzt kommen wir zur nächsten Geschichte, was die Breiteneder Garage betrifft. Es ist nicht ganz so einfach, Kostenexplosionen im Parkgaragenbereich wirklich zu verdauen. Ich erinnere mich, vor zwei Jahren hatten wir eine ähnliche Park and Ride-Garage, Park and Ride Leopoldau. 

Es kann schon sein, dass auf Grund der Grundstückskosten die Baukosten enorm differieren. Sie erinnern sich, wir haben damals auch 85 Prozent gefördert, ungefähr mit 11 Millionen EUR 1 050 Stellplätze. Jetzt haben 22,5 Millionen EUR 1 250 Stellplätze, aber das kann der unterschiedliche Baugrund sein. Wissen Sie jedoch, was faszinierend ist? Wie die Betriebskosten einer Tiefgarage oder einer Park and Ride-Anlage, weil Tiefgarage ist es nicht unbedingt, einfach explodieren können. Wir hatten für die Betriebskosten bei der Park and Ride-Anlage in der Leopoldau 487 000 EUR für 
die laufenden jährlichen Ausgaben für 1 050 Stell-
plätze veranschlagt. Kaum sind es um 200 Stellplätze mehr, sind es nicht, wie man erwarten würde, statt 487 000 EUR, wenn man es ein bisschen umrechnet, Grenzkosten, et cetera, vielleicht 560 000 EUR, sondern es sind, pro Stellplatz gerechnet, um 36 Prozent mehr Betriebkosten, und das bei einer Garage, die sogar größer ist. Wir haben plötzlich in realen Zahlen fast eine Verdoppelung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, schneidet da nicht irgendwer ordentlich mit? Ganz ehrlich, sind Sie wirklich der Meinung, dass die Stadt Wien so viel Geld hat, dass sie es konkret bei der Auhofgarage der Firma Breiteneder schenken kann? Macht es Sie nicht stutzig, dass der Kredit niemals zurückgezahlt werden kann, mit einer Ausnahme, das sage ich Ihnen schon - dieser Kredit kann natürlich dann innerhalb von 80 Jahren zurückgezahlt werden, wenn man eine durchschnittliche Inflation von vier Prozent hat, denn sowohl einnahmenseitig als auch ausgabenseitig steigen dann die Preise, die nämlich an den Index gekoppelt sind, also sowohl für die Parktickets als auch die jährlichen Betriebskosten. Aber auf Grund der vierprozentigen Inflation haben wir dann das Problem, dass in Summe tatsächlich nur mehr 17 Prozent der gesamten Garage zurückgezahlt werden. 

Also bleiben wir dabei, zumindest 80 Prozent dieses Darlehens ist eigentlich eine Subvention. Höchstwahrscheinlich wird die gesamte Darlehenssumme nicht zurückgezahlt. Darüber hinaus die äußerst suspekte Entwicklung der Betriebskosten, vergleichbar mit der Park and Ride-Anlage in der Leopoldau, die einen Normalsterblichen, der sich schon seit längerer Zeit mit Betriebskosten von Parkgaragen beschäftigt, sehr stutzig werden lässt. Darüber hinaus die Möglichkeit, wenn man dieses Geld anders verwendet, dass man viel mehr Parkplätze schaffen kann.

Dann kommt noch, vielleicht als letzter Punkt, dazu, damit dieses Fitnesscenter und möglicherweise wieder ein neues Einkaufszentrum drumherum funktioniert, wird das natürlich auch noch zusätzlich beworben werden, also soll es nicht nur die Pendler abfangen, sondern es soll natürlich auch Menschen extra dazu anregen, dorthin zu fahren. Das heißt, es wird im Auhof zusätzlich einen neuen Verkehrserreger geben, als ob wir nicht genug Einkaufszentren haben. Wir haben das heute schon auf der Tagesordnung gehabt, Fitnesscenter et cetera. (GR Kurth‑Bodo Blind: Nicht Auhof! Hütteldorf heißt das! Sie haben jetzt Auhof gesagt!) - Ja, ist in Ordnung. 

Unabhängig davon ersuche ich Sie, Ihre Berechnungen, die auf Grund der von StR Rieder mitgeteilten Unterlagen nicht eine Rückzahlung dieses Kredits sicherstellen können, noch einmal zu überdenken. Ich hoffe, nicht nur die Gesamtkosten, sondern auch die Betriebskosten bringen Sie zum Nachdenken.

Ich stelle daher geschäftsordnungsgemäß den Antrag, dieses Poststück von der Tagesordnung abzusetzen. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Gerstl. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Dem zuletzt geäußerten Antrag können wir uns gleich anschließen, denn die Absetzung von der Tagesordnung ist einmal erfolgreich im Finanzausschuss im Juni erfolgt; das haben wir für September wieder versucht, doch es ist trotzdem nochmals auf die Tagesordnung gekommen und setzt somit die unendliche Geschichte einer Park and Ride-Anlage Hütteldorf fort. Ich möchte diese Park and Ride-Anlage nicht nur wieder unter einem Gesichtspunkt der Geschichte, sondern vor allem der dort anwesenden Bevölkerung beleuchten, der Sorgen und Ängste der Leute vor Ort über diese Park and Ride-Anlage und wie lange sie dort schon darum kämpfen, nicht ein Verkehrsentlastungsprojekt, sondern ein Verkehrserregerobjekt zu bekommen. 

Bereits 1988, also nun schon 16 Jahre vorbei, hat die Stadt Wien, natürlich auch mit einer klassischen absoluten Mehrheit ausgestattet, westlich des Hanappi-Sta-dions ein mehrstöckiges Parkdeck mit 1 000 bis 1 500 Stellplätzen geplant gehabt. Den so genannten Prominentenparkplatz haben sie damals noch mit 43 belegt und haben die Verhandlungen so weitergeführt, dass Sie 1992, vor 12°Jahren, eigentlich für die Geschichte noch gar nicht so lang, noch dazu die Öffnung der Flötzersteigautobahn mit hineingenommen haben. Wahrscheinlich zur besseren verkehrlichen Anbindung dieser Garage war damals die Überlegung, diese Flötzersteigautobahn mit hineinzunehmen. Dass das heute nur mehr sehr rückwärtsgewandt klingt, liegt nicht nur an der Zeit, sondern auch daran, dass sich in der Zwischenzeit einige Machtverhältnisse in dieser Republik geändert haben, wo man nicht so einfach über die Bürger hinwegfahren kann, wie das vielleicht 1992 noch gedacht war.

Obwohl drei Jahre später, 1995, der damals ziemlich frisch gebackene Bürgermeister Häupl in der Zeitung "Auto Touring" erklärt hat, er werde die Parkanlage Hütteldorf wörtlich "mit aller Härte durchsetzen", hat er es 9°Jahre lang nicht geschafft. (GR Mag Andreas Schieder: Ist das die ÖAMTC-Zeitung?) - Das ist die ÖAMTC-Zeitung. (GR Mag Andreas Schieder: Ihre Zeitung!) Wir unterscheiden uns da sehr von Ihnen, zu dem, was unser und nicht unser ist. Das können Sie in Ihrem Medienstudium ganz genau nachlesen. Ich gehe davon aus, dass der Herr Bürgermeister es 9°Jahre lang nicht geschafft hat und er es jetzt offensichtlich nochmals versucht. Ich bin gespannt, wie seine Aussage nun sein wird, welche Worte er jetzt verwendet. 

Aber dass er das eben 9°Jahre lang nicht geschafft hat, hängt auch sehr daran, dass es 1996 eine Wahl gegeben hat, ein Jahr, nachdem er diese Aussage ge-tätigt hat, wo er nicht mehr die absolute Mehrheit ge-
habt hat. Denn drei Monate vor dieser Wahl hat der Bürgermeister noch mit seiner absoluten Mehrheit damals einen Beschluss hier im Gemeinderat durchge-drückt, wonach für die Parkgaragenfinanzierung in Hütteldorf 237,408 Millionen ATS zur Verfügung gestellt werden sollten, drei Monate vor der Wahl mit absoluter Mehrheit noch schnell durchgezogen. Drei Monate später war diese absolute Mehrheit weg und dank der Beteiligung der ÖVP, Herr Kollege Schieder, gab es Gott sei Dank die Einsicht. Daran sieht man, wie wichtig es ist, keine absolute Mehrheit zu haben. Mit der Einsicht und den Stimmen der Sozialdemokraten wurde dieser Beschluss in diesem Hause zum Wohle der Bürger von Hütteldorf wieder aufgehoben. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren, es war dann VBgm Görg, der diese Anliegen der Bürger ernst genommen und ein Bürgerbeteiligungsverfahren eingeleitet hat. Dieses Bürgerbeteiligungsverfahren hat bis 2001 getagt und dabei zahlreiche Vorschläge gemacht, wie man den ganzen Bereich Hütteldorf verkehrsmäßig entlasten kann, von Lärmerregern, von Autodurchzugsverkehr, von sonstigen Verkehren, wo in diesem Bereich immer wieder ein Bahnknotenpunkt entsteht und besteht, die man dort versucht hat zu verringern. Doch in der Zwischenzeit gab es wieder eine absolute Mehrheit in der SPÖ. Die neue Bezirksvorsteherin, die in der Zwischenzeit ihr Amt angetreten hat, versichert, alle Anliegen werden aufgenommen und umgesetzt. Doch bis zum heutigen Tag ist nicht einmal die Hälfte dieser Anliegen umgesetzt, die in diesem Bürgerbeteiligungsverfahren geäußert worden sind.

Was die Garage betroffen hat, gab es in diesem Bürgerbeteiligungsverfahren ganz klar die Aussage, dass man eine Garage südlich der Westbahn nur dann akzeptiert, wenn sichergestellt ist, dass der Durchzugsverkehr durch Hütteldorf nicht kommen kann und nicht kommen wird. Das ist und, denke ich, war lange Zeit auch immer der Bewusstseinsstand der SPÖ und war auch aufgenommen von der SPÖ, dass man sich darum kümmern wird, dass den Bürgern in Hütteldorf nicht der Verkehr vor die Nase oder vor die Häuser geknallt wird. 

Es kam danach zu einer Ausschreibung, zu einem Interessentenverfahren. Ich glaube, sogar EU‑weit wurde dieses Interessentenverfahren durchgeführt. An diesem Interessentenverfahren war auch die Frau Bezirksvorsteherin beteiligt. Sie war Mitglied in dieser Jury. In diesem Interessentenverfahren gab es am 11. Februar 2004 einen einstimmigen Vorschlag für das Projekt Breiteneder, über das wir heute sprechen. Immer wieder wurde uns versichert, es ist eine grundsätzliche Auswahl des Betreibers, aber es ist noch überhaupt keine Entscheidung gefallen, wie der Verkehr genau geleitet wird, wo er geleitet wird und wir können darauf ver-trauen, dass den Bürgern in Hütteldorf weiterhin "Schutz" gewährt wird.

Am 29. April 2004 gab es nun plötzlich eine Pressekonferenz der Frau Bezirksvorsteherin mit den Betreibern von Breiteneder, in der die Garage vorgestellt worden ist. Ich war bei der Pressekonferenz nicht dabei, daher weiß ich nicht, was wirklich konkret dort gesprochen worden ist, aber in den Zeitungen heißt es, Hütteldorf bekommt nun eine Garage mit 1 250 Stellplätzen. Nachgefragt: „Keine Sorge, natürlich werden die Wünsche der Bürger noch direkt berücksichtigt." Ein Tag später, öffentliche Berichterstattung in der Bezirksvertretung: Dort wird allen Bürgern über Schautafeln gezeigt, was diese Garage alles kann, dass zusätzliche Geschäfte dadurch nicht besonders in Anspruch genommen werden, dass nur noch ein kleiner Fitnessraum gemacht wird und eine kleine Autoservicewerkstätte kommt, nicht viel mehr dazu, keine Sorge, kein Einkaufscenter, kein Shoppingcenter und übrigens ist alles noch nicht so geklärt. Der Bürger geht hin und ist schon ein bisschen skeptisch, aber er hofft, dass alles so bleibt und dass doch den Aussagen getraut werden kann. 

Doch dann gibt es Anfragen und Berichte, wo wir noch den Bericht haben, dass von Dr Klotz festgehalten wird, dass alle Wünsche besonders berücksichtigt werden, wo auch noch vom Stadtbaudirektor die Wünsche des Bürgerbeteiligungsverfahrens sichergestellt werden, der sogar noch dazu sagt, eine Alternative im Autobahnkopf Auhof mit den zum Teil unbenützten Flächen innerhalb der Auf- und Abfahrtsrampen des Autobahnknotens bietet sich für die Errichtung einer Park and Ride-Anlage samt Nebennutzungen an. Auch das hat Stadtbaudirektor Weber einmal gesagt, man glaubt es heute kaum, um Alternativen für Hütteldorf zu entwickeln. 

Es kommt so weit, dass der Vizebürgermeister, pardon, nicht der Vizebürgermeister, das ist er noch nicht, das war kein Freud’scher Versprecher, sondern der Stadtrat für Verkehr am 11. August 2004 bereits an die Frau Bezirksvorsteherin schreibt: „Es kann davon ausgegangen werden, dass die Verträglichkeit der geplanten Park and Ride-Anlage in Hütteldorf mit dem Ortsbild gegeben ist. Eine fototechnische Darstellung von einem erhöhten Standort zusätzlich zu den bereits vorliegenden umfangreichen Darstellungen erscheint daher entbehrlich. Dieses Projekt fügt sich bestens ein in das Ortsbild, in den Flächenwidmungs- und Bebauungsplan. Die Verträglichkeit ist gegeben." Das ist alles fix, oder?

Als nun dieser Akt im September wieder in den Finanzausschuss gekommen ist und wir uns auf das Versprechen berufen haben, dass doch mit den Bürgern auch noch über die verkehrsmäßige Zugänglichkeit näher gesprochen wird, scheint dem offenbar nicht mehr der ganze Glaube gegeben zu werden, was auch dazu führt, dass der Kollege Schieder heute eine Presseaussendung macht, wo er sagt: „Die Park and Ride-Anlage heißt noch überhaupt nicht, dass es zu einem Startschuss für den Bau kommt, sondern ein Verkehrskonzept auch noch gemacht wird und darum wird man sich kümmern. (GR Mag Andreas Schieder: Lesen Sie es bitte genau oder gar nicht!) Bevor gebaut wird, muss der Betreiber selbstverständlich alle erforderlichen Genehmigungen und ein Verkehrskonzept vorlegen." Das haben Sie gesagt, oder? (GR Mag Andreas Schieder: Das habe ich gesagt!) - Das haben Sie gesagt. 

Das heißt, dass er das noch vorlegen muss. Aber warum brauchen Sie dann jetzt einen Beschluss? (GR Mag Andreas Schieder: Lesen Sie es noch einmal durch!) Das frage ich mich, wenn Sie einen Beschluss brauchen. Warum schreibt Ihr Stadtrat, dass das Gebäude schon voll verträglich ist, dass alle Voraussetzungen geprüft sind. Also ich habe meine Sorge, Herr Kollege Schieder. Ich habe meine Sorge, dass einfach die Park and Ride-Anlage durch die Deutschordenstraße weiterhin zugänglich sein wird. Ich habe meine Sorge, dass die Park and Ride-Anlage nicht über eine Direktrampe von der Westeinfahrt zur Park and Ride-Anlage versehen wird, sondern dass sie niveaugleich mit der Stadtausfahrt geschehen wird, so wie es in dieser Bürgerinformation von der Stadt Wien, von Herrn Ing Theuermann, Garagenkoordinator, dargestellt ist, dass man auch von der Westausfahrt direkt hineinfahren kann und damit eine bewusste Anbindung der Deutschordenstraße damit gegeben ist. Da habe ich meine Sorge, dass den Wünschen der Bürger in Hütteldorf nicht Rechnung getragen wird, Herr Kollege Schieder. Wenn ich da mit meiner Sorge nicht richtig liege, können Sie das in einem Monat, in zwei Monaten, in fünf Monaten entkräften und sicherstellen, dass keine Durchfahrt durch die Deutschordenstraße ist. Dann nehme ich alles zurück und sage: „Meine Sorge war damals unberechtigt." Da werde ich nicht 


anstehen. Aber heute ist das gegeben, weil die Pläne noch immer davon ausgehen. Das ist der Punkt, wo wir den Bürgern sagen müssen: „Sorry, eure Wünsche sind nun offenbar seit 16 Jahren nicht berücksichtigt worden. Wir haben es damals noch in einer Koalition verhindern können. Aber heute, in der absoluten Mehrheit, können wir es offensichtlich leider nicht mehr verhindern." 

Ich bitte Sie, dass Sie zu Ihren Aussagen, die Sie in der Presseaussendung getan haben, stehen, dass Sie den Bürgern zusichern und sicherstellen können, dass die Bürger durch diese Park and Ride-Anlage nicht belastet, sondern entlastet werden. Das sollte auch ein Ziel einer Park and Ride-Anlage sein. Das ist auch das, was wir uns als ÖVP von Park and Ride-Anlagen wünschen, dass sie zu einer Entlastung des Verkehrs und nicht zu mehr Belastung führen. Dieses Ziel bitte ich Sie, auch in Zukunft zu verfolgen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Die nächste Wortmeldung kommt von Herrn GR Blind. Ich bitte ihn zum Rednerpult. 

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich lese Ihnen kurz den zweiten Absatz dieses Antrags vor und erkläre Ihnen, warum die Freiheitlichen allein schon wegen dieses Absatzes gegen die Errichtung dieser Park and Ride-Anlage mitten im Herzen von Hütteldorf und gegen die Errichtung eines Spielerparadieses und eines Wettbüros auf zirka 994 Quadratmetern sind. 

Ich zitiere das Aktenstück: „Um sowohl den Pendlern der Wiener Umlandgemeinden als auch den Arbeitnehmern der Außenbezirke die Möglichkeit zu geben, relativ rasch ihr Auto abstellen und auf öffentliche Verkehrsmittel umsteigen zu können, wurde ein Park and Ride-Projekt für 1 250 Stellplätze inklusive Fitnesscenter und Servicebereich nahe dem U-Bahn-Gebäude der Endstation Hütteldorf entwickelt. Dieses Projekt wurde zwischen Vertretern des Bezirks, der WIENER LINIEN und der zuständigen Magistratsabteilungen abgestimmt."

Ich komme auf den Punkt "Pendler der Wiener Umlandgemeinden" zu sprechen: Es ist schon sehr erstaunlich, dass bei einer Park and Ride-Anlage einmal die Pendler der Wiener Umlandgemeinden als besonderer Grund genannt werden. 

Ich komme auf die "Arbeitnehmer der Außenbezirke" zu sprechen: Da komme ich darauf zu sprechen, dass für diese Arbeitnehmer wirklich nichts getan wird. 

Ich komme auf die "1 250 Stellplätze" zu sprechen und auf die Länge der Autokolonne, die diese 1 250 Stellplätze verursachen wird. 

Ich komme auf den "Servicebereich" zu sprechen: Dieser Servicebereich klingt nett, aber in Wirklichkeit ist es ein Spieler- und Wettparadies. Das verpackt man unter dem Titel "Servicebereich". 

Ich komme auf die "Vertreter des Bezirks" zu sprechen: Der Bezirk war zwar eingebunden, hat aber nie seine Zustimmung zu diesem Wahnsinnsprojekt gegeben. 

Ich komme auf die "WIENER LINIEN" zu sprechen.

Das sind sechs Punkte unserer Kritik. 

Erstens zu den "Pendlern der Wiener Umlandgemeinden": Herr Dr Häupl erklärt immer vollmundig, Wien hat durch den Finanzausgleich zu wenig Geld. Ich sage Ihnen, liebe Finanzgenies der Sozialdemokratie, Sie und speziell Herr Dr Häupl und sein glückloser Finanzstadtrat sind an Wiens Geldnöten selber schuld! (Heiterkeit bei VBgm Dr Sepp Rieder.) Sie lachen, Herr StR Rieder. (GR Godwin Schuster: Wer hat denn Ihre Rede geschrieben?) - Ich. 

Wer es sich leisten kann, für solch ein Projekt 22,6 Millionen EUR zinsenlos auf 80 Jahre zu vergeben, dem ist wohl nicht zu helfen. Der schwimmt offensichtlich in Geld. Wer für die Pendler der Wiener Umlandgemeinden solche Geldmittel aufbringt und im Finanzausgleich mit Niederösterreich nicht darauf schaut, dass auch Niederösterreich einen dementsprechenden finanziellen Beitrag leistet, der soll doch nicht die Leute aufhetzen! Daher im Dialekt des Herrn Häupl, den er ganz gern in den Medien verwendet: Herr Bgm Häupl, gehen Sie zu Ihrem Haberer, dem Herrn Pröll, und reißen’s erm des Gerstl raus! (Beifall bei der FPÖ. – GR Harry Kopietz: Was haben Sie gegen den Kollegen Gerstl? Er hat ja gar nichts gesagt!) 

Ich weiß, Sie verstehen nur den Ausdruck "Marie". Reißen’s ihm die Marie raus! Dem Herrn Kopietz verdeutsche ich das auf Wienerisch. So schaut es aus. Wie gesagt, das darf man im Dialekt ein bisschen mitstenografieren. 

Zu den "Arbeitnehmern der Außenbezirke": Die Arbeitnehmer der Außenbezirke, jedenfalls die, die kein Auto besitzen, sitzen weiterhin im Bus und diese Busse stecken weiterhin und zukünftig länger im Stau in den Straßen und Gässchen. Bitte erklären Sie, welche Zufahrtsstraßen denn zu diesem Park and Ride-Projekt Hütteldorf führen. Das sind Gässchen. Die Bahnhofsstraße und die Keißlergasse sind doch ganz armselig kleine Gässchen. Diese Gässchen sollen jetzt diesen zusätzlichen Verkehr aufnehmen. Die sind doch heute schon hoffnungslos verstopft. Die Keißlergasse ist eine Tempo°30-Zone. In diese Tempo°30-Zone wollen Sie so einen Verkehr bringen. Die Bahnhofsstraße hat heute schon die Zubringerfunktion zur Autobahn. Also das ist wirklich ein Wahnsinn, was sich derzeit durch diese Bahnhofsstraße an Verkehr wälzt. 

Was bringt dieses am falschen Ort geplante Park and Ride-Haus den Benützern von 700 Buskursen? Wir haben beim Bahnhof Hütteldorf einen Busbahnhof. Dort werden täglich 700 Buskurse abgefertigt. Die Benützer dieser Buskurse stecken heute schon und zukünftig mit der Errichtung dieser Park and Ride-Anlage noch in einem größeren Stau. Ich brauche die Argumente des Herrn GR Gerstl nicht zu wiederholen, wo er aufgezählt hat, wie die Zulaufstrecken ausschauen. Aber so geht es nicht. 

Zu den "1 250 Stellplätzen": 1 250 Stellplätze müssen in der Stoßzeit gefüllt werden. Das heißt, es wälzt sich eine zusätzliche Autokolonne von mindestens 9°Ki-lometern, Stoßstange an Stoßstange, durch Hütteldorf. Sie brauchen nur eine Autolänge mit dem entsprechenden vorderen und hinteren Abstand nehmen, mal 1 250 multiplizieren und Sie werden sehen, wir bekommen in Hütteldorf eine Autokolonne von 9°Kilometern zusätzlichem Stau in diesen kleinen Gassen.

Zum "Servicebereich": Was sich in diesem Antrag "Servicebereich" nennt, ist in Wirklichkeit ein Wettkaffee, ein Spielerparadies, wo vor und nach jedem Rapidmatch die Fans abgezockt werden sollen. Dieses Publikum wird aber den Bewohnern des Hugo-Breitner-Hofs gar nicht gefallen. Wer wirklich der Betreiber dieses Wettkaffees ist, das 994 Quadratmeter groß geplant ist, ist der Bezirksvorstehung selbst nicht klar. Die Abkürzungen IPE GesmbH, PPN Projektpartner und CTS Immobilienmanagement GesmbH oder auch Gastrobetreiber sagen derzeit wirklich nichts aus. Wir werden sehen, ob die Firma Novomatic mit dem ehemaligen Vorstand, Herrn StR Hahn, ÖVP, oder die Firma Admiral Sportwetten, mit dem SPÖ‑Abgeordneten Fritz Strobl im Aufsichtsrat, das Rennen machen wird. Geheißen hat es so im Protokoll der Bezirksvorstehung, ob es wahr ist, dass es Novomatic ist, ob es wahr ist, dass es Admiral Sportwetten ist, weiß ich nicht, aber der Herr Kollege Strobl wird uns vielleicht Auskunft geben können. Oder vielleicht ist es die Konkurrenz. Schon regt sich der ÖVP‑Klubobmann Penzings, Franz Lerch, unter dem Titel "Klein Las Vegas bald in Hütteldorf?" auf. Es kann doch nicht sein, dass man ihnen und den Bürgern das ganz einfach vor die Nase knallt. So weit, so schön. 

Die ÖVP braucht sich gar nicht zum Verteidiger der Bürger aufspielen. Ist es die Novomatic-Gruppe, dann soll der ehemalige geschäftsführende Obmann der ÖVP, Herr StR Hahn, seine Verbindungen spielen lassen. Ich hoffe, er wird als ehemaliger geschäftsführender Obmann noch Verbindungen zu dieser blühenden Firma haben. Ist es aber die Konkurrenz, dann soll Lerch nicht wegen Futterneids die große Lippe riskieren. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist niveaulos!) Das ist so. Einer, der selber Leute in einer Firma hat, die sich rühmt, im letzten Jahr 19 neue Spiellokale in ganz Österreich eröffnet zu haben. (GR Godwin Schuster: Bleiben Sie bitte beim Text!) - Was soll ich? Nein, es geht um den Servicebereich. Der Servicebereich, das verwechselt der Herr GR Godwin Schuster, steht im Akt und ist in Wirklichkeit nichts anderes als ein Wettkaffee. 

Auch die Bezirksvorsteherin Kalchbrenner, SPÖ, ist über dieses Projekt unglücklich. (GR Dr Herbert Madejski: Sehr unglücklich!) GR Fritz Strobl als Aufsichtsrat in einer Sportwetten AG kann helfen! Wird er es tun? Wir wissen es nicht. 

Rot und Schwarz sind in Wettbüros dermaßen verfilzt. Da muss der Bezirk übrigbleiben. Wettkaffees sind für uns Freiheitliche wirklich kein Servicebereich! (Beifall bei der FPÖ.) 

Zu: „Dieses Projekt wurde angeblich zwischen Vertretern der WIENER LINIEN abgestimmt.“ 

Herr StR Rieder, Herr StR Schicker, vergeuden Sie dort nicht am falschen Platz das Geld? Die WIENER LINIEN sind gescheiter. Sie fordern und befürworten nämlich die Verlängerung der U4 nach Auhof, nachzulesen in ihrem Jahresbericht. (Heiterkeit bei VBgm Dr Sepp Rieder.) Sie lachen! Das ist so, genauso wie die Freiheitliche Partei und die Penzinger Bevölkerung die Verlängerung der U4 nach Auhof und dort die Errichtung einer Park and Ride-Anlage. (Beifall bei der FPÖ. – GR Godwin Schuster: Da ist irgendeine Geschichte an Ihnen vorbeigegangen!) 
Zu: „Dieses Projekt wurde zwischen Vertretern des Bezirks abgestimmt.“ Das ist alles nicht wahr. Im Bürgerbeteiligungsverfahren haben sich alle gegen dieses Projekt ausgesprochen. Es ist einfach nicht wahr, dass der Verkehr nicht durch das Herz von Hütteldorf geführt wird. Ich könnte Ihnen jetzt die Details der Gassen und Straßen aufzählen. Es ist müßig; das können wir in der Bezirksvertretung abhandeln. Das können wir mit dem Bürger besprechen. Diese Park and Ride-Anlage liegt verkehrstechnisch am falschen Ort! (Beifall bei der FPÖ.) 

Im Akt heißt es: „Sie liegt daher in hohem Maße im öffentlichen Interesse, wodurch die Gewährung eines zinsenfreien Darlehens im oben angegebenen Ausmaß durch die Stadt Wien gerechtfertigt erscheint." Ich sage Ihnen, diese Park and Ride-Anlage in Hütteldorf liegt nicht im Interesse der Öffentlichkeit und es ist daher nicht gerechtfertigt, auf 80 Jahre 22,6 Millionen EUR zinsenfrei zu gewähren! Diese Park and Ride-Anlage samt Busbahnhof gehört nach Auhof. Die U4 gehört dorthin verlängert. 

Wir lehnen dieses Aktenstück aufs Entschiedenste ab! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Schieder. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Auch in Hütteldorf, wie in vielen anderen Bereichen der Stadt, ist der Individualverkehr ein Problem, das gegeben ist und immer stärker wird. Es geht hier vor allem um die Einpendler aus dem Umland, aber nicht nur um diese. Das ist der erste Punkt, der zu unterstreichen ist. Es geht auch um Einpendler aus Wien selbst, vom Wolfersberg, vom Satzberg und diesen Gebieten. Daher ist es auch die Verantwortung der Stadtverwaltung, darauf zu schauen, dass die Leute ihr Auto möglichst rasch wo abstellen können, um dann auf die U‑Bahn umzusteigen und weiterfahren zu können. So gesehen ist eine Park and Ride-Garage an den U-Bahn-Endstellen und eben auch an der U4‑Endstelle in Hütteldorf durchaus sinnvoll, auch mit den 1 250 Plätzen. 

Ich möchte zur Argumentation dem Kollegen Gerstl empfehlen, dass er sich vielleicht die heutige Redezeit von der Frau StRin Rothauer heraussucht oder bei ihr ein Privatissimum nimmt, weil sie heute eine schlüssige Argumentation gezeigt hat, warum man Parkplätze und Parkgaragen braucht. Ich habe es nur sehr schade gefunden, dass ihre schlüssige Argumentation anscheinend irgendwie stecken geblieben ist, weil sie nicht zum notwendigen abstimmungsgemäßen Verhalten bei diesem Geschäftsstück gefunden hat. 

Weiters möchte ich erwähnen, es hat ein Bürgerbeteiligungsverfahren für den Kernbereich Hütteldorf gegeben. Es ist auch der Großteil der dort gewünschten und bearbeiteten Punkte bereits umgesetzt oder in Umsetzung begriffen, weil nicht alle Punkte von heute auf morgen sofort realisierbar sind. Der Kollege Gerstl weist sehr wohl auf, dass zum Beispiel jene Punkte, die den Bahnhof Hütteldorf betreffen, mit den ÖBB zu regeln sind. Nachdem der ÖBB‑Vorstand seit gestern parteipolitisch mit einem ÖVP‑Parteibuch besetzt ist, würde ich Ihnen empfehlen, in diesem Sinne tätig zu werden und einmal ausnahmsweise auch etwas für die Bürgerinnen und Bürger Penzings zu erreichen, indem Sie bei Ihrem Parteifreund bei der ÖBB für die Umsetzung dieser Punkte intervenieren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Weiters gab es auch eine Bürgerinformationsveranstaltung, wo wir alle Beteiligten in allen Details informiert haben und man auch alle Details zu dem Verfahren detailliert diskutieren konnte. (GR Mag Helmut Kowarik: Falscher Standort! Schaut es euch an!) Dort konnte man auch erfahren, dass bei der Verkehrsfrage in der Planung schon die Lösung angelegt ist, nämlich dass die Zu- und Abfahrt zur Park and Ride-Anlage nur über das Wiental erfolgen kann. Natürlich machen wir nichts und befürworten wir diesen Schildbürgerstreich nicht, dass man sagt, stadtauswärtsfahrend gibt es keine Einfahrt. Ich sehe auch nicht das große Problem bei einer Einfahrt von Stadtauswärtsfahrenden. Das Entscheidende ist, dass der einpendelnde Verkehr über das Wiental über eine eigens zu schaffende Brücke hineingeführt wird. Wie Sie vielleicht bei dieser Veranstaltung bemerkt haben, es wird auch, um den Abfluss und Zufluss zu ermöglichen, über zwei Spindeln, eine Spindel quasi zur Einfahrt und eine zur Ausfahrt, und ein flexibles Ein- und Ausfahrtsschrankensystem zudem möglich sein, dass man in der Früh schnell die Autos über die Brücke bei der Garage hineinbekommt. 

Die Deutschordenstraße-Frage, die Sie angesprochen haben, kann ich insofern nicht einmal annähernd nachvollziehen, weil mir meine Ortskenntnis sagt, dort ist es so, dass die Deutschordenstraße eine Einbahn hinaufzu und nicht hinabzu ist. So weiß ich nicht, wie man wegfahrend von der Garage in die Garage gelangen soll. Das wäre noch interessant, irgendwie nachzuvollziehen. 

Ich möchte auch sagen, durch das zinsenfreie Darlehen, das wir heute hier beschließen, beschließen wir auch eine Tarifvorgabe, die ermöglicht, dort zu günstigen Tarifen zu parken, was sinnvoll ist, damit die Leute auch umsteigen. 2,70 EUR am Tag, 13,70 EUR für die Woche, 79,50 EUR fürs Monat und unter 500 EUR für das ganze Jahr. 

Ich möchte aber noch unterstreichen und klar sagen, eine Finanzierungszusage, die im Ausschuss beschlossen wurde, und die heute hier beschlossen werden soll, ist eine Finanzierungszusage. Das heißt, die Stadt sagt, wir sind bereit, dieses zinsenfreie Darlehen zu den ausgemachten Bedingungen zur Verfügung zu stellen. Das heißt aber nicht, dass mit einer Finanzierungszusage sofort alle Genehmigungen entfernt werden, sondern natürlich muss man die Betriebsanlagengenehmigungen, Baugenehmigungen und alle sonstigen Genehmigungen für so ein Projekt nach wie vor einholen. Es ist nach wie vor auch das Verkehrskonzept ausständig, was auch klar ist, weil die Planungsphasen eben noch nicht so weit sind. Das wird erst in nächster Zeit vorgelegt und dann kann man all diese Detailfragen hier noch einmal besprechen. 

Ich halte es nur auch nicht für sehr seriös, ganz ehrlich, wenn man eine Finanzierungszusage in der öffentlichen Darstellung gleich so vermengt, dass man den Eindruck erweckt, es wird jetzt gleich alles nicht mehr geprüft, was normalerweise bei solchen Bauvorhaben geprüft wird. (GR Mag Helmut Kowarik: Was soll noch geprüft werden? Es ist ja sicher ...!) Selbstverständlich wird noch ein Verkehrskonzept kommen. Das ist ja auch nicht der Punkt. Ich halte es wirklich für sehr unseriös, dass man hier so vermischend vorgeht, halte es aber gleichzeitig auch für dringend notwendig, dass wir eine Park and Ride-Garage am U-Bahn-Endpunkt Hütteldorf bekommen, vor allem angesichts dessen, dass jetzt eine planerische Lösung gefunden wurde, wie man die Verkehrsströme übers Wiental bündeln kann; wie man sie also nicht durch den Ortskern Hütteldorf und durch die Keißlergasse zieht, sondern sehr geschickt auch unten übers Wiental lenken kann.

In dem Sinn halte ich es für dringend notwendig, heute diese Finanzierungszusage zu geben, damit der präsumtive Betreiber in Zukunft alle notwendigen Genehmigungen und Verkehrsgutachten vorlegen kann. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Ich lasse als Erstes gemäß § 17 Abs 6 der Geschäftsordnung über den mündlichen Antrag des Kollegen Margulies auf Absetzung des Geschäftsstückes abstimmen.

Wer diesen Antrag unterstützt, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist nicht ausreichend unterstützt.

Somit kommt das Geschäftsstück zur Abstimmung.

Wer für die Postnummer 69 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ, daher mehrheitlich angenommen. 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 71 und 72 - sie betreffen die Gewährung von zinsenfreien Darlehen zur Finanzierung von Garagen - zusammenzuziehen, die Abstimmungen aber getrennt durchzuführen. - Gegen diese Vorgangsweise wird keine Einwendung erhoben.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Ekkamp, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die Debatte ist eröffnet. 

Herr GR Margulies, ich erteile Ihnen das Wort.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): So, und jetzt reden wir über die Finanzierung der Volksgaragen. 

Vorhin hatten wir eine Park and Ride-Anlage. Sie haben gerade großzügig beschlossen, die Firma Breiteneder mit 17 Millionen EUR zu subventionieren, damit sie eine Garage baut. (GR Heinz Hufnagl: Das haben Sie uns schon erklärt! Das haben wir schon mitgekriegt!) Ja, ich denke, das Dankschreiben der Firma Breiteneder wird morgen bei Ihnen eingehen. (GR Heinz Hufnagl: Oder der Leute, die froh sind, wenn sie Autos abstellen können!) Es ist ja nicht so leicht, in Hütteldorf eine Garage zu bauen und dann auch noch 17 Millionen EUR geschenkt zu bekommen, insbesondere wenn es darum geht, was wir mit diesem Geld sonst noch alles machen könnten.

Jetzt kommen wir zur Finanzierung der Volksgaragen. Inhaltlich haben wir uns zum Teil schon am Vormittag darüber unterhalten. Glücklicherweise stehen nur noch zwei auf dem Programm, der Bacherpark sowie die Volksgarage, glaube ich, unter dem Manes-Sperber-Park. Wir haben diese Woche eine Pressekonferenz gemacht, die wir "Dubiose Finanzierungen" oder so ähnlich genannt haben, "Dubiose Sachen im Garagenbau".

Warum dubios? - Die letzten Ansuchen zur Finanzierung von Volksgaragen erreichen bei der Förderung pro Stellplatz regelmäßig die Höchstsumme von 21 800 EUR an Fördermitteln pro Stellplatz. Wir haben uns die Mühe gemacht und versucht, dies einmal durchzurechnen, auch anhand von Unterlagen, die uns zur Verfügung gestanden sind, insbesondere aber auf Grund von Recherchen im Internet und auch von Recherchen bei Stellungnahmen, die im gestrigen Stadtsenat beschlossen wurden. Wir sind draufgekommen, dass die ausgewiesenen …

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Meine Damen und Herren von der FPÖ, darf ich Sie bitten! Ich verstehe zwar nicht ganz, warum Sie noch so gut aufgelegt sind, aber ich darf wirklich ersuchen, wenn es etwas zu lachen gibt, dies bitte entweder leiser oder draußen zu tun. - Danke. (Zwischenrufe bei der FPÖ. - GR Godwin Schuster: Der Ex-Vorsitzende hat gerade die Botschaft gebracht ...!) 

GR Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): Wir sind draufgekommen, dass bei einer Tiefgarage die ausgewiesenen Baukosten pro Stellplatz in der Regel um rund 30 Prozent unter den geförderten Baukosten liegen. 

Im Finanzausschuss habe ich gefragt, ob es schon abgerechnete Volksgaragen gibt und ob jemals etwas von einer beschlossenen Höhe nicht in Anspruch genommen oder zurückbezahlt wurde. Ich habe ebenfalls heute die Antwort erhalten, dass bisher erst drei Volksgaragen endgültig abgerechnet sind und bei allen dreien die zugesagte Förderhöhe in voller Höhe ausbezahlt wurde - genau das, was wir auch in unserer Pressekonferenz festgestellt haben.

Es wurde auch die Anmerkung gemacht, dass die Kosten pro Stellplatz differieren, was uns natürlich klar ist, da es zum Beispiel um den Zeitpunkt der Errichtung geht, um die Oberflächengestaltung, darum, ob es eine Hoch-, eine Tiefgarage oder eine mechanische Garage ist. Es ist uns vollkommen klar, dass deshalb zum Teil auch die Ansuchen differieren. Nichtsdestoweniger liegen die ausgewiesenen Baukosten immer um ungefähr ein Drittel unter demjenigen, worum angesucht wurde, was aber letzten Endes auch ausbezahlt wurde, zumindest bei den drei ausgewiesenen Garagen. Zwei davon, nämlich jene vom Dornerplatz und vom Steinbauerpark, haben wir auch in unserer Pressekonferenz erwähnt.

Jetzt ist es die Frage, ob diese Differenz von 30 Prozent tatsächlich so erklärt werden kann, wie es StR Rieder in einem Schreiben an mich versucht hat, nämlich dadurch, dass zu den Baukosten auch noch die Einbaukosten dazuzurechnen sind, also die Haustechnik, dass ferner die Planung dazuzurechnen ist et cetera. Ich nehme an, "et cetera" bezieht sich auf die Oberflächengestaltung.

Beim Steinbauerpark habe ich mir die Mühe gemacht nachzusehen, wie hoch der im Baurechtsvertrag festgeschriebene Beitrag des Garagenbetreibers zur Wiederherstellung der Oberfläche war. (VBgm Dr Sepp Rieder: Dann hat es der Bezirk gezahlt!) Ja - das waren 50 000 EUR, den Rest hat der Bezirk bezahlt, das stimmt schon. Aber das, was der Bezirk bezahlt, kann man doch wohl nicht in die Fördersumme des Garagenwerbers hineinrechnen, sondern das müsste man von der Fördersumme abziehen, was der Bezirk bezahlt! Was man also beim Steinbauerpark zum Betreiber dazugeben kann, das sollte im Zweifelsfall nicht in den 3,6 Mil-lionen EUR, die ausgewiesen sind, enthalten sein. Das sind die 50 000 EUR für die Gestaltung der Oberfläche.

Bei der Haustechnik und bei den Planungskosten sehe ich es anders, sehr geehrter Herr Stadtrat. Wenn die Firma, die die Gesamtplanung übernommen hat, in die als gesamt ausgewiesenen Baukosten die Haustechnik nicht hineinrechnet, dann haben solche Zahlen in Zukunft überhaupt keinen Wert mehr. Dasselbe gilt natürlich - weil man ja versucht, dort Werbung zu machen - für seine eigenen Planungskosten.

Deshalb werden wir einen Antrag einbringen, die bisherigen Punkte kontrollamtsmäßig zu überprüfen. Ich werde diesen Antrag einbringen, sobald ich ihn in der Hand habe; ich denke, meine Kollegin wird mir den Antrag jetzt herüberbringen, weil ich ihn in der Bank habe liegen lassen. (GRin Claudia Sommer-Smolik bringt ein Dokument zum Rednerpult.) Ich danke sehr.

Der Antrag lautet:

„Wir ersuchen, das Kontrollamt möge die Höhe der Darlehen an die Garagenwerber der diversen Volksgaragenprojekte hinsichtlich Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit prüfen.

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrages an den Kontrollausschuss."

Unterschrieben habe ich schon. (GR Godwin Schus-


ter: Ich glaube, da werdet ihr mehr Unterschriften brauchen!) Ich gehe davon aus, dass der Stadt Wien an Kontrolle, insbesondere im Garagenbau, genauso viel gelegen ist wie den Wiener GRÜNEN, und erwarte eigentlich eine Zustimmung zu diesem Antrag. (GR Christian Oxonitsch: Darum haben wir ein Minderheitenrecht!)
Natürlich, sollte die Sozialdemokratie ihre Zustimmung im Kontrollausschuss verweigern, werden wir von unserem Minderheitenrecht Gebrauch machen. Aber ich denke, es geht für Sie doch genauso wie für uns darum, aus dem Weg zu räumen, dass es da irgendwelche Ungereimtheiten gibt. Wie gesagt, die bekannt gewordenen Differenzen betragen der Größenordnung nach jedes Mal 30 Prozent. Es drängt sich natürlich die Frage auf, ob möglicherweise die bei den meisten Volksgaragen auch vorhandenen nicht-geförderten Stellplätze mit der offiziellen Fördersumme mitgefördert wurden. Ich denke, das sollte sich das Kontrollamt einmal ganz genau anschauen. 

Denn so wenig Geld ist es nicht, was die Gemeinde Wien regelmäßig für Volksgaragen ausgibt. Und dass es bei großen Bauprojekten schon das eine oder andere Mal zu Kartellabsprachen, zu Skandalen, zu Finanzverschiebungen, zu Korruption gekommen ist, ist ja nicht etwas, was erfunden ist, sondern es ist tatsächlich anscheinend auch Teil des Baugewerbes, dass so etwas hin und wieder einfach passiert. Ich denke, im Sinne der Steuerzahler und Steuerzahlerinnen wollen wir ja nicht, dass das Geld der Wiener und Wienerinnen in irgendeiner Art und Weise verplempert wird. 

Der nächste Punkt: Was mich in dem Zusammenhang dennoch sehr irritiert hat, war dass wir bei unseren Annahmen auch einen Rechnungshofbericht hergenommen haben, worin der Rechnungshof davon ausgeht, ein Stellplatz kostet vielleicht zwischen 10 000 und 11 000 EUR. Der Rechnungshof kann sich irren. Der Stadtsenat hat gestern in einer Stellungnahme beschlossen: Nein, wir gehen davon aus, ein Stellplatz kostet durchschnittlich 14 500 EUR.

Das Spannende, das ich heute erfahren habe ... (VBgm Dr Sepp Rieder: Dort auf der Hohen Warte!) Ja, aber das Spannende, das ich heute erfahren habe, ist dass die Wiener Stadtregierung, wenn sie dem Rechnungshof antwortet, mit Zahlen antwortet, die 13 Jahre alt sind. Das ist ein sehr großes Ernstnehmen des Rechnungshofes, wenn ich dem Rechnungshof schreibe: Ein Stellplatz kostet ungefähr 14 500 EUR auf dieser Lokation, nämlich Hohe Warte, und dann stellt sich heraus, dass diese 14 500 EUR 1991 geschätzt wurden. Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Stadtregierung! Herr Dr Rieder, Sie sind da, glaube ich, der Einzige: Ist das wirklich der Umgang mit dem Rechnungshof, dass man in einer Stellungnahme 13 Jahre alte Zahlen bekannt gibt? Oder deutet das nicht eher darauf hin, dass man Rechnungshofberichte nicht ganz so ernst nimmt?

Ein letzter Punkt zu den Volksgaragen, der ein bisschen in dieselbe Richtung geht wie bei der Park and Ride-Anlage: Ich gebe Ihnen Recht, die Subvention durch ein zinsenfreies Darlehen, im Großen und Ganzen tilgungsfrei in den ersten sieben Jahren, ist geringer als die 80 Jahre bei der Park and Ride-Anlage. Aber allein, dass es in den ersten 7°Jahren grosso modo tilgungsfrei ist - manchmal sind es nur sechseinhalb Jahre -, ergibt nach den ersten 7°Jahren schon einen Wertverlust in der Größenordnung von ungefähr 15 Prozent. Das heißt 15 Prozent Subvention bei einer niedrig angenommenen durchschnittlichen Inflationsrate von 2 Prozent. Nehmen wir die durchschnittliche Inflationsrate über den gesamten Zeitraum von 40 Jahren mit einem 7°Jahre tilgungsfreien Zeitraum - eineinhalb bis zwei Jahre baut man die Garagen, und 5°Jahre ab Inbetriebnahme ist das Darlehen ebenfalls tilgungsfrei -, dann kommt man bei 2 Pro-zent immer noch zu einer Subvention von 37 Prozent. 

Nur, das sage ich jetzt gleich dazu, im Interesse einer prosperierenden Wirtschaft hoffe ich, dass die durchschnittliche Rate nicht bei 2 Prozent bleibt. Wenn Sie sich anschauen, welche durchschnittlichen Inflationsraten wir in Zeiträumen eines wirklich größeren Wirtschaftswachstums hatten, dann lagen diese niemals unterhalb von 3 Prozent, zum Teil auf Grund einer Geldverknappung, die ja auch mit der Inflationsrate zusammenhängt, die wiederum mit dem Wirtschaftswachstum zusammenhängt. Ob es sinnvoller ist, die Wirtschaft anzukurbeln und eine durchschnittliche Inflationsrate von 3 bis 4 Prozent in Kauf zu nehmen, als in Wirklichkeit zu schauen, auf Biegen und Brechen - übrigens genau der Vorwurf, der in Wirklichkeit der Europäischen Zentralbank gemacht wird: Dass die Europäische Zentralbank sich einzig und allein der Preisstabilität verpflichtet und nicht dem Wirtschaftswachstum -, dass wir davon ausgehen müssen, dass die jetzigen 2,4 Prozent, insbesondere wenn die Energiepreise weiter steigen und es zu einem Wirtschaftswachstum kommt, mit Abstand nicht der durchschnittliche Prozentsatz sind. Das heißt, wir kommen wieder ungefähr auf einen durchschnittlichen Prozentsatz von 3,75 Prozent, und dies würde selbst bei einer 40-jährigen Finanzierung eine Subvention von ungefähr 60 Prozent bedeuten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Würden wir es als Subvention bezeichnen, wäre es nicht Maastricht-neutral; als Förderung ist es Maastricht-neutral. Allen muss klar sein, realiter ist es eine Subvention, und wir erhalten viel, viel weniger Geld zurück, als Wien jetzt ausgibt. Ob das tatsächlich im Interesse einer zukunftssichernden finanzpolitischen Maßnahme ist, wage ich zu bezweifeln.

In diesem Sinne lehnen wir die Volksgaragenfinanzierung ab. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Dipl Ing Dr Rothauer. Ich erteile es ihr.

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Mir ist klar, dass die Zeit schon so fortgeschritten ist, dass jeder froh ist, wenn eine Rede nicht stattfindet. (GR Kurth-Bodo Blind: Nein!) Ich habe lange mit mir gekämpft, ob ich nicht auch zurückziehen soll, weil es an sich ohnedies sinnlos ist, was man den GRÜNEN antwortet. Sie sind in diesem Punkt unbelehrbar. Dennoch kann ich nicht anders, als dass ich ein paar Worte dazu sage, und ich glaube, ich bin bekannt für kurze Reden. Ich mache es kurz. 

Ich möchte das wieder unter eine Überschrift stellen, so wie heute Vormittag schon: Die GRÜNEN gehen von falschen Voraussetzungen aus und verbreiten Falschmeldungen. - So einfach ist das. 

Sie wissen genau, der Rahmenbetrag von 21 800 EUR, der als Höchstgrenze für die Finanzierung von Zuschüssen zu Volksgaragen gilt, basiert auf einem seinerzeitigen Beschluss, dass der Volksgaragenplatz nicht mehr als 200 000 ATS kosten darf. Das ist die schlichte Umrechnung in Euro. Dass das ein nicht überhöhter Preis ist, haben Sie jetzt selbst relativiert. Denn wenn diese Rechtfertigung auf den Rechnungshofbericht hin mit Zahlen aus dem Jahre 1991 operiert, dann können diese heute ja nicht mehr gelten. Und wenn Sie sich die Richtlinien der Garagenförderungsaktion ansehen, die im Wirtschaftsförderungsfonds abgewickelt werden, dann werden dort auch Baukosten für Tiefgaragen von 20 000 EUR anerkannt. Das sind also Richtwerte, die nicht aus der Luft gegriffen sind. 

Aber was haben Sie uns erzählt? (GR Dipl Ing Martin Margulies: Die sind aber nicht ...!) Sie haben die ganze Zeit davon gesprochen, dass die Baukosten - Sie haben es auch recherchiert, in Ihrem Antrag steht es ja dankenswerterweise, so habe ich mir eine Arbeit erspart -, Sie haben also die ganze Zeit referiert, dass die Baukosten unter dem Betrag lagen, der aus der Förderungszusage resultierte. Aber Sie verwechseln da - Sie haben es dann ein paar Mal verwendet, aber auch wieder fälschlich - reine Baukosten, die im Übrigen auch auf dieser Homepage, die sie da angeben und die ich mir natürlich angeschaut habe, enthalten sind, mit den Gesamterrichtungskosten. Die Gesamterrichtungskosten setzen sich nicht nur aus den Baukosten zusammen, sondern eben auch aus Planungskosten, Einbautenumlegungen, Oberflächenwiederherstellungen, Oberflächenausgestaltungen, soweit sie nicht vom Bezirk übernommen werden.

Noch etwas: Es wird - auch ich habe mich heute erkundigt, Herr Kollege Margulies, nicht nur Sie waren fleißig - nur auf Grund tatsächlicher Abrechnungen ausgezahlt. Es wird also nachgewiesen, welche Summen verbaut wurden. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Ich probiere es dann noch einmal!)
Da habe ich mich jetzt die ganze Zeit gefragt: Was will er uns sagen? Und Sie haben es dann ohnedies beantwortet. Sie haben unterstellt, es könnten Baukartelle, Absprachen, Mitnahmeeffekte, indem da auch nicht-förderbare Stellplätze hineingeschummelt werden, der Grund sein. Das halte ich für eine wirklich grobe Unterstellung, und ich sage Ihnen auch, das ist der Grund, weswegen wir Ihrem Beschlussantrag beitreten, weil das geprüft und aufgeklärt gehört, ob Sie mit Ihrer Unterstellung Recht haben. Sicher haben Sie nicht Recht! Es spricht nichts dagegen, dass man sich das anschaut. 

Nur, Herr Kollege Margulies, Sie haben zwar heute viel recherchiert, und auch gestern schon für die Pressekonferenz, aber ganz exakt habt ihr nicht gearbeitet. Die Mitglieder des Kontrollausschusses aus meiner Partei haben mir gesagt, das Kontrollamt kann einen politischen Beschluss nicht prüfen. Die Höhen der Darlehen, die wir hier beschließen, sind ein politischer Beschluss. Das Kontrollamt kann Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit der Mittelverwendung sehr wohl prüfen, aber dann hätte es heißen müssen: „Prüfung der Errichtungskosten hinsichtlich Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit unter Verwendung der tatsächlich gewährten Förderungsmittel". 

Einen letzten Satz kann ich mir auch nicht ganz verkneifen. Sie haben uns am Vormittag - worauf ich jetzt nicht mehr reflektiert habe, obwohl Sie da eine Menge gesagt haben, was natürlich herausfordert - erklärt, die GRÜNEN sind gar nicht reflexartig gegen den Garagenbau, und so wäre das nicht, Sie sind nur jetzt gegen die Volksgaragen, weil das so eine Sauerei geworden ist. Ich glaube Ihnen das in dem Moment, in dem Sie mir beweisen, bei welchem Garagenbau Sie jemals schon zugestimmt haben. Oder vielleicht werden Sie doch einmal einem zustimmen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ein zweites Mal zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Margulies. Er hat noch eine Restzeit von 6 Minuten.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Ich werde diese 6 Minuten nicht brauchen. 

Frau Kollegin Rothauer! Ich denke, wenn wir im Kontrollausschuss diesen Antrag diskutieren, wird es kein Problem sein, in einen Bericht dazu, der dann zur Kenntnis genommen wird oder auch nicht zur Kenntnis genommen wird, diese Veränderung mit einzuarbeiten. 

Zweiter Punkt, und es ist mir wichtig, das herauszuheben: Bei den bisher abgerechneten Garagen betrug die Auszahlung der Fördersumme genau dieselbe Höhe, wie sie beantragt wurde. Ich habe nicht gesagt, dass bei den bisherigen Garagen immer die 21 800 beantragt wurden, auch nicht in der Pressekonferenz, sondern genau die Summen, die letztendlich abgerechnet wurden. 

Das einzige, was ich sage, ist: Bei den Baukosten, und wenn man das dann auf den Stellplatz umlegt, würde man eigentlich sagen, es ist um 30 Prozent weniger pro Stellplatz, als was gefördert wurde, außer - und das erscheint mir allerdings ein bisschen absurd - dass Einbauten oder Umlegungen, die natürlich zu den Gesamtbaukosten dazugehören, genauso wie die Haustechnik, die natürlich zu den Baukosten dazugehört, plötzlich nicht mehr in den Baukosten enthalten sein sollen.

Eine andere Geschichte ist die Oberflächengestaltung, wo zum Beispiel beim Steinbauerpark der Anteil an der Oberflächengestaltung, selbst wenn sie nicht dabei wäre, nur 50 000 EUR ausmacht und nicht die fehlenden 950 000 EUR. Den Rest hat vielleicht der Bezirk bezahlt. Aber das kann man doch nicht für den Garagenbetreiber als Förderung auszahlen, sondern das hat dann eben der Bezirk bezahlt.

Was aber jetzt zu bemerken ist, ist dass bei den neuen Volksgaragen - auch denen, die wir heuer schon hatten - immer um die Höchstsumme angesucht wurde und nicht mehr, wie noch bei der Steinbauerpark-Garage, nur um, glaube ich, 16 700 pro Stellplatz. (GR Heinz Hufnagl: Gegen die waren Sie ganz genauso!) Dennoch sind diese 30 Prozent bei zwei der abgerechneten Volksgaragen für uns evident, und das wollen wir nachprüfen. 

Sie werden doch nicht sagen, dass es bisher bei Großbaustellen weltweit - das ist kein Wiener Phänomen - niemals in irgendeiner Art und Weise, sage ich einmal, dubiose Machenschaften gegeben hat. Vielmehr laden genau solche Großförderungen und Großbaustellen dazu ein. Egal, in welches Land man schaut, egal, in welche Stadt man schaut: Es passiert! Wir wollen einfach, dass das geprüft wird, insbesondere deshalb, weil sich im Garagenbau fast immer nur dieselben Firmen um Aufträge bewerben beziehungsweise fast immer nur dieselben Firmen die Aufträge erhalten. 

Ich hoffe, das jetzt ganz komprimiert noch einmal klarer dargestellt zu haben. (Beifall bei den GRÜNEN. - StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Ich habe gedacht, etwas Neues!)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Frau Vorsitzende! Geschätzte Damen und Herren!

Wir haben heute schon sehr viel über Garagen diskutiert, bei Flächenwidmungen sowie auch jetzt wieder, da sind sehr viele Argumente dafür und natürlich auch Argumente dagegen gekommen. Es wäre jetzt sehr reizvoll, auf einige Thesen der GRÜNEN etwas ausführlicher einzugehen. Ich werde es aber nicht tun, weil wir hier in diesem Hause ja zeitökonomisch arbeiten wollen, und ich glaube auch nicht, dass es mir von diesem Pult aus gelingt, die Grundeinstellung der GRÜNEN gegen Volksgaragen zu ändern. 

Ich möchte aber schon noch bemerken, dass es das Ziel der Stadt Wien ist, leistbare Garagen für die Bevölkerung zu bauen, damit sie auch mehr Lebensqualität hat. Wer in einem überparkten Gebiet wohnt und wer selbst verspürt hat, wie es ist, wenn er eine halbe oder eine dreiviertel Stunde im Kreis fährt, der weiß, was es bedeutet, wenn er einen Parkplatz hat. Das bedeutet eben mehr Lebensqualität. 

Im Übrigen denke ich, das geschieht ja nicht aus Jux und Tollerei, sondern dieser Wunsch kommt eben aus den Bezirken. Nicht nur eine Garage, sondern mehrere Garagen sollten gebaut werden.

In diesem Sinn ersuche ich um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 71 ihre Zustimmung erteilen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist gegen die Stimmen der GRÜNEN angenommen. 

Es liegt zu dieser Post ein Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Überprüfung der Finanzierung von Volksgaragenprojekten vor. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Kontrollausschuss verlangt. 

Wer diesem Antrag zustimmen will, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Minderheit und somit abgelehnt. (GR Dipl Ing Martin Margulies, in Richtung SPÖ: Nicht einmal die Zuweisung!)
Wir kommen zur Abstimmung über Postnummer 72.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 72 ihre Zustimmung erteilen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist gegen die Stimmen der GRÜNEN angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 78 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 7. Gemeinde-rats-Subventionsliste. 

Es ist niemand zum Wort gemeldet. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung, die wir getrennt vornehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Subvention "Dr Karl Lueger Institut - Verein Wiener Volksheime" die Zustimmung erteilen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist gegen die Stimmen von GRÜNEN und FPÖ angenommen.

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Subvention "Julius Raab-Stiftung zur Förderung von Forschung und Bildung" die Zustimmung erteilen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls gegen Freiheitliche und GRÜNE angenommen.

Wer der Subvention "Wiener Seniorenbund" die Zustimmung erteilt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist gegen die Stimmen der GRÜNEN angenommen. 

Es kommt nun der Rest der Subventionsliste zur Abstimmung.

Ich bitte um ein Zeichen mit der Hand, wer dem Rest zustimmen will. - Das ist einstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 76 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Aufhebung der Friedhofsordnung der Stadt Wien. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Juznic, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Peter Juznic: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich eröffne die Debatte. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Blind. Ich erteile es ihm.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wenn man hier liest, die Friedhofsordnung vom 7. Februar 1990 in der Fassung vom 25. Oktober 2001 wird mit Wirksamkeit vom 15. Oktober 2004 aufgehoben, heißt das noch lange nicht, dass man sich auf den Wiener Friedhöfen benehmen oder auch nicht benehmen kann, wie man will. Ich möchte daher meine schriftliche Anfrage, die ich an StR Rieder gestellt habe, hier bekannt geben und zur Diskussion stellen.

In der "Kronen Zeitung" vom 18. Juli 2004 wurde folgender Sachverhalt verlautbart - "Krone Bunt", Seite 58 und 59, ich habe hier das Exemplar im Original, unter dem Titel "Zentralfriedhof": 

„Ottfried Fischer" - in seinem Dialekt -: „,Des is ja koa Friedhof, sondern a Institution. Die muass ma gsehn ham,' betonte der Wien-Erkunder ,wir sind da zwischen den Ehrengräbern herumgstiefelt, auf oamal kumma da ein Schippel Kinder und schrein: Da Bulle, da Bulle! und wolln Autogramme.'" (Heiterkeit bei der SPÖ.)
Ich weiß, Friedhofsthemen - das war meine Antrittsrede als Gemeinderat - waren immer Themen, zu denen die Sozialdemokraten hellauf gelacht haben. Ich weiß zwar nicht warum, aber das ... (GR Harry Kopietz: Es liegt nicht am Friedhof! - Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN.) Ja, ich weiß, es liegt nicht am Friedhof.

„,Da Bulle, da Bulle!' und wolln Autogramme.' Und während der Ottfried noch brav seinen Namen auf Zettelchen setzte, tauchte der türkische Chef des Familien-Clans auf: ,So schnell ham wir gar net schaun können, da waren wir bei dieser türkischen Familie eingeladen', grinst der Bulle ,und ham mit ihnen essen müassen. Schischkebab vom Spieß, Döner, Schaschlik und Baklava. Dazu Bier und Kümmelschnaps. Die ham nämlich mit an Grillen den zehnten Todestag von einem Bruder gefeiert.’" 

Und jetzt kommt es: „Auf der Grabplattn, wo er drunter liegt." So geschehen am Wiener Zentralfriedhof: „auf der Grabplattn, wo er drunter liegt"!

Der geschilderte Sachverhalt trug sich - siehe Text "Ehrengräber" - am nicht moslemischen Teil des Zentralfriedhofs zu. Die gefertigten Gemeinderäte stellen daher gemeinsam - und so weiter - die Anfrage: 

„Haben Sie oder die zuständigen Beamten von dieser Verhaltensweise bereits Kenntnis erlangt?"

(In Richtung SPÖ:) Na, Sie würden lachen, wenn Sie eine Beerdigung haben, und neben Ihnen wird gegrillt und getafelt! Vielleicht lachen Sie, vielleicht ist das für Sie lustig - das ist aber nicht mein Kulturverständnis. Das ist Ihr Kulturverständnis, und das ist eine Schande, eine Schande für diese Stadt! (Beifall bei der FPÖ.) Sich so auf unseren geweihten Friedhöfen zu verhalten, und Sie lachen dazu - Sie tun mir wirklich Leid. Sie sind armselig, ich sage es Ihnen, wirklich armselig! (GRin Waltraud Cécile Cordon: Aber wenn ich hinterher ins Wirtshaus gehe, ist das auch nicht ...!)
„Ist ein solches Verhalten mit der derzeitigen Rechtslage vereinbar?“ 

„Wenn ja, was haben Sie beziehungsweise was werden Sie veranlassen, damit diese die Sitten und den Anstand verletzenden Verhaltensweisen in Wien nicht mehr möglich sein werden?" (GR Dipl Ing Martin Margulies: Ist das wirklich so ein großes Problem?)
„Wenn nein, welche Konsequenzen werden in dieser Angelegenheit gesetzt werden?“

„Haben Sie persönlich schon Anweisungen in dieser 

Sache erteilt?“

„Wenn ja, welche Anweisungen haben sie wem und wann erteilt?"

„Wenn nein, warum nicht?"

In der "Kronen Zeitung" steht weiter - ich zitiere: „Was sogar Ottfried Fischer verblüffte: Dass seine Popularität bis zum Wiener Zentralfriedhof reicht, und zwar mit Multikulti-Dimension."

Ich sage Ihnen, ich würde keinem Wiener raten, sich in der Türkei oder sonst einem muslimischen Land so gegen die Landessitten zu verhalten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Sie stehen vor dem Scherbenhaufen Ihrer verfehlten Einwanderungs- und Integrationspolitik. (GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Aber wenn sie rechtzeitig ...!) Auf Ihre Reaktionen darf man gespannt sein. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Klier. Ich erteile es ihr. (GR Dipl Ing Martin Margulies, in Richtung SPÖ: Aber keine ernsthafte Antwort! - GRin Helga Klier, auf dem Weg zum Rednerpult: Nein, wäre es nicht wert!)
GRin Helga Klier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Dass dieses Thema das einzige sein kann, das bei diesem Geschäftsstück zur Sprache kommen kann, war mir klar. Denn das Geschäftsstück selbst wurde im Ausschuss einstimmig beschlossen, und es gab hier überhaupt keine Debatte, dass das nicht oder schon sein sollte. (GR Dr Herbert Madejski: Gefällt Ihnen das? - Weiterer Ruf bei der FPÖ: Haben Sie mitgegrillt?) Dass Sie natürlich gerade dieses Thema thematisieren, war mir von Haus aus klar. Ich habe nur darauf gewartet, in welcher Art und Weise es kommt, aber dass es kommt, war eindeutig klar. (Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Dass die Vorgangsweise sicher nicht ganz in Ordnung war, sage ich auch. Nur, bitte schön, wir haben jetzt hier keine Fragestunde über moslemisches Verhalten, sondern wir haben einen Akt zu beschließen. Dieser Akt sagt die Aufhebung der bestehenden Friedhofsordnung aus, und sonst gar nichts. 

Ich beantrage daher, diesen Akt zu genehmigen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. (GR Dr Herbert Madejski: ... geht grillen!)
Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Wiener Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen, die Hand zu heben. - Das ist einstimmig angenommen.

Wir sind damit am Ende der öffentlichen Tagesordnung.

(Schluss um 21.36 Uhr.)
